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Editorial 

Globalisierung 

Die derzeitige öffentl iche Debatte erweckt häufig den Eindruck, 
die Globalisierung sei die Ursache für fast alle wirtschaftl ichen 
Probleme und l iefere die Begründung für weitreichende Maß­
nahmen auf wirtschaftl ichem und sozialem Gebiet. Viele Kom­
mentatoren und politische Handlungsträger machen die Weit­
märkte für Probleme verantwortl ich, d ie durchaus heimische 
Ursprünge haben.  Unter dem Schlagwort Globalisierung wer­
den n icht nur Hypothesen formul iert und Sachverhalte zusam­
mengefaßt, sondern nicht zuletzt auch Ängste artikuliert. 

Um ein wenig Ordnung in die Überlegungen zur Globalisierung 
zu bringen , werden im folgenden drei Bereiche unterschieden, 
in denen der Begriff verwendet wird .  Es geht dabei in allen drei 
Bereichen um die zukünftige Entwicklung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen und die ökonomischen wie politischen 
Folgen derselben. 

Die öffentliche Diskussion 

Der beinahe schon inflationären Verwendung des Begriffs 
Global isierung in politischen Statements und der medialen Be­
richterstattung kommt das Verdienst zu , die Öffentl ichkeit auf 
eine neue Qualität internationaler Verflechtungen und damit des 
pol itischen und wirtschaftlichen Handeins hingewiesen zu ha­
ben .  Problematisch ist, daß d iese Debatte weitgehend in  
Schwarz-Weiß gehalten ist. Den globalen Dorfidyllen mit maxi­
maler Wahl- und sonstiger Freiheit bei den Optimisten stehen 
globale Slums mit riesigen Arbeitslosenheeren bei den Pessimi­
sten gegenüber. Seide Seiten untermauern ihre Version m it 
Beispielen und Erzählungen , die, um Krugman (1 990) zu zitie­
ren,  "usually fun ,  rarely wei l  informed and never serious" sind. 

Um herauszufinden , was hinter dem Schlagwort Globalisierung 
steht und welche Konsequenzen daraus folgen,  ist jedoch eine 
etwas entspanntere, auf rationalen Überlegungen aufbauende 
Herangehensweise notwendig. Diese gibt es durchaus in den 
beiden anderen Anwendungsbereichen des Globalisierungs­
begriffs. 

Die polit-ökonomische und soziologisch inspirierte 

Globalisierungsdebatte 

Globalisierung bezeichnet dabei einen Transformationsprozeß 
gesellschaftlicher Funktionszusammenhänge. Dabei verändern 
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sich die Auswirkungen von sozialem, politischem und wirtschaft­
l ichem Handeln .  Bewährte Institutionen und Mechanismen wer­
den von verschiedenen Seiten in Frage gestellt bzw. überhaupt 
unwirksam, und neue Regelungsmechanismen entstehen. 

Das Hauptaugenmerk beim Thema Globalisierung l iegt dabei 
auf der Veränderung der internationalen Interdependenzen und 
auf deren Folgen auf nationaler und regionaler Ebene. Wie üb­
l ich gibt es natürlich auch zu dieser Frage mehrere sozialwis­
senschaftliche Schulen beziehungsweise Denkrichtungen . 

Hier sei nur der Regu lationsansatz erwähnt. Diese Theorie­
richtung geht vorwiegend auf französische Autoren zurück und 
hat erst mit Verzögerung Eingang in internationale Diskussio­
nen gefunden. Ein Grund für die Verzögerung dürfte die spärli­
che Verwendung des Englischen, der l ingua franca der Ökono­
mie, sein. 

Aufbauend auf Marx, jedoch ohne einem dogmatischen De­
terminismus geschichtlicher Entwicklung zu frönen (wie er übri­
gens auch in Teilen nichtmarxistischen Entwicklungspol itik vor­
handen ist), wird hier versucht, die Bedingungen zu analysie­
ren,  die eine stabile gesellschaftl iche Produktionsweise ermög­
lichen. Analytisch wird dabei zwischen dem Akkumulationsregime 
und der Regulationsweise unterschieden. Zur I l lustration der 
Sinnhaftigkeit dieser Betrachtungsweise seien zunächst die bei­
den Begriffe erläutert. 

Das Akkumulationsregime beschreibt eine kohärente Auftei­
lung des Nettoprodukts auf Akkumulation, also den Aufbau von 
Produktionskapital ,  und Konsum.  So ist etwa in einer ländli­
chen Subsistenzwirtschaft die Aufteilung durch den Nahrungs­
bedarf einerseits und den Saatgutbedarf andererseits gegeben. 
Eine Akkumu lation im Sinne eines expansiven Aufbaus von 
Produktionsmitteln findet nicht statt. Im fordistischen Regime (im 
wesentl ichen die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, wobei sein 
E n d p u n kt noch Gegenstand d e r  De batte i st)  ist das  
Akkumulationsregime gekennzeichnet von einer zunehmenden 
Arbeitsproduktivität, verbunden mit einer zunehmenden Kapital­
ausstattung pro Arbeiter und einer Ausweitung des Massen­
konsums. Analytisch sinnvoll ist dieser Begriff, da offensichtlich 
nicht jegliche beliebige Kombination von Produktionsweisen und 
Konsum längerfristig stabil sein kann.  Massenkonsum in einer 
Subsistenzwirtschaft ist vermutlich nur ein Jahr lang mögl ich , 
dann ist das Saatgut aufgegessen. Massenproduktion kann nur 
dann aufrechterhalten werden, wenn es ausreichend Abnehmer 
gibt. 

Ein Akkumulationsregime wird stabil isiert durch implizite wie 
expl izite Regeln, Gesetze und Institutionen, die unter dem Be­
griff des Regu lationsregimes zusam mengefaßt werden .  I m  
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Fordismus zeichnete sich die Regul ierung durch die Absiche­
rung eines steigenden Massenkonsums aus. Keynesianische 
Stabil isierungspolitik, starke Gewerkschaften und der Wohlfahrts­
staat sind Elemente d ieses Regulationsregimes. 

Obwohl ein Akkumulationsregime seine Regulationsform nicht 
eindeutig bestimmt, ist dennoch nicht jede Regulationsform mit 
jedem Akkumulationsregime kombinierbar. Als einfaches Bei­
spiel kann die momentane Österreich ische Debatte zur Berufs­
ausbildung gelten: Ohne gesicherte Berufsausbi ldung (Regula­
tion) wird es kein qualitätszentriertes Wachstum (Akkumulation) 
geben können. Und ohne ausreichende Nachfrage nach qual ifi­
zierten Arbeiterinnen (Akkumulation) wird die beste Berufsaus­
bildung (Regulation) nicht helfen. 

Die Global isierung kann nun als eine Krise im bisherigen 
Akkumulations-Regulations-System gesehen werden. Und es 
können sinnvollerweise Fragen gestellt werden nach den spezi­
fischen h istorischen Entwicklungen der momentanen gesel l­
schaftlichen Situation, nach den Brüchen im ford istischen Kon­
sens von Massenproduktion und Massenkonsum und nach mög­
l ichen neuen Formen der Regulation sowie der Institutionen und 
Mechanismen, die ein mögl iches neues Regulationsregime tra­
gen.  

Die herrschende Volkswirtschaftslehre 

Ein dritter Bereich , in dem über Globalisierung diskutiert wird ,  
ist d ie  Volkswirtschaftslehre.  Hier wird unter Global isierung oder 
Internationalisierung im wesentlichen die grenzüberschreitende 
Verflechtung von Märkten verstanden . Nicht besonders überra­
schend wird daher von der Internationalisierung der Güter und 
D ienst le istu ngsmärkte ( i m  wesent l ichen das Geb iet der  
Außenhandelstheorie), der Finanzmärkte sowie der Arbeitsmärk­
te gesprochen. ln jüngerer Zeit ist auch das Thema der trans­
bzw multinationalen Konzerne wieder mehr in den Mittelpunkt 
des Interesses gerückt. 

Erkenntnisse der Debatte 

Nach dieser Darlegung der Bereiche, die sich mit Globalisie­
rungsproblemen befassen, ist natürlich die Frage angebracht, 
welche Schlußfolgerungen in den einzelnen Bereichen gezo­
gen werden. Auf den ersten Blick tragen sie nicht sehr viel bei ,  
oder besser, nichts sehr Konkretes. Während im pol it-ökono­
misch bzw. -soziologischen Bereich zumindest Ein igkeit besteht, 
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daß eine Transformation im Gange ist, reichen die Meinungen 
bei den Ökonomen von einer Leugnung der Novität der Ent­
wicklung bis hin zum Glauben, die Entwicklung verl iefe mehr 
oder weniger naturgesetzl ich . Dennoch lassen sich aus der noch 
offenen Debatte einige Erkenntnisse ziehen. 

Im Fall der pol it-ökonomischen Debatte folgt aus der Struktur 
der Erklärung, daß ein neues Akkumulations-Regulationsregime 
nur entstehen bzw. sich etablieren kann,  wenn es in sich logisch 
konsistent ist. Eine Fortschreibung einer bestimmten Entwick­
lung im Bereich der Akkumulationssphäre ohne gleichzeitiger 
Anpassung der politischen und quasi-pol itischen Regul ierungen 
führt daher notwendigerweise zu unrichtigen Prognosen. Es stellt 
sich , und d ies wird in d ieser Debatte klar, die Frage nach der 
politischen Form des neuen Regulationsmechanismus. Da die­
se nicht eindeutig determiniert ist, eröffnen sich durchaus politi­
sche Handlungsmöglichkeiten .  

Aus der ökonomischen Debatte können ebenfalls einige wert­
vol le Hinweise gewonnen werden. So ist es selbst in  den sehr 
freihandelsorientierten Standardtheorien , wie z .B.  dem Faktor­
proport ione n m ode l l ,  e i nde utig ,  daß  Fre i hande l  zwar zu 
Woh lstandsste igerung beiträgt ,  jedoch g le ichzeit ig d u rch 
Verteilungseffekte auch einige der Beteiligten schlechter stel lt. 
Freihandel ist nur dann paretaverbessernd (stellt also keinen 
Beteil igten schlechter), wenn er von einer entsprechenden Um­
verteilungspolitik begleitet wird .  Es ist daher erstaunlich , daß auch 
von Wissenschaftern a rg u ment ie rt w i rd ,  F re i hande l  se i  
woh lfahrtssteigernd und Umvertei lungspol itik müsse aufgege­
ben werden, um im Freihandel überleben zu können. Da der 
oben angeführte Zusammenhang Standard lehrbüchern der 
Handelstheorie zu entnehmen ist, läßt sich d iese Argumentati­
on wohl nur durch eine ideologisch verursachte Sehschwäche 
erklären. 

Eine Schlußfolgerung für Österreich aus al len drei Bereichen 
zu ziehen , ist ebenso trivial wie bedeutend. Eine wesentliche 
politische Aufgabe ist die Verstärkung der europäischen Politik. 
ln der medialen Diskussion scheint diese Forderung allerdings 
nicht auf logischen Begründungen zu beruhen, sondern eher 
aus einem Mangel an anderen Argumenten zu folgen. ln der 
polit-ökonomischen Diskussion folgt der Ruf nach Maßnahmen 
auf EU-Ebene aus der Tatsache,  daß eine Regulierung eines 
transnationalen Akkumulationsregimes nur durch transnationale 
politische Institutionen erfolgen kann.  ln der ökonomischen De­
batte ergibt sich die obige Schlußfolgering aus der schl ichten 
Tatsache, daß Europa eine wesentlich geschlossenere Wirtschaft 
darstellt als die jeweiligen Einzelstaaten und daher die Nutzung 
von Skaleneffekten bei gleichzeitigem Vermeiden von destrukti-
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ven Unterbietungswettläufen nur durch koordin ierte Rahmen­
bedingungen mögl ich ist. 

ln diesem Zusammenhang ist es sinnvoll zu fragen, welche 
konkreten Auswirkungen die weltwirtschaftliche Vernetzung auf 
die bisher verfolgten Ziele der Wirtschaftspolitik hat. 

Globalisierung und Ökologie 

Ökologische Zielsetzungen , die ja erst seit jüngerer Zeit in das 
magische Vieleck der Wirtschaftspolitik Eingang gefunden ha­
ben, werden durch die internationale Vernetzung mehrfach be­
einflußt. 

E i ne  offens icht l iche Bee i nträcht ig u n g  fi ndet d u rch d i e  
Schwerpunktsetzung i n  der öffentlichen Debatte statt. Die Er­
haltung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit hat die Erhal­
tung der Umwelt aus den Schlagzeilen und aus den politischen 
Reden verdrängt. Ökolog ische Zie lsetzungen laufen Gefahr, 
aufgrund von Globalisierungsängsten vernachlässigt zu werden. 
So kann sich der Versuch , internationale Konkurrenzpositionen 
zu verteidigen, durchaus in Öko-Dumping niederschlagen . 

Die Gefahr, daß mit der Verbreitung bestehender westlicher 
Lebensstandards die Belastungsfähigkeit der Ökosphäre über­
schritten wird ,  ist nicht von der Hand zu weisen.  Ein Bl ick auf 
den Pro-Kopf-Verbrauch von Energie in den Industrie- und Ent­
wicklungsländern läßt diese vielmehr plausibel erscheinen. Und 
die entstehenden Verkehrsströme belasten zusätzlich die Um­
welt. 

Aus der Sicht der klassischen Außenhandelstheorie stellen 
bi l l igere Emissionsmögl ichkeiten einfach einen komparativen 
Vortei l für umweltbelastende Industrien in den betreffenden Län­
dern dar. Die Wohlfahrtseffekte lassen sich in diesen Modellen 
nicht vernünftig analysieren, da negative externe Effekte und 
damit ein Großtei l  der Umweltbelastungen übl icherweise per 
Annahme ausgeschlossen werden. 

Vorteile für ökologische Zielsetzungen können sich in diesem 
Modell ergeben , sofern die Energiepreise durch die verstärkte 
Inanspruchnahme steigen und der Druck zu effizienter Nutzung 
zunimmt. Eine Mögl ichkeit, wie sich die unmittelbaren Handels­
gewinne positiv auf die Ökologie auswirken könnten, wäre die 
Entstehung relativer Kostenvorte i le durch umweltgerechtere 
Produktionsbedingungen, wenn also z .B.  Freilandanlagen statt 
beheizter Glashäuser verwendet werden. 

Wesentlicher erscheint aber der politische Effekt. lnfolge der 
Konkurrenzängste entstehen Ansätze zur internationalen Koor­
dination von Umweltschutznormen. Dabei mag es sich zwar auch 
um versteckten Protektionismus handeln, der al lerdings ökono-
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misch und ökologisch sinnvoll im Sinne einer I nternalisierung 
externer Kosten wäre . Analoges g i lt auch für internationale 
Verkehrsabgaben.  

Globalisierung und Leistungsbilanzausgleich 

Ob der Leistungsbilanzausgleich mit stärkerer internationaler 
Verflechtung einfacher oder schwieriger geworden ist, läßt sich 
schwer sagen, da durch den Abbau von Zollschranken sowohl 
Exporte als auch Importe erleichtert werden. Die wesentliche 

Frage ist, wie schnell die Außenhandelssalden auf Differen­
zen in den Wachstumsraten der betei l igten Ökonomien reagier­
ten .  Als erste Annäherung läßt sich vermuten,  daß die zuneh­
mende internationale Vernetzung zu einem schnelleren Wirksam­
werden von Handelsbilanzrestriktionen geführt hat. Dies kann 
positiv sein ,  wie die Sonderkonjunktur der deutschen Wieder­
vereinigung gezeigt hat, oder negativ, wie im Falle der derzeiti­
gen Konjunkturkrise in Europa. 

Der Zusammenhang zwischen der Globalisierung, verstanden 
als stärkere Interdependenz von einzelnen nationalen Faktor­
und Gütermärkten,  und der Leistungsbilanz könnte folgender­
maßen beschrieben werden: Während bei flexiblen Wechsel­
kursen und relativ autonomen Ökonomien die Leistungsbi lanz 
über Ab- und Aufwertungen eine Tendenz zum Ausgleich auf­
weist, wird d ies bei stärker vernetzten Ökonomien schwieriger. 
Obwohl der Wechselkursmechanismus nach wie vor funktioniert, 
steigt das von Wechselkursunsicherheit betroffene Transaktions­
volumen in Größenordnungen, die einen entscheidenden Ein­
fluß  auf die nationale Volkswirtschaft haben . Wird nun versucht, 
die Wechselkursschwankungen durch die nationale Geldpolitik 
zu reduzieren, so fäl lt der Druck, Inflations- und Wachstums­
differenzen auszug leichen, zurück auf die nationalen Institutio­
nen, die nunmehr bei höherem nominellen Wachstum über re­
striktive Zinspolit ik Abwertungen vermeiden müssen.  

Im  Zusammenhang mit Leistungsbilanzfragen muß noch kurz 
auf eine häufige Fehl interpretation von Leistungsbilanzüber­
schüssen in der medialen Globalisierungsdebatte h ingewiesen 
werden. Ein Land kann aufgrund schl ichter Saldenmechanik 
nicht g leichzeitig Nettozuflüsse an Kapital und Außenhandels­
überschüsse aufweisen, denn damit würde es zu einem Anhäu­
fen von Fremdwährungsreserven in der Notenbank dieses Lan­
des kommen und vermutlich zu einem veritablen Aufwertungs­
druck auf die Währung dieses Landes. Um es vereinfacht zu 
formul ieren, um in einem Land zu investieren, müssen die aus­
länd ischen Investoren die notwendigen Mittel in  heimischer 
Währung irgendwo verdienen können, ebenso wie die auslän-
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dischen Kunden, die inländische Produkte kaufen,  heimische 
Währung irgendwo verdienen müssen. Dieser Gleichgewichts­
aspekt des internationalen Handels wird al lzu häufig übersehen. 

Globalisierung und Wachstum 

Die Wachstumseffekte, die durch zunehmende internationale 
Verflechtung entstehen , sind genauso umstritten wie vielfältig . 
Aus nachfrageseitiger Sicht ist zu bedenken, daß zwar einer­
seits die Exporte einen wesentlichen Anteil der gesamtwirtschaft­
l ichen Nachfrage darstel len, gleichzeitig aber auch die Importe 
einen Guttei l des gesamtwirtschaftl ichen Angebots ausmachen. 
Als dynamischer Effekt, der unter Umständen wachstumsför­
dernd wirkt, ist der erhöhte Innovationsdruck für Unternehmen 
zu nennen . 

Aus angebotsseitiger Sicht, und das ist die zentrale Aussage 
von Ricardo, ist es natürl ich vernünftig , wenn jedes Land die 
Produkte herstel lt, welche es am effizientesten, also mit dem 
geringsten Aufwand im Verhältnis zu anderen Gütern , herstel­
len kann,  wobei d ie Betonung auf " im Vergleich zu anderen 
Gütern" l iegt. Bei komparativen Kostenvortei len geht es aus­
schließlich um unterschiedl iche relative Kosten .  Dies ist der Kern 
des komparativen Vortei lsarguments. 

Führen wir Geld in das Modell e in ,  ist dies einfacher zu sehen:  
Sollte e in Land zu herrschenden Wechselkursen alle Güter bil l i­
ger herstel len können , so würde d ies zu Außenhandelsüber­
schüssen und in der Folge zu Aufwertungen führen, und zwar 
solange, bis zumindest ein Gut im anderen Land bi l l iger herzu­
stellen ist. 

Ein weiterer positiver angebotsseitiger Wachstumseffekt könn­
te durch die bessere Ausnutzung von Skaleneffekten bei einer 
Ausweitung der Marktgebiete zustande kommen. 

Globalisierung und Preisstabilität 

Ein Ziel der Wirtschaftspolitik, das in der gegenwärtigen Si­
tuation durch die verstärkte internationale Verflechtung sicher­
l ich leichter erreicht werden kann, ist jenes der Preisstabil ität 

Die zunehmende Konkurrenz auf den Gütermärkten dürfte 
positive Auswirkungen auf die Preisstabil ität haben . Weiters führt 
auch der in allen wichtigen Partnerländern verstärkte Druck auf 
den Arbeitsmarkt zu inflationsdämpfenden Effekten .  Im günstig­
sten Fall könnte die zunehmende Konkurrenz die durch Unter­
nehmen erzielbaren Aufschläge dämpfen und somit zu einer 
Abschwächung des Inflations-Arbeitslosigkeits-Dilemmas führen. 

7 
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Eine negative Auswirkung der Globalisierung könnte der Im­
port von Inflation sein ,  wodurch die inländischen Preise nicht 
mehr im selben Ausmaß von den nationalen Arbeitsmarkt­
institutionen kontroll ierbar sind . 

Globalisierung und Beschäftigung 

Ein wesentlicher und genauso umstrittener Zusammenhang 
ist jener zwischen der G loba l is ierung e inerseits und  der  
Beschäftigungsentwicklung sowie der Entwicklung der Arbeits­
losigkeit anderseits. 

Während die apokalyptische mediale Debatte keinen Zweifel 
daran läßt, daß die Globalisierung zu massiver Arbeitslosigkeit 
führt, gibt es weder in der ökonomischen Theorie noch in den 
beobachtbaren Daten besondere Anzeichen dafür. Der Antei l  
der Österreichischen Importe aus den häufig als Bedrohung ge­
sehenen dynamischen asiatischen Volkswirtschaften bewegt sich 
mit etwa 3% der Gesamtimporte in einer Größenordnung, die 
derartig gravierende Schlußfolgerungen nicht zuläßt. Was die 
internationalen Direktinvestitionen betrifft, so wird häufig über­
sehen, daß die Österreichischen Direktinvestitionen im Ausland 
selbst bei ihrem bisherigen Höchststand im Jahr 1 993 nicht über 
1 ,2% des B IP gestiegen sind und damit nur etwa ein Zwanzig­
stel der Gesamtinvestitionen ausmachten. Zieht man davon die 
ausländischen Investitionen in Österreich ab, so bleibt überhaupt 
nur mehr ein verschwindender Anteil übrig .  ln den Jahren 1 994 
und 1 995 war der Saldo der Direktinvestition wieder weitgehend 
ausgegl ichen . 

Mit d iesen Argumenten soll nicht behauptet werden, daß es 
keinen Zusammenhang zwischen der internationalen Verflech­
tung und der Beschäftigungsentwicklung gibt, sondern daß noch 
mehr empirische und theoretische Arbeiten erforderlich sind, um 
Aussagen machen zu können. 

Globalisierung und Einkommensverteilung 

Als letztes der klassischen wirtschaftspolitischen Ziele soll die 
gleichmäßige Einkommensvertei lung betrachtet werden . 

Unmittelbar dürfte die symbolische bzw. psychologische Wir­
kung der derzeitigen Global isierungs- bzw. Standortdebatte den 
am stärksten destabil isierenden Einfluß auf die Österreichische 
Gesellschaft ausüben . Für Deutschland stellt eine Standortstudie 
des lfo-lnstituts für Wirtschaftsforschung fest, daß die Klagen 
der Unternehmer über zu hohe Arbeitskosten zu einem großen 
Tei l  interessenpolitisch motiviert sind. Für Österreich dürfte ähn­
liches gelten. 
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Die Drohung der Unternehmerseite, ins Ausland zu verlagern , 
führt zu einer Machtverschiebung zugunsten des Kapitals. Aber 
die derzeitige Tendenz, die kooperative Lohntindung zu unter­
laufen, könnte sich letztlich für die Unternehmerseite als nach­
tei l ig erweisen, da damit ein wesentlicher Standortvorteil öster­
reichischer Unternehmungen, der soziale Frieden , verlorenzu­
gehen droht. 

Aus theoretischer Sicht finden sich ebenfalls Argumente da­
für, daß eine Verstärkung der Außenhandelsbeziehungen nur 
dann zu einer allgemeinen Wohlstandssteigerung beiträgt, wenn 
durch die Polit ik eine Umvertei lung von den Globalisierungs­
gewinnern zu den Global isierungsverl ierern stattfindet. Gerade 
die derzeit im Zuge der Standortdebatte immer wieder geäußer­
ten Forderungen nach Abbau von sozialstaatl iehen Einrichtun­
gen sind damit geeignet, d ie Gewinne aus dem verstärktem 
Außenhandel nur einem Tei l  der Bevölkerung zugute kommen 
zu lassen.  

Als historisches Beispiel dafür, daß Globalisierung bei entspre­
chendem politischen Willen keineswegs zwangsläufig zu einer 
ungleicheren Vertei lung von Einkommen führt, kann die jüngere 
Geschichte gelten. Seit dem Zweiten Weltkrieg sind paral lel zur 
verstärkten internationalen Integration auch die Institutionen des 
Sozialstaates und der Demokratie ausgebaut worden. 

Schlußbemerkungen 

Eine allgemeiner Aspekt der stärkeren Vernetzung darf natür­
l ich nicht übersehen werden: der verminderte Einfluß der natio­
nalen - insbesondere der europäischen - Regierungen . Diese 
Einschränkung ist insofern notwendig, als in einer vergleichs­
weise geschlosseneren Volkswirtschaft wie z .B.  den USA, die 
zudem über flexible Wechselkurse in der Lage ist, die binnen­
wirtschaftl iche Entwicklung von der internationalen Entwicklung 
weitgehend abzukoppeln, die nationalen Handlungsspielräume 
durchaus intakt sind. l n  Europa hingegen finden wir eine inten­
sive wirtschaftliche Vernetzung bei einer nach wie vor ungenü­
genden politischen Integration. Das Beispiel der französischen 
Expansionspolitik zu Beginn der achtziger Jahre belegt d ies hin­
reichend. 

Zusammenfassend läßt sich festhalten,  daß die Globalisierung 
der Wirtschaft in ihren Wirkungen auf die meisten Zielbereiche 
der Wirtschaftspolitik ambivalent ist. 

Es wäre jedoch vermessen zu behaupten, die derzeitige Be­
unruhigung in den meisten europäischen Staaten angesichts 
der sozialen Entwicklung sei nur eine Fehl interpretation der Ent­
wicklungen. Ebenso gefährl ich ist es allerdings, mit der Globali-
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sierung "den übl ichen Verdächtigen" (d .h .  das Ausland) für al les 
verantwortl ich zu machen und n icht zuzugeben, daß die seit 
Beginn der achtziger Jahre in den führenden Wirtschaftsnationen 
Europas und in den USA betriebene neoliberale Wirtschaftspo­
litik gescheitert ist. 

Ausgehend von den ursprünglichen Ausführungen sollte man 
aus der ökonomischen Debatte lernen, daß die Feststel lung ei­
ner zeitlichen Koinzidenz von Phänomenen nicht ausreicht, um 
die tatsächl ichen Auswirkungen der Global isierung zu beurtei­
len. Aus der polit-ökonomischen Debatte ergibt sich die vordring­
l iche Frage, welches konsistente Schema pol itischer Regul ie­
rung vorstellbar ist und welche Maßnahmen zu setzen sind, um 
vielleicht zu einer neuen , sowohl ökologisch wie sozial stabilen 
Form internationalen Wirtschattens zu kommen. 
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Die Ursachen der 
Besc�ntwicklung 

Dienstleistungssektor 

Michael Mesch 

1. Einleitung 

• 

ID1 

l n  Zeiten stagnierender gesamtwirtschaftl icher Beschäftigungszahlen 
wendet sich die Aufmerksamkeit der Öffentl ichkeit, der wirtschaftspoliti­
schen Entscheidungsträger und der Wirtschaftsforscher verstärkt dem 
Dienstleistungssektor zu , war es doch in Österreich dieser, der bis in die 
frühen neunziger Jahre die Beschäftigungsrückgänge in der Land- und 
Forstwirtschaft und in der Sachgüterproduktion mehr als kompensierte. 

Das absolute und relative Wachstum der Beschäftigung im Dienstlei­
stungssektor (der all jene Betriebe umfaßt, deren Hauptzweck nicht in 
der Herstel l ung von land- und forstwirtschaftl iehen Produkten und 
Sachgütern besteht) ist e in Phänomen, das in den letzten Jahrzehnten in  
allen hochentwickelten Volkswirtschaften festzustellen war. Gemäß den 
Labour Force Statistics der OECD erhöhte sich in den europäischen 
OECD-Ländern der Anteil des tertiären Sektors an der Gesamtzahl der 
Erwerbstätigen von 45% im Jahre 1 973 auf 61 % 1 994. ln vier dieser Staa­
ten (Großbritannien,  N iederlande, Schweden ,  Norwegen) lag die entspre­
chende Quote 1 994 bereits über der 70%-Marke. Und in den Vereinigten 
Staaten ebenso wie in Kanada betrug der betreffende Anteil im Jahr 1 995 
73%. 

ln  Österreich stieg die Zahl der Erwerbstätigen im Dienstleistungssek­
tor von 986 .000 im Jahre 1 95 1  auf 2 , 1 6  Mio. im Jahre 1 99 1 , der entspre­
chende Anteil erhöhte sich in diesem Zeitraum von 29,8% auf 58,6% (Ta­
bel le 1 ). Auch innerhalb des tertiären Sektors traten nicht unerhebliche 
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Anteilsverschiebungen ein : Von den fünf Teilbereichen desselben ver­
zeichneten die sozialen Dienstleistungen (Gesundheits- und Unterrichts­
wesen) und die produktionsbezogenen Dienstleistungen (Banken , Versi­
cherungen,  Realitätenwesen , Wirtschaftsdienste) zwischen 1 971 und 1 991  
weit überdurchschnittliche Zuwachsraten der Beschäftigung Oeweils in 
Relation zur Wachstumsrate des tertiären Sektors insgesamt), die konsum­
orientierten Dienste (Fremdenverkehr, Körperpflege, Unterhaltung, Kul­
tur, Haushaltsdienste) sowie die öffentlichen Dienstleistungen ( öffentli­
che Verwaltung,  Sozialversicherung, l nteressenvertretung) leicht unter­
durchschnittliche, und die distributiven Dienste (Handel, Verkehr, Nach­
richtenübermittlung) deutlich unterdurchschnittliche Wachstumsraten der 
Beschäftigung.  

Im folgenden werden jene Faktoren , welche d ie Beschäftigungs­
entwicklung im Dienstleistungssektor maßgeblich beeinflussen , im ein­
zelnen diskutiert. Damit soll auch ein Beitrag zur Einschätzung zukünfti­
ger Beschäftigungspotentiale innerhalb des tertiären Sektors geleistet 
werden. Politische und andere Faktoren (z. B .  Umweltschäden, soziale 
Probleme wie Arbeitslosigkeit, Kriminalität usw. ), welche für die Entwick­
lung des öffentlichen Konsums von Dienstleistungen wichtig sind , blei­
ben in diesem Artikel al lerdings außer Betracht. 

2. Bestimmungsfaktoren des Wandels der 

Beschäftigungsstruktur 

Die Faktoren , welche die Richtung und das Ausmaß der Verschiebun­
gen in der sektoralen und branchenmäßigen Beschäftigungsstruktur we­
sentl ich bestimmen, sind die unterschiedlichen Änderungsraten der Pro­
duktivität, die Lohnstruktur, die Einkommens- und Preiselastizitäten der 
Nachfrage der privaten Haushalte nach Sachgütern und Dienstleistun­
gen ,  die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit, demografische Verände­
rungen , der Wandel in der Nachfragestruktur der Unternehmungen,  das 
Steuer-, Abgaben- und Transfersystem sowie die branchenspezifischen 
Regu l ierungen .  

3. Die Produktivitätsentwicklung 

3.1 Niveau und Änderungsraten der sektoralen Arbeitsproduktivität 

l n  Österreich übertraf 1 989 das Produktivitätsniveau (Beitrag zum B IP  
je Erwerbstätigen zu Preisen von 1 983) in der Sachgüterproduktion jenes 
im tertiären Sektor um rund zwanzig Prozent ( 1  ). Innerhalb des Dienstlei­
stungssektors ist das Produktivitätsniveau höchst unterschiedlich . 

Während in den USA und in Japan das intersektorale Niveaugefäl le 
zur gleichen Seite geneigt ist wie in Österreich , lag in Deutschland und im 
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Tabelle 1:  

Berufstätige nach Wirtschaftssektoren in Österreich 1 934-1 993 
(in Tausend) 

Land- und Sachgüter- Dienstleistungen Forstwirtschaft produktion 

Jahr Per- Anteil Per- Anteil Per- Anteil 
sonen an Ges. sonen an Ges. sonen an Ges. 

1934 1223,6 37,13% 1056,5 32,06% 1015 ,2  30,81% 
1951 1079,6 32,64% 1242,0 37,55% 985,9 29,81% 
1961 767,6 23, 04% 1378,3 41,37% 1185, 7  35,59% 
1971 460,9 15,01% 1297, 0 42,23% 1313,7 42,77% 
1981 290,5 8,52% 1398,5 40,99% 1722,5 50,49% 
1991 214,5 5 ,82% 1312,5 35,62% 2157,4 58,55% 
1993 249, 1  6 ,75% 1325,9 35,93% 2115,4 57, 32% 

Quellen: 1934 bis 1991 jeweils Volkszählung; 1993 Mikrozensus 
Gesamtzahl jeweils ausschließlich Berufstätige ohne Betriebsangabe 

Gesamt 

Per-
sonen 

3295,3 
3307, 5  
3331,6 
3071,6  
3411,5 
3684,4 
3690,4 

Durchschnitt der EU-Länder Anfang der neunziger Jahre die Produktivi­
tät im Dienstleistungssektor noch höher als in der Sachgüterproduktion 
(2). 

Diese Niveauunterschiede sind für das gesamtwirtschaftl iche Wachs­
tum erheblich .  ln Ländern wie Österreich , wo das Produktivitätsniveau im 
tertiären Sektor tiefer l iegt als im sekundären, hat eine Beschäftigungs­
verschiebung vom Ietzt- zum erstgenannten in dieser Hinsicht im Durch­
schnitt zwei negative Effekte: erstens eine bloß einmalige Senkung des 
durchschnittlichen gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsniveaus, zweitens 
eine dauerhafte Abnahme der gesamtwirtschaftl ichen Zuwachsrate der 
Arbeitsproduktivität. 

l n  den letzten Jahrzehnten stieg der reale Beitrag zum BIP je Erwerbs­
tätigen im Österreichischen Dienstleistungssektor beträchtlich . Im Zeitraum 
1976 bis 1 989 lag diese Wachstumsrate bei durchschnittlich 1 ,2% p.a. (3). 
Damit bl ieb der Produktivitätsfortschritt im tertiären Sektor al lerdings deut­
l ich hinter jenem in der Sachgüterproduktion zurück (2,9% p.a.) .  Die Dif­
ferenz der sektoralen Wachstumsraten verringerte sich in den achtziger 
Jahren gegenüber den sechziger und frühen Siebziger Jahren , da die 
Verlangsamung des Produktivitätsfortschritts in der Sachgüterproduktion 
ausgeprägter war als im Dienstleistungssektor. 

Internationale Studien bestätigen die Existenz eines signifikanten Ge­
fäl les in der durchschnittlichen Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität zwi­
sch en sekundärem u n d  tert i ä rem Sektor (4 ) . Bezüg l ich einer 
Veränderungstendenz der Differenz dieser sektoralen Wachstumsraten 
gelangen verschiedene Untersuchungen aber zu gegensätzlichen Ergeb­
nissen (5). 
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3.2 Probleme der Produktivitätsmessung im Dienstleistungssektor 

Gerade im Dienstleistungssektor ist die Produktivitätsmessung mit be­
sonderen Schwierigkeiten verbunden. Wichtig sind folgende Aspekte: 
- Defin ition und Messung des Outputs : ln vielen Dienstleistungsbereichen 
bereitet die Definition des Outputs Kopfzerbrechen, und selbst wenn er­
steres gelingt, bleibt das Problem, akzeptable Outputeinheiten festzule­
gen und geeignete Preisreihen zu schaffen . 

Dort, wo schon die Definition des Outputs größte Schwierigkeiten be­
reitet, d .h .  vor al lem im Bereich der öffentlichen Dienste i .e.S. (Hoheits­
verwaltung etc.) ,  besteht der Ausweg darin, den Output unter Verwen­
dung von Inputdaten zu schätzen . Der nominelle Output dieser öffentli­
chen Dienste i.e.S. ist gleich den Faktorkosten , er wird durch die Zahl der 
öffentlich Bed iensteten und die Höhe ihrer Löhne und Gehälter sowie 
auch die Abschreibungen des Fixkapitals bestimmt; Netto- und Brutto­
Produktionswert sind g leich hoch . 
-Überbewertung des Kapitalstocks: Für die besonders kapitalintensiven 
D ienstl eistu ngsbranchen , d ie  i n  hohem Maße von den modernen 
Informations- und Kommunikationstechniken ( IKT) Gebrauch machen , 
erweist sich die Bemessung der korrekten Nutzungsdauer von Anlagein­
vestitionen , durch die der Wert des Kapitalstocks maßgeblich bestimmt 
wird ,  als problematisch . ln vielen Ländern richtet sich die Bemessung der 
Nutzungsdauer nach steuerrechtliehen und/oder nach bilanzpolitischen 
Gesichtspunkten . Wenn sich die Nutzungsdauer des Anlagevermögens 
infolge der immer kürzer werdenden Anwendungszeiträume der IKT-Hard­
ware verringert und diese Veränderungen nicht in die Berechnungen ein­
bezogen werden ,  resultiert eine Überbewertung des Kapitalstocks. Das 
wiederum bedeutet, daß cet. par. das Wachstum der totalen Faktor­
produktivität unterschätzt wird (6). 
- Dienstleistungsqualität und -preise: Änderungen der Dienstleistungs­
qual ität werden von Produktivitätsmaßzahlen gar nicht oder in unzurei­
chendem Maße erfaßt. Die mit der ständig zunehmenden Dienstlei­
stungsqual ität verbundene Verbesserung der Preis-Leistungs-Verhältnisse 
kann mit den konventionellen Preisind izes nicht richtig wiedergegeben 
werden . Nur  selten gelangen Preisind izes zur Anwendung , welche 
Qualitätsänderungen widerspiegeln (7). 

ln  vielen Marktsegmenten wird der Wettbewerb weniger über Preise, 
sondern mehr über Qual itätsmerkmale geführt. Anstrengungen ,  die Qua­
l ität und Produktvielfalt zu erhöhen , verringern aber die gemessene Pro­
duktivität, da die Maßzahlen zwar die zusätzlichen Inputs, nicht aber den 
qualitativ verbesserten und Vielfältigeren Output erfassen . Die nicht er­
faßte Qualitätsdimension gewinnt somit aus mehreren Gründen stets an 
Bedeutung.  
- Dienstleistungsinnovationen : Die modernen IKT ermöglichen nicht nur 
Qualitätsverbesserungen , sondern auch die Erstel lung vol lkommen neu-
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er Dienstleistungen. Diese Innovationen werden ebensowenig wie quali­
tative Veränderungen von den Produktivitätsmaßzahlen erfaßt. 
- Verschiebung von Produktivitätsfortschritten : Die verbesserte Leistung 
eines Unternehmens, welches produktionsbezogene Dienste erstellt, fin­
det oft in erster Linie Niederschlag in Produktivitätsfortschritten und er­
h öhten Erträgen der zukaufenden U ntern eh mungen .  Produ ktions­
bezogene Dienstleister stel len somit eine sehr wichtige Quelle für Pro­
duktivitätssteigerungen in sachgüterproduzierenden Unternehmungen dar, 
selbst wenn die für den herstel lenden Dienstleistungsbereich ausgewie­
sene Produktivität stagniert. 

Der Grund dafür, daß sich die verbesserte Dienstleistungsqualität und 
Produktinnovationen nicht oder nur in geringem Maße in den Preisen und 
Erträgen der herstel lenden Dienstleister widerspiegeln ,  l iegt im zuneh­
menden Wettbewerbsdruck auf d iesen Märkten (8) .  Der Wert der 
produktionsbezogenen Dienstleistungen wird daher von den Produktivitäts­
maßzahlen für den Dienstleistungssektor systematisch unterschätzt . 
- Externe Effekte: Einige Dienstleistungen haben positive externe Effek­
te. Auch im Falle des langsamen Anstiegs der Produktivität in der Erbrin­
gung einer Dienstleistung kann deren indirekter Beitrag zur volkswirtschaft­
lichen Wohlfahrt von Bedeutung sein .  Beispielsweise erzeugen die Lei­
stungen des Bildungswesens, das zum innovationsarmen Dienstleistungs­
bereich mit geringen Produktivitätsfortschritten zählt, Humankapital ,  des­
sen Einsatz die Arbeitsproduktivität in der gesamten Wirtschaft erhöht. 
- Resümee zur Problematik der Produktivitätsmaßzahlen: Das vom US­
amerikanischen National Research Council zur Erforschung der Auswir­
kungen der modernen IKT auf den Dienstleistungssektor eingesetzte 
Komitee gelangt zur Schlußfolgerung, daß die Produktivitätsmaßzahlen 
viele für die Nutznießer wesentliche Leistungsmerkmale (Qual ität, Viel­
falt, Innovationen etc. )  von Diensten nicht erfassen (9). Vorsicht und Zu­
rückhaltung bei der Anwendung und Interpretation derselben sind somit 
geboten . 

Andererseits reicht die Größenordnung der oben diskutierten Meßfeh­
ler bei weitem nicht aus, um die Existenz einer sign ifikanten Differenz im 
Produktivitätswachstum zwischen Sachgüterproduktion und Dienstlei­
stungssektor in Zweifel zu ziehen (1 0). 

3.3 Die Heterogenität des Dienstleistungssektors bezüglich des 

Produktivitätsfortschritts: 'stagnierende' und 'progressive' 

Aktivitäten 

Es wurde bereits oben darauf verwiesen, daß die Veränderungsrate 
der Produktivität in den einzelnen Bereichen des Dienstleistungssektors 
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stark unterschiedl ich ist. Baumol ( 1 1 )  differenziert je nach tatsächl ichem 
oder potentiellem Verlauf des Produktivitätstrends drei Kategorien der 
Dienstleistungen, wobei er vor allem die Notwendigkeit des unmittelba­
ren persönlichen Kontakts zwischen Produzenten und Konsumenten so­
wie die Möglichkeiten der Standardisierung und der Anwendung techni­
scher Verfahrensinnovationen, insbesondere jene auf der Grundlage der 
modernen IKT, als Kriterien hervorhebt: 
- 'Stagnierende' Dienstleistungen : Zu diesen zählen erstens jene, wel­
che die gleichzeitige Anwesenheit von Produzenten und Konsumenten 
an einem Ort voraussetzen . I hre Qualität hängt in hohem Maße von der 
aufgewandten Zeit und häufig auch von der aktiven Mitwirkung der Kl ien­
ten ab (Ausbildung, Einschulung, Beratung, Therapie). Da Produktion auf 
Lager nicht möglich ist, müssen vergleichsweise hohe Kapazitätsreser­
ven gehalten werden. 

Zweitens gehören zu dieser Kategorie jene Dienstleistungen, bei de­
nen der unmittelbare Kontakt zwar eine untergeordnetere Rol le spielt, 
aber die Leistungen ebenfalls nicht oder kaum standardisiert werden kön­
nen und das Ergebnis vornehmlich von der Menge und der Qualität der 
Arbeitsinputs bestimmt wird, wie im Falle analysierender, forschender, pla­
nender und disponierender Tätigkeiten . 

Aufgrund der genannten Charakteristika stagniert die Produktivität in 
diesen Bereichen oder steigt nur geringfügig .  Die relativen Kosten dieser 
Dienstleistungen steigen laufend (Baumolsche Kostenkrankheit). 

l n  d ie 'stagn ierende' Kategorie fa l len Gesundheits-,  Pflege- und 
Fürsorgeleistungen,  Körperpflege, Haushaltsd ienste, Theater- und 
Konzertaufführungen, Unterricht, Grundlagenforschung, Rechts-, Unter­
nehmens- und technische Beratung, Design,  Software-Entwicklung, Pla­
nung, Werbung, z.T. Reparatur und Wartung. 
- 'Progressive' Dienstleistungen : Diese zeichnen sich durch einen außer­
gewöhnlichen Produktivitätsfortschritt aus, welcher in erster Linie aus der 
Möglichkeit resultiert, bei den meisten erforderlichen Aktivitäten die mo­
derne IKT systematisch und umfassend zur Anwendung zu bringen . Das 
Paradebeispiel für diese Kategorie ist das Kommunikationswesen. 
- 'Asymptotisch stagnierende' Dienstleistungen : Diese benötigen in fixen 
Relationen einerseits Inputs, die aus 'progressiven' Aktivitäten stammen ,  
andererseits Inputs, die aus 'stagnierenden' Aktivitäten stammen. Der 
Lebenszyklus derartiger Dienstleistungen (z.B.  Datenverarbeitung, Ra­
dio- und Fernsehsendungen, Produktentwicklung) umfaßt zunächst eine 
Phase mit raschem Produktivitätsfortschritt und ausgeprägten Kosten­
senkungen . Doch die temporäre 'Progressivität' trägt den Samen der 
Selbstzerstörung in sich : Da sich die Produktivitätszunahme nur auf ei­
nen Teil der erforderlichen Inputs (z.B .  Computer-Hardware, Radio- und 
Fernsehübertragungen) beschränkt, nimmt die Wachstumsrate der Pro­
duktivität laufend ab. Der Kostenanteil der der Rationalisierung zugängli­
chen Produktion geht rasch zurück, während der entsprechende Anteil 
der Leistungen ,  die dem 'stagnierenden' Dienstleistungstyp zuzuordnen 
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sind ,  ständ ig steigt (z. B .  Software, Fernseh- und Rad ioprogramm­
produktion). D ie  Produktivitäts-, Kosten- und Preistrends nähern sich da­
her asymptotisch jenen der 'stagnierenden' lnputkomponente. 

l n  der Realität sind die Abgrenzungen zwischen diesen Kategorien frei­
l ich nicht eindeutig zu ziehen . Die Zuordnung vieler Dienstleistungen kann 
sich ändern . Auch im Falle 'stagnierender' Aktivitäten bestehen vielfältige 
Mögl ichkeiten , die Produktivität anzuheben , wie im folgenden Abschnitt 
darzulegen sein wird :  Technische und organisatorische Innovationen er­
öffnen vielen Dienstleistungen zumindest temporär den Weg aus der Sta­
gnation der Produktivität. Die Hoffnung, daß die Produktivitätsfortschritte 
'stagnierender' Dienstleistungen das Ausmaß von jenen in anderen Wirt­
schaftsbereichen erreichen, ist al lerdings unbegründet ( 1 2). 

Die Analyse, die obiger Kategorisierung zugrunde liegt, ist sowohl aus 
der Branchenperspektive als auch gesamtwirtschaftlich von großer Be­
deutung, denn sie verweist auf die Notwendigkeit, auch in scheinbar 'pro­
gressiven' Dienstleistungsbereichen den technischen und organisatori­
schen Fortschritt zu forcieren , um mittelfristig nicht der Baumolsehen 
Kostenkrankheit zu verfal len, wie dies bei der idealtypischen 'asymptotisch 
stagnierenden' Dienstleistung geschieht. 

3.4 Möglichkeiten der Produktivitätssteigerung 

Organisatorischer Fortschritt geht im Dienstleistungssektor in der Re­
gel Hand in Hand mit technischem Fortschritt ( 1 3). Eine klare Unterschei­
dung zwischen Prozeß- und Produktinnovationen ist zumeist nicht mög­
l ich. 

Im folgenden werden die wichtigsten Strategien bzw. Mögl ichkeiten der 
Produktivitätssteigerung kurz dargelegt: 
- Arbeitsteilung, Spezialisierung und Professionalisierung: Arbeitsteilung 
und Spezial isierung erfolgen sowohl  betriebsintern als auch durch 
Externalisierung betrieblicher Funktionen an vor- oder nachgelagerte 
Unternehmungen. Einen beschränkenden Faktor stel lt in beiden Fällen 
selbstverständl ich die Marktgröße dar. 

Arbeitsteilung und Standardisierung einzelner Tätigkeiten bilden häufig 
die Voraussetzung für Mechanisierung und Automatisierung. Der fortwäh­
rende Prozeß der Ausgl iederung von unproduktiven und kostenintensi­
ven Betriebsfunktionen ist eine wichtige Ursache der stetigen Entstehung 
neuer, spezialisierter Dienstleistungsunternehmungen . 
- Mechanisierung und Automatisierung: I m  Falle von Dienstleistungen , 
die keinen oder nur in geringem Maße unmittelbaren Kontakt zwischen 
dem Produzenten und dem Kunden erfordern und standardisiert werden 
können, sind durch technischen Fortschritt (zumindest temporär) Produk­
t iv itätsstei geru ngen i n  einem ä h n l i chen Ausmaß w ie  i n  der  
Sachgüterproduktion möglich . Wachsende Märkte erlauben dann auch 
das Ausschöpfen von Skalenerträgen . 
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Mechanisierung und Automatisierung bedeuten eine Substitution von 
Arbeit durch Kapital ,  die Kapitalintensität je Beschäftigten steigt und l iegt 
in einzelnen Dienstleistungsbereichen über jener des sekundären Sek­
tors. 

Aber auch im Falle kontaktintensiver Dienstleistungen sowie jener ana­
lytischen , forschenden , planerischen und dispositiven Leistungen, die 
kaum standardisiert werden können ,  kommen technische Neuerungen 
zum Tragen und erhöhen die Produktivität: Einzelne Tätigkeiten sowie 
Vorleistungen lassen sich mechanisieren oder automatisieren , Innovatio­
nen steigern die Wirksamkeittechnischer Hilfsmittel (z.B.  Medizintechnik 
im Gesundheitswesen ,  Küchentechn ik  im Gastgewerbe, Reinigungs­
techniken, Datenverarbeitung und Informationstechniken in allen Verwal­
tungen , in der Forschung, in der Rechts- und Wirtschaftsberatung, für 
Makler usw. ). 
- Anwendung der modernen Informations- und Kommun ikationstech­
niken : Die meisten und folgenreichsten technischen (und organisatori­
schen)  I nnovationen im Dienstleistungssektor in der jüngeren Vergan­
genheit und in der Gegenwart beruhten bzw. beruhen auf den moder­
nen I KT. l n  vielen Fäl len ermöglicht deren Anwendung d ie Aufhebung 
der Uno-actu-Bed ingung der Erstel lung (Gleichzeitigkeit von Produkti­
on und Konsum)  von Dienstleistungen und eröffnet damit Spielräume 
für wesentliche, ja tei ls enorme Produktivitätserhöhungen: Durch d ie 
Zwischenscha ltung eines Speichermediums wird d ie gleichzeitige An­
wesenheit von Produ zenten und Konsumenten am selben Ort über­
flüssig (Beispiel Theater- und Konzertaufführung vs. Fernsehsendung) ,  
d ie  Zahl  der Empfänger vervielfacht sich . An d ie Stel le der I nteraktion 
zwischen Menschen tritt d ie I nteraktion zwischen Mensch und Maschi­
ne (z.B .  Bankautomat). 

Auf die starken und umfassenden Auswirkungen der IKT-Innovationen 
auf die Produktivität und Qualität der Dienstleistungen wird unten im Ab­
schnitt 3.5 gesondert eingegangen . 

Festzuhalten ist an dieser Stelle, daß somit wesentliche Impulse auf 
die Produktivitätsentwicklung im Dienstleistungssektor i hre Quelle in tech­
nischen Innovationen haben , die aus dem sekundären Sektor stammen 
( in Sachgütern 'verkörperter' technischer Fortschritt) .  
- Standardisierung von Dienstleistungen : Eine der wichtigsten organisa­
torischen Strategien zur Produktivitätssteigerung ist die Standardisierung 
von Produkt- und Qualitätsmerkmalen (u .a.  im Gastgewerbe, in der Ho­
tellerie, in Verwaltungsdiensten). Sie ermöglicht verringerte Durchlaufzeiten 
und die Realisierung von Skalenerträgen . Tei ls bildet die Standardisie­
rung die Voraussetzung für die Anwendung technischer Innovationen ,  für 
Mechanisierung und Automatisierung, teils ist sie Folge technischer Neue­
rungen .  
- Örtliche Konzentration des Angebots und zeitliche Verstetigung der 
Nachfrage: Da kontaktintensive Dienstleistungen nicht auf Lager gehal­
ten werden können,  müssen Produ ktionskapazitäten in dem Maße 
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bereitstehen , daß auch Nachfragespitzen abgedeckt werden können . 
Die sich daraus ergebende geringe durchschn ittl iche Kapazitätsausla­
stung senkt das Produktivitätsniveau ,  Versuche wiederum ,  die Ausla­
stu ng  ungezielt zu erhöhen , beei nträcht igen in  Sp itzenzeiten d ie  
Leistungsqual ität 

D i e  beiden I ntensiv ierungsstrateg i en verfo lgen d en Zweck,  d i e  
Schwankungen der Dienstleistungsnachfrage z u  verringern bzw. d ie­
se zeitlich in  geeigneter Weise zu konzentrieren , u m  Leerzeiten zu re­
duzieren und auf d iese Weise d ie Kapazitätsauslastung zu erhöhen . 

Eine zeitl iche Steuerung der Nachfrage kann durch Preisstaffelung 
(n iedrigere Preise außerhalb der Spitzenzeiten) und Reservierungs­
systeme erfolgen. Zusätzl iche, komplementäre Leistungsangebote in 
Perioden geringer Kapazitätsbeanspruchung d ienen der Anhebung des 
durchschnittl ichen Auslastungsgrades (z.B .  Sommerkurse und Konfe­
renzen an Schulen und Universitäten) .  l n  jenen Fällen, in  denen Nach­
fragespitzen unvermeidbar sind ,  lassen sich Maßnahmen setzen , wel­
che d ie  zusätzl ichen Kosten verri ngern , etwa d ie  E instel l ung  von 
Tei lzeitarbeitskräften oder d ie gemeinsame Verwendung von Anlagen 
(Beispiel F lughafen).  

Supermärkte, E inkaufszentren und -straßen, Vergnügungsparks und 
Gesundheitszentren sind Beispiele für die Strategie, durch d ie örtl iche 
Konzentration des Angebots d ie Nachfrage zu verstetigen . 
- Bi ldung von Großunternehmungen: Die in  mehreren Dienstleistungs­
bereichen (u .a .  Handel ,  Banken , Versicherungen, Beratungsd ienste, 
Medienbranche) bestehende Tendenz zu Großunternehmungen resul­
tiert aus dem Bestreben , Skaleneffekte zu real isieren und/oder die Vor­
tei le vertikaler I ntegration auszuschöpfen . 
- Nutzung von Verbundeffekten : U nternehmungen, welche komplemen­
täre Dienstleistungen (z.B .  Finanz- und Versicherungsleistungen ,  Rech­
nungswesen und Managementberatung) erstel len , können auf d iese 
Weise Verbundvortei le in  der Produktion wahrnehmen, verfolgen g leich­
zeitig eine sinnvol le Diversifikationsstrategie und bieten ihren Kunden 
umfassende Problemlösungen an ,  womit sie deren Nutzen erhöhen . 

Neben den oben genannten Skalen- und Integrationseffekten sind 
Verbundvortei le ein weiterer wesentlicher Grund für d ie B i ldung von 
Großunternehmungen in ein igen Dienstleistungsbereichen . Die welt­
weite Konzentrationstendenz in der Medienbranche belegt d ies nach­
drückl ich . 
- Kunden als Koproduzenten : E ine weitere organisatorische Strategie 
besteht darin ,  einzelne für d ie Erstel l ung einer Dienstleistung erforder­
l iche Tätigkeiten an d ie Kunden zu übertragen (Beispiele: Selbstbedie­
nung im  Handel ,  in  der Gastronomie,  in  Waschsalons usw. ) .  D iese 
External i-sierungsform senkt d ie Arbeitskosten , verri ngert den Anteil 
kontaktintensiver Tätigkeiten und schafft somit Spielräume für die Me­
chanisierung .  Ein Tei l  der Arbeitskostensenkung wird an d ie Konsu­
menten weitergegeben . 
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-Maßnahmen zur Qualitätssicherung und -Verbesserung: Die Einführung 
und regelmäßige Erhebung von Qual itätsmaßzah len und and eren 
Leistungsindikatoren dient der I dentifikation von Schwachstel len und 
Engpässen . 

ln vielen Fällen ist die Mitwirkung der Kunden für die Qualität der Dienst­
leistung wichtig (z.B.  Therapie, Schulung, Beratung). Die Konsumenten 
bringen Informationen ein, gestalten Leistungen mit, treffen während der 
Leistungserbringung Aussagen über die Qualität, schlagen neue Anwen­
dungsmöglichkeiten vor, befolgen Anweisungen der Produzenten ( 1 4). 
Derartige Inputs können die Leistungsqualität und -effektivität (z.B .  Ver­
meiden von Fehlbehandlungen) wesentl ich verbessern , steigern den 
Kundennutzen und erhöhen das Wissen des Produzenten . 
- Qualifikation der Arbeitskräfte: Investitionen in das Humankapital ge­
winnen zunehmend an Bedeutung für den Produktivitätsfortschritt in der 
Herstellung von Dienstleistungen. Dies gilt insbesondere für jene Berei­
che, wo die Möglichkeiten zur Standardisierung und Mechanisierung be­
schränkt sind. Nach Meinung des prominenten Managementberaters Peter 
Drucker stelle eine Partnerschaft zwischen Management und Angestel l­
ten eine notwendige Voraussetzung für nachhaltige Produktivitäts­
fortschritte dar, denn das Wissen der Angestellten über ihre Tätigkeiten 
bilde den Ausgangspunkt für die Verbesserung der Leistungseffektivität 
und -qualität ( 1 5) .  Verringerungen der Personalfluktuation tragen somit 
dazu bei, den akkumul ierten tätigkeitsbezogenen Wissensstand eines 
Betriebs zu erhalten . 

Betriebe, d ie auf die Erstel lung von Dienstleistungen unter Verwen­
dung von schlecht qualifizierten und niedrig entlehnten Arbeitskräften 
setzen , unterliegen kau m  Anreizen ,  in technische und organisatorische 
Innovationen zu investieren .  Ihr einziges Wettbewerbsargument ist der 
Preis. 
-Innovative organisatorische Durchbrüche: Ein Paradebeispiel dafür, wie 
ein einmaliger organisatorischer Fortschritt die Produktivität einer Dienst­
leistung wesentlich anhebt, vol lkommen neue Märkte erschl ießt und die 
Gesamtsituation einer ganzen Branche erheblich ändert, ist der Versand­
handel . Wie auch im Falle anderer organisatorischer Innovationen be­
steht hier ein wesentlicher Effekt in der Aufhebung der Notwendigkeit des 
unmittelbaren persönlichen Kontakts zwischen Produzenten und Kunden, 
wodurch sich Rationalisierungsspielräume eröffnen . 

Die genannten Möglichkeiten bzw. Strategien der Produktivitätserhöhung 
schließen einander in der Regel nicht gegenseitig aus, sondern ergänzen 
und stützen einander in vielen Fällen . 

Große Unterschiede in der Produktivität bestimmter Dienstleistungen 
zwischen verschiedenen Ländern weisen auf die Bedeutung von bran­
chenspezifischen nationalen Regulierungen hin ,  die für die Wettbewerbs­
intensität, die Möglichkeit zur Anwendung von Innovationen , die Realisie­
rung von Verbundvorteilen etc. maßgeblich sind.  Sie zeigen ferner, daß 
in den meisten Bereichen Spielräume für weitere Produktivitätsfortschritte 

20 



23. Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

bestehen, demnach Prozesse des Aufholans gegenüber Best-Practice­
Lösungen durch Diffusion technischer Innovationen , Imitation organisa­
torischer Fortschritte, Behebung von lneffizienzen, Anpassung von Re­
gulierungen etc. erfolgversprechend sind. 

3.5 Produktivitätseffekte der modernen Informations- und 

Kommunikationstechniken 

Unter dem Begriff 'moderne IKT' werden alle Techniken zusammenge­
faßt, die auf der Grundlage der Mikro- und Optoelektronik der Aufnahme, 
Speicherung, Verarbeitung und Übermittlung von Informationen in Form 
von Sprache, Daten und Bi ldern dienen . Sie stel len Schlüssel- bzw. 
Universaltechniken in dem Sinn dar, als sie in al len Wirtschaftsbereichen 
- in schwächerem oder stärkerem Maße - zur Anwendung gelangen . 

Die modernen IKT verändern den Dienstleistungssektor von Grund auf. 
Folgende - zumindest potentiel le - Wirkungsweisen ihrer Anwendung auf 
dessen Produktivität sind zu unterscheiden: 

- Transformation der Produktionsprozesse: Im Verwaltungsbereich er­
folgt auf der Grundlage der IKT eine systemische Rationalisierung, d . h .  
die Standardisierung, EDV-Unterstützung und Automatisierung der Da­
tenerfassung, -Sortierung, -dokumentation, -Verarbeitung, des Datenab­
rufs, der Rechnungsvorgänge usw. gesch ieht nicht punktuel l  (einzel­
funktional), sondern im H inblick auf das Unternehmensziel ( 1 6) .  Daraus 
resultieren Kosteneinsparungen (Substitution von Arbeit durch Kapital ,  
Größenvorteile), die Geschwindigkeit des Informationsflusses steigt. l n­
folge sinkender Transaktionskosten werden aber auch der Informations­
umfang und die -qual ität tangiert. Ohne die Anwendung der modernen 
I KT wäre die Reduktion der informationallen Komplexität (technisch-wis­
senschaftliche, marktspezifische, pol itisch-wirtschaftliche und juristische 
Informationen) und die Bewältigung riesiger Transaktionsvolumina gar 
nicht möglich . Die rechtzeitige Verfügbarkeit von Informationen schlägt 
sich nicht selten indirekt oder unmittelbar in zusätzl ichen Erträgen oder 
Kosteneinsparungen nieder (Banktransaktionen, Einkaufsmanagement, 
Buchungen usw. ). 

Derartige Effekte beschränken sich nicht auf die al lgemeine Verwal­
tung. Expertensysteme ( 1 7) unterstützen Analyse, Forschung und Ent­
wicklung, Planung und Entscheidung. Für die Unternehmensleitung bie­
ten IKT aktuel lere und detail l iertere Angaben über den Ist-Zustand, wo­
durch bessere Planung sowie raschere, flexiblere und gezielte Reaktio­
nen auf Abweichungen ermögl icht werden .  

D ie  stärksten Wirkungen kön nen durch e ine gesamtbetrieb l iche 
systemische Rationalisierung erzielt werden , welche die datentechnisch 
gestützte Verknüpfung und Integration al ler betrieblichen Prozesse her­
beiführt. Das Ziel ist es, die Produktivität und Flexibil ität des Gesamtsy-
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stems zu erhöhen. Die Kostensenkungen dieser I ntegration von Daten 
und Funktionen ergeben sich aus der Ausweitung des Optimierungs­
bereichs (Größen- und Verbundvorteile), der damit einhergehenden Ver­
meidung von Redundanzen sowie verringerten Durchlaufzeiten ( 1 8). 

Im Rahmen von Großunternehmungen erhöhen die modernen IKT ei­
nerseits die Kontrollspanne der Zentrale und eröffnen andererseits g leich­
zeitig organisatorische Spielräume für die Dezentral isierung von Funktio­
nen und Kompetenzen (z.B.  Schaffung von profit centers), wodurch wei­
tere Rationalisierungspotentiale erschlossen werden. 

- Produktqualität und -innovationen: Die Anwendung der modernen 
IKT erhöht in vielen Bereichen die Qualität der Dienstleistungen . Die oben 
angesprochene Daten- und Funktionsintegration reduziert die für Produkt­
entwicklung, Designänderung und Markteinführung notwendigen Zeitspan­
nen, wodurch auf geänderte Marktanforderungen schnel ler und präziser 
reagiert werden kann .  Die Produktzyklen verkürzen sich . l n  Branchen wie 
dem Bank- und  Vers icherungswesen äu ßert sich d ie geste igerte 
Produktionsflexibilität im Angebot von maßgeschneiderten Leistungen für 
die einzelnen Kunden . Durch die Kombination von Hard- und Software 
lassen sich in  vielen Fällen umfassende Systemlösungen bereitstel len. 

Weitere Qual itätsdimensionen, die positiv tangiert werden , sind die zeit­
l iche Verfügbarkeit, d ie Senkung des Zeitaufwands ,  Annehml ichkeit 
(Bankomat- und Kreditkarten) ,  Sicherheit, Verläßlichkeit, Genauigkeit und 
die Verringerung von Fehlerquoten (z.B.  technikgestützte medizinische 
Diagnose). 

Auf der Basis der IKT-Anwendung ist nicht nur ein qualitativer Fort­
schritt möglich , sondern auch die Erstel lung vol lkommen neuer Dienstlei­
stungen (z.B .  Bankleistungen , elektronischer Handel , Informationsdien­
ste und Datenbanken , Teleausbi ldung). Eine Reihe von Unternehmun­
gen und Dienstleistungsbereichen würde ohne die modernen IKT gar nicht 
existieren. 

- Vernetzungseffekte: Die elektronische Verknüpfung des internen 
Datenflusses mehrerer Unternehmungen mit den externen Datenströmen 
zwischen diesen Unternehmungen durchläuft mehrere Stufen. ln den frü­
hen Integrationsstufen erfolgt die Automatisierung einzelner oder einer 
Reihe verwandter Prozeduren und Transaktionsarten. 

Wesentl iche positive Effekte der Vernetzung treten auf, sobald die Stu­
fe der Prozeßintegration erreicht wird ( 1 9). Diese bedeutet, daß alle mit 
einer bestimmten betriebl ichen Funktion verbundenen Prozeduren und 
Transaktionen der betei l igten Unternehmungen elektronisch integriert 
werden. Anwendungsbeispiele sind u.a die zwischenbetriebl ich integrier­
te Produktentwicklung, welche die Spezifizierung und Berücksichtigung 
von Anwenderanforderungen bereits im Zuge des Entwicklungsprozes­
ses gestattet, und die Lagerhaltungsstrategie Just-in-time auf der Grund­
lage von E/ectronic Data Interchange (EDI)  (20). 

Die Auswirkungen derartiger umfassender Prozeßinnovationen gehen 
weit über jene der Automatisierung einzelner Transaktionsarten h inaus. 
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Die zwischenbetriebliche Integration einzelner Funktionen und und der 
entsprechenden Daten ermöglicht die Senkung der externen Transaktions­
kosten und das Ausschöpfen von Größen- und Verbundvorteilen . Die 
Produktivität eines PC erhöht sich durch die Vernetzung wesentlich . Zu­
dem ergeben sich Netzwerkexternalitäten . 

ln der letzten Stufe der Integration schließlich wird die Vernetzung von 
Funktionen mehrerer Betriebe dazu benützt, um Prozesse grundlegend 
zu ändern , zu eliminieren und neue zu schaffen . Durch diese Qualität der 
Verknüpfung können gänzlich neue Dienstleistungen entstehen (Produkt­
innovationen) und neue Märkte erschlossen werden . 

I m  Rahmen derartiger Netzwerke können Arbeitsteilung und Speziali­
sierung weiter forciert werden ;  sinkende Transaktionskosten erleichtern 
Ausgl iederungen . Die Chancen von hochspezialisierten Klein- und Mittel­
betrieben , sog . 'lnfomediaries' (21 ), steigen .  

Mit der Ersetzung einzelbetriebl icher Funktionen durch integrierte 
zwischenbetriebliche Funktionen verwischen sich die Grenzen zwischen 
Organisationen zunehmend. Einzelne Funktionen sind nicht mehr strikt 
der einen oder der anderen der betreffenden Unternehmungen zuzuord­
nen, sondern bilden einen Teil der neuen , vernetzten Gesamtorganisati­
on (22). 

Die Einbeziehung privater Haushalte in elektronische Netze erfolgt der­
zeit einerseits im Rahmen von Bestell-, Erfassungs- und Informationssy­
stemen (z.B.  Reservierungssysteme von Hotels, Buchungssysteme von 
Fluggesellschaften , elektronische Bankdienstleistungen), andererseits 
durch die Integration von Teleheimarbeitskräften in Wide Area Networks 
von Unternehmungen .  Der elektronische Einzelhandel steckt noch in der 
Experimentierphase, Probleme um den Konsumentenschutz, um Stan­
dards, um elektronisches Geld etc. sind dort zu lösen. 

Die Vernetzung hat positive externe Effekte, wenn der individuel le Nut­
zen , den ein zusätzlicher Teilnehmer an einem Netzwerk ziehen kann, 
kleiner ist als der soziale Nutzen, den er mit seinem Beitritt stiftet (23). 
Der Preis, den der Beitretende zu entrichten hat, spiegelt nur dessen 
Nutzen wider, nicht aber die zusätzlichen Vorteile für alle anderen Teil­
nehmer. Dies wirft selbstverständlich Regulierungsprobleme auf (24 ). Aus 
gesamtwirtschaftl icher Perspektive sind die zusätzlichen Wachstums­
potentiale und Standortvorteile wichtig , die aus der Existenz von positi­
ven Netzwerkexternalitäten resultieren (25). 

- Spillover-Effekte (26): Von Spillover-Effekten wird gesprochen , wenn 
Produzenten aus Innovationen anderer Unternehmungen Nutzen ziehen , 
ohne dafür einen entsprechenden finanziellen Beitrag leisten zu müssen. 
Derartige Externalitäten sind von Branche zu Branche verschieden ,  je 
nach den Vorwärts- und Rückwärtskoppelungen , den betreffenden Tech­
niken und deren Anwendungsbedingungen .  I nsbesondere von Universal­
techniken wie den modernen IKT gehen wesentliche Spillover-Effekte aus. 
Empirische Studien bestätigen die Hypothese, daß die zunehmende Ko­
difikation von Wissen in der IKT-Ära die Anwendbarkeit von in einer be-
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stimmten Branche bzw. in einem bestimmten Unternehmen entwickeltem 
Wissen für andere Branchen bzw. Unternehmungen erhöht. 

Im Falle horizontaler Spillover-Effekte sind Unternehmungen auf der 
g leichen Produktionsstufe wie der l nnovator, häufig in der gleichen Bran­
che, die Nutznießer. Die in einer Firma entwickelten Ideen können von 
Forschern und Produktentwicklern in konkurrierenden Unternehmungen 
oder anderen Branchen kostenlos übernommen oder imitiert werden, ohne 
daß d ies in einem Zusammenhang mit geschäftl ichen Transaktionen zwi­
schen den Beteiligten steht (pure knowledge spil/overs). 

Im Falle vertikaler Spillover-Effekte beeinflussen Innovationen in vor­
gelagerten Produktionsstufen die Produktivität von belieferten Unterneh­
mungen. Ein Produzent, der Kapitalgüter oder Zwischenprodukte zukauft, 
zahlt entweder nicht den vol len Wert dieser Inputs, und/oder mit einer 
derartigen Transaktion ist ein Wissenstransfer verbunden , der sich nicht 
im Preis niederschlägt (rent spillovers) . 

Empirische Untersuchungen zeigen erstens, daß die bedeutendsten 
Spillover-Effekte im Zusammenhang mit dem Zukauf von IKT-Investiti­
onsgütern zum Zwecke der Vernetzung auftreten .  Dies ist n icht weiter 
verwunderlich , denn wie erwähnt basiert eine Vielzahl von zusammen­
hängenden und oft komplementären Produkt- und Verfahrensinnovationen 
auf der Anwendung der modernen IKT. Zweitens weisen sie nach, daß 
zwischen diesen Spil lover-Effekten und der Zuwachsrate der Produktivi­
tät ein positiver und signifikanter statistischer Zusammenhang besteht. 

- Erschl ießung neuer Märkte: Da sich mittels der modernen IKT Daten 
speichern und übermitteln lassen,  werden jene Dienstleistungen , deren 
Output aus Informationen besteht, zu handelbaren Produkten. Die Spei­
cher- und Übermittlungskosten sind in Relation zu den Produktionsko­
sten niedrig und weisen eine relativ fal lende Tendenz auf. Die Tatsache,  
daß derartige Dienstleistungen zu geringen Kosten und mit großer Ver­
läßlichkeit an jeden Ort der Welt gel iefert werden können, verändert die 
rä u m l iche Ma rktgröße d rastisch . Vorma ls  loka le  oder  reg iona le  
Dienstleistungsmärkte sind heute nationalen, internationalen oder globa­
len Umfangs. Damit steigen in diesen Dienstleistungsbereichen die Mög­
l ichkeiten,  Arbeitste i lung und Spezialisierung voranzutreiben , Skalen­
effekte zu realisieren usw. 

Aber auch für jene Dienstleistungsunternehmungen, deren Output nicht 
oder nur teilweise aus Informationen besteht, sinken die Transaktions­
kosten (Kosten der Beschaffung von Informationen , Koordinations- und 
Überwachungskosten etc. ) ,  der über bislang unerschlossene Märkte vor­
handene Informationsstock wächst und ist rascher verfügbar. Mit ande­
ren Worten,  die Markttransparenz steigt, Zutrittsbarrieren werden abge­
baut.  Fal lende Transaktionskosten ermögl ichen es transnationalen 
Dienstleistungskonzernen in den betreffenden Branchen, ihren Aktions­
radius durch Direktinvestitionen, Übernahmen, Franchising-Abkommen 
usw. auszudehnen. 
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Aus der Diskussion der Wirkungszusammenhänge zwischen IKT-An­
wendung und Produktivitätsentwicklung im Dienstleistungssektor wird je­
denfalls auch die wachsende Bedeutung von immateriellen Investitionen 
für letztere deutl ich: Software, dienstleistungsbezogene Forschung und 
Entwicklung, Patente, Lizenzen, Markenzeichen, Ausbildung. 

Festgehalten werden muß an dieser Stelle ferner Zweierlei: Erstens 
kann die obige Darlegung keinen Anspruch auf eine vollständige Erfas­
sung der Wirkungszusammenhänge erheben . Die technische Entwick­
lung ist äußerst rasch , viele Auswirkungen der modernen IKT sind zum 
jetzigen Zeitpunkt noch vollkommen unbekannt. Wir wissen einfach nicht, 
was wir nicht wissen! (27) 

Zweitens stellen viele der genannten Wirkungszusammenhänge heute 
vorwiegend Potentiale des Produktivitätsfortschritts dar, d ie bislang n icht 
oder nur unvollständig realisiert werden konnten .  Die Gründe hierfür sol­
len im folgenden diskutiert werden. 

3.6 Das 'Produktivitätsparadox' 

Unter diesem Begriff ist zu verstehen , daß eine Beschleunigung des 
technischen Fortschritts infolge der Diffusion der modernen IKT im Dienst­
leistungssektor mit einem Verharren der Wachstumsrate der totalen Faktor­
produktivität bzw. der Arbeitsproduktivität auf niedrigem Niveau oder gar 
einer Verlangsamung dieses Wachstums ebendort einhergeht (28). 

Der Anteil des Dienstleistungssektor an den gesamtwirtschaftl ichen IKT­
I nvest it ionen  l i egt i n  v ie len  Ländern ü ber  den  ents prechenden  
Wertschöpfungs- und Beschäftigungsanteilen (29). Trotz dieser massi­
ven I nvestit ionen in I KT-H ard- und  Software ist der  gemessene 
Produktivitätsfortschritt selbst in vielen potentiel l  'progressiven' Dienstlei­
stungsbereichen gering.  Auf der Branchenebene ist die Korrelation zwi­
schen IKT -Investitionen einerseits und Produktivitätsmaßzahlen und Er­
tragsraten andererseits sehr schwach . Derartige Beobachtungen werden 
auch auf der Mikroebene gemacht: ln vielen Unternehmungen hat die 
Anwendung der modernen IKT direkte und positive Auswirkungen auf die 
Effektivität und Qual ität der Leistungen, die finanziel len Effekte (Ertrags­
rate des eingesetzten Kapitals) aber sind n icht durchwegs positiv. 

Für die Erklärung des Produktivitätsparadoxons l iegen mehrere Hypo­
thesen vor (30). Häufig wird in d iesem Zusammenhang auf die oben dis­
kutierten Messungsprobleme verwiesen. Deren Größenordnung ist aller­
dings für eine Erklärung des Produktivitätsparadoxons bei weitem zu ge­
ring. Eine signifikante Diskrepanz zwischen dem in den IKT-Investitions­
gütern verkörperten technischem Fortschritt und Produktivitätsmaßzahlen 
bleibt bestehen, selbst nach Berücksichtigung der Meßprobleme und der 
ebenfalls oben festgehaltenen Verschiebung von Produktivitätseffekten 
aus dem Dienstleistungssektor in andere Wirtschaftsbereiche. 

25 



Wirtschaft und Gesellschaft 23. Jahrgang ( 1 997),  Heft I 

Die folgenden Erklärungshypothesen schl ießen einander nicht aus, 
sondern sind komplementär: 

- Bedeutung anderer Produktionsfaktoren:  IKT-Investitionen und der 
in i hnen verkörperte technische Fortschritt sind längst nicht die einzigen 
Faktoren, welche die Produktivität von Dienstleistungen beeinflussen. Es 
ist mithin nicht auszuschl ießen,  daß Schwächen in anderen Bereichen 
die durchaus positiven Produktivitätseffekte der IKT-Anwendung ganz oder 
überwiegend aufheben. Zu geringe Investitionen und unzulängliche tech­
nische Entwicklungen im Bereich der N icht-IKT-Kapitalgüter, fehlende 
Qualifikationen der Arbeitskräfte, ineffiziente Regul ierungen u.a. können 
derartige Problemfelder sein .  

- Software-, Qual ifikations- und Organisationsprobleme im Zusammen­
hang mit der IKT-Anwendung (31 ): Das Fehlen einheitlicher Standards, 
Unzulänglichkeiten der Software, ineffiziente rechtl iche und technische 
Normen, unzureichende IKT-spezifische Kenntnisse der Beschäftigten,  
mangelnde Akzeptanz von seiten der Anwender, gravierende organisa­
tor ische An passu ngsschwier ig ke i ten u n d  Schwächen  d e r  Ta le­
kommunikationsinfrastruktur (z. B .  langsame Diffusion der  Breitband­
kommunikation) bi lden entscheidende Ursachen für das Ausbleiben der 
erwarteten Produktivitätseffekte. I nsbesondere mangelnde Qual ifikation 
ist ein Engpaßfaktor. Sie verzögert nicht nur die Diffusion einer auf Da­
ten- und Funktionsintegration zielenden Strategie, sondern ist ebenfalls 
ein Grund für Fehler und Kosten,  die bei Unternehmungen entstehen, 
wie z .B .  Konzeptions-, Realisations- und Anwendungsfehler. 

- Experimentalcharakter von technisch-organisatorischen Innovationen : 
Die Einführung neuer Hard- und Software, neue Anwendungen und da­
mit verbundene Organisationskonzepte besitzen experimentel len Cha­
rakter. Ein gewisser Teil derartiger Experimente geht schief, und Lern­
effekte kommen nur mit Verzögerung zum Tragen.  

- Managementfehler: Die ineffektive Verwendung von IKT resultiert nicht 
nur aus den ungleichgewichtigen Fortschritten im Hardware- und Soft­
ware-Bereich , Mängeln des H u mankapitals und dem Experimenta l­
charakter von organisatorischen Innovationen, sondern einfach auch aus 
Mißmanagement. Von solchem ist beispielsweise zu sprechen , wenn ver­
füg- und imitierbare Best-Practice-Lösungen nicht übernommen oder feh­
lerhaft durchgeführt werden, da die Planung unzureichend war usw. We­
sentliche Fehler bestehen weiters darin ,  die Verwender der neuen Hard­
und Software nicht ausreichend zu schu len, nicht in die Gestaltung orga­
nisatorischer Anpassungen einzubeziehen und die Erfahrungen der An­
wender zu vernachlässigen. 

- Überinvestitionen : Der Anwendungsbereich der modernen IKT ex­
pandiert sehr rasch. Durch intensivierten Wettbewerb, im Kampf um die 
Erhaltung oder Vergrößerung von Marktantei len, sind Unternehmungen 
dazu gezwungen, in neue Hard- und Software zu investieren und die 
Anwendung nach der Methode von Versuch und I rrtum vorzunehmen, 
bevor noch die erwarteten Nutzen und Erträge aus den in der Vergan-
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genheit instal l ierten IKT-Komponenten weitgehend realisiert sind . Wäh­
rend solcherart die Fixkosten steigen , übt die verschärfte Konkurrenz­
situation nicht selten Druck auf die durchschnittlich erzielten Verkaufs­
preise und prozentuellen Gewinnmargen aus. 

Die angeführten partiel len und zueinander komplementären Hypothe­
sen zur Erklärung des Produktivitätsparadoxons lassen sich zwei umfas­
senderen Ansätzen einordnen: 

- Die Verzögerungshypothese und die Hypothese des Paradigmen­
wechsels: Die Verzögerungshypothese besagt, daß der technische Fort­
schritt in den modernen IKT als ein Potential anzusehen ist, daß sich erst 
mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung in Produktivitätskennziffern 
niederschlägt (32). Diese Verzögerung ist eine Folge davon, daß die Rea­
l isierung der potentiellen positiven Effekte einer Universaltechnik tiefgrei­
fende organisatorische und institutionelle Anpassungen erfordert, wel­
che viel Zeit und Ressourcen in Anspruch nehmen. Es handelt sich dabei 
um nichts weniger als einen von den IKT induzierten Wechsel des tech­
nisch-ökonomischen Paradigmas (33). 

Neue Computer und andere Hardware-Komponenten wurden zunächst 
in bestehende organisatorische Strukturen eingefügt. Mit der ab den 
achtziger Jahren beschleunigten Diffusion der lnformationstechniken , der 
zunehmenden Spannweite der möglichen Anwendungen und der Kon­
vergenz mit den Kommunikationstechniken erweisen sich die geerbten 
organisatorischen und institutionellen Rahmenbedingungen oft als unge­
eignet für die Real isierung der Potentiale der neuen Universaltechniken , 
als Hindernis für die Produktivitätssteigerung. Die erforderliche Anpas­
sung ist ein komplexer, zeitintensiver Prozeß des Experimentierens und 
Lernens, der notwendigerweise zahlreiche Schritte des Versuchs und Irr­
tums beinhaltet. Vonnöten sind Änderungen der inner- und zwischen­
betrieblichen Organisation (Vernetzung), der Managementtechniken , die 
Anpassung der Arbeitsbeziehungen und der institutionellen Regelungen. 

ln den Unternehmungen ist die Vermittlung zusätzl icher Kenntnisse (so­
wohl funktionale, z .B.  Bedienungswissen, als auch extrafunktionale) er­
forderlich , denn diese sind ausschlaggebend für die Qualität der Bezie­
hungen zwischen Menschen sowie des Zusammenwirkens von Anwen­
dern und Software. Diese neuen Qualifikationen werden jedoch nur all­
mähl ich erworben. Die Qual ität des Humankapitals ändert sich somit we­
sentlich langsamer als die des Sachkapitals. 

Systemtheoretische Überlegungen weisen in die g leiche Richtung wie 
die obigen (34 ): Mit der zunehmenden zwischenbetrieblichen Arbeitstei­
lung und Vernetzung im Gefolge der IKT-Instal l ierungen wächst die Kom­
plexität des Wirtschaftssystems, denn jedes zusätzl iche Element in ei­
nem System kann dessen Komplexität eklatant steigern. Um diese Kom­
plexität zu bewältigen, ist das arbeitsteil ige System, also die innerbetrieb­
l iche und zwischenbetriebliche Organisation, neu zu strukturieren (Struk­
tur als Verminderung von Unordnung) und zu optimieren. 

27 



Wirtschaft und Gesellschaft 2 3 .  Jahrgang ( 1 997) ,  Heft 1 

3. 7 Produktivitätsfortschritt und Beschäftigungsentwicklung im 

Dienstleistungssektor 

Zwischen der Produktivitäts- und der Beschäftigungsentwicklung be­
steht kein d irekter und eindeutiger Zusammenhang .  Vielmehr sind die 
beiden Entwicklungen über verschiedene ökonomische Prozesse mitein­
ander verbunden. Diese Transmissionsbeziehungen laufen sowohl über 
Güter- als auch über Faktormärkte. Von Bedeutung sind vor allem folgen­
de Zusammenhänge: 

Technischer Fortschritt in Form von Prozeßinnovationen ändert die re­
lative Produktivität von Arbeit und Kapital im Produktionsprozeß und da­
mit das optimale Einsatzverhältnis zwischen den Produktionsfaktoren.  Die 
Veränderung der optimalen Faktorkombination hat zur Folge, daß gewinn­
maximierende Unternehmungen jenen Faktor, dessen Produktivität stär­
ker steigt, auf Kosten des anderen verstärkt einsetzen.  

Hat der technische Fortschritt durch Prozeßinnovationen einen arbeits­
sparenden Bias, wovon im Dienstleistungssektor auszugehen ist, so be­
deutet dies, daß sich die Nachfrage nach dem Faktor Arbeit zugunsten 
der Nachfrage nach dem Faktor Kapital senkt (beschäftigungsmindernder 
Rationalisierungseffekt). Die Anpassung der Produktionsprozesse und -
strukturen an veränderte optimale Faktoreinsatzverhältnisse benötigt al­
l e rd i ngs  Zei t ;  ku rzfr ist ig s ind  d ie  Su bstitut ionsmög l i chkeiten aus 
produktionstechnischen, organisatorischen und eventuel l  auch arbeits­
rechtlichen Gründen sehr stark eingeschränkt. 

Neben diesem direkten Wirkungskanal sind mehrere indirekte Effekte 
zu beachten: 

Sofern der Wettbewerb n icht eingeschränkt ist, findet eine von Prozeß­
innovationen ausgehende Erhöhung der totalen Faktorproduktivität in 
Preissenkungen N iederschlag . Unter der Annahme von entsprechenden 
Preis- und Einkommenselastizitäten führt d ies zu steigendem Output, 
wovon positive Impulse auf die Arbeitskräftenachfrage ausgehen, die dem 
Rational isierungseffekt entgegenwirken.  

Zieht d ie Produktivitätserhöhung Lohnsteigerungen nach sich, welche 
auf die Produktpreise überwälzt werden, so dämpft d ies zunächst die Ab­
satzsteigerung und die Arbeitskräftenachfrage. ln die gleiche Richtung 
wirkt die Veränderung des Faktorpreisverhältnisses, sofern d iese eine Sub­
stitution von Arbeit durch Kapital auslöst. Auf der anderen Seite stimuliert 
die Kaufkrafterhöhung die Nachfrage nach anderen Dienstleistungen . 

Im  Unterschied zu Prozeßinnovationen schaffen Produktinnovationen 
unmittelbar neue Märkte und neue Beschäftigungsmögl ichkeiten . Das 
Ausmaß dieser Beschäftigungseffekte hängt von der Arbeitsintensität der 
neuen Dienstleistung, dem Produktivitätsfortschritt bei der Erstel lung der­
selben, den Verdrängungseffekten und den Einkommenselastizitäten ab. 

Außer diesen Zusammenhängen wäre noch eine Vielzahl  weiterer 
Wirkungskanäle und Rückkoppelungseffekte zu berücksichtigen. So ver-
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bessern Prozeß- und insbesondere Produktinnovationen die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit von handelbaren Dienstleistungen. 

Und Faktorpreisänderungen, welche den kostensenkenden Effekt von 
Prozeßinnovationen vorwegnehmen, also im gegebenen Fall relative Lohn­
senkungen , vermindern den Anreiz für die Unternehmungen, technische 
Neuerungen vorzunehmen. Das Wachstum der totalen Faktorproduktivität 
könnte sich daher verlangsamen. Ökonometrische Untersuchungen für 
die BRD im Rahmen der Meta-Studie zeigen allerd ings, daß die Geschwin­
digkeit des technischen Fortschritts durch Veränderungen der relativen 
Faktorpreise nur am Rande berührt wird (35). 

Die Vielfalt der Wirkungsmechanismen zwischen Produktivitätsfortschritt 
und Beschäftigungsentwicklung läßt jedenfalls eindeutige Aussagen über 
Richtung und Ausmaß der Netto-Beschäftigungseffekte nicht zu . 

Welche e m p i rischen E rg e b n isse l i egen  i m  H i n b l i ck auf  d i e  
Beschäftigungsentwicklung von 'stagnierenden' bzw. 'progressiven' Dienst­
leistungen vor? 

Baumols Hypothesen in bezug auf die Kostenkrankheit und die Beschäf­
tigungsexpansion in Dienstleistungsbereichen mit stagnierender Produk­
tivität werden empirisch bestätigt (bzw. präziser: lassen sich n icht 
falsifizieren) (36): Die relativen Preise 'stagnierender' Dienstleistungen 
steigen etwa im gleichen Ausmaß wie ihr Rückstand in der Wachstums­
rate der Produktivität. Während der reale Outputantei l  dieser Dienstlei­
stungen am BIP zieml ich unverändert bleibt, n immt ihr nomineller Anteil 
erheblich zu . Ihr Beschäftigtenanteil steigt erwartungsgemäß stark. 

Auf die gesamtwirtschaftl ichen Auswirkungen davon, daß stagnieren­
de (und auch asymtotisch stagnierende) Dienstleistungen einen zuneh­
menden Teil der Beschäftigung absorbieren, wurde oben bereits kurz hin­
gewiesen:  Selbst bei unveränderten Produktivitätswachstumsraten in den 
einzelnen Branchen drücken derartige Verschiebungen in der Beschäfti­
gungsstruktur die durchschnittliche gesamtwirtschaftliche Wachstumsra­
te der Produktivität, das Wachstumspotential der Volkswirtschaft vermin­
dert sich , gleichzeitig nimmt die Höhe der 'Beschäftigungsschwelle' ab 
(37). 

Auch in vielen Dienstleistungsbereichen mit deutlichem Produktivitäts­
fortschritt steigt die Beschäftigung, im Durchschnitt aber wesentlich weni­
ger stark als im stagnierenden Bereich . Produktivitätssteigerung und 
Beschäftigungsentwicklung korrelieren in  den betreffenden progressiven 
Dienstleistungsbranchen positiv, da erstere relative oder absolute Preis­
senkungen auslöst. Aufgrund hoher Preis- und Einkommenselastizitäten 
nehmen Absatz und Beschäftigung zu. Die daraus resultierenden zusätz­
l ichen Einkommen verstärken abermals - und häufig überproportional -
die Nachfrage nach diesen Diensten. Insgesamt überwiegen in diesen 
Fällen die Beschäftigungseffekte der Ausweitung der Dienstleistungsnach­
frage gegenüber den Rationalisierungseffekten .  

Von großer Bedeutung für den Netto-Beschäftigungseffekt des techni­
schen Fortschritts ist, ob in dem betreffenden Dienstleistungsbereich Pro-
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zeß- oder Produktinnovationen dominieren (38). Produktinnovationen er­
mögl ichen die Schaffung neuer Märkte. Ob dieser Prozeß vom Unter­
gang bestehender Betriebe begleitet ist, hängt davon ab, inwieweit die 
neue Dienstleistung eine bereits vorhandene substituiert oder komple­
mentär und synergetisch ist. Gerade bei den auf den modernen IKT beru­
henden Produktinnovationen ist davon auszugehen , daß letzteres zutrifft. 
(Auch nach der massiven Diffusion der analogen Telefonie nahm die 
Nachfrage nach Diensten der 'gelben Post' zu! ) 

Die rasche Diffusion einer Produktinnovation erlaubt Kosten- und Preis­
senkungen , womit die oben beschriebene Positivspirale in Gang gesetzt 
wird . 

Die Größenordnung des positiven Netto-Beschäftigungseffekts einer 
Produktinnovation ist somit abhängig vom Grad der Komplementarität der 
betreffenden Dienstleistung, von den Preis- und Einkommenselastizitäten 
der Nachfrage,  von der Arbeitsintensität der neuen Dienstleistung sowie 
im Gefolge von den Produktivitätsfortschritten bei deren Erstel lung. 

ln  Dienstleistungsbereichen hingegen , in denen Prozeßinnovationen 
deutlich überwiegen und Produktinnovationen kapital-, aber nicht arbeits­
intensiv sind (z.B.  Bankdienstleistungen), dominiert der arbeitssparende 
Effekt. 

Zusammenfassend läßt sich festste l len ,  daß erhebliche Beschäfti­
gungschancen nicht nur aufgrund steigender Nachfrage nach Dienstlei­
stungen mit stagnierender oder bloß geringfügig zunehmender Produkti­
vität bestehen. Auch rasche Produktivitätsfortschritte , insbesondere im 
Zusammenhang mit Produktinnovationen, in preis- und einkommens­
elastischen Dienstleistungsbereichen ermöglichen beträchtliche Beschäfti­
gungszuwächse. Auf die Bedeutung der modernen IKT für derartige 
Innovationsschübe wurde oben ausdrücklich hingewiesen. Voraussetzun­
gen für die Real isierung der Beschäftigungspotentiale in progressiven 
Dienstleistungsbereichen sind Investitionen in spezifisches Humankapital 
und organisatorische Anpassungen . 

Zu den quantitativen treten bedeutsame qual itative Beschäftigungs­
effekte h inzu , d .h .  die Berufs-, Tätigkeits- und Qualifikationsstrukturen im 
Dienstleistungssektor ändern sich infolge des technischen Fortschritts 
deutl ich (39). 

Die größten Verlierer scheinen alle Kategorien von Routinearbeiten und 
Hilfstätigkeiten zu sein (40). Innerhalb der betrieblichen Belegschaften ist 
eine Verstärkung von Segmentierungsphänomenen zu erwarten .  Auf den 
externen Arbeitsmärkten wird eine Marginal isierung von geringqualifizier­
ten Arbeitskräften befürchtet. 

Gleichzeitig steigt der Anteil von spezifisch qualifizierten Informations­
und Beratungskräften; das sind z .B.  Personen, die mit dem Generieren, 
Strukturieren und Management von Information,  die durch die Netze flie­
ßen , befaßt sind. Neue Berufe bzw. Tätigkeiten wie Netzwerkunternehmer, 
Spezialisten für grafische Präsentation, Systemmanager usw. entstehen. 
Zu den wichtigsten beruflichen Gewinnern werden wahrscheinl ich l nge-
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n ieure und  Hochsch u labsolventen m it techn isch-wi rtschaft l i chen , 
informations- und medienbezogenen Qual ifikationen sowie informations­
netzbezogene Kleinunternehmer und on/ine-Kundenbetreuer zählen. Zu 
erwarten s ind überdies e ine weitere Ausd ifferenzierung von Fach­
qualifikationen , deren stärkere Integration mit Managementrollen, Einbu­
ßen bei m itt leren Managementfu n kt ionen und  Verlageru ngen bei  
Sekretariatsaufgaben.  

4. Lohnstruktur und Lohnnebenkosten 

Die Baumolsehe Kostenkrankheit ( 4 1 )  der innovationsarmen Dienstlei­
stungen , d .h .  der anhaltende und substantiel le Anstieg der relativen Prei­
se derselben , resultiert außer aus den beschränkten Möglichkeiten, die 
Produktivität zu erhöhen , aus der Lohnentwicklung und der Höhe der 
Lohnnebenkosten in diesen Bereichen. 

Lohnverhandlungs- und/oder Marktmechanismen sorgen dafür, daß die 
Löhne und Gehälter im Bereich der innovationsarmen, 'stagnierenden' 
D i e nst le istu ngen i m  g le ichen  Maße ste i gen  w ie  jene  in de r  
Sachgüterproduktion und i n  innovationsintensiven Dienstleistungbereichen 
oder diese Lohnsteigerungsraten nur relativ wenig h inter jenen in den 
letztgenannten Branchen zurückbleiben. 

ln den meisten europäischen Ländern ist der gewerkschaft l iche 
Organisationsgrad im öffentl ichen Sektor überdurchschnittlich hoch. Die 
Stärke dieser Gewerkschaften sicherte den Beschäftigten im staatl ichen 
Gesundheits- und Bi ldungswesen sowie in der öffentlichen Verwaltung in 
den letzten Jahrzehnten Lohn- und Gehaltserhöhungen mehr oder weni­
ger im Gleichklang mit der Lohndynamik in  den innovationsintensiven 
Wirtschaftssektoren. Und in den entsprechenden Bereichen des privaten 
Dienstleistungssektors waren es Marktzusammenhänge, die eine völ l ige 
Abkoppelung der Lohnentwicklung verh inderten:  Zumindest um qual ifi­
zierte Arbeitskräfte konkurrieren sie mit anderen Unternehmungen inner­
und außerhalb der Branche. ln  keinem der innovationsarmen Dienstlei­
stungsbereiche bestand somit eine der Produktivitätsschere gegenüber 
den innovationsintensiven Branchen entsprechende Lohnschere. 

Das Ergebnis d ieser Lohnentwicklungen in den zurückliegenden Jahr­
zehnten ist in den westeuropäischen Ländern eine branchenbezogene 
Lohnstruktur, welche zwar nach wie vor (auch nach Berein igung um 
Qual ifikations-, Geschlechts- und andere verzerrende Effekte) von erheb­
l ichen Differentialen gekennzeichnet wird .  Das Ausmaß dieser branchen­
mäßigen Lohnunterschiede ist jedoch im h istorischen Maßstab und im 
Vergleich zu jenem in den Verein igten Staaten gering. 

Außer von unterschiedl ichen Produktivitätstrends und Lohnstruktur­
effekten wird die Entwicklung der relativen Preise der arbeitsintensiven 
und innovationsarmen Dienstleistungen von der Höhe und Veränderung 
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der Steuern und Abgaben auf den Produktionsfaktor Arbeit bestimmt. 
Der Bruttopreis einer Dienstleistung ergibt sich aus Nettolohn, Gemein­
kosten und Unternehmergewinn sowie aus national unterschiedl ichen 
Steuern und Sozialabgaben auf Lohneinkommen, Gewinne, Wertschöp­
fung und Verbrauch . Da den Arbeitsinputs im Fal le innovationsarmer 
Dienstleistungen das bei weitem größte Gewicht in der Produktionsfunktion 
zukommt, sind die Steuern und Abgaben auf den Faktor Arbeit die be­
deutsamsten, und die übrigen bleiben hier außer Betracht. 

l nfolge der (relativ) geringen Lohnunterschiede und der hohen Abgaben­
belastung des Faktors Arbeit l iegt der Brutto-Stundenlohn der Produzen­
ten von Reparatur-, Pflege- und anderen Dienstleistungen in der Regel 
(weit) über dem Netto-Stundenlohn der potentiellen Konsumenten (42). 
Dies begünstigt die Substitution dieser Leistungen durch die Kombinati­
on aus langlebigen Industriegütern und Eigenarbeit des Konsumenten, 
fördert das Wachstum der Schattenwirtschaft in diesen Bereichen und 
führte in einigen Fällen zum weitgehenden Verschwinden von Dienstlei­
stungen. 

Beträgt die Relation zwischen Bruttopreis und Nettolohn je Stunde bei­
spielsweise 3 : 1 ,  so ist Eigenarbeit für den potentiel len Konsumenten 
attraktiv, solange nicht die Produktivität kommerzieller Dienstleistungen 
seine eigene um mehr als das Dreifache übersteigt. I nsofern beeinflußt 
die auf Dienstleistungsarbeit l iegende Abgabenbelastung die Mindest­
produktivitätsschwelle, welche kommerzielle Dienstleister überschreiten 
müssen, um auf dem Markt nachgefragt zu werden. Der negative Effekt 
auf die Zahl der offiziell registrierten Arbeitsplätze ist somit bei jenen Dienst­
leistungen am stärksten ,  die kein spezielles Qual ifikationsniveau voraus­
setzen und infolgedessen in Substitutionskonkurrenz zur Eigenleistung, 
Nachbarschaftshilfe und Schwarzarbeit stehen . 

l n  den Vereinigten Staaten bilden die starke Einkommensstreuung und 
geringere Abgaben auf den Produktionsfaktor Arbeit die Voraussetzun­
gen für die Beschäftigungsexpansion im Bereich innovationsarmer Dienst­
leistungen ohne qualifikatorische Anforderungen. Die branchenbezogenen 
Lohnunterschiede waren bereits in den sechziger Jahren erheblich höher 
als in Westeuropa und vergrößern sich seit den siebziger Jahren kontinu­
ierl ich . 

Bei hoher Lohndifferenzierung und niedriger Abgabenquote können sich 
die betreffenden Dienstleistungen trotz ihrer geringen Produktivität am 
Markt behaupten;  die Nachfrage nach Haushalts-, Reparatur-, Reinigungs­
diensten etc. reagiert preiselastisch . Steigt zudem die gesamtwirtschaftl i­
che Nachfrage, so kommt zusätzlich die hohe Einkommenselastizität zum 
Tragen. 

Emp i rische U ntersuch ungen auf de r  Bas is von i nternat iona len 
Querschnittsdaten bestätigen den Zusammenhang zwischen Lohnstruktur 
und Nachfrage nach innovationsarmen Dienstleistungen: Die realen Aus­
gaben für Haushalts-, Unterhaltungs- und andere freizeitbezogene Dienst-
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Ieistungen sind in Ländern mit stärkeren Einkommensunterschieden cet. 
par. höher (43). 

Ein Lohnstruktureffekt wirkt dabei sowohl über die Angebots- als auch 
über die Nachfrageseite: Einer kaufkräftigen Nachfrage der einkommens­
starken Haushalte steht ein bi l l iges Angebot an Dienstleistungsarbeit sei­
tens der ärmeren Haushalte gegenüber. 

Mit der in den Vereinigten Staaten zu beobachtenden , auf hohen Ein­
kommensunterschieden und geringeren Lohnnebenkosten beruhenden 
Beschäftigungsexpansion im Bereich innovationsarmer Dienstleistungen 
sind fre i l ich auch gravierende Nachtei le verbunden.  N iedrige lohn­
bezogene Abgaben gehen einher mit einem niedrigen Niveau an Sozial­
leistungen. Der Produktivitätszuwachs wird vermindert, was Konsequen­
zen für die Einkommensentwicklung hat. Tei le der Arbeitnehmerschaft 
bleiben mit ihrem Einkommen unter der Armutsgrenze, was im Wider­
spruch zu vertei lungspolitischen Zielsetzungen steht und gravierende, 
überaus teure soziale Folgekosten nach sich zieht. Im  Falle qual ifizierter 
Tätigkeiten bringt die Entkoppelung der Lohnentwicklung Anreizprobleme 
mit sich , und zwar im Hinbl ick auf die Rekrutierung von Arbeitskräften mit 
ausreichender Qual ifikation und die Motivation derselben , was wiederum 
Auswirkungen auf die Leistungsqual ität hat. 

5. Die Struktur der Konsumgüternachfrage der privaten 

Haushalte 

Die Zusammensetzung der privaten Konsumgüternachfrage wird vor­
nehmlich bestimmt durch das verfügbare Realeinkommen der privaten 
Haushalte, die relativen Güterpreise und deren Entwicklung,  sozio-demo­
grafische Faktoren ( Erwerbstätigkeit der Frauen, Haushaltsgröße, Kinder­
zahl je Haushalt, Altersstruktur der Bevölkerung), das Bi ldungsniveau ,  
die verfügbare Freizeit und die sich wandelnden Konsumpräferenzen. 

5.1 Einkommens- und Preiselastizitäten der 

Dienstleistungsnachfrage der privaten Haushalte 

- Die Einkommenselastizität der aggregierten Nachfrage nach Dienst­
leistungen:  Die einflußreiche Dreisektorenhypothese von Fourastie sieht 
den Wandel der Produktions- und Beschäftigungsstruktur zugunsten des 
Dienstleistungssektors best immt zum einen durch den schwächeren 
Produktivitätsfortschritt in letzterem,  zum anderen durch den 'unstil lbaren 
Hunger der Konsumenten nach Tertiärem' .  

Zur Diskussion steht, ob tatsächl ich die reale Nachfrage nach (bzw. die 
realen Ausgaben der Haushalte für) Dienstleistungen bei steigendem real 
verfügbaren Einkommen (bzw. bei steigenden realen Konsumausgaben 
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der Haushalte) überproportional zunimmt. Die Verwendung von konstan­
ten Preisen el imin iert verzerrende Einflüsse, die sich durch unter- bzw. 
überdurchschnittl iche Preisänderungen oder verschieden große Werte 
für die Preiselastizität der Nachfrage ergeben können. 

Lange Zeit galt ein Wert von 1 ,05 als Konsensziffer für die aggregierte 
(durchschnittl iche) Einkommenselastizität der Nachfrage nach Dienstlei­
stungen (44 ). Doch jüngere empirische Untersuchungen ziehen die Hy­
pothese einer leicht einkommenselastischen Dienstleistungsnachfrage in 
Zweifel : 

Gundlach (45) ermittelt aufgrund von Daten aus der BR Deutschland 
für homogene Haushalte eine relativ robuste Evidenz für eine ausgaben­
unelastische Dienstleistungsnachfrage.  

Hammes, Rosa und Grubel (46) nehmen ökonometrische Schätzun­
gen der Elastizität der realen Pro-Kopf-Ausgaben für Dienstleistungen im 
Hinbl ick auf Änderungen der realen Pro-Kopf-Gesamtausgaben der Haus­
halte auf der Grundlage von entsprechenden Zeitreihen aus den USA, 
Kanada und Frankreich vor. Regressionen, die nur Ausgaben- und Preis­
variablen enthalten ,  führen zu Werten zwischen 1 , 1 und 1 ,44 . Auto­
korrelation verweist jedoch auf das Fehlen zumindest einer weiteren er­
klärenden Variablen . Die zusätzl iche Berücksicht igung der Erwerbs­
tätigkeitgrate der Frauen senkt die geschätzten Werte erhebl ich ; für al le 
drei Länder ergibt sich eine sign ifikant ausgabenunelastische Dienst­
leistungsnachfrage der privaten Haushalte (USA: 0 ,64;  Kanada: 0 ,35 ;  
Frankreich: 0 ,95). 

Hammes und Grubel (47) bestätigen auf der Basis von noch längeren 
Datenreihen aus den Vereinigten Staaten die unelastische Reaktion der 
realen Pro-Kopf-Nachfrage von Haushalten nach marktmäßigen Dienst­
leistungen in bezug auf Änderungen des (laufenden und verzögerten) 
realen Pro-Kopf-Einkommens. Der von ihnen geschätzte Wert beträgt 0,66. 

Die Dreisektorenhypothese überschätzt somit die Einkommenselastizität 
der Nachfrage der privaten Haushalte nach Dienstleistungen (48). Deren 
zahlenmäßiger Wert wird offensichtlich durch die Verfügbarkeit von ef­
fektiven , qual itativ akzeptablen und preislich günstigeren Substituten in 
Gestalt von industriell hergestellten Sachgütern (vor allem im Bereich der 
Haushalts- und Unterhaltungsdienste) unter 1 gedrückt. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis des Überblicks ist die Tatsache, daß 
Schätzungen der Einkommenselastizität der Dienstleistungsnachfrage 
empfindl ich sind im Hinbl ick auf die Modellspezifikation. Die Aufnahme 
von zusätzl ichen erklärenden Variablen wie der Frauenerwerbstätigkeit 
und anderer sozio-demografischer Faktoren ändert die geschätzten Werte 
- wie oben angemerkt - teils erheblich . Die Auslassung von relevanten 
Variablen verzerrt die Schätzwerte der aggregierten Einkommenselastizität 
nach oben. 

- Die Preiselastizität der aggregierten Nachfrage nach Dienstleistun­
gen: Die Nachfrage der privaten Haushalte nach Dienstleistungen ist preis­
empfindl ich, aber im Aggregat preisunelastisch : Während l nman eine 
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Konsensziffer von -0,6 angibt, schätzen jüngere Studien Werte, die noch 
bedeutend näher bei 0 l iegen. 

Hammes, Rosa und Grubel ermitteln für die Verein igten Staaten und 
für Kanada Werte der Preiselastizität der Pro-Kopf-Ausgaben privater 
Haushalte für Dienstleistungen insgesamt, die nicht signifikant von 0 ver­
schieden sind, und einen Wert von -0 ,34 für Frankreich . Monduccis ent­
sprechende Schätzung für Italien beträgt -0,45 (49). 

Der überdurchschnittliche Preisanstieg der Dienstleistungen beschränkt 
mithin die Nachfrage nach ebendiesen, der Preiseffekt wirkt dem Ein­
kommenseffekt entgegen. 

- Der Anteil der aggregierten realen Dienstleistungsausgaben an den 
gesamten realen Konsumausgaben der privaten Haushalte :  ln Österreich 
stieg der  zu konstanten Preisen von 1 983 gemessene Ante i l  von 
dienstleistungsintensiven Aufwandsarten am Gesamtkonsum von 47,6% 
( 1 976) auf 5 1 ,8% ( 1 989) (50) . Hammes, Rosa und Grubel stellen für die 
Vereinigten Staaten und für Frankreich einen deutlich zunehmenden An­
tei l  der Dienstleistungsausgaben an den realen konsumtiven Gesamt­
ausgaben der privaten Haushalte fest, während in Kanada der entspre­
chende Anteil relativ unverändert bl ieb. 

Aus den Elastizitätsschätzungen der letztgenannten Untersuchung geht 
hervor, daß für die Zunahme (bzw. im Falle Kanadas: die Konstanz) des 
Dienstleistungsanteils an den gesamten realen Konsumausgaben der 
Haushalte nicht die E inkommens- und Preiselastizitäten ,  sondern die 
Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit ausschlaggebend war (siehe unten 
Abschnitt 5 .2 . ) .  

D ie Dreisektorenhypothese l iefert somit keine brauchbare Grundlage 
für die Erklärung des Wandels der Produktions- und Beschäftigungsstruk­
tur in Richtung auf den tertiären Sektor (5 1 ) . Sie überschätzt die Höhe 
und Bedeutung der Einkommenselastizität der Dienstleistungsnachfrage 
der privaten Haushalte, unterschätzt die entsprechende Preiselastizität 
und vernach lässigt wesentl iche Einflußfaktoren wie den Anstieg der 
Frauenerwerbstätigkeit und die Zunahme der Nachfrage von Unterneh­
mungen nach intermediären Dienstleistungen.  

- Die Einkommens- und Preiselastizitäten der Nachfrage in einzelnen 
Dienstleistungsbereichen: Die Heterogenität des Dienstleistungssektors 
spiegelt sich auch in der starken Streuung der Einkommenselastizitäten 
der Nachfrage privater Haushalte nach verschiedenen Dienstleistungs­
gruppen wider. Empirische Untersuchungen weisen Engel-Koeffizienten 
zwischen 0,5 und 3 aus. Die Schätzung der aggregierten (durchschnittl i­
chen) Einkommenselastizität al lein ist jedenfal ls nicht ausreichend , da 
irreführend, und Bedarf der Ergänzung durch Schätzungen für Tei lberei­
che. 

Die rezente, auf internationalen Querschnittsdaten aufbauende Studie 
von Falvey und Gemmel ermittelt fü r einige wichtige Dienstleistungs­
gruppen eine im Verhältnis zur Zunahme der realen Pro-Kopf-Einkom­
men überdurchschnittliche Steigerung der realen Pro-Kopf-Ausgaben: Ein-
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kommenselastizität der Ausgaben für Gesundheitsdienste (Ausgaben für 
Ärzte, Spitalsaufenthalt) 1 ,6;  für Erholung (Kultur, Unterhaltung,  Sport, 
andere erholungsbezogene Ausgaben) 1 ,4; für Kommunikation (Post, 
Te lekommun i kation)  1 , 3 .  Fü r  andere bedeutende Dienst le istungs­
kategorien sind die entsprechenden Engel-Koeffizienten nicht signifikant 
von 1 verschieden, so im Fal le der Ausgaben für Personenverkehr (öf­
fentlicher Nahverkehr, Bus, Bahn ,  Luftverkehr) und für Bi ldung. 

Auch die Pre ise last iz itäten der Nachfrage nach versch iedenen 
Dienstleistungskategorien streuen nicht unerheblich . Gemäß Falvey und 
Gemme! sind die Ausgaben für Kommunikationsdienste (-1 ,5  bis -1  ,6), 
fü r Personenverkehr  ( - 1 , 1 bis -1 , 2 )  und für Erho lung (-1 bis -1 ,2 )  
preiselastisch, jene für Gesundheitsdienste (-0 ,8) und für Bildung (-0 ,6) 
aber preisunelastisch. 

Die Substitutionseffekte infolge von Änderungen der relativen Preise 
sind für die Verschiebungen der Produktion und der Beschäftigung zwi­
schen den und innerhalb der Sektoren vor allem dann bedeutsam, wenn 
die Substitution n icht innerhalb einer Produktkategorie stattfindet, son­
dern zwischen verschiedenen Dienstleistungskategorien oder zwischen 
Dienstleistungen und Sachgütern . Beispielsweise bewirken die überpro­
portionale Verteuerung personen- und haushaltsbezogener Konsumenten­
dienste und die steigende Produktivität von Eigenleistungen der privaten 
Haushalte (aufgrund des in den Haushaltsgeräten verkörperten arbeits­
sparenden technischen Fortschritts) die Substitution des Zukaufs der 
genannten Dienste durch technisch gestützte Eigenleistungen. 

An d ieser Stel le ist nochmals darauf h inzuweisen, daß Elastizitäts­
schätzungen empfindl ich sind hinsichtlich der Modellspezifikation.  Bei­
spielsweise senkt laut Falvey und Gemme! d ie  E inbeziehung einer 
Urbanisierungsvariable die Einkommenselastizität der Nachfrage nach 
Kommunikationsdiensten auf 0 ,97. Und noch eine im H inbl ick auf die In­
terpretation der Schätzergebnisse zur Vorsicht mahnende Bemerkung 
erscheint angebracht: E ine Gegenüberstel lung der ökonometrischen 
Schätzungen der Einkommens- und Preiselastizitäten zeigt Ergebnisunter­
schiede in einer Größenordnung, die nicht durch Unterschiede in der Meß­
technik erklärt werden können (52) .  

Zusammenfassend läßt sich feststellen , daß das Einkommenswachstum 
in den meisten Ländern keinen wesentl ichen Beitrag zur Zunahme des 
Beschäftigungsanteils des Dienstleistungssektors insgesamt leistet. Für 
die Beschäftigungsverschiebungen innerhalb des tertiären Sektors jedoch 
ist die konstatierte Streuung der Einkommenselastizitäten der Nachfrage 
nach verschiedenen Dienstleistungskategorien wichtig.  

5.2 Erwerbstätigkeit der Frauen 

Mit zunehmender Erwerbsbeteil igung der Frauen sinkt die für Eigenlei­
stungen im Haushalt verfügbare Zeit, während das real verfügbare Ein-

36 



23. Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

kommen der Haushalte steigt. Vormals selbst erstellte Leistungen wer­
den über den Markt bezogen. Vor allem die Nachfrage nach Kinder- und 
Altenbetreuung, Krankenpflege, aber auch nach Reinigung, Raum- und 
Gartenpflege sowie gastronomischen Leistungen steigt. Bei ersteren han­
delt es sich um personenbezogene Dienstleistungen, die unmittelbaren 
Kontakt voraussetzen und daher besonders zeitintensiv sind. Die Eigen­
leistung letzterer läßt sich durch den Einsatz von Haushaltsgeräten ratio­
nalisieren, was die Tendenz zum Außenbezug abschwächt. 

Die im letzten Abschnitt bereits mehrfach erwähnten ökonometrischen 
Untersuchungen bestätigen statistisch sign ifikant den vermuteten positi­
ven Zusammenhang zwischen der Frauenerwerbsquote und den realen 
Pro-Kopf-Ausgaben privater Haushalte für marktmäßige Dienstleistungen. 
Hammes und Grubel ermitteln für die Vereinigten Staaten einen entspre­
chenden Elastizitätskoeffizienten von 0,75. Rund die Hälfte des Anstiegs 
der realen Pro-Kopf-Nachfrage privater Haushalte nach marktmäßigen 
Dienstleistungen im Beobachtungszeitraum geht demnach auf die Zu­
nahme der Frauenerwerbstätigkeit zurück. 

Grubel und Walker schätzen für Kanada die betreffende Elastizität auf 
0 ,7 (53). 63% des Zuwachses der realen Pro-Kopf-Dienstleistungsnach­
frage der Haushalte sind demgemäß auf die Monetisierung der vormali­
gen Eigenleistungen zurückzuführen. Die entsprechende Elastizität für 
Frankreich beträgt laut Hammes, Rosa und Grubel 0,98, die Zunahme 
der Erwerbsbeteil igung der Frauen erklärt in diesem Fall 1 9% des Ausga­
benanstiegs. 

Die Erhöhung der Frauenerwerbsquote leistet somit einen signifikan­
ten und in der Größenordnung erheblichen Beitrag zur Zunahme bzw. 
Aufrechterhaltung des Dienstleistungsanteils an den realen Konsumaus­
gaben der privaten Haushalte . 

Die zunehmende Erwerbsneigung der Frauen hat n icht nur einen Zu­
wachs der Nachfrage nach sozialen und haushalts- sowie personenbe­
zogenen Konsumentendiensten zur Folge, sondern gleichzeitig auch ei­
nen wesentl ichen angebotsseitigen Effekt: Die Zahl der Frauen , die sich 
um Tei lzeit- und Vol lzeitarbeitsplätze im Dienstleistungssektor bewirbt, 
steigt stark. 

5.3 Altersstruktur der Bevölkerung und Haushaltsgröße 

Die Zunahme der durchschnittlichen Lebenserwartung der Bevölkerung 
in den hochentwickelten Industriestaaten erhöht die Nachfrage nach Pfle­
ge-, Gesundheits- und auch Haushaltsdiensten.  Die ökonometrische Un­
tersuchung von Falvey und Gemmel bestätigt d iese Hypothese für einen 
Tei lbereich : Zwischen der Dependenzquote (Relation der Zahl der Kinder 
und Alten zur Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter) und den realen 
Pro-Kopf-Ausgaben für Gesundheitsdienste besteht ein signifikant posi­
tiver Zusammenhang . 
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l n  die gleiche Richtung wie die Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit 
und die steigende Lebenserwartung wirkt die Abnahme der Haushalts­
größe, wobei letztere teilweise eine Folge der erstgenannten Verände­
rungen ist. Mit s inkender durchschnittl icher Personenzahl je Haushalt 
werden vermehrt Haushalts-, Reinigungs-, Pflege-, Kinderbetreuungs- und 
andere Dienste nachgefragt. 

Dies ist zum einen damit zu erklären, daß kleine Haushalte mangels 
ausreichender Rentabil ität der damit verbundenen Investitionen in der 
Regel schlechter mit technischen Haushaltsgeräten ausgestattet sind als 
große. I nfolgedessen ist dort der zeitliche Aufwand für die Selbsterstel lung 
relativ größer, was dem Marktbezug der betreffenden Dienste förderlich 
ist. Zum zweiten sinken mit rückläufiger Zahl der Haushaltsmitgl ieder die 
Eigenleistungen innerhalb der Hausgemeinschaft überproportionaL 

5.4 Freizeit, Bildungsgrad und Lebensstil 

Unterhaltungs-, persönl iche (Körperpflege, Kuraufenthalte), kulturel le, 
gastronomische und touristische Dienstleistungen erfordern in den mei­
sten Fällen die gleichzeitige Anwesenheit von Produzenten und Konsu­
menten.  Letztere müssen daher neben entsprechenden finanziellen Res­
sourcen über ausreichende Zeitreserven verfügen. 

Der Zeitfaktor stel lt dabei freil ich insofern keine unüberwindbare Schran­
ke dar, als eine Intensivierung des Konsums - und damit eine wertmäßige 
Steigerung des Outputs - durch eine Verschiebung der Nachfrage zu 
höherwertigen Diensten auch im Rahmen der gegebenen zeitlichen Be­
schränkung mögl ich ist. 

Mit abnehmender zeitl icher Arbeitsbelastung (Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit, Urlaubsverlängerung) steigt die individuel l  verfügbare Zeit. 
U nter der  Annahme ,  daß  e nts prechende fi nanz ie l l e  Sp ie l rä u m e  
ausschöpfbar sind (etwa durch Senkung der Sparquote), können Konsu­
menten dieses zusätzl iche zeitliche Potential dazu benützen, um entwe­
der in verstärktem Maß die eingangs genannten Dienstleistungen zu kau­
fen und zu konsumieren oder die Eigenleistungen in d iesen Bereichen zu 
erhöhen.  Dabei ist die erstgenannte Konsumentscheidung, also die ver­
mehrte Nachfrage nach unterhaltungs- und erholungsorientierten Dien­
sten,  aufgrund der Notwendigkeit der gleichzeitigen Anwesenheit von 
Produzenten und Konsumenten überaus beschäftigungswirksam. 

Wie die zusätzliche Freizeit zwischen Außenbezug und Selbsterstel lung 
von Dienstleistungen aufgeteilt wird , hängt zunächst von den jeweiligen 
persönlichen Konsumpräferenzen und dann davon ab, ob die Selbster­
stel lung der gewünschten Dienstleistung prinzipiell in Frage kommt. Trifft 
letzteres zu , so sind für die Entscheidung zwischen Zukauf und Eigenlei­
stung - wie oben im Abschnitt 4 bereits dargelegt - die Einkommens- (Brut­
to-Stundenlohn des Produzenten zu Netto-Stundenlohn des Konsumen­
ten) und Produktivitätsrelationen ausschlaggebend. 
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Die Verfügbarkeit immer effektiverer Haushaltsgeräte verringert den 
Zeitaufwand und verbessert die Qual ität von Eigenleistungen, steigert 
also die relative Produktivität letzterer. Zudem verteuern sich die Dienst­
leistungen laufend in Relation zu den Sachgütern . Beides begünstigt die 
Eigenleistungen und dämpft den positiven Effekt vermehrter Freizeit auf 
die Dienstleistungsnachfrage. 

Das zunehmende durchschnittliche Bildungsniveau der Bevölkerung hat 
neben dem angebotsseitigen auch einen nachfrageseitigen Effekt inso­
fern , als damit eine steigende Nachfrage nach kulturellen Angeboten, 
qual itativ höherwertigen Unterhaltungs- und touristischen (z.B .  Städte­
tourismus) Leistungen einhergeht. 

Die beobachtbare Differenzierung der Lebensstile spiegelt sich in er­
ster L in ie in der Differenzierung der Nachfrage innerhalb e inzelner 
Dienstleistungskategorien wider (z .B .  unterhaltungs- und erholungs­
bezogene Dienste). Positionaler Konsum,  d .h .  jener zum Zwecke gesell­
schaftl icher Unterscheidung und Abgrenzung, und kompensatorischer 
Konsum,  der dem Nachholen und Gleichziehen gilt, sind heutzutage nicht 
weniger als zu Veblens Lebzeiten relevante Verhaltensmuster. Unter den 
Statussymbolen nimmt die Bedeutung des 'auffallenden' Dienstleistungs­
konsums zu. 

6. Die Nachfragestruktur der Unternehmungen 

Neben der privaten und der öffentlichen Konsumnachfrage ist die Nach­
frage der Unternehmungen die dritte große Komponente der gesamtwirt­
schaftl ichen Nachfrage nach Dienstleistungen.  Unternehmungen benöti­
gen vielfältige Dienste als Vorleistungen (' intermediäre Dienste') für die 
Herstellung von Sachgütern und Dienstleistungen . 

Dienstleistungsbereiche, deren Produktion in den meisten Industrielän­
dern zu mehr als der Hälfte als Vorleistungen verwendet wird ,  sind: Groß­
handel und Lagerung; im Verkehrswesen: Straßenverkehr, Schiffahrt und 
Luftverkehr; Nachrichtenübermittlung;  Geld- und Kreditwesen;  Privatver­
sicherung; Rechts- und Wirtschaftsdienste; Hauswartung (Vorleistungen 
des Realitätenwesens). 

6.1 Überproportionales Wachstum der gesamtwirtschaftlichen 

Nachfrage nach intermediären Dienstleistungen 

Empirische Studien (54) belegen, daß die intermediäre Komponente in 
der jüngeren Vergangenheit den größten Beitrag zum gesamtwirtschaftli­
chen Wachstum der Dienstleistungsnachfrage in den Industriestaaten 
leistete . Die Vorleistungsnachfrage der Unternehmungen verschiebt sich 
tendenziell von Sachgütervorleistungen zu intermediären Dienstleistun-
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gen.  I nfolgedessen ist i n  vielen Ländern m ittle rwei le der Antei l  der 
I ntermediärnachfrage an der Gesamtnachfrage nach Dienstleistungen 
höher als jener der privaten Haushalte. 

ln der BR Deutschland stammten 1 965 noch 77,3% aller gesamtwirt­
schaftl ichen Vorleistungen aus dem primären und sekundären Sektor und 
nur 22,7% aus dem tertiären.  1 988 l ieferten primärer und sekundärer 
Sektor 56,4%, der Dienstleistungssektor bereits 43,6% aller Vorleistun­
gen.  

E ine Zerlegung der gesamtwirtschaftl ichen Nachfrage in der BRD nach 
Sektoren (primärer und sekundärer I tertiärer) und nach Verwendungs­
arten (privater Verbrauch , öffentl icher Verbrauch , Investitionen , Exporte, 
Vorleistungen) ergibt, daß 1 965 auf den privaten Verbrauch noch 42,4%, 
auf die Vorleistungsnachfrage nach Dienstleistungen aber nur 35, 1 %  der 
gesamtwirtschafl ichen Nachfrage nach Dienstleistungen entfielen.  Im  
Zeitraum 1 965-88 wies d ie  Nachfrage nach Vorleistungen aus dem tertiä­
ren Sektor mit nominell durchschnittlich 9 ,4% p.a. die höchste Wachs­
tumsrate a l ler solcherart d ifferenzierten Nachfragekomponenten auf. 
Deme ntsprechend  e rhöhte s ich  d e r  Ante i l  de r  i nte rmed i ä ren  
Dienstleistungsnachfrage an der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage nach 
Dienstleistungen (zu laufenden Preisen) auf 43,7% im Jahre 1 988, womit 
d iese Dienst leistungsnachfragekomponente den privaten Verbrauch 
(30, 1 %) und den Staatsverbrauch (20,9%) an Dienstleistungen gewichts­
mäßig bereits weit übertraf (55). 

Eine Untersuchung von Grubel (56) zeigt, daß die intermediäre Nach­
frage nach Dienstleistungen in Kanada zwischen 1 961  und 1 991  real (zu 
Preisen von 1 986) wesentlich stärker stieg als die Dienstleistungsnach­
frage der privaten Haushalte und jene des Staates. Der Anteil der inter­
mediären Dienstleistungen am BIP erhöhte sich im genannten Zeitraum 
zu konstanten Preisen von 1 986 von rund 22% auf 26%. Aufgrund der 
überdurchschnittlichen Produktivitätssteigerung blieb ihre Quote am B IP 
zu laufenden Preisen im wesentlichen konstant. 

6.2 Die Vorleistungsnachfrage sachgüterproduzierender 

Unternehmungen nach Dienstleistungen 

Die Struktur der Vorleistungen für den sachgüterproduzierenden Sek­
tor verändert sich zugunsten der Dienstleistungen. ln der BR Deutsch­
land stieg der Anteil der intermediären Dienstleistungen an der gesamten 
Vorleistungsnachfrage des primären und sekundären Sektors (zu laufen­
den Preisen) von 1 4,7% im Jahre 1 965 auf 27, 1 %  1 988 (57). 

Haß (58) untersucht die Veränderung des Dienstleistungsanteils an den 
Vorleistungen für das Verarbeitende Gewerbe der BRD im Zeitraum von 
1 986 bis 1 990 und gelangt zu dem Ergebnis, daß dieser in allen Bran­
chen mit Ausnahme der Chemischen Industrie und der Gießereien zu­
nahm. 'Besonders ausgeprägt war d iese Tendenz bei den Investitions-
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güterhersteilem aus dem Maschinenbau, der Datenverarbeitung und der 
Elektrotechnik .  Aber auch Branchen wie das Ernährungsgewerbe, die 
Textil- und die Bekleidungsindustrie haben den Dienstleistungsanteil an 
ihren Vorleistungen beträchtlich gesteigert.' 

6.3 Die Nachfrage von Unternehmungen des tertiären Sektors nach 

intermediären Dienstleistungen 

Die Tertiärisierung der Produktion über das Wachstum der intermediä­
ren Dienstleistungen geht nicht, wie häufig der Eindruck erweckt wird (etwa 
durch die i rreführende Bezeichnung ' industrienahe' Dienstleistungen), 
überwiegend von der Nachfrage sachgüterproduzierender, sondern von 
jener der Unternehmungen des tertiären Sektors aus. ln der BR Deutsch­
land stieg der Antei l  der Nachfrage nach intermediären Dienstleistungen , 
die aus dem tertiären Sektor stammt, (zu laufenden Preisen) von 51 , 1 %  
i m  Jahre 1 965 auf 62,0% 1 988. 

Für die Dienstleistungsproduktion werden Vorleistungen des tertiären 
Sektors immer wichtiger: Der Anteil der intermediären Dienstleistungen 
an den gesamten Vorleistungen , welche die Unternehmungen des tertiä­
ren Sektors der BRD bezogen,  erhöhte sich (zu laufenden Preisen) von 
47,9% im Jahre 1 965 auf 69,4% 1 988 (59) . 

Betrachtet man aufgrund von Österreichischen Daten die sektorale Auf­
te i l ung  der Vorle istungsnachfrage nach e inzelnen Dienstle istu ngs­
kategorien , so fällt auf, daß intermediäre Transportleistungen sowie eben­
solche persönliche und soziale Dienste ganz überwiegend (d .h .  zu mehr 
als 75%) von Unternehmungen des Dienstleistungssektors nachgefragt 
werden. Jeweils rund zwei Drittel der intermediären Nachfrage nach Nach­
richtendiensten sowie nach Realitäten-, Rechts- und Wirtschaftsdiensten 
entfallen auf den Dienstleistungssektor, etwas geringer ist der entspre­
chende Anteil bei den intermediären Versicherungsleistungen . Im Falle 
der Leistungen des Geld- und Kreditwesens verteilt sich die Vorleistungs­
nachfrage etwa zu gleichen Teilen auf die Sachgüterproduktion und auf 
den tertiären Sektor. Ledigl ich bei den intermediären Handelsleistungen 
l i egt der  Schwerpu n kt der Nachfrage e indeutig (zu 70%) bei den 
sachgüterproduzierenden Unternehmungen. 

6.4 Die Nachfrage nach Wirtschaftsdiensten 

Die 'Wirtschaftsdienste' bilden eine Tei lmenge der Gesamtmenge der 
intermediären Dienstleistungen . Auch dieser enger abgegrenzte Bereich , 
dem in  Österreich die Wirtschaftsklasse 'Real itätenwesen ,  Rechts- und 
Wirtschaftsdienste' gemäß der Betriebssystematik 1 968 entspricht, weist 
eine große Vielfalt auf. 

4 1  



Wirtschaft und Gesellschaft 2 3 .  Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 

Die Nachfrage nach Wirtschaftsdiensten steigt in  allen Industriestaaten 
weit schneller als die gesamtwirtschaftl iche Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen, rascher auch als die Nachfrage nach intermediären 
Diensten insgesamt. Entsprechendes gilt für die Beschäftigung. Die in­
ternationalen Querschnittsuntersuchungen von Gasteils und Aoyama so­
wie von Elfring zeigen , daß der Anteil der Wirtschaftsdienste an der Ge­
samtzahl der Erwerbstätigen in den bedeutendsten Industrieländern ab 
den sechziger Jahren stark zunahm:  in der BR Deutschland von 4,5% 
( 1 970) auf 7,3% ( 1 987), in Frankreich von 5,0% (1 968) auf 1 0 ,0% (1 989), 
in Großbritannien von 5,0% (1 970) auf 1 2 ,0% (1 990), in den USA von 
8 ,2% (1 970) auf 14 ,0% (1 991 ) ,  in Kanada von 6,6% (1 971 ) auf 1 1 ,3% 
(1 990) und in Japan von 4,8% (1 970) auf 9,6% ( 1 990) (60), in den N ie­
derlanden von 4,2% (1 960) auf 6,4% ( 1 985) und in Schweden von 3,5% 
( 1 960) auf 6,4% ( 1 985) (6 1 ) . 

Aus der auf der Input-Output-Analyse beruhenden Untersuchung von 
Tschetter (62) geht hervor, daß nur rund 40% des Outputwachstums der 
Wirtschaftsdienste in den USA zwischen 1 972 und 1 986 durch das Wachs­
tum des B IP erklärt werden. Die Auswirkungen der geänderten Zusam­
mensetzung der  Endnachfrage (Branchenstru ktu reffekt) auf d iese 
Produktionszunahme waren sehr gering. 55% des Zuwachses der Pro­
duktion in  den Wirtschaftsdiensten wurden durch die geänderte Zusam­
mensetzung der Vorleistungsnachfrage der U nternehmungen ( l nput­
struktureffekt) bestimmt. 

Verschiebungen der Inputstruktur der Unternehmungen resultieren aus 
betriebsinternen technischen und organisatorischen Innovationen , aus Än­
derungen der relativen Preise der Inputs, aus Veränderungen auf den 
Absatzmärkten ( I nternational isierung ,  Wandel zu Käufermärkten ,  ver­
schärfter Wettbewerb) der betreffenden Unternehmungen, welche u .a .  
Modifikationen der Produktpolitik hervorrufen, aus neuen Regulierungs­
regimes sowie aus Ein- und Ausgliederungen betrieblicher Funktionen . 
Diese Faktoren, die zusammengenommen eine Verschiebung der Vor­
leistungsnachfrage der Unternehmungen zugunsten der Wirtschafts­
dienste bewirken, werden im einzelnen unten im Abschnitt 6.6 d iskutiert. 

6.5 Zur gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Wirtschaftsdienste 

- I nterdependenzen zwischen Sachgüterproduktion und Wirtschafts­
d i enste n :  Kom p l e m e ntar ität u n d  I n terdependenz - u n d  n i cht  
S u bsti tu t iona l i tät - chara kteri s i e ren  das  Ve rh ä ltn is  zwi schen 
Sachgüterproduktion und Wirtschaftsdiensten .  Dieses wechselseitige 
Abhängigkeitsverhältnis wird immer ausgeprägter, das Netz der Verbin­
dungsl in ien verdichtet sich . Die Wirtschaftsdienste bi lden eine zwar nicht 
h inreichende, aber zunehmend notwendige Voraussetzung für den Er­
folg sachgüterproduzierender Unternehmungen im Preis- und insbeson­
dere im Qual itätswettbewerb (63). Umgekehrt beruht ein qual itativ hoch-
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wertiges und kostengünstiges Angebot an Wirtschaftsdiensten in erheb­
l ichem Maße auf der Anwendung von produktivitäts- und qua l itäts­
steigernden techn ischen Innovationen aus der I ndustrie .  Sachgüter­
produktion und Wirtschaftsdienste bi lden gemeinsam den hochproduk­
tiven, für die internationale Wettbewerbsfähigkeit entscheidenden Kern­
bereich einer Volkswirtschaft, den 'servo-industriellen Sektor' (64 ). 

Komplementarität - und nicht Substitutional ität - besteht nicht nur zwi­
schen der Sachgüterproduktion insgesamt einerseits und den Wirtschafts­
d iensten andererseits , sondern auch zwischen unternehmensinternen 
Dienstleistungsfunktionen ersterer und zugekauften Wirtschaftsdiensten.  
Je stärker differenziert die Dienstleistungsfunktionen eines Unternehmens 
sind, desto besser ist es in der Lage, die von außen benötigten Dienste 
zu defin ieren und effektiv anzuwenden (65) .  Die Verschiebungen in der 
Beschäftigtenstruktur (Tätigkeits-, Berufsstruktur) der Unternehmungen 
des sachgüterproduzierenden Sektors zugunsten der Dienstleistungs­
fu nkt ionen und das Wachstu m der  Beschäft igung in der  Branche 
Wirtschaftsdienste verstärken einander demzufolge. 

Die Aussage,  wonach Wi rtschaftsdienste für die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit von großer Bedeutung sind, trifft nicht nur für Un­
ternehmungen der Sachgüterproduktion zu, sondern gilt in hohem und -
aufgrund der Liberal isierung der Dienstleistungsmärkte - über die Zeit 
steigendem Maße auch für viele Unternehmungen des tertiären Sektors. 

- Effekte auf die Wettbewerbsfähigkeit, Intensivierung von Arbeitstei­
lung und Spezial is ierung :  Wirtschaftsdienste sind wesentlich für d ie 
Anpassungs- und Innovationsfäh igkeit von Unternehmungen,  für d ie 
Qual ität der Produkte, die Erschl ießung von neuen Märkten, die Bewälti­
gung komplexer inner- und zwischenbetrieblicher Abläufe und die Ko­
stenkontrol le. 

Unternehmungen , welche Wirtschaftsdienste zukaufen ,  statt selbst 
entsprechende Abtei lungen einzurichten,  zielen ferner darauf ab, d ie 
Vortei le verstärkter Arbeitstei lung zu nützen. Letztere bestehen darin ,  daß 
U nterne h m u ngen , deren Geschäftszie l  d ie  Erste l l ung  besti m mter 
Wirtschaftsd ienste ist, die betreffenden Dienstleistungen aufgrund von 
höherer Kapazitätsauslastung und von Skalenerträgen kostengünstiger 
und aufgrund der Spezia l isierung in höherer Qual ität produzieren kön­
nen. Den Produktivitätsvortei l ,  den zukaufende Unternehmungen aus der 
verstärkten Arbeitstei lung ziehen, können sie dazu benützen, um Preis­
senkungen durchzuführen,  welche unter den entsprechenden Voraus­
setzungen zu erhöhtem Absatz ihrer Produkte führen. Oder Anwender 
von externen Wirtschaftsdiensten nutzen diese zur Verbesserung der Qua­
l ität ihrer Produkte, um im Qualitätswettbewerb die Oberhand zu gewin­
nen . 

Die Vortei le von Arbeitstei lung und Spezialisierung kommen aber nicht 
nur  auf der Anwenderseite zum Tragen. Steigende Nachfrage nach 
Wirtschaftsdiensten erlaubt innerhalb dieser Branche verstärkte Arbeits­
teilung und Spezial isierung sowie die Realisierung von Skalenerträgen. 
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Diese Verbesserungen der Angebotsbedingungen lösen wiederum zu­
sätzliche Nachfragezuwächse aus. Auf d iese Weise entstehen wachstums­
stimul ierende Effekte, die sich tendenziell selbst verstärken. Durch die 
relativen Kostensenkungen werden auch kleine und mittlere Unterneh­
mungen in die Lage versetzt, spezial isierte Wirtschaftsdienste nachzu­
fragen. 

- I mmaterielle I nvestitionen, Zunahme der Umwegproduktion: Viele der 
Wirtschaftsdienste besitzen ausreichend Kennzeichen (Erhöhung der Pro­
duktionskapazität, Wirkung über viele Perioden , Rentabil ität), um  als ' im­
materielle I nvestitionen' klassifiziert zu werden. Zu letzteren zählen ins­
besondere Ausgaben für Forschung und Entwicklung, andere Ingenieur­
und Planungsleistungen, Patente und Lizenzen, berufl iche Ausbi ldung, 
Marketing und Werbung (sofern für neue Produkte und Erschließung neuer 
Märkte bestimmt) sowie Software. ln al len Industriestaaten nahm der Anteil 
d ieser immateriellen Investitionen am B IP während der letzten zwei Jahr­
zehnte sehr stark zu (66). 

Wirtschaftsdienste sind besonders intensive Verwender von Human­
und WissenskapitaL Sie sind die wichtigsten Kanäle, durch die diese stei­
genden Kapitalbestände Eingang in die Produktion von Gütern und Dienst­
leistungen finden. 

lnvestive Dienstleistungen gehören zur 'Umwegproduktion' . Mit d iesem 
Begriff soll der Sachverhalt beschrieben werden, daß ein Teil der verfüg­
baren Ressourcen nicht d irekt zur Erstellung von Gütern zur Befried igung 
menschlicher Bedürfnisse Verwendung findet, sondern dazu benützt wird , 
Sachgüter und Dienstleistungen herzustellen , die ihrerseits eine höhere 
Effizienz des Produktionsprozesses ermöglichen und damit eine Voraus­
setzung für die längerfristige Steigerung des Wohlstands sind (67). 

Das zumeist herausgestellte Beispiel für die Umwegproduktion ist der 
Prozeß der Sachkapitalakkumulation in der Form von Maschinen und Pro­
duktionsanlagen. Dieser ökonomische Grundgedanke läßt sich jedoch 
ohne weiteres ausdehnen auf die investiven Wirtschaftsdienste. I h re Be­
deutung l iegt vor al lem in der Optimierung der wirtschaftl ichen Produktions­
prozesse durch die Anwendung wissenschaftl icher Erkenntnisse . Das 
rasche Wachstum der Wirtschaftsdienste bringt somit einen zunehmen­
den Anteil der gesamtwirtschaftlichen Umwegproduktion mit sich . 

- Wirtschaftsdienste als Exportprodukte: Wachsende Nachfrage nach 
Wirtschaftsdiensten besteht nicht nur von seiten inländischer Unterneh­
mungen. Aufgrund von Innovationen in den Informations- und Kommuni­
kationstechniken sind Wirtschaftsdienste auch in zunehmendem Maße 
handelbar und können daher exportiert werden (68). ln den meisten In­
dustriestaaten wächst diese Nachfragekomponente sehr rasch . 

Auch in diesem Bereich bestehen Interdependenzen zwischen der ver­
arbeitenden Industrie und den Wirtschaftsdiensten : Consulting- und En­
gineering-Exporte gelten als 'Speerspitze' für die Ausfuhr  von Maschinen 
und Anlagen. 
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6.6 Ursachen der überproportional steigenden Nachfrage nach 

intermediären Dienstleistungen 

Der Branchenstruktureffekt, d . h .  die Tatsache,  daß einige Branchen 
schrumpften und andere,  die sich durch einen hohen Bedarf an interme­
diären Diensten auszeichnen, an Gewicht gewannen, leistet nur einen 
geringen Beitrag zur Erklärung des Outputwachstums der intermediären 
Dienstleistungen, wie auch die oben erwähnte Studie von Tschetter be­
legt. Wesentlich bedeutsamer sind die Verschiebungen in der Struktur 
der Inputs der Unternehmungen.  

Unter jenen Faktoren,  die für den Wandel der Inputstrukturen der Un­
ternehmungen zugunsten von intermediären Dienstleistungen im al lge­
meinen und Wirtschaftsdiensten im besondern ausschlaggebend sind, 
lassen sich marktbezogene, technische und institutionelle unterscheiden 
(69). 

- Die wichtigsten marktbezogenen Veränderungen sind die Internatio­
nalisierung der Produktion und der Absatzmärkte, der verschärfte Wett­
bewerb auf vielen Produktmärkten und der Wandel derselben zu Käufer­
märkten.  Jeder dieser drei Faktoren für sich genommen bewirkt unmittel­
bar einen verstärkten Bedarf an intermediären Diensten, noch wesentli­
cher für die Verschiebung der I nputstruktur ist aber, daß diese marktl iehen 
Veränderungen die Unternehmungen in den Industrieländern zu Modifi­
kationen ihrer Produktpolitik in Richtung auf Produkte mit hoher Intensität 
an Forschung, Know-how und Humankapital , somit zu flexibler Speziali­
sierung und forcierten Produktinnovationen veranlassen .  

- Unter den  technischen Determinanten ragen d ie  Innovationen im 
Bereich der Informations-, Kommunikations- und  Steuerungstechniken als 
jene Faktoren heraus, die erhebliche Änderungen der I nputstrukturen der 
Unternehmungen auslösen und insbesondere die Nachfrage nach spe­
zialisierten Wirtschaftsdiensten stark steigen lassen. 

- Aus dem Zusammenwirken von marktbezogenen und technischen 
Faktoren resultiert auch eine erhöhte Komplexität der inner- und zwischen­
betrieb l i chen  Ab läufe , was s ich ebenfa l l s  zugunsten verstärkter 
Dienstleistungsnachfrage der Unternehmungen auswirkt. 

- Zu den institutionellen Faktoren schl ießl ich zählen Wirtschafts-, steuer­
und umweltrechtl iche Regulierungen . 

6. 7 Erklären Ausgliederungen das Beschäftigungswachstum in den 

Wirtschaftsdiensten? 

Die Ausgl iederungshypothese besagt, daß der Beschäftigungsanstieg 
in den Wirtschaftsdiensten ausschließl ich darauf zurückzuführen sei, daß 
Unternehmungen aus der Sachgüterproduktion Dienstleistungen, die sie 
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früher selbst erstellten, nun von außen zukauften.  Einem Beschäftigungs­
zuwachs im Dienstleistungssektor stehe somit ein - infolge der höheren 
Arbeitsproduktivität in spezial isierten Dienstleistungsunternehmungen, 
welche ja das Motiv für die Auslagerung bilde - etwas stärkerer Beschäf­
tigungsrückgang in  den Dienstleistungsabtei lungen der Betriebe des se­
kundären Sektors gegenüber, insgesamt gehe die Beschäftigung leicht 
zurück. 

Wie bereits im Abschnitt 6.4 ausgeführt, läßt sich der Beschäftigungs­
zuwachs in einem bestimmten Tätigkeitsfeld einer Branche in einen Ni­
veau- bzw. Wachstumseffekt, einen Branchenstruktureffekt und einen 
Tätigkeits- bzw. Inputstruktureffekt (sowie einen Residualeffekt) zerlegen . 
Ein negativer Tätigkeitsstruktureffekt für Dienstleistungstätigkeiten in Bran­
chen der Sachgüterproduktion kann u .a .  auf Ausgl iederungen zurückzu­
führen sein. Auslagerungen sind aber nur ein Faktor unter vielen, welche 
die Richtung und Größe des Tätigkeitsstruktureffekts bestimmen. Bedeu­
tender für den Wandel der Tätigkeitsstruktur sind technische und organi­
satorische Innovationen, Änderungen der relativen lnputpreise, Verände­
rungen auf den Absatzmärkten usw. (siehe oben Abschnitt 6.6). 

Ist somit erstens für einen bestimmten Dienstleistungsberuf in der 
Sachgüterproduktion der Tätigkeitsstruktureffekt negativ und deckt zwei­
tens der  Absol utbetrag des Schätzwertes d ieser Beschäft ig ungs­
veränderung einen Großteil des Beschäftigungszuwachses in den ent­
sprechenden Bereichen des Dienstleistungssektors ab, so könnte dies 
unter bestimmten Annahmen (negativer Tätigkeitsstruktureffekt ist aus­
sch l ießl ich auf Ausgl iederungen zurückzuführen) als Hinweis auf eine 
erhebl iche Bedeutung der Ausgliederungen gedeutet werden. 

Tschetter geht diesem Thema im Hinbl ick auf die Wirtschaftsdienste 
und die verarbeitende Industrie in den Vereinigten Staaten im Zeitraum 
1 983 bis 1 986 nach (70). Aufgrund seiner Befunde zieht er folgenden 
Schluß: Selbst unter der Annahme, daß Ausgl iederungen vollständig für 
den negativen Tätigkeitsstruktureffekt bei zwei Gruppen von Industrie­
beschäftigten in Dienstleistungsberufen verantwortlich waren, leisteten 
sie nur einen sehr kleinen Beitrag zum Beschäftigungswachstum im Be­
reich der Wirtschaftsdienste. 

Auch andere Autoren, die sich mit dieser Frage beschäftigen,  gelan­
gen zu dem Urtei l ,  daß Ausgliederungen keinen wesentlichen Erklärungs­
faktor für die starke Zunahme der Beschäft igung in den Wirtschafts­
diensten bilden (71 ) . Die empirischen Untersuchungen zeigen einheit­
l ich, daß gleichzeitig mit dem Beschäftigungszuwachs in diesem interme­
diär orientierten Tei l  des tertiären Sektors der Anteil der Beschäftigten in 
Dienstleistungsfunktionen in sachgüterproduzierenden Unternehmungen 
steigt. Diese Dienstleistungsfunktionen und externe Wirtschaftsdienste 
sind nur zu einem geringen Teil Substitute und ganz überwiegend kom­
plementär (72). Der Ausbau und die Differenzierung von Dienstleistungs­
funktionen in Industrieunternehmungen zieht eine verstärkte Inanspruch­
nahme spezialisierter Dienstleister nach sich (73). 
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Die Strukturberichterstattung des Münchener ifo-lnstituts befaßt sich 
auch mit dem Wandel der Tätigkeitsstrukturen im Produzierenden Ge­
werbe der BR Deutschland . Zwischen 1 980 und 1 994 erhöhte sich der 
Ante i l  der D ienstle istungsberufe an der Gesamtzah l  der sozia lver­
sicherungspflichtig Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe von 32,3% 
auf 36 ,2% .  Die Sch l ußfolgeru ng  der Stud ie  in bezug auf d ie  Aus­
gl iederungshypothese lautet: 'D ie berufl iche Gl iederung der Beschäfti­
gung ( im Produzierenden Gewerbe, M .M. )  zeigt . . .  , daß die Dynamik des 
Tertiarisierungsprozesses nicht auf den statistischen Effekt der Auslage­
rung von bislang intern erbrachten Dienstleistungsaktivitäten zurückge­
führt werden kann. '  (74) 

Diese generel len Urteile schl ießen freil ich nicht aus, daß für bestimmte 
Dienstleistungsfunktionen (z. B .  Reinigung) Ausgliederungen aus Betrie­
ben der Sachgüterproduktion (und des tertiären Sektors) einen wesentli­
chen G ru n d  für das Beschäft i gungswachstum i n  spezia l i s ie rte n 
Dienstleistungsunternehmungen bildeten. 

Von gewisser (und steigender) Bedeutung dürften in jüngerer Vergan­
genheit Auslagerungen von Dienstleistungsfunktionen aus dem öffentli­
chen Sektor sein (75). 

7. Der rechtlich-institutionelle Rahmen 

7.1 Das Steuer-, Abgaben- und Transfersystem 

Bereits im Abschnitt 4 wurde betont, daß die relativen Preise insbeson­
dere der arbeitsintensiven und innovationsarmen Dienstleistungen auch 
und in nicht unerheblichem Maße von der Höhe und der Veränderung der 
Steuern und Abgaben auf den Produktionsfaktor Arbeit bestimmt wer­
den. Die hohe Abgabenbelastung des Faktors Arbeit ist mitverantwortlich 
dafür, daß der Brutto-Stundenlohn der Produzenten derartiger Dienstlei­
stungen in der Regel (weit) über dem Netto-Stundenlohn potentieller Kon­
sumenten liegt. Dies begünstigt die Substitution der marktmäßigen Be­
reitstel lung d ieser Dienstleistungen durch Eigenarbeit des Konsumenten, 
die sich auf technisch hochwertige Haushaltsgeräte stützt, und fördert 
die Ausdehnung der Schattenwirtschaft in den betreffenden Bereichen. 
ln d iesem Zusammenhang ist auch die Höhe der Mehrwertsteuer ins Kal­
kül zu ziehen. 

Eine Steuerreform , welche einerseits die Abgabenbelastung des Fak­
tors Arbeit und/oder den Mehrwertsteuersatz auf Dienstleistungen verrin­
gert, andererseits aber die Besteuerung anderer Produktionsfaktoren er­
höht, käme der Beschäftigung im Dienstleistungssektor zugute. 
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7.2 Regulierungen im Dienstleistungssektor 

Veränderungen des regu lativen Rahmens haben Auswirkungen auf den 
Wandel der Beschäftigungsstruktur. Da empirische Untersuchungen über 
die quantitative Bedeutung desselben fehlen, sind in diesem Zusammen­
hang allerdings bestenfalls - sofern keine gegenläufigen Effekte eintre­
ten - Tendenzaussagen mögl ich . 

Der Umfang der Regu lierungen ist im Dienstleistungssektor in der Re­
gel weitaus größer als in der verarbeitenden Industrie (76). Wichtige Grün­
de für Marktversagen und korrigierende Regulierungen im Dienstleistungs­
bereich sind lnformationsasymmetrien zwischen Produzenten und Kon­
sumenten (77), woraus moral hazard oder adverse selection resultiert, 
und natürliche Monopole (z.B.  bei netzgebundenen Leistungen wie Schie­
nenverkehr und Telekommunikation) (78). 

Die meisten Branchen des tertiären Sektors unterl iegen sowohl struktur­
bezogenen , d .h .  solchen, die den Marktzutritt betreffen (wie z.B. rechtli­
che Monopole und Bedarfsprüfungen), als auch verhaltensbezogenen 
Regelungen Uene in bezug auf Preise, Konditionen, Qualitäten,  Normen, 
Sicherheitsstandards etc.), wobei die relative Bedeutung beider Katego­
rien in den einzelnen Bereichen stark unterschiedlich ist (79). Die Öster­
reichische Situation ist in d ieser Hinsicht durch ein detai l l iertes und um­
fassendes Gewerberecht gekennzeichnet. Für die sog . 'Freien Berufe' 
sind persönliche und fachliche Voraussetzungen vorgeschrieben. 

Unterschiedl iche nationale Regul ierungssysteme sind mitverantwortl ich 
für die erheblichen internationalen Produktivitätsdifferentiale in den ein­
zelnen Dienstleistungsbereichen (80). Regu lierungen sind z.B. dann für 
lneffizienzen ausschlaggebend, fal ls sie die Übernahme von best practice­
Lösungen aus anderen Ländern verhindern oder den Wettbewerb zu stark 
einschränken . 

8. Schlußbemerkungen 

Bis 1 992 wies in Österreich die Beschäftigung in allen (mit Ausnahme 
der beiden kleinen Wirtschaftsklassen Hauswartung und Haushaltsdienste) 
Bereichen des Dienstleistungssektors durchwegs positive Veränderungs­
raten auf. Wie die Entwicklung seither zeigt, ist die lang anhaltende Pha­
se der starken ,  kontinuierlichen und allgemeinen Beschäftigungsexpansion 
im tertiären Sektor der Österreichischen Wirtschaft vorüber. 

Nur ein Tei l  der ab 1 993 verzeichneten Beschäftigungsrückgänge in 
vielen Dienstleistungsbranchen läßt sich auf konjunkturelle und andere 
bloß kurzfristig wirksame Ursachen zurückführen. Die Änderungen der 
rechtl ich-institutionellen Rahmenbedingungen für zah l reiche Dienstlei­
stungsbereiche,  die bereits eintraten (Beitritt zum EWR etc.) bzw. in näch­
ster Zeit bevorstehen (Privatisierungen , Änderung nationaler Regul ierun-

48 



2 3 .  Jahrgang ( 1 997) ,  Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

gen; lnkrafttreten des WTO-Abkommens über die Öffnung der Märkte für 
Telekommunikationsdienste usw. ) ,  haben hingegen dauerhafte Auswir­
kungen , setzen bislang mehr oder weniger geschützte Branchen unter 
erhebl ich verschärften Wettbewerbsdruck. Dies führt u.a. dazu, daß sich 
Konzentrationstendenzen beschleunigen und Produktivitätspotentiale in 
höherem Maße als in der Vergangenheit ausgeschöpft werden. All das 
hat zur Folge, daß in Bereichen wie dem Bankwesen, dem Versicherungs­
wesen ,  der Post und dem Schienenverkehr, die in den siebziger und 
achtziger Jahren z.T. sehr starke Beschäftigungszuwächse verzeichne­
ten ,  in Hinkunft mit Beschäftigungsrückgängen zu rechnen sein wird .  

H inzu kommt, daß der budgetäre Spielraum von Bund und Ländern in 
absehbarer Zeit gering bleiben wird .  Dieser Faktor fand bereits unmittel­
baren Niederschlag in der Beschäftigungsentwicklung:  Von 1 995 auf 1 996 
ging erstmals d ie Beschäftigung in dem Bereich öffentliche Verwaltung 
und Sozialversicherung zurück. 

Aus der Diskussion der Bestimmungsfaktoren der Beschäftigungs­
entwicklung im Dienstleistungssektor ergeben sich wichtige Anhaltspunkte 
für die Identifikation von Bereichen, in denen in Österreich mittelfristig 
weitere Beschäftigungszuwächse erwartet werden können. 

Zu diesen Wachstumsfeldern zählen die Wirtschaftsdienste, da die in­
termediäre Dienstleistungsnachfrage der Unternehmungen aufgrund der 
Internationalisierung, der Verschärfung des Wettbewerbs usw. weiterh in 
überproportional steigen wird und der Arbeitstei lung und Spezialisierung 
in diesen Bereichen kaum Grenzen gesetzt sind . Die Bedeutung dieser 
Dienste für die Wettbewerbsfähigkeit der sachgüterproduzierenden eben­
so wie der tertiären Unternehmungen wird noch zunehmen , ebenso wie 
der Außenhandel mit diesen Dienstleistungen. 

Im Falle der sozialen Dienste, insbesondere im Bereich der Gesundheits­
und Fürsorgedienste sowie der Kinderbetreuung, resultieren starke Nach­
fragezuwächse vor allem aus der Veränderung der Altersstruktur der Be­
völkerung und der steigenden Frauenerwerbstätigkeit Aufgrund inhärent 
geringer Produktivitätszuwächse ist eine Nachfrageexpansion in d iesen 
Feldern außerordentlich beschäftigungswirksam. Letzteres trifft auch auf 
den Bereich der Weiterbildung zu, dessen Wachstumschancen sich aus 
dem raschen technischen und strukturel len Wandel ergeben. 

Zu den einkommenselastischen Dienstleistungen mit stagnierender oder 
bloß geringfügig steigender Produktivität gehören Unterhaltungs-, ku ltu­
rel le und andere persönliche, konsumorientierte Dienste. Diese Anbieter 
werden zudem von den sich wandelnden Konsumpräferenzen begün­
stigt. Bei entsprechender Angebotsgestaltung könnten auch beträchtli­
che Segmente der Fremdenverkehrsbranche zu den expansiven Berei­
chen zählen. Im Falle der Haushaltsdienste wird es darauf ankommen, 
mit geeigneten Maßnahmen (Pools, Dienstleistungsschecks, steuerliche 
Begünstigungen etc.) die Schattenwirtschaft zurückzudrängen . 
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Chancen für beträchtliche Beschäftigungszuwächse bestehen somit 
einerseits infolge steigender Nachfrage nach Dienstleistungen mit eher 
stagn ierender Produktivität. Aber andererseits werden auch starke 
Produktivitätsfortschritte, speziell in Zusammenhang mit Produktinnova­
tionen,  in preis- und einkommenselastischen Dienstleistungsbereichen 
für bedeutende Beschäftigungszunahmen sorgen. 

Anmerkungen 

(1) Skolka (199 1)  547. An dieser Stelle ist a l lerdings darauf hinzuweisen, daß die 
intersektorale Produktivitätsrelation in erheblichem Maße von der Wahl des Basis­
jahres abhängt. 

(2) Bogai (1996) 239f. 
(3) Skolka (1991)  548. 
(4) Vgl .  Rowthorn (1992) 477; Melvin (1995) 487. 
(5) Vgl .  Klodt in Felli u .a .  ( 1995) 296; Bogai (1996) 239. 
(6) Fournier (1994) 162f; Stanback, Noyelle (1990) 201f. 
(7) National Research Council ( 1994) 39. 
(8) Vgl .  ebenda 5, 41. 
(9) Ebd. 4, 6, 29. 

( 10) Vgl .  Rowthorn (1992) 476. 
(11) Baumol (1985); Baumol , Blackman, Wolff (1985); Rowthorn (1992). 
(12) Baumol (1985) 309. 
(13) Miles (1993) 65. 
( 14) Riddle (1985) 81f. 
( 15) Drucker (1993). 
( 16) Zum Zweck des Überblicks siehe Fournier (1994) 68ft. 
( 1 7 )  Als Expertensysteme kann man d i e  a u tomat ische Berücksicht ig ung von 

Entscheidungsfolgen durch Programme anstelle von Menschen ansehen. Schedler, 
Vogler-Ludwig (1987) 123. 

(18) Rada (1987) 154. 
(19) Vgl .  Aichholzer (1995) 28ft. 
(20) EDI ist ein Begriff für eine bestimmte Form der zwischenbetrieblichen Kommunika­

tion, bei der kommerziel le und technische Daten sowie al lgemeine Geschäfts­
dokumente nach standardisierten Formaten strukturiert und zwischen Computern 
versch iedener  U nternehmen u nter Anwendung  offener  e lektron ischer  
Kommunikationsverfahren mit der  Möglichkeit der bruchlosen Weiterverarbeitung 
ausgetauscht werden. Befördert werden Daten, Texte und Grafiken. Fournier (1994) 
78f. 

(21) OECD, Tokyo Workshop (1995) 15. 
(22) Vgl .  Aichholzer (1995) 31 ;  OECD, Tokyo Workshop (1995) 16. 
(23) Derartige direkte Netzwerkexternalitäten, die auf dem Reziprozitätseffekt beruhen, 

treten primär in Vermittlungsnetzen auf; vgl. Klodt u .a .  ( 1995) 40f. 
(24) Siehe Klodt u .a .  (1995). 
(25) Aichholzer (1995) 18. 
(26) Siehe dazu Antonelli (1995) und OECD, Tokyo Workshop (1995) 77f. 
(27) Vgl .  OECD, Tokyo Workshop (1995) 14.  
(28) Oft wird in diesem Zusammenhang R. Solow zitiert: "You can see the computer age 

everywhere but in the productivity statistics." Entnommen aus: ebenda 15. 
(29) ln den USA flossen 1991 geschätzte 85% der IKT-Investitionen in den Dienstlei­

stungssektor, wo 79% aller Beschäftigten angestellt waren und 74% des B IP  erstellt 
wurden; National Research Council ( 1994) 1f. 

50 



2 3 .  Jahrgang ( 1 997), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

(30) Vgl .  insbesondere ebenda 27ff. 
(31) Vgl .  auch Freeman, Soete (1994) 132; Fournier (1994) 108. 
(32) National Research Council (1994) 28. 
(33) Freeman, Soete (1994) 47ff; vgl. auch Antonelli (1995) 8. 
(34) Fournier (1994) 156f. 
(35) Kugler u .a .  (1989) 225. 
(36) Baumol, Blackman, Wolff (1985) 812. 
(37) Vgl .  Rowthorn (1992) 489. 
(38) Vgl .  Aichholzer (1995) 15ff. 
(39) Siehe dazu Fournier (1994) 197ff; Aichholzer (1995) 4 1ff. 
(40) Vgl .  Kugler u.a. ( 1989) 221ff. 
(41) Siehe den klassischen Artikel von Baumol (1967). 
(42) Für die BRD siehe Albach (1989) 107ff. 
(43) Falvey, Gemmel (1996) 267. 
(44) lnman (1985) 4. 
(45) Gundlach (1993). 
(46) Hammes, Rosa, Grubel (1989); siehe auch Grubel , Walker (1989). 
(47) Hammes, Grubel ( 1992). 
(48) Vgl .  Gundlach (1994). 
(49) Monducci (1995). 
(50) Skolka (1991)  547. 
(51) Vgl .  Thuy (1994) 153ff, Löchel (1995) 166ff, Feldmann (1993). 
(52) Summers (1985) 41. 
(53) Grubel , Walker (1989). 
(54) Ochel, Wegner (1987). 
(55) Löchel (1995) 173ff. 
(56) Grubel (1995) 22. 
(57) Löchel (1995) 174ff. 
(58) Haß (1995) 28f. 
(59) Löchel (1995) 175. 
(60) Castells, Aoyama (1994) 12f. 
(61) Elfring (1989) 415. 
(62) Tschetter (1987) 32ff. 
(63) Vgl .  Mesch (1987) 217ff. 
(64) Clement (1988) 17. 
(65) Vgl .  O'Farrell (1995) 528ff. 
(66) Siehe Clement (1988) 53. 
(67) Siehe dazu Wolff (1990). 
(68) Grundlegende Beiträge zum Österreichischen Außenhandel mit Wirtschaftsdiensten 

enthält der Sammelband: Lamel, Joachim; Mesch, Michael; Skolka, Jiri (Hrsg .), Öster­
reichs Außenhandel mit Dienstleistungen (Heidelberg 1990). 

(69) Zu den Ursachen der überproportional steigenden Nachfrage nach intermediären 
Dienstleistungen siehe: Mesch (1987) 193ff, Gruhler (1990) Abschnitt 2.2, Stau­
daeher (1992) 63ff. 

(70) Tschetter (1987) 34ff. 
(71 )  Vgl .  Franccis (1990) 718; Perry (1992) 9 .  
(72) Siehe Schedl, Vogler-Ludwig (1987) 57. 
(73) O'Farrell ( 1995) 540. 
(74) lfo-Schnelld ienst 3 (1996) 7. 
(75) Perry (1992) 9. 
(76) Ochel (1987) 30. 
(77) Siehe dazu den Überbl icksartikel von Holmstrom (1985). 
(78) Siehe dazu den Überblicksartikel von Peneder (1996). 
(79) Vgl .  Europäische Wirtschaft 5 (1993) Beiheft A, Seite 5. 
(80) Siehe OECD ECO/CPE/WP1 (96)1,  Seite 28ff. 
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Änderungen der Agrar- und 
Regionalpolitik Österreichs durch den 
EU-Beitritt und deren Auswirkungen* 

Josef Krarnmer 

1. Welche wesentlichen Änderungen brachte der EU-Beitritt 
Österreich in der Agrarpolitik und was waren die Folgen? 

1.1 Verlust nationaler Gestaltungsmöglichkeiten 

Der EU-Beitritt stellt für die Österreichische Agrarpolitik eine historische 
Zäsur dar. War die Österreich ische Agrarpolitik vor der EU-Integration nicht 
unabhängig von internationalen Entwicklungen, so konnten doch grund­
legende Entscheidungen in Österreich getroffen werden. Seit dem Bei­
tritt zur EU muß die Österreichische Agrarverwaltung in vielen Detai lfra­
gen die Zustimmung der EU-Kommission einholen, und die Einflußmög­
lichkeit auf grundlegende agrarpolitische Entscheidungen beschränkt sich 
auf den EU-Agrarministerrat. Die Einflußmögl ichkeiten auf die Entschei­
dungen des Agrarministerrates sind für einen Kleinstaat wie Österreich 
sehr begrenzt. Auch in der Agrarstrukturpolitik (sprich Förderungspolitik) 
sind nach der EU-Strukturfondsreform 1 988 die nationalen Gestaltungs­
spielräume sehr klein geworden. 

1.2 Zunahme des Verwaltungsaufwandes 

Bereits vor dem EU-Beitritt mußte ein hoher Verwaltungsaufwand zur 

* Erweiterte Fassung des Referates bei der gemeinsamen Tagung der Österreichischen 
Gesellschaft für Agrarökonomie (ÖGA) und der Schweizerischen Gesellschaft für Agrar­
wirtschaft und Agrarsoziologie (SGA) zum Thema "EU-Agrarpolitik und Berggebiete" 
am 27.9 .1996 in lnnsbruck 
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Abwicklung der Marktordnungen und der verschiedenen Förderungsmaß­
nahmen betrieben werden . Dieser Aufwand hat durch die EU-Integration 
enorm zugenommen.  Al le in d ie verwaltungsmäßige Abwicklung der 
Flächenbasiserhebung 1 995 und die jährlichen Mehrfachanträge waren 
und sind eine enorme Herausforderung für die Agrarverwaltung. Die EU­
konforme U msetzung des " Integrierten Verwaltungs- und Kontrol lsystems" 
( INVEKOS) hat sich für viele Landwirte, aber auch für manchen Verwal­
tungsbeamten zu einem wahren bürokratischen Alptraum entwickelt. Das 
mit dem EU-Beitritt eingeführte Antrags- und Kontrollsystem im landwirt­
schaftl ichen Förderungswesen hat zur verstärkten Fremdbestimmung und 
Abhängigkeit der Bauern von der Agrarverwaltung geführt und das in der 
politischen Polemik vielzitierte Gespenst vom "gläsernen Bauern" in die 
Realität verwandelt. 

1.3 Veränderungen in der Markt-, Preis- und Förderungspolitik 

Die EU-Integration der Österreichischen Landwirtschaft brachte tiefge­
hende Änderungen in der Markt-, Preis- und Förderungspolitik sowie in 
der Organisation der Agrarmärkte und in den Wettbewerbsverhältnissen. 

Da Österreich bei den Beitrittsverhandlungen keine Übergangs- und 
Anpassungszeit zur Übernahme der Gemeinsamen Agrarpolitik einge­
räumt wurde, erfolgte mit dem Beitritt die uneingeschränkte Öffnung des 
bisher sehr geschützten Österreichischen Agrarmarktes. Die Österreichi­
schen Bauern haben den Gemeinsamen Agrarmarkt in den ersten Mona­
ten nach dem Beitritt als schockartiges Erlebnis erfahren. Der Preissturz 
war bei ein igen Produkten noch größer als erwartet: Der Erzeuger­
milchpreis fiel um ein Drittel und lag damit unter dem N iveau von Bayern . 
(Diese Erzeugermi lchpreisdifferenz zu Bayern ist durch die geringere Ef­
fizienz der Österreichischen Milchindustrie und durch die Überwälzung 
der starken Absenkung der Konsumentenpreise - um den Österreichischen 
Absatzmarkt nach der Grenzöffnung zu halten - bedingt.) Der Erzeuger­
preis fiel bei Getreide auf die Hälfte, bei Schweinen um rund 20% und bei 
Schlachtvieh um 1 7% (1 ) . 

Die zeitlich degressiven Ausgleichszahlungen haben zwar im ersten 
Jahr den Preisverfal l  weitgehend ausgegl ichen ; in den kommenden Jah­
ren wird es aber nicht möglich sein ,  die Produktionskosten in dem Aus­
maß zu senken , wie die degressiven Ausgleichszahlungen abnehmen. 
Es wird zu Einkommensverlusten kommen, vor al lem bei den kleineren 
Betrieben in ungünstigen Lagen. Mit einem verstärkten Aufgeben der land­
wirtschaftl ichen Tätigkeit und der Sti l legung von landwirtschaftlichen Be­
trieben muß gerechnet werden. Trotz massiver Direktzahlungen macht 
sich eine sti l le Resignation unter den Bauern breit, die d iesen raschen 
Strukturwandel noch beschleunigen wird . 
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1.4 Massiver Ausbau der Direktzahlungen an Landwirte (2) 

Nach dem EU-Beitritt können d ie Österreichischen Bauern D i rekt­
zahlungen aus vier verschiedenen Bereichen erhalten, und zwar: 

a. Ausgleichszahlungen aus der Reform der Gemeinsamen Agrarpoli­
t ik (GAP-Ausgleichszahlungen) 

b .  Degressive Ausgleichszahlungen in der Übergangsphase nach dem 
EU-Beitritt 

c. Direktzahlungen in Berggebieten und sonstigen benachteil igten Ge­
bieten 

d .  D i rektzah lungen zur Förderung umweltgerechter Prod ukt ions­
verfahren 

1.4.1 GAP-Ausgleichszahlungen 

Diese Ausgleichszahlungen wurden in der EU im Zuge der Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 1 992 eingeführt und kamen nach dem 
EU-Beitritt auch in Österreich zur Anwendung. Die GAP-Ausgleichszah­
lungen , welche zur Gänze aus dem EU-Agrarbudget finanziert werden, 
ste l len auch für die Österre ichische Landwirtschaft eine wichtige ein­
kommenswirksame Maßnahme dar. Die primäre Zielvorgabe besteht in 
einer Kompensation der aufgrund der Preissenkungen im Rahmen des 
Reformprozesses entstandenen Einkommenseinbußen . Als Bezugsgröße 
wurden die Produktionsfaktoren Fläche bzw. Vieh gewählt. Bei den Flä­
chen wurden die reg ionalisierten Durchschnittserträge in Verbindung mit 
St i l l egungsverpfl ichtungen fü r g rößere Betr iebe a ls  prod u kt ions­
beschränkende Maßnahme festgelegt. Die erwarteten Preisverluste je 
produzierter Einheit wurden über den durchschnittlichen Hektarertrag auf 
Flächeneinheiten umgerechnet und werden über diese Direktzahlungen 
ausgegl ichen. Die Flächenprämien sind weder degressiv noch an betrieb­
l iche Obergrenzen gebunden .  Die Viehprämien sind m it großzüg igen 
Obergrenzen je Betrieb begrenzt. 

Daraus folgt, daß die flächenstarken Ackerbaubetriebe und die großen 
intensiv wirtschaftenden Grünlandbetriebe hohe Förderungssummen er­
halten ,  während k le ine Betriebe aufg rund i h rer geri ngen Flächen­
ausstattung und kleinen Viehbestände nur geringe Direktzahlungen aus 
dem Titel GAP-Ausgleichszahlungen erhalten können. Diese Form der 
Ausgleichszahlung entspricht nicht der kleinstrukturierten Landwirtschaft 
in Österreich und dem Weg einer "ökosozialen Agrarpol itik" . 

1.4.2 Beihilfen für die Lagerabwertung und degressive 

Ausgleichszahlungen 

Die mit dem Beitritt erfolgte Marktöffnung hat zu starken Preisrückgängen 
geführt. Diese Preisanpassung bewirkte auch eine Wertminderung der 
zum Beitrittszeitpunkt bestehenden Vorräte. Um den lntegrationsprozeß 
zu erleichtern und insbesondere die zu erwartenden Preisrückgänge und 
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Einkommenseinbußen auszugleichen bzw. zu verringern , wurden einer­
seits einmal ige Beihi lfen für die Lagerabwertung und andererseits über 
Jahre degressiv abnehmende Ausgleichszahlungen eingeführt ,  welche 
von der EU kotinanziert werden. Für die Lagerabwertung wurden 1 995 
4,5 Mrd .  öS ausbezahlt, wobei sich die EU mit 1 ,96 Mrd .  beteil igte. Für 
die degressiven Ausgleichszahlungen wurden 1 995 rund 7 Mrd .  öS auf­
gewendet, mit einer EU-Beteil igung von 1 ,7 Mrd. öS. Die Kosten der de­
gressiven Ausgleichsprämien über vier Jahre werden insgesamt auf 1 5,9  
Mrd .  öS geschätzt, davon werden von der  EU 353 Mi l l .  ECU,  das ist ein 
Anteil von 30%, beigesteuert (3). Die zeitliche Degression der Zahlungen 
über die vier Jahre ist sehr ausgeprägt. Die Anpassungsmöglichkeiten 
der Landwirtschaft an die EU-Bedingungen wird entsprechend dieser 
zeitl ichen Mittelauftei lung als sehr dynamisch angenommen. Eine regio­
nale Differenzierung der Ausgleichssätze wäre laut Beitrittsvertrag mög­
l ich , ist aber bei der Umsetzung in Österreich n icht vorgesehen worden. 
Als Bezugsgröße der degressiven Ausgleichszahlungen wurde im Acker­
bau die Fläche, bei den Tieren die Stückzahl und bei der Milch die Men­
ge, die im Rahmen des einzelbetrieblichen Kontingents geliefert wird , fest­
gelegt. 

Wie erste Analysen über die Verteilungswirkung zeigen (4), profitieren 
von den degressiven Ausgleichszahlungen und den GAP-Zahlungen ins­
besondere die größeren Betriebe in den begünstigten Lagen. Besonders 
stark benachtei l igt du rch d ie konkrete Ausgestaltung d ieser Direkt­
zahlungen sind die Bergbauern mit einem sehr geringen Anteil an den 
Förderungen im Marktordnungsbereich . Für die Bergbauernbetriebe gilt: 
je höher die Erschwernis, desto kleiner die Tierbestände, die Einkommen 
aus der Landwirtschaft, die degressiven Ausgleichszahlungen und GAP­
Zahlungen. Hinsichtlich der Verteilungswirkung der Ausgleichszahlungen 
nach Erschwerniszonen wäre die Festlegung von Obergrenzen je Be­
trieb und eine degressive Staffelung nach der Größe besonders für die 
Bergbauernbetriebe mit größerer Erschwernis von Vortei l ,  denn letztere 
wären von dieser Maßnahme am wenigsten betroffen. Die eingesparten 
Mittel könnten zu einer Verstärkung der Agrarstrukturpol itik eingesetzt 
werden . 

1.4.3 Direktzahlungen in Berggebieten und sonstigen benachteiligten 

Gebieten (5) 

Im Vergleich zur EU wurden in Österreich vor dem EU-Beitritt in der 
Agrarstrukturpol itik soziale und regionale Aspekte stärker berücksichtigt. 
Aufgrund des hohen Anteils an Berggebieten und benachteiligten Gebie­
ten in Österreich ist die spezielle Förderung der Bergbauernbetriebe und 
der Betriebe in benachteiligten Gebieten von besonderer gesellschaftli­
cher Bedeutung. Ohne Bergbauernbetriebe wäre die Aufrechterhaltung 
der sozialen , kulturellen, ökologischen und wirtschaftlichen Funktionsfä­
higkeit des Berggebietes in Österreich nicht zu gewährleisten.  

5 8  



23 .  Jahrgang ( 1 997) ,  Heft 1 . Wirtschaft und Gesellschaft 

Die wichtigsten Direktzahlungen für benachte i l igte Gebiete in Öster­
reich waren vor dem EU-Beitritt der Bergbauernzuschuß des Bundes, die 
Bewirtschaftungsprämien der Länder und die Direktzahlungen von Bund 
und Ländern gemeinsam an Betriebe in den sonstigen benachtei l igten 
Gebieten (Programmgebiete Nordost und Südost) . Die größte Bedeutung 
kam dabei dem Bergbauernzuschuß des Bundes zu, der im Jahr 1 993 an 
86 .078 Bergbauernbetriebe ausbezahlt wurde und ein Gesamtförderungs­
volumen von 1 .058 Mi l l ionen öS aufwies. 

Der Bergbauernzuschuß des Bundes bestand bisher aus dem betriebs­
bezogenen Grundbetrag und einem Flächenbeitrag . Der Grundbetrag 
hatte eine g lobale Leistungsabgeltung für die Bergbauernbetriebe zum 
Zie l .  Seine Höhe war von der natürl ichen Bewirtschaftungserschwernis 
des Betriebes (Erschwerniszone) und dem Einkommen des Betriebsleiter­
ehepaares (gemessen als fiktiver Einheitswert) abhängig. Je größer die 
Bewirtschaftungserschwernis und je niedriger das Einkommen , desto 
höher war die Förderungssumme für den Bergbauern betrieb. Der Flächen­
beitrag wurde 1 993 für maximal acht Hektar landwirtschaftl iche Nutzflä­
che gewährt und war nach Erschwerniszonen , n icht aber nach dem Ein­
kommen abgestuft. Der Österreich ische Bergbauernzuschuß in seiner bis­
herigen Ausgestaltung hatte eine hohe Akzeptanz und einen hohen Ziel­
erreichungsgrad aufzuweisen. Er wirkte produktionsneutral ,  war durch die 
soziale Staffelung vor allem für die kleinen und mittleren Bergbauern­
betriebe mit hoher Bewirtschaftungserschwernis einkommenswirksam, 
leistete durch die Auflage einer ganzjährigen Bewohnung einen wichti­
gen Beitrag zur Aufrechterhaltung der Besiedelung in von Abwanderung 
bedrohten Gebieten. Die Auflage einer pflegl ichen Bewirtschaftung för­
derte die nachhaltige Erhaltung und Gestaltung der Kulturlandschaft im 
ökologisch besonders sensiblen Berggebiet 

Bei den Beitrittsverhandlungen konnte die Beibehaltung des bisheri­
gen Österreich ischen Systems der Direktzahlungen für die Bergbauern­
betriebe und die Kofinanzierung durch die EU nicht durchgesetzt wer­
den. Statt dessen wurde vereinbart, das System der EU-Ausgleichszula­
ge zu übernehmen. Da der Übergang vom bisherigen System zur EU­
Ausgleichszulage nicht nur eine Abkehr von der agrarpolitischen Zielset­
zung des Bergbauernzuschusses des Bundes bedeutet, sondern auch 
für viele kleinere und mittlere Betriebe unmittelbar eine geringere Direkt­
zahlung bzw. überhaupt den Verlust der Förderung m it sich gebracht hät­
te , wurde bei den Beitrittsverhandlungen eine "Wahrungsklausel" verein­
bart. Dadurch wird es Österreich ermögl icht, in den nächsten fünf bzw. 
zehn Jahren jenen Betrieben , die nach dem EU-Beitritt durch die Über­
nahme des Ausgleichszulagensystems schlechter gestellt sind, die Diffe­
renz zur Förderungssumme des Jahres 1 993 durch eine nationale Beihi l­
fe auszugleichen . Die Wahrungsregelung kommt vor allem kleinen Be­
trieben mit hoher Bewirtschaftungserschwernis und niedrigem Einkom­
men zugute. Weiters kommen in den Genuß der Wahrungsregelung jene 
Betriebe, die weniger als drei Hektar landwirtschaftl iche Nutzfläche be-
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wirtschaften und bisher Direktzahlungen erh ielten, sowie jene, d ie Flä­
chen in Gemeinden bewirtschaften ,  die nicht im benachteiligten landwirt­
schaftlichen Gebiet gemäß EU-Gemeinschaftsverzeichnis l iegen , sowie 
Betriebe, die von Altersrentnern bewirtschaftet werden. 

Die Einstufung der Bergbauernbetriebe in vier Erschwerniszonen bleibt 
auch nach dem EU-Beitritt aufrecht. Im  Berggebiet können zukünftig al­
lerdings auch Betriebe gefördert werden, die nach dem Österreichischen 
System aufgrund zu geringer Erschwernis keiner der vier Erschwernis­
zonen zugeordnet sind und daher auch keine Bergbauernbetriebe sind . 

l n  Österreich wird bei der Ausgestaltung der EU-Ausgleichszulage die 
Förderungsobergrenze der EU je GVE bzw. Hektar voll genützt (in der 
Erschwerniszone 4 werden 2 .4 1 2  öS je Einheit gezahlt) , es werden ent­
sprechend der EU-Obergrenze maximal 1 ,4 GVE je ha Futterfläche ge­
fördert, die Förderungssätze werden nach Erschwerniszonen gestaffelt, 
die Betriebe ohne Erschwernis im Berggebiet bzw. benachteiligten Ge­
biet werden ebenfalls gefördert. Für d iese Betriebe beträgt der Förderungs­
satz 1 .000 öS je Einheit (GVE bzw. Hektar). Die Obergrenze wurde mit 90 
Einheiten festgelegt (die EU würde bis zu 1 20 Einheiten gestatten), und 
es wurde eine Degression in Abhängigkeit von der Anzahl der ausgleichs­
zu lagenfäh igen GVE bzw. der  F läche vorgesehen .  Für  d ie  N icht­
bergbauernbetriebe beginnt die Degression ab 30,01 Einheiten, für die 
Erschwerniszonen 1 und 2 ab 40,01 Einheiten und für die Erschwernis­
zonen 3 und 4 ab 50,01 Einheiten .  

Im  Gegensatz zum bisherigen Bsrgbauernzuschuß wird das Einkom­
men des Förderungswerbers nicht berücksichtigt, obwohl d iese Möglich­
keit in den Rahmenbedingungen der EU-Ausgleichszulage ausdrücklich 
erwähnt wird und in Österreich einen wichtigen Beitrag zu einer größeren 
sozialen Gerechtigkeit innerhalb der Landwirtschaft leistete. Ebenfal ls 
weggefallen ist die Auflage einer ganzjährigen Bewohnung als Förderungs­
voraussetzung, d ie die Aufrechterhaltung der Besiedelung im Berggebiet 
unterstützte. Weiters können im Gegensatz zum Bergbauernzuschuß auch 
juristische Personen eine Ausgleichszulage erhalten. 

Die Budgetmittel für die EU-Ausgleichszulage wurden nach dem EU­
Beitritt um ca. eine Mi l l iarde öS aufgestockt. Aufgrund der Rahmenbedin­
gungen der EU und vor allem der konkreten Umsetzung in Österreich 
kommt diese zusätzliche Förderungsmil l iarde vor allem den großen Be­
trieben mit geringer oder keiner Bewirtschaftungserschwernis zugute. Klei­
ne und mittlere Betriebe mit hoher Erschwernis und n iedrigem Einkom­
men erhalten keine höhere Förderung als bisher, sondern werden durch 
die Wahrungsregelung für die nächsten Jahre vor Förderungsverlusten 
gerettet. 

Für die Österreichische Agrarstruktur g i lt: je höher die Bewirtschaftungs­
erschwernis, desto geringer ist im Durchschnitt die Betriebsgröße. Ent­
sprechend der sozialen Orientierung des Bergbauernzuschusses erhiel­
ten bisher nicht die großen Betriebe die höchste Förderung, sondern jene 
mit dem geringsten Einkommen und der größten Erschwernis. Dieses 
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Prinzip wird durch die neue Regelung ins Gegenteil verkehrt. Die Gewin­
ner im neuen Direktzahlungssystem sind die großen Betriebe mit hohem 
Einkommen und niedriger oder keiner Erschwernis. Nach dem Koalitions­
übereinkommen der neuen Österreich ischen Bundesregierung wird Öster­
reich sich bemühen, in Brüssel die besondere Berücksichtigung der Berg­
und sonstigen benachtei l igten Gebiete sowie eine verstärkte soziale Ori­
entierung ( i nsbesondere durch Einführung von Sockelbeträgen und 
Förderungsobergrenzen) durchzusetzen (6). 

1 .4.4 Direktzahlungen zur Förderung umweltgerechter 

Produktionsverfahren 

Die EU hat zur Abstützung der Agrarreform von 1 992 als eine der flan­
kierenden Maßnahmen ein Aktionsprogramm für den landwirtschaftlichen 
Umweltschutz beschlossen und durch die Verordnung 2078/92 vom 30. 
Juni 1 992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schüt­
zende landwirtschaftliche Produktionsverfahren konkretisiert. Österreich 
hatte bereits vor Abschluß der Beitrittsverhandlungen ein sehr umfassen­
des U mweltprogra m m  ( Ö P U L )  e rste l l t ,  das  i m  La ufe der  i nne r­
österreich ischen Diskussion und bei den Verhandlungen mit der EU-Kom­
mission über die konkrete Ausgestaltung noch in einigen Punkten abge­
ändert wurde. Als Bezugseinheit wurde - entsprechend der VO 2078/92 -
bei den meisten Maßnahmen des Umweltprogrammes die Fläche festge­
legt. Die Höhe der Förderung eines Betriebes ist daher von der Tei lnah­
me und der optimalen Kombination der Förderungsmögl ichkeiten , der 
Prämienhöhe je Flächeneinheit und der Betriebsgröße in Hektar abhän­
gig.  Aufgrund der Fläche als Bezugsgröße können flächenstarke Betrie­
be hohe Fördersummen aus dem Umweltprogramm erhalten. Da Um­
weltförderungen neben der Abgeltung ökologischer Leistungen auch -
wie im Zielkatalog formuliert - einen positiven Einkommenseffekt haben , 
verstärken flächenbezogene Umweltprämien die intra-landwirtschaftlichen 
Einkommensdisparitäten zwischen den Betrieben unterschiedlicher Grö­
ße.  I m  Österreich ischen U mweltprogramm wurden zwar Prämien­
obergrenzen pro Hektar, jedoch weder eine betriebl iche Obergrenze noch 
eine Degression nach der Betriebsgröße festgelegt. 

2. Bedeutung und Verteilung der Direktzahlungen in Österreich 

nach dem EU-Beitritt 

2.1 Bedeutung der Direktzahlungen 

Die untersch iedl iche Bedeutung der einzelnen Gruppen von Direkt­
zahlungen für die Österreich ische Landwirtschaft kann auch aus der un-
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terschiedl ichen Höhe der ausbezahlten Förderungsgelder im Jahr 1 995 
ersehen werden. 

Abbildung 1 :  Direktzahlungen an Landwirte 1 995 

ÖPUL 7,3 Mrd öS 

Anmtrkung: Von d�r A..MA. an die Lllndwir1� llusHtllhlle Förtkmngssumm� )'Oll 23,9 Mt4. JJS (ohne 1,4 Mrd Lllgerabwerfllng fUr Mals) /Ur 
1995 (inkl. Ntuhlrllge bis Mai 1996) 

Quelle: BMLF, Grtlner Bcncbt I'J95 BABF-Gro�fik, M.KOGL.ER. Wocn 1'196 

I nsgesamt besitzen d ie Direktzah lungen für d ie Einkommens- und 
Existenzsicherung der Österreichischen Landwirtschaft eine zentrale Be­
deutung. Beträgt die gesamte Einkommensschöpfung der Österreichischen 
Land- und Forstwirtschaft rund 40 Mrd .  öS, so sind davon rund 25 Mrd .  
öS oder 63% staatl iche Direktzahlungen. 

Diese Förderungsgelder sind einzelbetrieblich und regional extrem un­
terschiedlich verteilt. Geht man davon aus, daß in Österreich auch vor 
dem EU-Beitritt die Marktordnungspolitik wesentlich stärker den Gunst­
lagen und den größeren Betrieben zugute kam,  so wird diese ungleiche 
Vertei lung nach dem EU-Beitritt durch die konkrete Ausgestaltung des 
neuen Direktzahlungssystems fortgesetzt. Um die enorme Bedeutung der 
Direktzahlungen zur Erhaltung der Berg- und sonstigen benachteil igten 
Gebiete und der kleinbetriebl iehen Agrarstruktur längerfristig zu sichern , 
ist eine stärkere soziale Orientierung bei der Vertei lung der Förderungs­
gelder dringend notwend i g .  E ine degressive Staffe lung der D i rekt­
zahlungen nach der Größe der Betriebe läßt sich mit dem größeren An­
passungspotential und der günstigeren Kostenrelation größerer Betriebe 
rechtfertigen.  
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2.2 Verteilung der Direktzahlungen 

2.2.1 Vorbemerkung zur Analyse der Verteilung der Direktzahlungen 

Bevor im folgenden die Vertei lung der Direktzahlungen in  Österreich 
analysiert wird ,  sind einige Vorbemerkungen und Klarstel lungen notwen­
d ig ,  um Mißverständnissen vorzubeugen und zu verh indern, daß die 
Verteilungsdiskussion in vordergründige Polemik abgleitet. 

• Die Vergrößerung der Vertei lungsgerechtigkeit ist ein wichtiges Ziel der 
Agrarpolitik 

Die Agrarpol it ik verfolgt neben der Vergrößerung der Verte i lungs­
gerechtigkeit ein ganzes Bündel von oft widersprüchl ichen Zielen - es 
seien hier nur einige genannt, wie: 
* "Steigerung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit" ,  die oft im Wider­

spruch steht zur Zielsetzung : 
* "Erhaltung einer bäuerlichen Landwirtschaft mit einer möglichst großen 

Anzahl  bäuerlicher Betriebe" ; 
* ,,Anpassung der Produktion an die Aufnahmefähigkeit in- und ausländi­

scher Märkte" - was leicht in Widerspruch gerät zum Ziel :  
* "Sicherung und Verbesserung der Einkommenssituation der Bauern"; 
* "Ökologisierung der landwirtschaftl ichen Produktion und Erhaltung der 

Nachhaltigkeit natürlicher Ressourcen". 

• Die Frage nach der gerechten Vertei lung von Chancen und Hemmnis­
sen , von Einkommen und Förderungen, von Abgaben und Belastun­
gen gewinnt zunehmende Bedeutung auch in der Agrarpol itik: 

* Durch die globalen Liberalisierungstendenzen ist eine verstärkte und 
rasant zunehmende Auseinanderentwicklung unserer Gesellschaft zu 
beobachten. Die Landwirtschaft ist von dieser Entwicklung nicht ausge­
nommen. Daher wird ganz al lgemein die Frage nach der Vertei lungs­
gerechtigkeit wieder mehr an Bedeutung gewinnen . 

* Durch die zunehmende Budgetknappheit und die zu beobachtende Ein­
engung des Budgetspielraumes verschärft sich die Vertei lungsfrage noch 
zusätzl ich . 

* Durch die mit der EU-Integration Österreichs erfolgte Änderung der Agrar­
politik in Richtung verstärkter Direktzahlungen wird der Zufluß öffentli­
cher Mittel in die Landwirtschaft transparenter und die fehlende soziale 
Ausgewogenheit der Vertei lung öffentl icher Mittel offensichtlicher. 

* Ohne soziale Orientierung bei der Vergabe von Direktzahlungen ist die 
Akzeptanz der öffentlichen Mittel für die Landwirtschaft bei der übrigen 
Bevölkerung auf Dauer nicht aufrechterhaltbar. Daher wird in Zukunft 
die Frage der Verteilungsgerechtigkeit öffentlicher Mittel in der Agrarpo­
l itik eine zentrale Rolle spielen . 
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• Die Frage nach "der gerechten Vertei lung öffentlicher Mittel in der Land­
wirtschaft" läßt sich nach der "Höhe der Direktzahlungen pro Betrieb" 
mit einigen Einschränkungen durchaus zielführend und sinnvoll behan­
deln (7). 

Um Fehlschlüsse zu vermeiden , ist bei der I nterpretation der Ergebnis­
se der Analyse der Vertei lung der Direktzahlungen pro Betrieb zu beach­
ten :  
* daß die einzelnen Arten der Direktzahlungen zwar unterschiediich ein­

kommenswirksam sind, aber auch bei jenen Direktzahlungen, die für 
Maßnahmen gegeben werden, die einen JJeringen Ertrag bzw. höhere 
Aufwendungen bewirken (wie bei vielen OPUL-Maßnahmen), der ein­
kommensrelevante Anteil sehr hoch einzuschätzen ist; 

* daß zwar für alle Arten der Direktzahlung eine Gegenleistung erbracht 
werden muß, d iese aber sehr unterschiedlich sein kann. So werden für 
die GAP und die degressiven Ausgleichszahlungen als Gegenleistung 
neben der Bedarfssicherung auch agrarische Produkte erzeugt, die ei­
nen Beitrag zur Überschußproduktion mit hohen Kosten der Verwertung 
verursachen . Bei der Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete be­
steht die Gegenleistung weniger in der Erzeugung von Überschüssen 
als vielmehr in der Erfül lung der sozialen , regionalen, ökologischen und 
wirtschaftl ichen Funktion und in der Aufrechterhaltung der Besiedelung. 

Die "Höhe der Summe der Direktzahlungen pro Betrieb" ist für eine ziel­
führende Vertei lungsdiskussion durchaus geeignet, weil 
* h inter einem bäuerlichen Betrieb in der Regel eine Familie bzw. Haus­

halt steht; 
* eine Umlegung der Direktzahlungssumme je Betrieb auf den Arbeitskraft­

besatz des Betriebes keine wesentlich anderen Ergebnisse bringt, son­
dern die intralandwirtschaftl ichen Unterschiede noch deutl icher und 
schärfer zeigen würde, da Betriebe in Ungunstlagen im Vergleich zu 
den Ackerbaubetrieben in den Gunstlagen einen höheren Arbeitskraft­
besatz je Betrieb bzw. je Hektar RLN aufweisen . 

2.2.2 Ergebnisse der Analyse der Verteilung öffentlicher Gelder bzw. 

Direktzahlungen im Jahr 1995 

Die Buchführungsergebnisse für das Jahr 1 995 zeigen laut Grünem 
Bericht: 
1 . ) Gebiete mit hohem Einkommen haben auch hohe öffentliche Zuschüs­

se: 
Es besteht ein klarer regionaler Zusammenhang zwischen der Höhe 

der Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft und der Höhe der öffent­
lichen Gelder. 

Die landwirtschaftlichen Gunstlagen Österreichs haben nicht nur die 
weitaus höchsten Einkommen je Betrieb, sondern auch die weitaus höch­
sten öffentlichen Gelder je Betrieb. 
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Karte 1 :  Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft je Betrieb 
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2 . )  Der Anteil der öffentlichen Gelder nimmt mit steigendem Einkommen 
zu : 
Wie Abbi ldung 2 bei ausgewählten Betriebsgruppen zeigt, n immt der 

Anteil der öffentl ichen Gelder an den Einkünften aus der Land- und Forst­
wirtschaft mit steigendem Einkommen zu . Dies ist ein generel les Phäno­
men und gi lt nicht nur bei den dargestellten Betriebsgruppen . 

Abbildung 2 :  Anteil der öffentlichen Gelder an den Einkünften aus 
der Land- und Forstwirtschaft je Betrieb 
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Quelle: Grüner Bericht 1995, BMLF 1996 BABF-Grafik, M. KOGLER, Wien 1 996 

3 . )  Die Zusammensetzung (Struktur) der öffentlichen Gelder ist nach 
Betriebsgruppen und Regionen sehr verschieden; ÖPUL-Gelder ha­
ben in fast al len Gruppen eine zentrale Bedeutung. 
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Die Analyse der Struktur der öffentlichen Gelder (Abb. 3) zeigt, daß 
Direktzahlungen für die Teilnahme an ÖPUL-Maßnahmen eine zentrale 
Rolle bei der Herkunft der öffentlichen Gelder spielen. Der Anteil der ÖPUL­
Direktzahlungen an der Gesamtsumme der öffentlichen Gelder je Betrieb 
liegt in den einzelnen Betriebsgruppen zwischen 25 und 43% - ausge­
nommen Veredelungsbetriebe 17%. Die degressiven Ausgleichszahlun­
gen haben bei den Veredelungsbetrieben mit 47% die größte Bedeutung. 

Abbildung 3: Struktur der öffentlichen Gelder in ausgewählten 
Betriebsgruppen 
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4.)  Die Direktzahlungen sind extrem ung leich auf die Betriebe vertei lt . 

Wie die Lorenzkurve der Vertei lung (Abb. 4) der von der AMA für das 
Jahr 1 995 ausbezahlten Direktzahlungen (8) zeigt: 
* erhielten die unteren 50% der Direktzah lungsempfänger nur 1 2% der 

Direktzahlungssumme; 
* h ingegen erh ielten die obersten 1 6% der Direktzahlungsempfänger 50% 

der Direktzahlungssumme. 

Abbildung 4: Verteilung der Direktzahlungen 1 995 
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Die 1 995 an die Landwirte von der AMA ausbezahlten Direktzahlungen 
im Ausmaß von rund 24 Mrd .  öS verteilen sich wie folgt auf die Betriebe: 
* 4 1 % der Betriebe erhielten unter 50.000,- öS Direktzahlung, sie hatten 

einen Anteil von nur 8,2% an der Auszahlungssumme; 
* 45% der Betriebe erhielten zwischen 50. und 200.000,- öS, ihr Antei l  an 

der Auszahlungssumme betrug 44%;  
* 1 2 ,5% der Betriebe erhielten zwischen 200. und 500.000,- öS,  ihr Anteil 

an der Auszahlungssumme betrug 34%; 
* 1 ,8% der Betriebe erh ielten mehr a ls  500.000,- öS,  ihr Antei l  an der 

Auszahlungssumme betrug rund 1 4%.  
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5. )  Betriebe in  den östlichen Bundesländern erhalten die weitaus höhe­
ren Direktzahlungen als jene in den südl ichen und westl ichen Bundes­
ländern . 

Weitaus überdurchschnittl iche Direktzahlungen weisen die Betriebe in 
N iederösterreich auf. Burgenland l iegt über und Oberösterreich im Öster­
reichischen Durchschnitt. Die restlichen Bundesländer (Kärnten, Salzburg,  
Tirol ,  Vorarlberg und d ie Steiermark) l iegen weit unter dem Österreichi­
schen Durchschnitt. 

Abbildung 5: Durchschnittliche Direktzahlungen pro Betrieb 1 995 

NÖ 

Bgld 

A 

OÖ 

Knt 

Sbg 

Vbg 

T 

Stmk 

O öS 

167.535 öS 

50.000 öS IOO.OOO öS 1 50.000 öS 200.000 öS 

Anmerkung: ohne Lagerabwenung und degressive Ausgleichszahlungen flir Milch und Mastschweine 

Quell<: BMLF, Grüner Bericht 1995, AMA-Auswettung vom 19.7.1996 BABF·Grafik. M. Kog/er, Wi<n 1996 

Der Anteil der Betriebe mit sehr kleinen Direktzahlungen (unter 50.000,­
öS pro Betrieb) ist in der Steiermark und im Burgenland mit über 50% 
besonders hoch, h ingegen in Niederösterreich und Wien mit unter 30% 
relativ gering. 
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Abbildung 6: Anteil der Betriebe mit unter öS 50.000,- Direktzahlungen 
1 995 
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Abbildung 7: Anteil der Betriebe mit über öS 500.000,- Direktzahlungen 
1 995 
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Der Anteil der Betriebe mit hohen Direktzahlungen (über 500.000,- öS 
pro Betrieb) ist mit fast 5% in Niederösterreich und Burgenland relativ 
hoch . ln den westl ichen Bundesländern (Salzburg, Tirol und Vorarlberg) 
g ibt es fast keine Betriebe mit hohen Direktzahlungen, der Anteil l iegt 
unter einem Zehntel Prozent. Die Anzah l  der Betriebe mit sehr  hohen 
Direktzahlungen (über eine Mi l l ion) ist in Niederösterreich mit 256 und im 
Burgenland mit 1 25 Betrieben vergl ichen mit den wenigen Betrieben im 
Westen und Süden Österreichs sehr hoch. 

3. Perspektiven und Reformvorschläge 

Hat der Beitritt der drei EFTA-Staaten Finnland, Österreich und Schwe­
den die Gemeinsame Agrarpolitik n icht verändert, so wird d ies sicher ge­
schehen , wenn die EU-Beitrittswerber in Mittel- und Osteuropa in die EU 
aufgenommen werden. Denn s ie werden gewichtige Agrarsysteme in d ie 
EU einbringen , die mit  der derzeitigen Gemeinsamen Agrarpol itik nicht zu 
steuern s ind.  Die Österreichischen Bauern ,  welche aufgrund der klein­
betrieblichen Struktur und den schwierigen natürlichen Produktionsbe­
dingungen den EU-Beitritt nur schwer verkraften ,  können sich mit der 
Osterweiterung der EU auf gravierende Änderungen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik einstellen. Es erhebt sich die Frage, was dann von den An­
sätzen zur Sicherung der bäuerl ichen Landwirtschaft in der Gemeinsa­
men Agrarpolitik noch übrigbleiben wird .  

l n  der  Nichtbewältigung der  Osterweiterung mit dem derzeitigen agrar­
und regionalpol itischen Instrumentarium der EU könnte aber auch für ein 
kleines Land wie Österreich eine Chance gesehen werden, vor allem dann,  
wenn es zur Renational isierung der agrarischen Förderungspolitik kommt. 
Unabhängig von der möglichen Osterweiterung der EU ist aber eine Re­
form der Reform der Gemeinsamen Agrar- und Reg ionalpolitik der EU 
notwendig. Folgende zentrale Forderungen wären an eine solche Re­
form zu stellen (9): 
* Einfüh rung regionaler und integraler Konzepte auch in der Agrar­

politik :  
Die Strukturprogramme der EU (nach Ziel 1 und Sb) beinhalten eine 
integrale Konzeption, die alle Bereiche im ländlichen Raum (Landwirt­
schaft, Handwerk, Tourismus, Umweltschutz und öffentliche Strukturen) 
und auch die Mitg liedstaaten und Regionen sowohl finanziell wie auch 
strategisch einbindet. Für den Bereich der Agrarpolitik gibt es keine ver­
gleichbare Vorgangsweise, n icht einmal im Bereich der Direktzahlungen 
(Ausgleichszulage, Umweltprämie) liegen ausgereifte Modelle vor. ln den 
regionalen , integralen Konzepten der künftigen Agrarpolitik müßte eine 
Verlagerung der Förderungsmaßnahmen in drei Richtungen erfolgen: 
(a) von der sektoralen Agrarpolitik zur integralen Regionalpolitik; 
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(b) von den E inzelmaßnahmen zu Förderungsprogrammen und 
(c) von der Fläche zum Betrieb. 

* Soziale Differenzierung der Agrarpolitik im allgemeinen und der Direkt­
zahlungen im besonderen: 
Die Agrarpolitik und die damit verbundenen Ausgaben von Steuergel­
dern werden auf Dauer nur dann d ie Akzeptanz breiter Bevölkerungs­
kreise behalten, wenn sie sozial ausgewogen sind und eine soziale Ori­
entierung besitzen.  Mit wachsender Betriebsgröße degressiv abnehmen­
de Direktzahlungen bei g leichzeitiger Regionalisierung der Programme 
sind ein Ausweg, um von den subventionsoptimierenden, nicht standort­
gerechten Produktionsweisen wegzukommen. Auch die Einbeziehung 
der Einkommenssituation bei der Bemessung der Direktzahlungen ist 
notwendig . 

* Zusammenführung der verschiedenen Ausgleichszahlungen zu einer 
einzigen betriebsgebundenen Direktzahlung: 
Die Fläche als Bezugspunkt für den Großteil der derzeitigen Förderungs­
maßnahmen führt zu unerwünschten Begleiterscheinungen und verrin­
gert die Treffsicherheit und Zielkonformität Es sollten die verschiede­
nen Ausgleichszulagen nach einem Punktemodell in einem Betrieb auf 
eine einzige Direktzahlung zusammengeführt werden (1 0). 

* Entbürokratisierung und Vereinfachung der Agrarförderungen:  
Eine Vereinfachung der Förderungsabwicklung, e ine Erhöhung der Treff­
sicherheit der Maßnahmen und eine Verringerung der Bevormundung 
der Bauern ist dringend notwendig. 

* Einführung eines Ziel 7 für die Strukturfonds zur "nachhaltigen Entwick­
lung der Berggebiete" : 
Die Berücksichtigung der Berglandwirtschaft im Bereich der Förderun­
gen nach Ziel 5a ist mangelhaft und unzureichend . Es existiert lediglich 
eine Ausgleichszahlung wie sie für sonstige benachteil igte landwirtschaft­
l iche Gebiete auch gewährt wird ,  d .h .  es existiert keine spezifische För­
d eru ng  der  Berg l a ndwi rtsch aft . D iese ist  m it d e m  derze i t igen 
agrarpolitischen EU-Instrumentarium (Marktordnungen und Förderun­
gen) n icht erhaltbar. Gerade die Berglandwirtschaft bedarf speziel ler 
Maßnahmen (wie berggebietsspezifische Maßnahmen in den Umwelt­
programmen,  eine eigene Quote für das Berggebiet bei M i lch und 
prämienfäh igen Tieren etc. )  und eines integralen reg ionalpol itischen 
Entwicklungsansatzes. Wie der Tourismus eine intakte Berglandwirtschaft 
braucht, benötigt die Berglandwirtschaft ein funktionsfähiges wirtschaft­
lich , sozial und ökologisch intaktes Umfeld . Die Strukturfondsreform 1 999 
bietet für Österreich die Chance, weiterführende europäische Anliegen 
gemeinsam mit anderen Ländern aktiv zu vertreten .  I nsbesondere soll 
Österreich die In itiative für ein eigenes regionales Förderungsziel zur 
nachhaltigen Entwicklung der Berggebiete ergreifen und gemeinsam 
mit anderen EU-Ländern (vor allem Ital ien, Frankreich , Deutschland, 
Spanien und Griechenland) durchsetzen .  
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Es bedarf der besonderen Anstrengung der Agrar- und Regionalpolitik, 
damit die Menschen im Berggebiet auch unter EU-Bedingungen eine 
Zukunftsperspektive haben.  

Anmerkungen 

(1) Vgl .  Grüner Bericht (1995). 
(2) Dieses Kapitel wurde aus dem Forschungsbericht Nr. 37 der BA für Bergbauern­

fragen, von: Gerhard HOVORKA, Das Direktzahlungssystem in Österreich nach dem 
EU-Beitritt, Wien 1996 zusammengestellt. 

(3) Vgl. BMLF (1994) 14. 
(4) Vgl .  Hovorka (1996). 
(5) Eine detail l ierte Gegenüberstellung der Bergbauernförderung vor und nach dem EU­

Beitritt findet sich im Forschungsbericht Nr. 37 der BA für Bergbauernfragen, von: 
Gerhard HOVORKA. 

(6) Die Österreichische Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsübereinkommen vom 
11 .  März 1996 unmißverständlich festgelegt, daß sie in Brüssel daraufhin wirken 
wird, "daß die EU bei der Konzeption von Agrarförderungen wesentlich stärker als 
bisher soziale Kriterien berücksichtigt. ln diesem Sinne wird sich Österreich bei der 
Weiterentwicklung der EU-Förderprogramme dafür einsetzen, daß insbesondere im 
Bereich der Berg- und sonstigen benachteiligten Gebiete sowie der biologischen Land­
wirtschaft Sockelbeträge möglich sein sollen. Bei der Förderung großer Betriebe sol­
len entweder die Effekte der Kostendegression berücksichtigt werden oder bei einzel­
nen Maßnahmen Förderungsobergrenzen gelten". (vgl. Koalitionsübereinkommen, 
Kapitel 13: Land- und Forstwirtschaft) 

(7) Vergleiche die Kontroverse zwischen SCHNEIDER und HOVORKA über die Ergeb­
nisse des Forschungsberichts Nr. 37 der BA für Bergbauernfragen. Meine Ausfüh­
rungen zu diesem Punkt stützen sich weitgehend auf die Entgegnung Hovorkas auf 
die Kritik von Schneider am Forschungsbericht Nr. 37. 

(8) Die Analyse der Verteilung der Direktzahlungssumme auf die Betriebe und auf die 
Bundesländer stützt sich auf die Auswertung der AMA vom 19.7 . 1996, welche auf­
grund des Landwirtschaftsgesetzes § 9, Abs. 3 (Novelle 1996) durchgeführt und im 
Grünen Bericht 1995 im Tabellenanhang (S. 262-279) publiziert wurde. 

(9) Vgl. Krammer (1996). 

(1 0) Vgl .  Pohl ( 1995c). 
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Elemente und Ansatzpunkte einer neuen 
Universaldienstkonzeption für den 

Telekommunikationssektor in Österreich 

Paul Pisjak, Alois Schrems 

1. Zur Aktualität des Themas Universaldienst 

Einer der Fragenbereiche, dem im Kontext der Restrukturierung der 
Telekommunikationsmärkte international besondere Aufmerksamkeit ge­
schenkt wird ,  betrifft die Zukunft von Universaldiensten, also jenen Dien­
sten, die möglichst al len Personen zur Verfügung stehen sollten, um eine 
volle Tei lnahme am gesellschaftl ichen und wirtschaftlichen Leben zu er­
möglichen. Internationale Untersuchungen zeigen, daß der Universaldienst 
zumeist nur impl izit und vage definiert wurde (1 ) . So wird etwa im derzeit 
noch geltenden Österreichischen Fernmeldegesetz (§ 44) (2) der staatli­
che Setreiber (PTA) dazu angehalten, eine moderne und ausgewogene 
Fernmeldeinfrastruktur bereitzustellen und auf technische, regionale und 
soziale Aspekte Rücksicht zu nehmen. Weiters wird festgehalten , daß 
d i e  PTA das öffent l iche Fern meldenetz sowie Ü bertragungswege 
(Mietleitungen) innerhalb angemessener Frist den Kundenbedürfnissen 
sowie dem jeweil igen Stand der Technik entsprechend bereitzustellen hat. 
Trotz d ieser nicht nur in Österreich anzutreffenden Unbestimmtheit in den 
konkreten Re.�ul ierungen des Universaldienstes herrscht international 
weitgehende Ubereinstimmung h insichtl ich Umfang und Inhalt. Demnach 
lassen sich die drei Kerndimensionen des Universaldienstes, geografische 
Verfügbarkeit, Qual ität und Erschwinglichkeit, feststel len. 

Für die intensive Auseinandersetzung mit dem Thema Universald ienst 
gibt es im wesentlichen zwei Gründe: erstens ist der Druck von außen 
( E U ,  WTO ) d u rch L i bera l i s i e ru ng  u n d  I nternat io n a l i s ie rung  der  
Telekommunikationsmärkte stärker geworden . So  öffnen d ie  Mitgl ied­
staaten der EU mit 1 . 1 . 1 998 d ie  letzten Monopolbereiche im Tele­
kommunikationssektor - die Bereitstel lung von Sprachtelefonie inklusive 
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I nfrastruktur. Zweitens stellt sich aufgrund der raschen technologischen 
Entwicklung und der Verbreitung neuer Dienste die Frage nach einer Er­
weiterung des Universaldienstes. Beide Aspekte, die Restrukturierung der 
Angebotsseite und die bisherigen Vorstel lungen zur künftigen Entwick­
lung, sollen im folgenden kurz beschrieben werden. 

2. Die Restrukturierung der Angebotsseite 

Aus den oben genannten Faktoren ergeben sich die Erfordernisse ei­
ner möglichst genauen inhaltlichen Bestimmung des Universaldienstes, 
der Ermittlung der damit verbundenen Kosten,  der Festlegung der Kasten­
trägerschaft sowie der Bestimmung von Finanzierungsmechanismen . 

Eine Konsequenz der Liberal isierung der Märkte ist das Auftreten von 
Wettbewerbern , die das Tarifgefüge kräftig durcheinanderbringen. Die öf­
fentlichen Telekommunikationsunternehmen können aus Gründen der 
Konkurrenz ihre traditionelle Politik der Quersubventionen zwischen Dien­
sten (Nutzergruppen) nicht mehr fortsetzen. Die Folge sind Verteuerun­
gen von Ansch luß- ,  Grund- und Ortsgesprächsentgelt re lativ zu den 
Ferngesprächsentgelten . 

ln den Marktsegmenten,  die sich für Wettbewerb eignen (Großkunden, 
Ferngespräche), werden die Tarife sofort unter Druck kommen. Für die 
Privatkunden wird der Wettbewerb nicht unmittelbar positive Wirkung 
zeigen. Der gesamte Markt unterl iegt also Tarifumstrukturierungen , die 
auf die Konsumenten unterschiedl iche Auswirkungen haben werden. Ins­
gesamt zeichnet sich ab ,  daß Wenignutzer durch d ie Erhöhung der 
nutzungsunabhängigen Entgelte (Anschluß- und Grundentgelte) mit durch­
schnittlich höheren Telefonausgaben zu rechnen haben , Vielnutzer hin­
gegen mit niedrigeren. Für den Durchschnittsverbraucher wird sich vor­
erst wenig ändern. 

2.1 Inhalt und Umfang des Universaldienstes in der EU 

Die Europäische Kommission umreißt den "Universaldienst" als ein "de­
finiertes Mindestangebot von Diensten von bestimmter Qual ität, das allen 
Benutzern unabhängig von i hrem Standort und, gemessen an den landes­
spezifischen Bedingungen, zu einem erschwingl ichen Preis zur Verfü­
gung steht" (3), wobei gegenwärtig das Angebot den festen öffentlichen 
Sprachtelefondienst einsch l ießl ich der Bereitstel lung von öffentl ichen 
Sprechstel len, Not- und Auskunftdiensten, Tei lnehmerverzeichnissen und 
Notrufdiensten sowie Dienstleistungen oder Einrichtungen für Behinder­
te und bestimmte soziale Gruppen umfaßt. 
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2.2 Kostenermittlung und Kostenträgerschaft 

Die Kosten des Universaldienstes umfassen nach den EU-Bestimmun­
gen jene Kosten,  die sich aus der "Differenz zwischen Nettokosten ,  die 
einer Organisation mit und denen, die einer Organisation ohne Universal­
dienstverpfl ichtungen entstehen". Erfaßt werden die Nettokosten für die 
in Punkt 2 . 1  angeführten Dienstleistungen. Folgende Kosten dürfen je­
doch nicht aus den Universaldienstmitteln finanziert werden: 
a) Defizite aufgrund unausgewogener (d .h .  nicht kostenorientierter) Tarif­
strukturen ;  
b) Kosten ,  d ie  für die Zwecke der öffentl ichen Sicherheit erforderlich sind; 
c) Entschädigungen und/oder Rückerstattungen an Benutzer; 
d) Nachrüstung und Ausbau des Netzes; 
e) Dienste und Einrichtungen die allen Sprachtelefondienstbetreibern als 
Verpfl ichtung auferlegt werden. 

Der Grundsatz der Nettokostenermittlung berücksichtigt neben den 
inkrementellen Kosten (orientiert am Wiederbeschaffungswert) und einer 
angemessenen Rendite auf das eingesetzte Kapital auch inkrementelle 
Erlöse (d irekte Einnahmen des Kunden, indirekte Einnahmen über Passiv­
gespräche sowie al lfäl l ige Ersatzgespräche, die bei Abschluß des Kun­
den von anderen Apparaten aus vorgenommen würden) sowie eine Quan­
tifizierung des immateriellen Nutzens, der sich für den Setreiber aufgrund 
seines Status als U n iversald ienstanbieter erg ibt (höheres Marken­
bewußtsein ,  Marketingvorteile usw.) .  

Die in der Praxis bedeutsamste Kategorie von Universaldienstkosten 
sind jene für unwirtschaftl iche Teilnehmer, wobei für die Feststel lung der 
(Un-) Wirtschaftlichkeit die gesamten direkten und indirekten Einnahmen 
des Setreibers den Kosten der Bereitstellung des Dienstes gegenüberzu­
stellen sind . Die Frage, d ie der Beurtei lung der Wirtschaftlichkeit von 
Kunden zugrunde l iegt, ist also: Welche Investitions- und Betriebskosten 
l ießen sich für den Setreiber vermeiden , wenn er unwirtschaftliche Teil­
nehmer in Hinkunft nicht mehr bedienen würde (Prinzip der vermeidba­
ren Kosten). 

2.3 Finanzierung des Universaldienstes 

Die Tatsache,  daß der Universaldienstbetreiber auch die unwirtschaftli­
chen Teilnehmer versorgen muß, stellt eine finanzielle Belastung für ihn 
dar. Daher ist angesichts der Liberal isierung ein Finanzierungssystem zu 
entwickeln, daß auch neue Anbieter einbezieht. Dazu schlägt die EU zwei 
Finanzierungsmodelle vor (4): erstens Aufschläge auf Zusammenschal­
tungsentgelte (Entgelte für die Anbindung an das Netz des dominanten 
Setreibers) und zweitens, die von der Kommission bevorzugte Variante 
des Universaldienstfonds, der von allen Anbietern (wettbewerbspolitisch 
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motivierte Ausnahmen sind zulässig) entsprechend ihrer Umsätze gespeist 
wird .  Jene Unternehmen, die durch die Bereitste l lung des Universal­
dienstes Verluste erleiden, werden durch den Fonds entschädigt. 

Die den Universaldienstfonds verwaltende Stelle ist für die Festlegung, 
Erhebung und Auszahlung der Beiträge zuständig, muß unabhängig von 
den beitragenden und empfangenden Unternehmen sein (5) und unter­
liegt dem Kriterium "mögl ichst geringer Kosten". Da die Prüfung der Netto­
kosten des Universaldienstes jedoch der jeweiligen nationalen Aufsichts­
behörde obl iegt, kann diese den Fonds selbst verwalten oder auch direk­
te Zahlungen zwischen den betreffenden Organisationen auf Basis vor­
gegebener Regeln überwachen.  

Grundsätzlich müssen die nationalen Regul ierungsbehörden zunächst 
prüfen ,  ob e ines der oben angefüh rten "besonderen Finanzierungs­
systeme" für den Universaldienst gerechtfertigt ist. Die jewei ligen Lasten 
müssen gegebenenfalls nach "objektiven und nichtdiskriminierenden Kri­
terien und entsprechend dem Grundsatz der Verhältn ismäßigkeit" auf die 
Organisationen, die "öffentl iche Telekommunikationsnetze und/oder öf­
fentliche Sprachtelefonnetze betreiben", aufgeteilt werden. 

2.4 Umsetzung des EU-Konzepts in Österreich 

Der seit Dezember 1 996 in Begutachtung befind l iche Entwurf zum 
Telekommunikationsgesetz (6) beinhaltet in Abschnitt 4 "Universaldienst 
und Grundversorgung" folgende Bestimmungen: 

Inhalt und Umfang sind mit den in  2 . 1  angeführten Regelungen der EU 
weitgehend ident. Während Gebührenbefreiungen in  der Vergangenheit 
aus den Einnahmen der Telefongebühren quersubventioniert wurden (Ko­
sten 1 995: ca . 730 Mio. öS), sieht der vorl iegende Entwurf vor, diese 
Leistungen aus dem Universaldienst herauszulösen und einer neu einge­
führten Kategorie - der Grundversorgung - zuzuordnen. Unter Grund­
versorgung wird die über den Universaldienst hinausgehende Versorgung 
mit Diensten aus regional- oder sozialpolitischen Erwägungen verstan­
den. Solche Grundversorgungsdienste ( ihre Festlegung erfolgt durch das 
Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr - BMWV) müssen nicht 
bundesweit angeboten werden und unterscheiden sich von den Universal­
diensten vor allem hinsichtlich der Finanzierung: Während Universaldienste 
aus dem Sektor finanziert werden (d . h .  letztendl ich über Tarifentgelte), 
sind Dienste der Grundversorgung vom jeweil igen Besteller abzugelten. 
Konkret wird diese Regelung dazu führen, daß Befreiungen von der Grund­
gebühr in Hinkunft aus Budgetmitteln (durch Verordnung) abzudecken 
sein werden. ln d iesem Punkt geht der Gesetzesentwurf über die durch 
die EU-Regelungen vorgegebenen Erfordernisse hinaus: 

Der im Entwurf über die Zusammenschaltungsrichtl inie festgelegte Ka­
talog für den Universaldienst und dessen Finanzierung (siehe Punkt 1 . 1 )  
beinhaltet auch die Kosten für die Bereitstel lung bestimmter Dienstlei-
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stungen oder Einrichtungen für Behinderte und bestimmte soziale Grup­
pen . Ein weiteres im Gesetzesentwurf angeführtes Beispiel an Grund­
versorgungsdiensten ist etwa die Ausstattung eines Gewerbeparks mit 
höherwertiger I nfrastruktur. Darüber h inaus könnte aber auch die Ver­
netzung von Schulen oder die Schaffung öffentlicher Zugangspunkte (Pu­
blic Access Points) als Grundversorgungsdienste verstanden werden (7). 

Der Dimension der Erschwinglichkeit wird neben der Grundgebühren­
befreiung auch durch das Konzept der Tarifeinheit im Raum entsprochen.  
Hier geht der Entwurf über das EU-Konzept h inaus, welches die Tarif­
einheit im Raum impl izit aufgibt. Die Begründung dafür l iegt in der Tatsa­
che, daß dieses Prinzip der strengen Zuordnung der Tarife an die Kosten 
und somit der Tarifumstrukturierung im Wege steht. Dennoch drängen 
Verbraucherverbände und das EU-Parlament für die Aufnahme in  das 
Regelungswerk. 

Was die Frage der Finanzierung und Berechnung der Universaldienst­
kosten anbelangt , sieht der Entwurf entsprechend dem EU-Vorschlag die 
Möglichkeit der Errichtung eines Universaldienstfonds vor, ohne einen 
solchen aber zwingend vorzuschreiben . Beitragspfl ichtig (die Entschei­
dung obliegt der Regul ierungsbehörde) wären gegebenenfalls Konzessi­
onsinhaber, die öffentliche Sprachtelefondienste (über Fest- und Mobil­
kommunikationsnetze) anbieten, sofern sie auf dem sachlich relevanten 
Markt österreichweit einen Marktanteil von 5% und mehr erreichen. Diese 
Bestimmung n immt eine sich auf EU-Ebene erst jüngst abzeichnende 
Entwicklung - näml ich die Einbeziehung von Mobilkommunikationsan­
bietern in die Universaldienstverpfl ichtung - vorweg . Laut Entwurf wären 
alle nachweislich angelaufenen Kosten,  die trotz wirtschaftlicher Betriebs­
führung vom Universaldienstbetreiber nicht hereingebracht werden kön­
nen, aus dem Universaldienstfonds abzudecken. Eine Ausschreibung für 
den Universaldienst soll periodisch , österreichweit und jedenfalls al le zehn 
Jahre vorgenommen werden. N icht in den Entwurf aufgenommen wurde 
das im EU-Konzept ausdrücklich festgelegte Prinzip der Nettokosten .  Unter 
Kritik ist überd ies die Festlegung der einheitlich österreichweiten Aus­
schreibung sowie der zeitliche Abstand, der dafür vorgesehen ist. 

Was die Erbringung von Universald ienst und Grundversorgung anbe­
langt, so ist diese vom BMWV öffentlich auszuschreiben , wofür die ent­
sprechenden Vorschriften über die Vergabe von Leistungen anzuwen­
den sind. 

3. Ansatzpunkte für ein neu es Universaldienstkonzept 

Neben diesen Regelungen, die auf die Sicherung des Universal­
dienstes auf l iberal isierten Märkten abzielen, stehen international auch 
Überlegungen zur Weiterentwicklung des Konzepts auf der Tagesord­
nung. Angesichts der Verheißungen der lnformationsgesellschaft, des suk­
zessiven (wenngleich nicht in al len Bereichen den Erwartungen der Prota-
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gonisten entsprechenden) Vordringens von Informations- und Kommuni­
kationstechnologien in verschiedene Bereiche des Alltagslebens (Arbeit, 
Bi ldung, Konsum etc.) und des in der öffentl ichen Diskussion oftmals 
bemühten Bildes einer drohenden Spaltung in I nformationsreiche und -
arme ist d ie  rechtzeitige Befassung mit dem Thema ein Gebot der 
Stunde. 

Universaldienstpolitik als gesellschaftl ich integratives Konzept mit dem 
Ziel , die universelle Verfügbarkeit von Diensten, welche für die Tei lnahme 
am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben notwendig sind, sicher­
zustellen, ist also ein zeitgebundener Ansatz, dessen Angemessenheit 
und Eignung laufend zu überprüfen und zu beurteilen ist. A b b i l d u n g  1 
gibt einen schematischen Überblick über einige der Diskussionspunkte 
zur weiteren Entwicklung des Universaldienstes, wobei d ie Ziffern der 
Abbildung jeweils für einen oder mehrere Aspekte der Diskussion stehen 
und in weiterer Folge besprochen werden. 

3.1 Erweiterung des Universaldienstes um neue Dienste 

Schon im Grünbuch zur Liberalisierung der I nfrastruktur warf die Kom­
mission die Frage nach einer Erweiterung des Universaldienstes um neue 
Dienste auf, verwies aber darauf, daß aus ihrer Sicht ein solcher Schritt 
mangels erkennbarer Nachfrage nicht angebracht sei (8 ) .  Expl iz it  
thematisiert wurde die Zukunft des Universaldienstes in weiterer Folge 
vor allem in der Mittei lung vom 1 3.3. 1 996 (9). Obwohl sie keinen verbind­
l ichen Charakter hat, ist sie als politisches Dokument von besonderem 
Interesse, da sie eine Reihe von Begründungen für die vorgeschlagene 
Universaldienstpolitik enthält. 

Eine umfassende Erweiterung der Universaldienstverpfl ichtung über den 
Telefondienst hinaus, im Sinn der Einbeziehung neuer Dienste wie etwa 
ISDN, Mobiltelefonie etc. (Punkt 3 in Abbildung 1 )  wird - wie schon zuvor 
im Grünbuch - als verfrüht angesehen, wofür drei Argumente angeführt 
werden : 
i) Benutzer und Haushalte könnten durch eine Erweiterung dazu ver­

pfl ichtet werden, für Dienste zu zahlen, die sie gegenwärtig weder brau­
chen noch nutzen.  

i i )  Die entstehenden Kosten könnten neue Unternehmen vom Marktein­
tritt abhalten und so den Zeitpunkt verzögern, ab dem der Wettbewerb 
allen Benutzern Vortei le bringt. 

i i i )  Es könnten Dienste bereitgestellt oder subventioniert werden, für die 
die Benutzer vielleicht im Rahmen normaler Geschäftsbeziehungen 
zahlen könnten.  

Insbesondere das Argument möglicher nachteil iger Effekte auf d ie Li­
beral isierung der Märkte bringt klar die grundlegende Überzeugung der 
Kommission zum Ausdruck, nach der Liberalisierung und Wettbewerb als 
die wesentl ichen Mechan ismen zur Förderung der universellen Verfüg-
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barkeit von Diensten angesehen werden. Zwar können Mitgliedstaaten 
über die Definition des Universaldienstes hinausgehende Verpflichtun­
gen vorsehen, diese müssen aber aus sektor-externen Quellen finanziert 
werden; eine Finanzierung über einen Universaldienstfonds wird gegen­
wärtig ausgeschlossen. 

Abbildung 1 :  Diskussionspunkte der künftigen Entwicklung des 
Universaldienstes 
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Als Kriterien, die einer Entscheidung über eine allfällige Erweiterung 
des Universaldienstkonzepts (und damit verbundenen politischen Inter­
ventionen) zugrunde gelegt werden sollen (Punkt 2 in Abbildung 1 ), wer­
den relativ allgemein die politische Einschätzung der sozialen und wirt­
schaftlichen Wünschbarkeit, die Bedachtnahme auf die Kalkulierbarkeit 
von Investitionsentscheidungen und die Untersuchung der Nachfrage für 
den betreffenden Dienst (wobei eine hohe, wenngleich nicht näher be­
stimmte Verbreitung des Dienstes auf Basis von Marktkräften voraus­
gesetzt wird) genannt. 

Trotz dieser Ablehnung einer umfassenden inhaltlichen Erweiterung des 
Konzepts wird in der Mitteilung und insbesondere auch im Entwurf für 
eine neue Sprachtelefonierichtlinie eine Reihe von Schritten diskutiert bzw. 
vorgeschlagen, die als "inkrementelle" ErweiterungenNerbesserungen an­
zusehen sind (Punkt 1 in Abbildung 1 ). Zu ihnen gehören Maßnahmen 
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zur Erhöhung der universellen Verfügbarkeil des Telefondienstes (z.B .  
Erleichterung der  Gebarung durch Maßnahmen zur  Verbesserung der 
Übersichtl ichkeit, Änderung der Praxis von An- und Abschlüssen) eben­
so wie Schritte zur Verbesserung der Position des Konsumenten (z. B.  
Streitbeilegungsverfahren) oder der (noch umstrittene) Vorschlag , daß 
neue Telefonanschlüsse ab 1 998 eine Übertragungsgeschwindigkeit von 
1 4,4 Kbit/s (statt der gegenwärtigen Mindestübertragung von 2,4 Kbit/s) 
erlauben sol len. 

3.2 Neue Dienstmerkmale für den bestehenden Universaldienst? 

Hinsichtl ich der Erweiterung des Telefondienstes um neue Dienst­
merkmale sieht die Kommission einen Entwicklungsplan mit drei Säulen 
vor. Ihm zufolge soll die allgemeine Verfügbarkeil der Dienste Tonfrequenz­
wah l ,  Einzelgebührenerfassung und selektive Anrufsperre so schnell wie 
möglich , spätestens aber bis Ende 2002 sichergestellt werden (1 0). Für 
die beiden Merkmalsgruppen Identifikation des Anrufenden und Anruf­
weiterschaltung bzw. die Verfügbarkeil gemeinschaftsweiter Dienste sind 
schwächere Umsetzungverpfl ichtungen vorgesehen;  in den beiden letzt­
genannten Fällen haben die nationalen Regulierungsbehörden (NRB) die 
Verpflichtung, einen Zeitplan der Einführung festzulegen . 

Bei der Beurtei lung der Frage, ob neue Dienstemerkmale als Tei l  des 
U n iversaldienstes anzusehen s ind ,  ist zu berücksichtigen,  ob d iese 
Verpfl ichtung allen Anbietern von Sprachtelefondiensten auferlegt wird .  
Ist dies der Fal l ,  so  dürfen d ie  damit verbundenen Kosten nicht i n  die 
Berechnung der Nettokosten des Universaldienstes einfl ießen . Dies läßt 
den Schluß zu, daß die angeführten Dienstemerkmale - wenn sie für alle 
Anbieter verpfl ichtend vorgesehen sind - n icht als Tei l  des Universal­
d ienstes, wohl  aber als Tei l  des Telefondienstes anzusehen sind ( 1 1  ) .  
Gegenwärtig wird also seitens der Kommission selbst eine inkrementeile 
Erweiterung des Universaldienstes nicht in Betracht gezogen. 

3.3 Der institutionelle Universaldienstansatz 

Trotz dieser nüchternen Diagnose, was die gegenwärtige Universal­
d ienstpol i t ik betrifft , eröffnet d ie Kommission in der M itte i l ung vom 
1 3.3. 1 996 die Diskussion über eine substantielle inhaltliche Erweiterung 
des Universaldienstansatzes um eine neue Ebene. Neben dem tradi­
tionellen Universaldienstkonzept, welches das Individuum bzw. den Haus­
halt als Adressaten kennt ( l inke Seite der Abbildung 1 ), wird die Ergän­
zung durch einen institutionenbezogenen Ansatz (rechte Seite von Abbil­
dung 1 )  überlegt. Im Kern geht es darum,  daß "neue Dienste der lnfor­
mationsgesellschaft" bei bestimmten Institutionen für d ie Gesamtbe-
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völkerung oder für spezielle Öffentlichkeilen zugängl ich gemacht werden 
sol len. Erste institutionelle Kandidaten (Punkt 5 in Abbi ldung 1 )  einer sol­
chen Erweiterung sind international übereinstimmend Schulen und Bil­
dungseinrichtungen , von deren Zugang zu bzw. Ausstattung mit neuen 
Diensten der größte Beitrag für die gesellschaftliche Integration und die 
Förderung der Informationsgesel lschaft erwartet wird .  Abbildung 1 steht 
für den aktuellen Diskussionsstand in der EU,  wonach die Bereitstel lung 
neuer Dienste bei Institutionen zwar im Kontext der Universald ienstpolitik 
diskutiert wird ,  die Finanzierung aber über gemischte öffentlich-private 
In itiativen (bevorzugt) bzw. durch den Staat - als Beitrag zur Entwicklung 
in Richtung Informationsgesellschaft - erfolgen sol l  (Punkt 6 in Abbildung 
1 ). Grundsätzl ich ausgeschlossen wird gegenwärtig die Finanzierung aus 
Universaldienstmitteln. Diese Sicht steht in Zusammenhang mit der in ei­
ner Reihe von politischen Dokumenten geforderten neuen Aufgabentei­
lung zwischen staatl ichem und privatem Sektor: Neben der Gestaltung 
entsprechend l iberaler Marktbedingungen besteht die Aufgabe des Staa­
tes im Kontext Informationsgesellschaft vor allem in der Umgestaltung 
se iner  Akt iv i täten in R ichtung e iner  verstä rkten E i n b i ndung  von 
Informations- und Kommunikationstechnologien (Abbi ldung 2). Diese Pro­
grammatik, die auch durch erwartete Vorteile im internationalen Wettbe­
werb genährt wird ,  erhält zusätzliche Unterstützung durch das Interesse 
an einem schlankeren, bürgernäheren und letztlich kastengünstigeren 
Staat. 

Der institutionelle Universaldienstansatz ist demnach als Schnittmenge 
dreier in ihrer Zielrichtung übereinstimmenden und komplementären In­
teressen zu sehen : der Vermeidung bzw. des Rückbaus gesel lschaftlicher 
Frag ment ierungen (k lassischer I nteg rationsaspekt der  Un iversa l ­
d ienstpol i t ik) ,  der Förderung der I nformationsgesel lschaft (Wettbe­
werbsaspekt) und der Sicherung eines effizienteren Staates. Welche 
Telekommunikationsleistungen (Zugang, Dienste etc. ,  Punkt 4 in Abbil­
dung 1 )  und Inhalte bei welcher Institution konkret bereitgestellt werden 
sol len, ist unabhängig von der Art der Finanzierung eines der wesentli­
chen Themen der Diskussionen zur Informationsgesellschaft Dies gi lt 
auch für Österreich , obwohl die Diskussion h ierzulande zumeist noch um 
d ie (durchaus wichtige) Frage der  verwaltungsinternen Modernisierung 
kreist und überdies selten in den breiteren Kontext einer neuen Universal­
dienstpolitik gestellt wird .  
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Abbildung 2 :  "Staatliche" Interessen im Kontext Universaldienst - ln­
formationsgesellschaft 

tutioneUer UDivenaldienstansatz 

Zugang, Tele-Dienste 

Bere itstellung von Diensten der 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

3.4 Die US-Diskussion zum institutionenbezogenen 

Universaldienstansatz 

Zeitgleich mit Europa wird die Diskussion um eine neue Universal­
dienstpol itik in einer Reihe anderer Staaten geführt, wobei vielfach Über­
einstimmung in der Einschätzung der Herausforderungen und der zu ih­
rer Bewältigung geeigneten Strategien besteht. Von besonderem Inter­
esse, wegen des in einigen wesentl ichen Aspekten von der Politik der EU 
abweichenden Ansatzes, ist die Diskussion in den USA. Mit  der Beschluß­
fassung des Telecommunication Act of 1 996 im Februar vergangenen 
Jahres, der wesentl iche Änderungen in beinahe allen Bereichen der 
Telekommunikationsindustrie mit sich brachte ( 1 2), wurde auch eine Wei­
chenstellung für eine inhaltl iche Änderung des Universaldienstkonzepts 
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i n  Richtung eines institutionenbezogenen Ansatzes vorgenommen. Das 
Gesetz formuliert lediglich einige Entscheidungskriterien sowie Grund­
prinzipien und überträgt der Regulierungsbehörde des Sektors, der Federal 
Communications Commission (FCC}, sowie einem eigens zu deren Unter­
stützung eingerichteten Rat, dem Federai-State Joint Board (FSJB), die 
konkrete Formu lierung der Universaldienstpol itik. Der Prozeß sol l  bis Mai 
1 997 abgeschlossen sein und erfolgt unter wesentlicher Mitwirkung der 
Öffentlichkeit. 

Obwohl die neue US-Universaldienstpolitik gegenwärtig also noch n icht 
endgültig bestimmt ist ,  zeichnen sich mit der Veröffentlichung der Emp­
fehlungen des FSJB am 7. 1 1 . 1 996 einige substantielle Neuerungen ab. 
ln Übereinstimmung mit dem Ansatz der EU sol l der traditionelle Universal­
d ienstansatz zunächst auf den Telefondienst beschränkt sein .  Unter­
schiede ergeben sich aber insoferne, als etwa öffentliche Sprechstellen 
nicht als Teil des Universaldienstes angesehen werden, d ieser aber an­
dererseits auf Einzelanschlüsse mit Tonfrequenzwah l  abstellt. Darüber 
hinaus gab der FSJB eine Reihe weiterer Empfehlungen ab, die auf die 
Erhöhung der universellen Verfügbarkeil des Telefondienstes abzielen . 

Die woh l  wesentlichste Neuerung der US-Universaldienstpolitik besteht 
aber in der Erweiterung des traditionel len Universaldienstkonzepts um 
I nstitutionen .  D ie Grund lage h ierfü r wurde d u rch Art. 254 (b)  des 
Telecommunications Act geschaffen, der als eines von sechs Grundprin­
zipien festhielt, daß Grund- und Mittelschulen einschl ießlich einzelner Klas­
sen ,  Gesundheitsversarger und Bibl iotheken Zugang zu modernen Tele­
kommunikationsdiensten haben sollten.  

Diesem Grundsatz folgend , sehen die Empfehlungen des FSJB (FCC, 
96J-3) für bestimmte Schulen und Bibl iotheken Unterstützungen vor, die 
diese in die Lage versetzen sol len, Telekommunikationsdienste generel l ,  
interne Verbindungen zwischen Klassen und den Zugang zum Internet in 
Anspruch zu nehmen bzw. herzustellen. Unterstützungen sollen der Emp­
fehlung folgend also nicht nur für die Erstel lung von Anschlüssen, son­
dern auch für i n terne Ve rnetzung  sowie l au fe n d e  Koste n von 
Telekommunikationsdiensten (Ausnahme Internet) in Anspruch genom­
men werden können. Als zentrales Kriterium für die Beurtei lung der Fra­
ge, ob und in welchem Ausmaß eine Schule bzw. Bibl iothek Unterstüt­
zung (in Form von Kostenabschlägen) bekommt, wird der Prozentsatz an 
Schülern ,  die für die Teilnahme am nationalen Scheel Lunch Programm 
in Frage kommen, genannt. Schätzungen zufolge dürften etwa 70% aller 
öffentlichen Schulen in den Genuß der vorgeschlagenen Unterstützun­
gen kommen, die von mindestens 20% (Antei l  bedürftiger Schüler < 1 %) 
bis max. 90% der Gesamtkosten reichen können. Zusätzlich wird eine 
jährl iche Obergrenze der Unterstützung für Schu len und Bibl iotheken in 
Höhe von 2 ,25 Mrd .  US$ vorgeschlagen , wobei Beträge, die in einem 
Jahr nicht in Anspruch genommen werden, auf Folgejahre übertragen 
werden kön nen .  Was d ie  Erweiteru ng des U n iversa ld ienstes auf 
Gesundheitsversarger anbelangt, wird vorgeschlagen, den Kreis der für 
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Unterstützungen in Frage kommenden Einrichtungen auf öffentliche bzw. 
nicht-gewinnorientierte ländliche Versarger zu begrenzen. 

Zur Diskussion stehen Unterstützungen für alle Telekommunikations­
dienste mit einer Übertragungsrate bis zu 1 ,544 Mbit/s, wobei der NSJB 
gegenüber der FCC die Empfehlung ausspricht, vor Festlegung der in 
Frage kommenden Dienste weitere Informationen einzuholen. Auf Basis 
der vorl iegenden Empfehlungen kommen etwa 9 .600 Gesundheits­
einrichtungen für eine entsprechende Unterstützungen aus Universal­
d ienstmitteln in Frage. 

Schließl ich empfiehlt der FSJB die Einrichtung eines eigenen Universal­
dienstrates, der einen neutralen Verwalter zur Einhebung und Vertei lung 
von Universaldienstmitteln bestimmen sol l .  Beiträge zum Universaldienst 
sollen von allen überregionalen (interstate) Anbietern von Telekommu­
nikationsdiensten auf Basis ihrer Bruttoerträge - und unter Abzug der von 
ihnen an andere Setreiber für in Anspruch genommene Telekommuni­
kationsdienste geleisteten Zahlungen - erbracht werden. 

Vergleicht man nun die Vorstellungen der USA und der EU zur weiteren 
Entwicklung des Universaldienstes, so sind trotz Übereinstimmung in ei­
nigen wesentl ichen Aspekten (Maßnahmen zur Steigerung der Verfüg­
barkeit des Telefondienstes, Sicherung des Universaldienstes unter Be­
dingungen l iberal isierter Märkte, Betrachtung des Universaldienstes im 
Kontext der lnformationsgesellschaft) auch deutliche Unterschiede erkenn­
bar: Der wesentl ichste besteht wohl darin, daß die Politik der EU stärker 
auf die Kräfte des Marktes zur Sicherung und Förderung der Verfügbar­
keit von Diensten vertraut, während die Politik der USA durch eine Dicho­
tomie von Liberalisierung und aktiver Universaldienstpolitik gekennzeich­
net ist. Was den institutionenbezogenen Universaldienstansatz anbelangt, 
hat d ies zur Folge, daß er in den USA als integraler Tei l  einer neuen 
Universaldienstpolitik angesehen wird und dementsprechend auch aus 
Universaldienstmitteln finanzierbar ist ( 1 3). Oder anders formu liert: Wäh­
rend die Telekommunikationspolitik der EU primär darauf ausgerichtet ist, 
den Sektor aus politischen Anforderungen, die er in der Vergangenheit 
zu tragen hatte, zu lösen, stellen die USA gesellschaftliche Visionen in 
den Mittelpunkt, zu deren Erreichen man offensichtl ich nicht ausschl ieß­
l ich auf Marktprozesse vertrauen wil l .  Für die USA wie für die EU gilt die 
Einsicht, daß Universaldienstpolitik ein dynamischer und laufend auf sei­
ne Angemessenheit zu überprüfender Politikbereich ist. Dementsprechend 
sieht die Kommission in i hrer Mittei lung vom 1 3.3 . 1 996 auch vor, die Fra­
ge des Zusammenhangs von Informationsgesellschaft und Universaldienst 
noch vor dem 1 . 1 . 1 998 einer neuerlichen Überprüfung zu unterziehen. 

4. Fazit und Ausblick 

Da der  vor l i egende  E ntwu rf zu e i n e m  Österre ich ischen 
Telekommunikationsgesetz h insichtl ich der  Regelungen zum Universal-
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dienst im wesentlichen den Bestimmungen der Europäischen Union folgt, 
teilt er deren Vor- und Nachtei le. Zunächst ist festzuhalten, daß die EU 
durch die Entwicklung einer eigenständigen Universaldienstpolitik seit 1 995 
einen wesentlichen Beitrag zur europaweiten Harmonisierung und zur Neu­
konzipierung der Universald ienstpolitik einzelner Mitgliedstaaten geleistet 
hat. Für manche Länder - und wohl auch für Österreich - ist zu vermuten, 
daß es d ieses Vorstoßes der Kommission bedurfte, um rascher zu einer 
mit l iberalisierten Märkten kompatiblen Universald ienstpolitik zu kommen. 
Trotz verbindl icher Vorgaben - etwa zum Umfang, den anzuwendenen 
Kostenberechnungsmodi - und straffer Zeitpläne bestehen für eine Rei­
he von Regu lierungen Optionen bzw. kommt in einigen Fragen das Sub­
sidiaritätsprinzip zur Anwendung.  Neben diesen Freiheitsgraden nationa­
ler Gestaltungsmögl ichkeit sollten aber auch die Mögl ichkeit, die künftige 
Politik der Gemeinschaft aktiv mitzugestalten, und die Herausforderun­
gen der " l nformationsgesellschaft" Anreiz sein ,  sich mit dem Thema 
Universald ienst auseinanderzusetzen .  

Besonders hervorzuheben ist am vorl iegenden Entwurf der  primär aus 
Finanzierungsgründen eingeführte Begriff der Grundversorgung, also der 
Bereitstel lung von Diensten, die aus sozial- oder regionalpol itischen Grün­
den für einzelne Gruppen oder Regionen erwünscht sind. Zwar werden 
mit Einführung dieser Kategorie insbesondere Gebührenbefreiungen in 
Hinkunft aus Budgetmitteln abzudecken sein ,  die wesentl iche konzeptio­
nelle Neuerung besteht aber darin, daß damit die Mögl ichkeit geschaffen 
wurde, flexibel auf neue Anforderungen zu reagieren. 

Für die Zukunft stellt sich angesichts technologischer Vielfalt und wach­
sender Breite des Angebots die grundsätzliche Frage,  ob es denn dem 
Telefondienst in seiner Bedeutung für die Gesamtbevölkerung vergleich­
bare Dienste geben wird ,  oder ob nicht vielmehr davon auszugehen ist, 
daß neue (Universal-) Dienste für Regionen oder einzelne Gruppen zu 
definieren sind, was dem Konzept der Grundversorgung des Entwurfes 
entspräche. Ein solcher Ansatz, der zwar nicht auf das Individuum bzw. 
den Haushalt als Bezugsgröße abstellt, ist der institutionelle Universal­
dienstansatz. Obwohl nicht ausdrücklich in diesen Kontext gestellt, sind 
etwa die im Zuge der Diskussionen rund um das Weißbuch zur l n­
formationsgesellschaft vorgestel lten Pläne des Unterrichtsministeriums 
zur Vernetzung von Schulen als Teil eines solchen Ansatzes zu verstehen. 
Universaldienstpolitik muß also jenseits der im Entwurf vorgenommenen 
semantischen Differenzierung als umfassender und integrativer Ansatz 
begriffen werden, der weit über die vorl iegenden Regelungen hinausge­
hen sol lte und gleichermaßen als eigenständiges Politikfeld und imma­
nentes Prinzip der Politik zu verstehen ist ( 1 4) .  Die konkrete Umsetzung 
der Universald ienstpolitik sollte von der Prämisse der Berücksichtigung 
der gesellschaftl ichen Kosten der Nicht-Verfügbarkeit bestimmter Dien­
ste geleitet sein. 

Universaldienstpolitik - in einem solch umfassenden Sinn verstanden -
muß auf eine Reihe neuer Anforderungen reagieren,  d ie zunächst als 
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solche erkannt werden müssen .  Daher sehen sowohl die EU als auch die 
USA (oder auch GB) in regelmäßigen Abständen eine Überpüfung der 
Angemessenheit ihrer Universaldienstpolitik durch die dafür vorgesehe­
nen Einrichtungen (zumeist die NRB) und auf Basis bestimmter Verfah­
ren vor. Österreich sollte sich n icht als zu kleines Land begreifen, daß auf 
ein solches Verfahren verzichten kann.  Vielmehr wird es trotz internatio­
naler Trends wesentlich auf die konkrete Ausgestaltung der Pol itik an­
kommen, weshalb auch hierzulande entsprechende Zuständigkeiten und 
Verfahren (unter 

Einbeziehung einer breiteren Öffentlichkeit) eingerichtet werden soll­
ten . Auf der Ebene der i nhaltl ichen Herausforderungen einer neuen 
Universaldienstpolitik sind neben der Frage des Relevanz des institutio­
nenbezogenen Ansatzes d ie  Aufnahme neuer D imensionen in d ie 
Universaldienstdefinition (etwa Schutz der Privatsphäre) sowie die Über­
prüfung der U n iversaldienstpol it ik im Lichte zunehmender Medien­
konvergenz aktuel l .  

E in  erster Schritt einer neuen Universald ienstpolitik müßte anerkennen , 
daß Tarifpolitik und allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) für die Ver­
fügbarkeit des Telefondienstes von entscheidender Bedeutung sind . Die 
Neuordnung der Universaldienstpolitik vieler Staaten sieht neben der 
Sicherung vor allem die Erhöhung der Verfügbarkeit des Telefondienstes 
als erstes und wesentliches Ziel an.  Diesem Ziel sol lte durch eine ent­
sprechende Gestaltung (im Rahmen des Prinzips Kostenorientierung) der 
Tarifpol itik (Optionaltarife) und eine Überprüfung der AGB auf Bestim­
mungen, die dem Geist der Universalität zuwiderlaufen, Rechnung getra­
gen werden . 

Anmerkungen 

(1) Vgl. OECD (1991) .  
(2) Siehe "Das Österreichisches Fernmeldegesetz 1993". 
(3) Siehe Gemeinsamer Standpunkt über die Zusammenschaltung (ONP) (1996a) 13. 
(4) Siehe Katharina Warta "Gemeinwirtschaftliche Aufgaben im Telekommunikations-

bereich" (1995). 
(5) Mitteilung der Kommission über Bewertungskriterien für nationale Systeme der Ko­

stenrechnung und Finanzierung im Universaldienst (1996 c) 15. 
(6) Siehe Entwurf zum Telekommunikationsgesetz, BM für Wissenschaft, Verkehr und 

Kunst. 
(7) Dem steht freilich entgegen, daß der Entwurf explizit ledigl ich sozial- bzw. regional­

politische Begründungen für Grundversorgungsdienste anführt. Trotz dieser Einschrän­
kung wird angesichts der " lnformationsgesellschaft" wohl von der Übertragbarkeit 
des Ansatzes auf bildungspolitisch motivierte Dienste auszugehen sein. 

(8) Vgl .  Europäische Kommission Grünbuch über die Liberalisierung (1995) 46. 
(9) Siehe Mitteilung der Kommission "Der Universaldienst in der Telekommunikation" 

(1996) 19. 
(10) Insbesondere die Möglichkeit zur Tonfrequenzwahl ist für eine Reihe von Diensten ­

wie Tele-banking, Tele-shopping oder Reservierungsdienste Voraussetzung. 
(11) Dieser Schluß wird auch durch die Stellungnahme der Kommission zum Vorschlag 
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für eine neue Sprachtelefonierichtlinie in der Gruppe Telekommunikation (4 und 
5.1 0. 1996) gestützt: Dort erklärte der Vertreter der Kommission, daß lediglich die 
Dienste der Art. 3-8 (entspricht der obigen Definition des Universaldienstes) im Rah­
men eines Finanzierungssystems für den Universaldienst bestritten werden können, 
"während andere Dienste wie beispielsweise der Einzelgebührennachweis, die Ton­
frequenzwahl und die selektive Anrufsperre (Artikel 14) allen Benutzern zur Verfü­
gung stehen sollten, ohne Bestandteil des Universaldienstes zu sein". 

( 12)  Der Telecommunication Act of 1996, betrifft die Bereiche Telefondienst, Ausrüstun­
gen produzierende Industrie, CA-TV, 
Radio- und Fernsehen, Internet und online Dienste. Er eliminiert weitgehend bislang 
vorhandene Marktzutrittsbarrieren zwischen diesen Bereichen (so können etwa die 
regionalen Bell Operating Companies unter Einhaltung bestimmter Bedingungen nun­
mehr auch Fernverkehrsdienste anbieten und Ausrüstungen produzieren), erleich­
tert Konzentrationen und Fusionen (etwa im Medienbereich} und ist generell in ho­
hem Maß von gesellschaftlichen Visionen geprägt. Letzteres findet seinen Ausdruck 
nicht nur in einer grundlegenden Neuorientierung der Universaldienstpolitik, sondern 
etwa auch in Auflagen zur Ausstattung neuer Fernseher mit dem sog. Violence-Chip, 
der Verpflichtung bestimmte Programmanteile mit Bildungsinhalten vorzusehen oder 
den umstrittenen Maßnahmen gegen die on-line Verbreitung "anstößiger'' Inhalte. 

( 13) ln  ihrer M itteilung (1996 a) 18, kommentierte die Europäische Kommission die o.a. 
Bestimmungen des Telecommunications Act mit den Worten: "Im Gegensatz zum 
Konzept der Gemeinschaft scheinen die Vereinigten Staaten den Universaldienst in 
der Telekommunikation nationsweit mit Zielen des Bildungswesens, der Gesund­
heitstürsorge und der Informationspolitik zu vermengen." 

( 14) Trotz des Umstandes, daß ein Telekommunikationsgesetz nur ein - wenngleich we­
sentliches Element der Universaldienstpolitik ist, sind die weitreichenden Verordnungs­
ermächtigungen wie sie der Entwurf vorsieht, aus rechtspolitischer Sicht bedenklich. 
Zu kritisieren ist etwa, daß eine Reihe von Bestimmungen der Sprachtelefonierichtlinie 
(umzusetzen bis 31 . 12 . 1996), welche die Position des Konsumenten gegenüber den 
Anbietern stärken, nicht in den Entwurf aufgenommen wurden. 
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Rußlands Übergang zur 

Marktwirtschaft: Eine Zwischenbilanz 
d� ersten Jahrfünfts 

Vladimir Pankov 

Am 2 .  Jänner 1 992 wurde mit der Freigabe von mehr als 80% aller 
Preise und einer drastischen Auflockerung der weiteren Preisgestaltung 
der marktwirtschaftliche Übergang der Russischen Föderation (RF) ein­
geleitet. Leider wurde dieser Schritt zieml ich undurchdacht, unvorbereitet 
und überstürzt vollzogen , was später gravierende ökonomische und so­
ziale Unkosten verursachte. Das russische B IP war von 1 99 1  bis 1 995 
um 34,5% und die Industrieproduktion um 46% zurückgegangen ( im GUS­
Durchschnitt um 38, 1 %  bzw. 4 7,8% ), 1 996 setzte sich die Talfahrt, wenn 
auch nicht so rasant (BIP-Rückgang um ca. 6%),  fort. Die Realeinkom­
men pro Kopf waren 1 992 gegenüber dem nicht gerade "berauschen­
den" N iveau von 1 99 1  33 bis 34% gefallen, erholten sich dann, blieben 
jedoch 1 996 ca. 40% unter dem Niveau von 1 99 1 . 

Doch inzwischen hat die RF, für viele im l n- und Ausland unbemerkt, 
beachtliche Fortschritte in Richtung Marktwirtschaft vollzogen ( 1  ). Wirk­
l ich kompetente Experten und Einrichtungen, so die OECD, zäh len die 
RF berechtigterweise zu der Gruppe der fortgeschrittenen Reform Iänder. 

Die marktwirtschaftliche Transformation im Inneren geht in der RF mit 
einer weitgehenden Öffnung zur Weltwirtschaft e inher. Da jedoch die 
U mgestaltung der russischen Außenwirtschaft vom Autor dieses Artikels 
in seinen jüngsten Publ ikationen eigens untersucht worden ist, wird hier 
fast ausschließl ich der binnenwirtschaftliche Übergang Rußlands behan­
delt (2). 

Die Marktwirtschaft ist bekanntlich immer eine Mischung aus Märkten 
und Institutionen, wobei die ersteren das Wesen der Wirtschaftsordnung 
und deren Entwicklungstriebfedern prägen . Rußland von heute ist jedoch 
noch eine unvollendete Marktwirtschaft. Erst durch Etablierung von un­
entbehrl ichen Institutionen (vor allem des Privateigentums) können hier 
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die Märkte immer mehr zur Entfaltung kommen. Deshalb geht in dem 
vorl iegenden Artikel die institutionsgebundene Analyse der Betrachtung 
der Märkte voraus. 

1. Die Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse 

Aus der totalen Staatsknechtschaft hat d ie RF seit 1 992 erstaunliche 
Schritte in Richtung marktwirtschaftliche Eigentumsstruktur  getan.  Der­
zeit werden mehr als 70% des offiziel len B I P  im privaten bzw. n icht­
staatl ichen Sektor hergestellt (laut OECD hatte nur Tschechien 1 996 mit 
8 1 %  eine höhere Quote). Wenn man bedenkt, daß die Schattenwirtschaft 
nach diversen Schätzungen 20 bis 40% (mir scheint die letztere Zahl rea­
listisch zu sein) zusätzlich zum offiziellen B IP produziert, so werden die 
Maßstäbe und die Tiefe der privaten Durchdringung der heutigen russi­
schen Volkswirtschaft deutl ich . 

Also ist der heutige Stand der Privatisierung in der RF durchaus be­
trächtl ich , doch verlief d iese bisher sehr widersprüchlich und ungleichmä­
ßig, u.a. in sektoraler Hinsicht. So war in der Landwirtschaft die Umge­
staltung der Eigentumsverhältnisse bisher viel oberflächlicher als im se­
kundären und tertiären Sektor (3). 

Die Privatisierung (4) durchlief bisher einige Phasen.  Das erste Reform­
jahr, 1 992, ging für d ie Privatisierung weitgehend verloren und kann nur 
als "Vorspiel" zu d ieser betrachtet werden. Die damalige Regierung unter 
dem vermeintlichen "Reformhelden" J .  Gaidar befaßte sich mit anderen 
Themen . Erst die Ende 1 992 ins Amt berufene Regierung unter W. 
Tschernomyrdin hat d iesen Prozeß deutlich beschleunigt, ganz beson­
ders auf dem Gebiet der großen Privatisierung. I m  Jahre 1 992 gab es 
gewisse Fortschritte fast ausschließlich in der kleinen Privatisierung, die 
sich in allen Reformländern als relativ unproblematisch in organisatori­
scher Hinsicht erwies (5). 

Von Anfang 1 993 bis Mitte 1 994 dauerte die erste Etappe der großen 
Privatisierung an, die durch die kostenlose Vertei lung von Privatisierungs­
gutscheinen ("Vouchers") an die Bevölkerung gekennzeichnet war. Der 
Erwerb von Aktien gegen Geld (und nicht gegen Vouchers) war sekun­
där. 

Seit 1 .  Juli 1 994 ist die zweite Etappe im Gange, in der die Aktien der zu 
privatisierenden Betriebe grundsätzlich nur gegen Geld zu erwerben sein 
sol len. Was die kleine Privatisierung betrifft, so war sie bereits zu Beginn 
der genannten zweiten Etappe fast abgeschlossen.  

Für die Beurtei lung der Tiefe bzw. der Qualität der bisherigen großen 
Privatisierung ist folgender Tatbestand bezeichnend . Von mehr als 26.000 
AGs, die im Zuge der Privatisierung entstanden sind, ist der Staat nur an 
ca. 3 .000 in der Regel minderheitlieh beteiligt, davon an 71 6 mit Sperrmi­
norität (6). 

Im Zuge der U mgestaltung der Eigentumsverhältnisse sind in der RF 
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mehrere gravierende Probleme zutage getreten ,  die die Effizienz der Pri­
vatisierung schmälern, sie verzögern, ja z. T. gesellschaftlich in Verruf 
bringen. 

Die kleine Privatisierung ist in der RF mehr oder weniger zügig verlau­
fen ,  zumal d iese h ier, im Unterschied zu den Reformländern Südosteuro­
pas,  nicht von so einem schwerwiegenden Problem wie dem der Restitu­
tion belastet war, weil die Oktoberrevolution 1 9 1 7  einfach zu weit zurück­
l iegt. Doch hat sie ihre Hauptziele, eine starke M ittelschicht als wichtigen 
sozialen Stabilisator der Gesellschaft zu etablieren,  deutlich verfehlt. Da­
für ist die Zahl der Kleinbetriebe mit ca. 1 Mio. einfach zu gering, was z .B .  
daran zu sehen ist, daß das bevölkerungsmäßig viel kleinere Polen 2 
Mio. davon hat. 

Die Privatisierung von ehemals staatlichen Kleinbetrieben im Industrie­
gewerbe und im tertiären Sektor wurde und wird kaum oder gar n icht von 
einer gezielten Förderung von Existenzgründungen flankiert. Im Gegen­
tei l ,  manche regionale und lokale Organe tendieren dazu , das kleine Un­
ternehmertum mit Steuern und Abgaben über Gebühr zu belasten,  weil 
sie kaum andere Einnahmequellen haben. Allerd ings sind sich staatliche 
Gremien verschiedener Ebenen über die Notwendigkeit einer solchen 
Förderung durchaus im klaren. Es wird versucht, etwas in d iese Richtung 
zu tun,  aber mit wenig Erfolg . 

Das "Bundesgesetz über die staatliche Förderung des kleinen Unter­
nehmertums in der Russischen Föderation" (7) sieht (Art. 9 bis 1 1 )  als 
Förderungsmittel u .a .  Sonderabschreibungen sowie Steuernachlässe und 
Kreditvergünstigungen vor, wobei die letzteren zwei Vergünstigungen nicht 
konkret ausgewiesen sind und im tagtäglichen Leben kaum praktiziert 
werden. Die aus dem Gesetz hervorgehenden kurzfristigen Förderungs­
programme werden kaum finanziert, so auch 1 996. I m  Budget-Soll 1 997 
sind für die Förderung des kleinen U nternehmertums nur völl ig unzurei­
chende 386,6 Mrd .  Rubel (RR), schätzungsweise 0,0 1 %  des B IP  1 997, 
veranschlagt (1 00 RR=O, 1 öS im Verkauf und 0,6 öS im Ankauf am 
7.3 .1 997). Es ist wiederum fraglich , ob d iese auch tatsächlich kommen 
werden. Dabei ist im  Budget 1 997 n ichts für die steuerliche Entlastung 
der Kleinfirmen vorgesehen. U nd derzeit beträgt deren steuerliche Bela­
stung (einschließlich der regionalen und lokalen Abzüge) bis zu 90% ih­
rer Bruttogewinne (8). 

So eine Situation bezüglich der Förderung des kleinen Unternehmer­
tums ist größtenteils darauf zurückzuführen,  daß der Staat in einer tiefen 
Finanzkrise steckt. Ausländische Hilfe für das im Entstehen begriffene 
kleine Unternehmertum Rußlands wäre daher von hoher Relevanz. H ier 
s ind die Förderungen einiger internationaler Einrichtungen, so EU,  IBRD 
und ganz besonders EBRD (diese Förderungen gelten vor a l lem Firmen 
m it R is ikokap ital u n d  werden  vorwiegend a ls  Starth i lfen für den  
lnnovationsprozeß gewährt) hervorzuheben.  

I m  Zusammenhang mit  der kleinen Privatisierung ist noch ein Problem 
am Rande zu erwähnen. Die heutige Auftei lung der Kleinbetriebe nach 

95 



Wirtschaft und Gesellschaft 2 3 .  Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 

ihren Eigentumsträgern ist volkswirtschaftlich jedenfalls nicht optimal .  Nur 
1 0% der Kleinbetriebe gehören Einzelpersonen, 70% den Belegschaften 
und 20% anderen (größeren) Firmen. Doch angesichts eines großen 
Mangels an Personen, die legal imstande waren bzw. sind,  Staatsbetrie­
be zu kaufen oder neue zu gründen, sowie der ungenügenden Förde­
rung von Existenzgründungen konnte es auch nicht viel anders sein .  Sollte 
die Förderung zunehmen, wird sich 

diese Struktur zwangsläufig zugunsten der ersten Gruppe verschieben , 
zumal die von Belegschaften übernommenen Betriebe aufgrund einer 
schlechten WirtschaftsgebarunQ häufig pleitereif sind bzw. pleite gehen. 

Von viel gravierenderen Problemen, ja groben Mißständen wurde die 
große Privatisierung begleitet, dazu noch von starken kriminellen Ten­
denzen. Zwar ist den Führern der großen Privatisierung m it dem damali­
gen Vize-Premier und Privatisierungsminister, A. Tschubais, an der Spit­
ze zu bescheinigen , daß diese tatsächlich auch etwas Positives mit sich 
gebracht hat, vor al lem in dem Sinne, daß sie eine Wiederherstellung der 
früheren neostal inistischen Zentralverwaltungswirtschaft so gut wie un­
mögl ich gemacht hat. 

Auch der Tatbestand, daß durch Vouchers ca. 55 Mio. Bürger zu Klein­
aktionären geworden sind (in der Regel über Voucher-Investmentfonds, 
von denen zunächst 685 entstanden), ist positiv zu werten ,  obwohl infol­
gedessen wiederum kein starker Mittelstand entstanden ist. Auch die Tat­
sache,  daß die Vouchers 1 993/94 eine schnelle Massenprivatisierung 
ermöglichten,  ist nicht zu unterschätzen .  

Daneben gab es  allerdings auch genug Negatives. Da d ie  Vouchers im 
Gegensatz etwa zu tschechischen/slowakischen Kuponheften anonym 
und frei handelbar waren,  gelangten sie erwartungsgemäß (9) in die Hän­
de der Mafia und der zwielichtigen "neuen Russen", wovon viele berühmt­
berüchtigte Beispiele in der Öffentlichkeit eine große Empörung hervor­
gerufen und die traditionelle Abneigung vieler Bürger der RF gegenüber 
dem Privateigentum gestärkt haben. 

Auf der Grundlage der Zirkulation von Vouchers haben sich mehrere 
neue Formen der Wirtschaftskriminal ität entwickelt. So haben von der 
Mafia gegründete Scheinfirmen (mehr als 90 davon sind spurlos ver­
schwunden), die von vielen Bürgern gegen Versprechen hoher Dividen­
den Vouchers in "Treuhand" bzw. "Trust-Geschäft" genommen hatten,  etwa 
3 M io .  Menschen betrogen und ihnen e inen Schaden von mehr als 
6 Bio. Rubel (damals mehr als 1 3  Mrd .  $) zugefügt. 

Diverse eigennützige Manipulationen von Privatisierungsbeamten, häu­
fig in Verbindung mit der kriminellen Welt bzw. der Mafia ( 1 0) ,  sowie nicht 
zuletzt die Bemühungen der politischen Spitze, die Privatisierung um je­
den Preis rücksichtslos zu beschleunigen, haben eine weitgehende Ver­
schleuderung des Staatseigentums - bei Veräußerung gegen Geld - be­
wirkt. So wurden 500 Großbetriebe mit einem Realwert von mindestens 
200 Mrd .  $ für ganze ca. 7 ,2 Mrd .  $ "privatisiert". 

Als sehr fragwürdig erwies sich bisher die Privatisierung zugunsten der 
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Belegschaften .  Einerseits ist sie einer sonst wahrscheinl ichen Alternati­
ve, der Mafiaprivatisierung, auf al le Fälle vorzuziehen. Es ist obendrein 
zu berücksichtigen, daß es für viele marode Betriebe keine fremden Käu­
fer gibt, so daß ihre Entstaatlichung und Sanierung nur von Belegschaf­
ten übernommen werden kann ,  was in jedem solchen Fall auch zu begrü­
ßen wäre. Andererseits verstoßen Privilegien für die Belegschaften ein­
deutig gegen das Hauptprinzip der Demokratie - das der Gleichheit der 
Rechte (und damit der Chancen) für al le Bürger. 

Das Privatisierungsgesetz vom 3. Jul i  1 99 1  ermögl ichte es den Beleg­
schaften, vergünstigt oder kostenlos in den Besitz von maximal 40% der 
Aktien zu kommen. Der Rest war laut Gesetz an Fremde zu verkaufen,  
vor a l lem durch öffentliche Versteigerungen . Doch die späteren Rechts­
akte - auf dem Gebiet der Privatisierung gab es mehr als 1 .000 ( ! ) - haben 
es den Belegschaften ermöglicht, auch die absolute Mehrheit zu über­
nehmen, z.T. durch bi l l igen Abkauf von "intern gezeichneten" Aktien, wo­
bei sich insbesondere das Betriebsmanagement bereichert hat. 

Diese gesetzeswidrige Situation hat das Management im Einklang mit 
den Interessen der Belegschaften auch zur Unterbewertung ihrer Betrie­
be bewogen , was den Wert der Aktien, die an Fremde veräußert wurden, 
nach unten drückte. So eine "Realkapitalbi ldung" ist einer der wichtigsten 
Gründe für die katastrophale finanzielle Lage vieler auf diese Weise "pri­
vatisierter" Betriebe. 

Die erwähnten und andere Mißstände verursachten immer wieder ge­
wichtige Mindereinnahmen des Budgets aus der Privatisierung. So konn­
ten von den für 1 996 im Budget veranschlagten Einnahmen aus der Pri­
vatisierung von 1 2 ,3 Bio. RR bis Anfang Dezember 1 996 nur gut 1 Bio. RR 
tatsächl ich kassiert werden. 

Ein weiterer großer Mangel der bisherigen Privatisierung bestand dar­
in ,  daß sie mit der für Rußland lebenswichtigen Anziehung des ausländi­
schen Kapitals (nach Einschätzung des russischen Wirtschaftsministers 
Jasin braucht Rußland in den nächsten 1 5  Jahren 300 bis 400 Mrd .  $ an 
ausländischen Investitionen) nicht in eine organische Verbindung gebracht 
werden konnte. Im Westen ist die Vorstel lung gang und gäbe, daß die 
russische Regierung die Beteil igung der Ausländer am Kapital der priva­
tisierten bzw. zu privatisierenden Betriebe grundsätzlich restriktiv hand­
habe, ja sich dieser immer wieder widersetze. Im Prinzip ist d iese Vorstel­
lung völl ig abwegig, obwohl es tatsächl ich mehrere Beschränkungen gibt, 
so in einigen Branchen,  die in jährl ichen Privatisierungsprogrammen fest­
zulegen sind und deren Zahl sich tendenziell verringert. Derzeit gehören 
dazu die Bereiche Rüstung (vorausgesetzt, daß der Anteil der staatlichen 
Rüstungsaufträge am Produktionsprogramm 30% übersteigt), Öl, Gas, 
Förderung und Verarbeitung von strategischen Metallen, Edel- und Halb­
edelsteinen, Edelmetal len, radioaktiven und raren Elementen sowie das 
Verkehrs- und Fernmeldewesen.  Das klingt al les recht hart, bringt jedoch 
kapitalstarke ausländische Firmen bzw. Multis keineswegs in Verlegen­
heit. Es sind zahlreiche Beispiele bekannt, wo derartige Schranken durch 
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Strohmänner ("Strohfirmen") erfolgreich umgangen und große Aktienpa­
kete der Betriebe aus den o.g .  Bereichen erworben werden konnten. Ein 
strateg isch wichtiger Zweig wie die Alu miniumindustrie fiel bereits 1 993/ 
94 größtenteils in fremde Hände. 

Ein deutliches Limit war insbesondere in  der ersten Privatisierungsetappe 
mit den Vorrechten für die Belegschaften beim primären Privatisierungs­
vorgang verbunden. Folgl ich betrug an der Jahreswende 1 995/96 nach 
Berechnungen des Staatskomitees für d ie Verwaltung des Bundes­
eigentums (Privatisierungsmin isterium) der durchschnittliche Anteil der 
Belegschaften bzw. ihres leitenden Managements am Aktienkapital einer 
russischen AG noch 52,5%. Doch einerseits galt d ieses Limit auch für 
russische Aktienkäufer von außerhalb des jeweiligen zu privatisierenden 
Betriebs. Andererseits werden Primäraktien von Belegschaftsmitgliedern 
immer häufiger massenweise verkauft (dazu zwingt sie meist ihre prekä­
re materielle Lage), so daß bereits im  Herbst 1 996 von den erwähnten 
52,5% nur noch - je nach Privatisierungsmodell - 32,5 bzw. 38,5% geblie­
ben sind ( 1 1 ). 

Diese Aktien samt den im Zuge der Aufstockung des Stammkapitals 
der bereits bestehenden AGs zusätzlich gezeichneten Aktien gelangen 
zum sekundären Effektenmarkt, wo Devisenausländer spätestens seit 
1 995 mit den Inländern g leichberechtigt fungieren und derzeit woh l  auch 
federführend sind. Folglich erhöht sich tendenziell ihr Anteil am gesam­
ten Stammkapital der russischen AGs. Nach den o.g.  Berechnungen des 
Privatisierungsministeriums erreichte d ieser im Herbst 1 996 bereits be­
achtl iche 1 0%.  

Nach der  Analyse der  bisherigen Privatisierungsvorgänge stellt sich nun 
d ie  Frage, wie es weitergehen sol l .  D ie  im präsidentiellen Erlaß Nr. 1 535 
vom 22. Juli 1 994 ( 1 2)  angekündigte zweite Etappe der Privatisierung, 
die die Veräußerung des Staatseigentums nur entgeltlich vorsieht, entfal­
tet sich bisher nicht sehr zügig, was mit der Verarmung der Masse der 
russischen Bevölkerung sowie mit der politischen Instabil ität zusammen­
hängt. Folglich haben nur 6 bis 7% russischer Bürger vor, Aktien zu kau­
fen .  

I m  Zuge der weiteren U mgestaltung der Eigentumsverhältnisse zeich­
nen sich einige wichtige Tendenzen ab, von welchen folgende besonders 
hervorzuheben sind: 
1 .  Die Periode einer großteils überstürzten ,  unbesonnenen Privatisierung 

ist vorbei .  Diverse politische Motive, die Privatisierung um jeden Preis 
zu beschleunigen, machen den Überlegungen der ökonomischen Effi­
zienz und Rationalität immer mehr Platz. Dabei ist die Regierung be­
strebt, d ie Privatisierungsvorteile der Belegschaften endgültig abzu­
schaffen. Doch ist häufig n iemand außer diesen gewillt, ihre maroden 
Betriebe zu übernehmen. 

2 .  Die weitere Privatisierung (und das hängt m it dem ersten Moment eng 
zusammen) n im mt immer mehr einen punktuellen und i nvestitions­
orientierten Charakter an,  soll unbedingt mit einer Realkapitalbi ldung 
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Hand in Hand gehen . l n  jedem konkreten Fall wird vom Staat vor dem 
jeweiligen Privatisierungsvorgang ein "effizienter Eigentümer'' gesucht 
bzw. ermittelt. 

3. Die Kapitalstruktur der Großwirtschaft wird vor allem in Richtung der 
Gründung von Finanz- und Industriegruppen (FIG) umgestaltet. Die 
FIG sind großdimensionale konzernartige Gebilde (ähnl ich den westli­
chen Multis) mit einer engen ,  fortdauernden geschäftl ichen Bindung 
an eine Bank oder Bankgruppe. An der Jahreswende 1 996/97 wurden 
in Rußland 46 F IG registriert, mindestens ebenso viele sind im Entste­
hen begriffen. Der Staat ist bemüht, die Formierung von FIG zu för­
dern, bisher vor al lem m it rechtlichen Mitteln (finanzielle Mittel fehlen 
weitgehend). Dazu wurde das im Ansatz durchaus sinnvolle "Gesetz 
über F inanz- und lndustriegruppen" vom 30. November 1 995 verab­
schiedet ( 1 3). Es wird russischerseits eine aktive Beteil igung der Fir­
men aus dem GUS-Sereich an F IG angestrebt. 

4. Die russische Regierung ist bemüht, d ie im  Staatseigentum verblei­
benden Betriebe zu sanieren (das gelingt jedoch kaum,  vor allem in 
der Leichtindustrie) und diese damit auf die spätere Privatisierung bes­
ser vorzubereiten. Langfristig soll ein großer Sockel von Staatsbetrie­
ben nur im Militär-Industrie-Komplex (MIK) erhalten bleiben. Durch die 
Regierungsverordnung Nr. 802 vom 1 2. Jul i  1 996 ( 1 4) wurde die Liste 
von 480 Rüstungsbetrieben (zum M IK  gehören ca. 2 .000 Betriebe) fest­
gesetzt, deren Privatisierung bis auf weiteres verboten ist. 

2. Die ökonomische Rolle des Staates im Übergangsprozeß 

Die zweitwichtigste I nstitution - nach dem Private igentum an  den 
Produktionsmitteln - ist in einer Marktwirtschaft jedenfalls der Staat mit 
seinem dichten Geflecht von ökonomisch-sozialen Instrumenten bzw. 
Aktivitäten.  ln d ieser Hinsicht ist der Übergang in der RF ebenfalls nicht 
optimal verlaufen. Das kommt vor al lem darin zum Ausdruck, daß die 
ö konomische u n d  sozia le  Ro l le  d es Staates ,  d i e  in Ü bergangs­
gesellschaften,  al lein schon wegen einer vorübergehenden Schwäche 
des im Entstehen begriffenen Privatkapitals, gewichtiger als in hochent­
wickelten ,  formierten Marktwirtschaften sein muß, übermäßig abgebaut 
wurde. Das geschah vor allem 1 992 unter dem damaligen Regierungs­
chef J .  G a i d a r, d e r  e i n e  p r i m i t ive Abart des  sozi a l  b ru ta l e n  
Pa läo l i be ra l i smus  etab l i e ren  wo l l te .  Der  jetz ige Pre m ierm i n ister 
Tschernomyrd in ,  der seit Ende 1 992 reg iert, versucht d ie staatl iche 
Wirtschafts- und Sozialpolitik wieder aufzuwerten ,  doch nur m it einem 
Tei lerfolg. Vor dem h istorischen H intergrund des traditionellen russischen 
Etatismus mag es unwahrscheinl ich klingen, doch die RF hat ökonomisch 
und sozial einen schwächeren Staat als alle Westländer, ganz zu schwei­
gen etwa von Schweden, Österreich oder Deutschland . Dennoch bildet 
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sich der in Marktwirtschaften übl iche Mechanismus der staatlichen Ein­
wirkung auf die Ökonomie und den sozialen Bereich schrittweise heraus. 

Ein besonderes ordnungspolitisches Problem war und ist für Rußland 
damit verbunden, daß es nie ein Rechtsstaat war, auch nicht in ökonomi­
scher H insicht. Folgl ich muß die russische Legislative (die Föderale Ver­
sammlung ,  bestehend aus dem Unterhaus des Parlaments, der Duma, 
und dem Oberhaus, dem Föderationsrat) große Anstrengungen unter­
nehmen, um das einer entwickelten Marktwirtschaft adäquate Wirtschafts­
recht aufzubauen. ln diese Richtung wurden gewichtige Schritte getan, 
von welchen die neue Verfassung vom Dezember 1 993 und ganz beson­
ders die Tei le I und II des Zivi lrechtlichen Rahmengesetzes (in Kraft ge­
treten am 1 .  Jänner 1 995 bzw. 1 .  März 1 996) hervorzuheben sind. Diese 
Rechtsakte und zahlreiche andere Gesetze schaffen wenigstens die un­
bedingt notwendigen Voraussetzungen für einen weiteren marktwirtschaft­
l iehen Übergang,  obwohl  auf vielen Gebieten klaffende Rechtslücken 
immer noch gravierend zum Vorschein kommen. 

Ein Reformzug mit einer großen ordnungspolitischen Tragweite war die 
Preisl iberalisierung bzw. -freigabe am 2.  Jänner 1 992 , auf die die hoch­
monopolisierte russische Staatswirtschaft nicht vorbereitet war. Folgl ich 
kam es hier - entgegen den i l lusorischen Hoffnungen von paläoliberal­
monetaristisch gesinnten "Quasi-Chicago-Boys" um J .  Gaidar - zu recht 
negativen Folgen, was aus der nachfolgenden Grafik ersichtlich ist. 

Abbildung 1 :  Kausalkette i nfolge der Preisfreigabe in Rußland am 
2. Jänner 1 992 
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Allere ings ist der Preisl iberalisierung zugute zu halten, daß sie der Ent­
wicklung des Warenmarktes einen starken Auftrieb verliehen hat (darauf 
ist im nächsten Abschnitt eigens einzugehen). 
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Der Staat hat in der RF auf eine direkte Preisregul ierung weitestge­
hend verzichtet und n immt derzeit auf die Preisbildung einen viel geringe­
ren Einfluß als z.B .  lange Zeit jener in Österreich. Die Einzelhandelsprei­
se für Konsumgüter und diverse Großhandelspreise bilden sich grund­
sätzlich frei .  Der Staat n immt mehr oder weniger direkt nur auf Preise der 
"natürlichen Monopole" Einfluß (Strom, Öl, Gas, Kommunalleistungen wie 
etwa Wasser oder Müllabfuhr, Mieten in noch n icht privatisierten staatli­
chen Wohnungen bzw. Betriebskosten in allen Wohnräumen u .ä . ) ,  wo für 
eine bestim mte Zeit - in der Regel 6 bis 1 2  Monate - Preisl imits oder 
Festtarife festgelegt werden. Außerdem schreibt das "Gesetz über die 
Konkurrenz und Beschränkung der monopol istischen Tätigkeit auf Wa­
renmärkten" in der Fassung vom 25. Mai 1 995 dem Staat u .a .  vor, eine 
ständige Aufsicht über die Preisbildung der Monopolbetriebe zu vollzie­
hen. Als solche gelten Betriebe m it einem Anteil von mehr als 35% an 
einem bestim mten Warenmarkt, deren Zahl derzeit rd . 2 .500 beträgt. Die 
Aufsicht obliegt unmittelbar dem Staatskomitee der RF für d ie Antimonopol­
politik und die Unterstützung neuer Wirtschaftsstrukturen ,  welches ein­
schlägige Verfahren wegen Machtmißbrauchs auf Märkten einleiten kann.  
Die bisherige Antimonopolpolitik war in Rußland zwar n icht ohne Nutzen, 
doch auch nicht sonderlich effizient. 

I m  Zuge der marktwirtschaftliehen Transformation formieren sich in der 
RF auch Elemente der Ablaufspolitik, worauf nun einzugehen ist. 

Die Ablaufspolitik wird in der RF ähnl ich wie in Westländern vor al lem 
mittels eines finanz- sowie geld- und kreditpolitischen I nstrumentariums 
betrieben. Derzeit verfügt Rußland über fast al le Elemente dieses Instru­
mentariums, die auch für entwickelte Marktwirtschaften typisch sind. Die 
Steuerquote am BIP l iegt in der RF mit rund 34% ( 1 995) unter jener in 
den westeuropäischen Ländern. Vergleichsweise außergewöhnlich hoch 
ist der Anteil der Gewinnsteuern an den gesamten Steuereinnahmen im 
Bundeshaushalt der RF (ca. 2 1 %), extrem niedrig jener der Einkommen­
steuer (ca. 8%). 

ln Rußland bilden die Steuern zwar die wichtigste, aber n icht die einzi­
ge Einnahmequelle des Budgets. Auf Steuern und Abgaben entfielen 1 995 
53, 1 %  aller Einnahmen des Bundeshaushalts der RF, auf den Verkauf 
von Wertpapieren 29,2% und auf den Devisenverkauf 1 5,2%. 

l n  der staatlichen Budgetpolitik hatte 1 996 (so bleibt es auch 1 997) die 
I nflationsbekämpfung die absolute Priorität, und das nicht ohne Erfolg : 
Die I nflationsrate ist von 1 31 %  1 995 auf 2 1 ,8% 1 996 zurückgegangen.  
Allerdings wurde die Reduzierung des Budgetdefizites auf 4% des BIP 
( 1 5) im 1 .  Hj . 1 996, d .  h .  auf den halben Wert von 1 995, mit zweifelhaften 
Mitteln  erwirkt. Erstens wurden die Staatsausgaben drastisch reduziert 
( in den ersten drei Quartalen 1 996 betrugen sie nur 71 % des Budgets­
Solls), und das u. a .  durch Kürzungen von im Soll veranschlagten Sozial­
ausgaben sowie der Ausgaben für Struktur- und I nvestitionsförderung 
(einschl ießlich der damit zusammenhängenden Förderung von Forschung 
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und Entwicklung) ,  d ie für die Überwindung der Krise bzw. langfristige 
Wachstumsförderung, was allein eine solide Grundlage für eine nachhal­
tige Sanierung von Staatsfinanzen sein kann ,  unentbehrlich sind. 

Zweitens hat der Staat versucht, das Steueraufkom men zu vergrößern, 
was sich als ein gewaltiger Schlag ins Wasser herausgestellt hat. Dabei 
ging man bisher von der i rrtüm lichen Prämisse aus: je höher die Steuer­
belastung,  desto größer das Steueraufkommen. Dadurch hat man jedoch 
wohl  das Gegenteil erreicht, nämlich die Investitionen bzw. das Wirtschafts­
wachstum gebremst und damit das Potential für die Erhöhung von Steu­
ereinnahmen eingeengt. 

Die russische Wirtschaft lebt in einem Dickicht von mehr als zwei Dut­
zend von föderalen , regionalen und lokalen Steuern bzw. Pflichtabgaben 
(so für die N utzung von Naturressourcen). Die Steuerbelastung l iegt, nach 
realistischen Schätzungen des russischen Ökonomen M. Lewinson, 20% 
über dem optimalen N iveau ( 1 6). Dazu kommt eine gravierende Rechts­
unsicherheit gerade in Sachen Steuern ,  die z. T. Präsident Jelzin ver­
schu ldet hat. So ist sein berühmt-berüchtigter Erlaß Nr. 1 2 1 5  "Über die 
Regelung von Einnahmen der Einkommensteuer und Versicherungsbei­
trägen von natürl ichen Personen" rechtswidrig ,  ja skandalös, denn die 
Kompetenz in Steuerfragen obliegt laut russischer Gesetzgebung aus­
schließlich der Legislative. 

Diese und andere Mißstände bewirken eine weit verbreitete Steuerhin­
terziehung. Folgl ich konnte der Staat in den ersten drei Quartalen 1 996 
nur  7 1 % des veranschlagten Budget-Solls einnehmen. Deshalb geriet 
der Staat in einen zwei- bis dreimonatigen Zahlungsverzug bei Gehältern 
für M itarbeiter der budgetfinanzierten Einrichtungen (selbst bei Armee 
und Polizei) bzw. bei Pensionen. Unter d iesen sozial brisanten Bedingun­
gen sah sich B. Jelzin gezwungen, per Erlaß N r. 1 428 vom 1 1 .  Okto­
ber 1 996 eine Sonderkommission einzusetzen, die Steuernachzahlungen, 
u. a .  durch Einleitung von exemplarischen Insolvenzverfahren gegen die 
größten Steuersünder, zu erwirken hat. Doch kann so ein Mittel in einer 
normalen Marktwirtschaft auf keinen Fall Usus sein. 

Der Vize-Premier und Finanzminister der RF, A. Lifschiz, mußte zuge­
ben, daß in Rußland die Obergrenze der Steuerbelastung erreicht ist ( 1 7). 
Daran dürfte auch kein Zweifel bestehen, wenn man folgendes bedenkt: 
Würden alle Steuerzahler gesetzestreu sein und die heute geltenden Steu­
ern voll bezahlen, so würde die Steuerbelastung 59% ( ! ) des B IP betra­
gen ( 1 8). Das zwingt zur Steuerhinterziehung. 

Eine durchgreifende Steuerreform in Richtung Steuerentlastung (so soll 
die Belastung auf 33% des B IP  zurückgeführt werden, was die Motivation 
zur Steuerh interziehung zurückdrängen sollte) bzw. -Vereinfachung steht 
bevor. Doch ist d iese Problematik sehr umstritten ,  so daß der Teil I des 
neuen Rah mengesetzes über Steuern durch die Duma kau m  vor 1 998 
verabschiedet werden dürfte. Die bisherigen Entwürfe dafür, die der Duma 
vorl iegen, sowie die Steuerkonzeption für das Budget 1 997 beinhalten 
keine radikalen Reformgedanken. 
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Von vielen gewichtigen Problemen und Mißständen ist bisher auch die 
russische Geld- und Kreditpolitik geprägt, obwohl gerade in der U mge­
staltung des monetären Bereichs die RF m. E. Spitzenreiter unter den 
Reformländern ist. Im Lande hat sich das in Marktwirtschaften übl iche 
zweischichtige ( 1 9) Bankensystem fest verankert, bestehend aus der Zen­
tralbank Rußlands (ZBR), d. h. der staatlichen Emissions- und Noten­
bank, und zahlreichen privaten (z. T. m it staatl icher Betei l igung) Geschäfts­
banken, auf die im nächsten Abschnitt eigens einzugehen ist. (20). 

Die staatl iche Geld- und Kreditpolitik obliegt in der RF üblicherweise 
der nationalen Notenbank, der ZBR. Ihr  fällt es viel schwerer als etwa der 
Gesterreichischen Nationalbank (OeNB), eine effiziente Hüterin des Geld­
wertes zu sein .  Zwar hat das Zentralbankgesetz vom 26. Apri l 1 995 die 
Stellung der ZBR und vor al lem seines Vorsitzenden (derzeit S .  Dubinin) 
gegenüber der Legislative und Exekutive gestärkt, doch m. E.  in einem 
ungenügenden Maße. Sind al le 1 4  Mitglieder des Generalrates der OeNB 
wirklich unabhängig und unabsetzbar, so kann der Vorsitzende der ZBR 
bereits vier Jahre nach seiner Ernennung und die anderen Mitgl ieder des 
Direktorenrates der ZBR auch vor dem Ende der vierjährigen Amtszeit 
(auf Verlangen des ZBR-Vorsitzenden) von der Duma abberufen werden. 

Folgl ich muß die ZBR von ihrem unter der Regie von Dubinin konse­
quent restriktiven Kurs immer wieder Abstriche machen. So war sie ge­
zwungen , sich der im ad-hoc-Gesetz vom 5. Juni  1 996 formulierten For­
derung der Duma zu beugen und 5 Bio. RR aus ihren Gewinnen dem 
Staatshaushalt zuzuführen, um dessen Defizit zu reduzieren.  

Die ZBR ist bemüht, e ine effiziente Aufsicht über die Geschäftsbanken 
zu vollziehen,  um eine korrekte WirtschaftsgebarunQ seitens d ieser Sub­
jekte zu gewährleisten und die Neuzulassungen nur an potente Geldinsti­
tute zu vergeben. Ab 1 .  Jänner 1 997 läßt die ZBR neue Banken ohne 
ausländische Beteil igung oder m it einer solchen von höchstens 50% nur 
mit e inem Stammkapital von mindestens umgerechnet 3 Mio. ECU zu. 
Für Banken m it einer ausländischen Betei l igung von über 50% oder für 
diejenigen Geldinstitute, die eine Lizenz für Devisengeschäfte beanspru­
chen, ist eine Mindestgrenze von 5 Mio. ECU festgesetzt (21 ). Ab August 
1 996 sind alle Käufe von mehr als 20% des Aktienkapitals einer Bank am 
sekundären Effekten markt bei der ZBR meldepflichtig ,  wobei vom Käufer 
eine Bestätigung des Antimonopolkomitees vorzulegen ist, daß die Nor­
men der Antimonopolgesetzgebung eingehalten sind. 

Die Mindestreservepolitik wird von der ZBR ähnlich wie von den Zen­
tralbanken der Westländer antiinflationär und sehr behutsam gehand­
ha bt. Der Art. 38 des Zentra lbankg esetzes setzt den  max ima len 
M indestreservesatz m i t  20% fest und  verbietet der  ZBR,  d iverse 
Mindestreservesätze auf e inmal um mehr a ls 5 Prozentpunkte zu verän­
dern .  Und die ZBR folgte bisher d ieser Rechtsnorm. 

Eine Diskontpolitik im westlichen Sinne, d .  h .  als Rediskontpolitik der 
Zentralbank, gibt es bisher n icht, denn der Markt für erstklassige unter­
nahmarische Wechsel (und eben solche Wertpapiere m it einer Laufzeit 
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von 90 Tagen werden von westl ichen Zentralbanken rediskontiert) ist auf­
grund einer noch nicht vol lendeten großen Privatisierung und einer unge­
nügenden Bonität der meisten Betriebe noch nicht entfaltet. Was manch­
ma l  i rrtü ml icherweise Diskontsatz genannt wird , ist in der Tat der 
Refinanzierungssatz der ZBR, zu dem diese Refinanzierungskredite an 
die Geschäftsbanken vergibt. l n  der Zeit der Hyperinflation 1 992/93 über­
stieg er deutlich 200% ( ! ) .  Im  Zuge der abflachenden Inflation fiel er und 
lag ab 2 .  Dezember 1 996 bei 48% (A. Lifschiz will ihn auf 20% zurück­
schrauben, um Investitionen anzukurbeln ,  was 1 997 eventuel l  auch ge­
l ingen könnte). Allerdings ist das seit Februar 1 994 nur ein Richtwert. Seit 
dieser Zeit führt die ZBR regelmäßig Auktionen für Refinanzierungskredite 
an d ie Geschäftsbanken durch, wo der tatsächl iche Satz unter dem 
Richtwert l iegt. 

Als Mittel der Offenmarktpolitik werden langfristige Schuldverschreibun­
gen (SVS) (ihr Marktwert wird laufend inflationsbedingt angepaßt) sowie 
kurzfristige (drei- oder sechsmonatige) Schatzwechsel (KSW) verwen­
det. Im Gegensatz zu den West ländern wi rd i n  der RF das offen­
marktpolitische Instrumentarium nicht konjunkturpolitisch , sondern aus­
schl ießlich zur Deckung von laufenden Zahlungen eingesetzt. 

Das gelingt in der Tat vorübergehend, ohne neues Geld zu schöpfen, 
doch der Preis dafür ist jedenfalls sehr hoch. Die Verzinsung von sechs­
monatigen KSW erreichte im Juni  1 996 zeitweil ig 240% ( !)  auf Jahres­
basis, ging al lerdings an der Jahreswende auf 40% zurück, ist aber klar 
über der Inflationsrate. So eine Verzinsung bewegt die Geschäftsbanken 
dazu , sich großteils oder gar vorwiegend am Markt für SVS und KSW zu 
etablieren, und verringert damit das Potential von den für den Realsektor 
der Volkswirtschaft dringend notwendigen lnvestitionskrediten. 98,9% der 
Einnahmen aus der Emission neuer SVS und KSW werden für die Ti l­
gung der auslaufenden Wertpapiere dieser Art verwendet (22). Folglich 
wächst die in SVS und KSW verbriefte Staatsschuld lawinenartig und 
dürfte 1 996 1 0% des B IP übertroffen haben. 

Die Regierung hofft, nach der Überwindung der Krise das Problem die­
ser neuen Verschuldung aus der Welt zu schaffen. Ob es auch gel ingt, ist 
fragl ich . Auf alle Fälle werden die kommenden Generationen damit emp­
findl ich vorbelastet. 

Also ist in der RF von heute nicht der Mangel an finanz-, geld- und kredit­
politischem Instrumentarium das Problem. Vielmehr geht es darum, daß 
eine konsistente, homogene Konjunktur- und vor allem Struktur- und Wachs­
tumspolitik, die für die ganze Übergangszeit dringend notwendig sind , feh­
len. Der Staat verzettelt sich in kaum zusammenhängenden ad-hoc-Aktio­
nen, d ie die Effizienz des Reformprozesses schmälern. Allerdings ist es ab 
1 997 vorgesehen, im  Rahmen des Staatshaushalts Sonderbudgets für die 
staatl iche Investitionsförderung ("lnvestitionsbudgets") zu verabschieden. 
Doch bleibt es fraglich , ob angesichts eines bisher unzulängl ichen Budget­
vollzugs (ein ähnliches Investitionsvorhaben ist 1 996 gänzlich ins Wasser 
gefallen) diese Pläne auch in Erfül lung gehen werden. 
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3. Die Herausbildung und Evolution der Märkte 

Vor dem dargestel lten institutionellen H intergrund geht eine rasche 
Entwicklung diverser Tei lmärkte vor sich . Die Preisl iberal isierung vom 
2. Jänner 1 992 hatte zunächst der Entfaltung des Warenmarktes einen 
starken Auftrieb gegeben,  der 1 992/93 eindeutig der Spitzenreiter unter 
allen Tei lmärkten war. Allerdings haben die anderen Tei lmärkte inzwischen 
nachgezogen.  

Neben der Preisl iberal isierung haben zu einer raschen Entwicklung des 
Warenmarktes mindestens zwei weitere folgende Faktoren wesentlich 
beigetragen .  Erstens g ing d ie Privatisierung im Bereich der Waren­
zirkulation, vor allem des Einzelhandels, besonders zügig vor sich {der 
letztere ist so gut wie durchgehend privatisiert). Hier entfaltet sich aktiv 
das flexible kleine und mittlere Unternehmertum.  Etwa die Hälfte der rus­
sischen Kleinbetriebe ist in der Warenzirkulation angesiedelt, davon sind 
nur 2% noch im Staatsbesitz oder mit einer staatl ichen Betei l igung aus­
gestattet. 

Zweitens hat der am 1 .  März 1 996 in Kraft gesetzte Tei l  I I  des Zivil recht­
l ichen Rahmengesetzes der RF im Zusammenwirken mit dessen Tei l  I 
(d ieser regelte insbesondere die Eigentumsverhältnisse sowie die Stel­
lung der juristischen und natürlichen Personen im Wirtschaftsleben) end­
lich einen passablen juristischen Rahmen für die normalen Marktverhält­
nisse geschaffen. Der Tei l  I I  regelt Rechte und Pfl ichten von Vertragspart­
nern in Sachen Kauf und Verkauf, Pacht, Kredit, Versicherung, Treuhand, 
Schadenersatz u .  a .  m .  Damit hielten in der RF das Privatrecht und die in 
dem letzteren verbriefte ökonomische Freiheit im juristischen Sinne Ein­
zug . 

Schrittweise nähern sich die Organisationsstruktur des russischen Wa­
renmarktes und d ie dortige Wirtschaftsgebarung den westl ichen Stan­
dards bzw. Gepflogenheiten. Davon zeugt nicht zuletzt die Evolution der 
Warenbörsen .  Bekanntl ich reihen sich in westl ichen Marktwirtschaften 
diverse Börsenarten ihrer relativen Bedeutung nach wie folgt: Effekten­
börsen ,  Devisenbörsen, Warenbörsen .  Für das heutige Rußland gilt d ie­
se Reihenfolge ebenfalls. Doch 1 992/93 waren die Warenbörsen mit ei­
nem großen Abstand die Spitzenreiter. Auf diesen wurde auch mit zahl­
reichen Fertigerzeugnissen,  etwa mit Automobi len ( ! ) ,  gehandelt, was für 
westliche Warenbörsen undenkbar ist. Doch die übertriebene, mit einer 
generellen Unterentwicklung des Warenmarktes verbundene "Blütezeit" 
der russischen Warenbörsen ist inzwischen vorbei .  

An diesen Börsen werden derzeit nur auch für westl iche Warenbörsen 
typische Produkte gehandelt: Getreide, Buntmetalle, Öl etc. Die Zahl der 
Warenbörsen ist von 302 1 992 (mit ihren Zweigstellen, Abtei lungen und 
Fi l ialen waren es wesentlich mehr) auf 83 im Oktober 1 996 zurückgegan­
gen, wobei nur zwei davon landesweit eine bedeutende Rolle spielen. Da 
ihre früheren Funktionen immer mehr entstaatl ichte bzw. privatisierte 
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Großhandelsunternehmen übernehmen, versuchen die früheren Waren­
börsen, ihre Aktivitäten zu d iversifizieren, indem sie sich insbesondere im 
Geschäft mit Effekten und Devisen etablieren. Das kommt auch prägnant 
in der Umbenennung von zwei erwähnten überregionalen Börsen zum 
Ausdruck. Die Moskauer Warenbörse heißt nunmehr Moskauer Börse und 
die Russische Waren- und Rohstoffbörse jetzt Russische Börse. 

An den Börsen stieg das Volumen von Options- bzw. Termingeschäften 
sehr rasch. Allerd ings gab es im 1 .  Hj . 1 996 einen zeitweiligen Rückschlag, 
weil das Verrechnungssystem der Moskauer Börse technisch-organisa­
torisch mit der Entwicklung n icht mehr Schritt halten konnte und gründl ich 
umgestaltet werden mußte. 

Wertmäßig entfallen 1 5% des Optionsgeschäftes an Börsen auf Devi­
senhandel (in $), gut 80% auf Effektenhandel mit o. g. SVS und KSW 
und nur der Rest auf Waren. Der Anteil des Börsenhandels an der ge­
samten Warenzirkulation beträgt nur noch 0,5%. 

Der russische Warenmarkt weist jedoch noch gravierende Mängel auf, 
die so bald wie möglich behoben werden sollten.  Erstens florieren auf­
grund einer geringen Zahlungsfähigkeit der potentiellen Abnehmer (42% 
der Betriebe in der materiellen Produktion sind verlustbringend) Barter­
geschäfte, die hochentwickelten Marktwirtschaften wesensfremd sind. So 
werden wertmäßig ca . 80% von den am Binnenmarkt zirkul ierenden Er­
zeugnissen von Eisen- und Stahlindustrie direkt gegen Steinkohle, Strom 
und d iverse Grundstoffe mit deren Lieferanten ausgetauscht. 

Zweitens ist das Institut der Fachgroßhändler, die im Westen nicht nur 
als Vermittler auftreten, sondern auch effizient Marketing betreiben, erst 
im Entstehen begriffen. Die aus dem früheren System der direkten Zutei­
l ung von I nvestit ionsgütern ("Gossnab") hervorgehenden,  te i lweise 
entstaatl ichten Großhandelsbetriebe beschränken sich weitgehend auf 
Vermittlerd ienste und bieten d iese sehr kostspielig an, was Zulieferar und 
Abnehmer häufig zu Direktbeziehungen bzw. zu Bartargeschäften be­
wegt. 

Drittens steckt das Leasing erst in Ansätzen, obwohl gerade diese Form der 
Warenzirkulation für zahlreiche in Zahlungsschwierigkeiten steckende Betrie­
be (so ganz besonders in der Landwirtschaft und im zivilen Flugverkehr) lebens­
bzw. überlebenswichtig ist. Allerdings ist sich die Regierung der Notwendigkeit 
einer raschen Entwicklung von Leasing, auch für die Überwindung der 
lnvestitionskrise, durchaus bewußt. Sie will 1 997 bis 2000 im Rahmen des o. 
g .  Investitionsbudgets für Leasing Finanzhilfen von 8 Bio. RR bereitstellen . 
Durch Teil I I  des Zivilrechtlichen Rahmengesetzes sowie mehrere Regierungs­
verordnungen aus den Jahren 1995/96 wurden Rechtsnormen verabschiedet, 
die für die Entwicklung des Leasings notwendig sind. Das "Bundesgesetz über 
Leasing" wurde von der Duma am 25. Oktober 1 996 in erster Lesung ange­
nommen und dürfte nach einer Korrektur 1 997 in zweiter Lesung endgültig 
verabschiedet werden. 

Viertens ist die Vergabe von Staatsaufträgen noch ungenügend trans­
parent und unterliegt noch kaum dem Wettbewerbsprinzip .  
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Fünftens fehlt im Einzelhandel ein so wichtiges Element wie überregio­
nale Handelsketten. Hier ist leider in naher Zukunft keine Lösung in Sicht. 

Rasch expandiert seit 1 992 auch der Geld- und Kreditmarkt der RF 
(23). Es deutet vieles darauf hin, daß die RF in der Entwicklung des mo­
netären Bereichs bzw. des Bankwesens der Spitzenreiter unter al len 
Reformländern sein dürfte oder jedenfal ls unter i hnen ganz vorn l iegt. 
Acht führende russische Geschäftsbanken gehören laut der bekannten 
Fachzeitschrift "Banker" zu den tausend größten Geschäftsbanken der 
Welt (24 ), was angesichts ihres sehr kurzen Werdegangs jedenfalls be­
achtenswert ist. Andere Reformländer verfügen nicht annähernd über 
Geschäftsbanken (die ersten zehn sind in der nachfolgenden Tabelle 
ausgewiesen) in solchen Dimensionen , die obendrein noch eine hohe 
Bonität haben. 

Tabel le 1 :  Die größten Geschäftsbanken der RF 1 996 

Geschäftsbanken Aktiva Eigenkapital Bilanzgewinn 
(Stand per 1. Juli 1996) (Mrd.  RR) (Mrd. RR) (in % zu Aktiva) 

1 . Vneshtorgbank 23.219 4.980 -

2. ONEKSIM-Bank 15.627 855 0,52 
3. I nkombank 15.267 1 . 131 2,87 
4. M FK 9.034 1 .212 4,49 
5. Menatep 8.677 558 0,98 
6. Rossijskij kredit 7.770 654 2,35 
7. Mosbisnesbank 7.527 - -

8. Stolischnyj bank sbereshenij 7.502 1 .009 0,16 
9. Avtobank 5.249 - -

10. Tokobank 5 .025 249 2,37 

Quelle: Ekonomika i shisn 46 ( 1996) 5. 

Anmerkungen: a) - keine Angaben;  b) Der Kurs des RR betrug am 
22. Jänner 1 997 561 0  RR = 1 $; c) Die größte russische Geschäftsbank, 
die Sberbank (Bank für Spareinlagen der Bevölkerung), mit Aktiva von 
1 74.331 Mrd .  RR und Eigenkapital von 1 0 .221 Mrd .  RR per 1 .  Ju l i  1 996 
ist in d ieser Tabelle nicht ausgewiesen,  wei l  der Staat an ihr mehrheitl ich 
betei l igt ist und sie demnach n icht als privatisiert gi lt .  

Insgesamt paßt sich das russische Geld- und Kredit- bzw. Bankwesen 
immer mehr an marktwirtschaftliche Standards an und ist grundsätzl ich 
(bei einer effizienten staatlichen Wachstumsförderung) imstande, die ab 
1 997 zu erwartende Wirtschaftsbelebung mitzutragen.  Doch fallen hier 
gravierende Probleme auf, die einer mögl ichst raschen Lösung bedürfen .  

a) Viele Banken haben eine ungenügende Bonität bzw. sind finanz­
schwach oder gar reif für den Bankrott. Der heutige krisenhafte Zustand 
vieler russischer Geschäftsbanken (ähnl iches bzw. viele Bankpleiten sind 
auch für andere fortgeschrittene Reformländer, selbst für Tschechien, 
derzeit typisch) ist zunächst darauf zurückzuführen, das in den ersten 
Reformjahren, als die ZBR-Regulierung der Geschäftsbanken noch sehr 
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oberflächlich und lückenhaft war, viele unsolide, schattenwirtschaftliche 
oder gar kriminelle Institute gegründet wurden. Nun sind Hunderte von 
ihnen verschwunden . Die Zahl der Geschäftsbanken, die 1 995 zeitweise 
2 .500 knapp übertroffen hatte, ging an der Jahreswende 1 996/97 auf 
2 .053 zurück. Allein 1 996 hat die ZBR mehr als 500 unsoliden Banken 
die Lizenz entzogen . Folgl ich setzt sich in der RF eine im Prinzip gesunde 
Tendenz durch: eine angemessene Reduzierung der Gesamtzahl  der 
Geschäftsbanken bei einer Vergrößerung der Zahl von deren Fil ialen . 

b) Die Ursachen für die besorgniserregende finanziel le Lage zahl rei­
cher Banken sind teilweise exogen, d .h .  nicht selbst verschuldet. Sie re­
sultieren aus einer schlechten Kredit-Rückzahlungsfähigkeit ihrer Kun­
den aus dem warenproduzierenden Bereich , was häufig nur schwer vor­
auszusehen ist. Doch gleichzeitig ist so eine Situation auch teilweise haus­
gemacht, wei l  die Banken bei der Kreditvergabe oft keine gebührende 
Rücksicht auf mögliche Gefahren nehmen und bei der Emission bzw. Pla­
zierung ihrer Wechsel zu "großzügig" sind . 

c) Die Geschäftsbanken machen ihre Gewinne vor al lem aus den 
Geschäften mit SVS und KSW bzw. sonstigen Effekten sowie, al lerdings 
tendenziell abnehmend , aus Devisengeschäften. Dagegen ist ihre Rolle 
in der Investitionsfinanzierung nach wie vor sehr gering (25). Ihre Kredit­
zinsen bleiben für die produzierenden Betriebe kaum erschwingl ich . Sie 
richten sich nicht so sehr nach dem Refinanzierungssatz der ZBR wie 
nach der Verzinsung von SVS und KSW, wobei in beiden Fäl len der Zins 
sehr hoch ist. So eine Situation wurde von der ZBR-Politik auf beiden 
Gebieten provoziert. Doch der tendenzielle Rückgang der beiden Zins­
sätze bewegt die Geschäftsbank immer mehr zu einem Umdenken. Ihre 
Spitzenmanager verstehen sehr wohl ,  daß ein stabiles langfristiges Ge­
schäft vor allem mit Investitionskrediten möglich ist. Dafür gibt es 

erste positive Anzeichen.  So haben acht kapitalstarke Geschäftsban­
ken Ende 1 996 ein Investitionskonsortium gegründet, das imstande ist, 
1 997 bis 2000 Investitionskredite von umgerechnet 60 Mrd .  $ zu verge­
ben . 

Seit 1 992 hat sich in der RF auch weitgehend ein für Marktwirtschaften 
normaler Arbeitsmarkt weitgehend formiert, was leider vorwiegend durch 
eine über Gebühr negative Beschäftigungsentwicklung im Zuge der Trans­
formations- bzw. Strukturkrise verursacht wurde. Für die Herausbildung 
eines Arbeitsmarktes sind bekanntlich m indestens zwei Voraussetzun­
gen erforderl ich :  erstens das Vorhandensein eines Reservoirs nicht be­
schäftigter Arbeitskräfte (natürlich muß dieses Reservoir aus sozialpoliti­
schen und menschenrechtl iehen Gründen in Grenzen gehalten werden 
und im Normalfal l  in etwa das heutige Österreichische N iveau n icht über­
steigen) und zweitens freie Fluktuation der Arbeitskräfte . Im  Erbe des 
"Realsozialismus" mit seiner künstl ichen Vollbeschäftigung sowie quasi 
feudalen Einzugsgenehmigungen für staatl iche Wohnungen bzw. Ort­
schaften ("Propiska") fehlten beide gänzlich . 

Das Reservoir freier Arbeitskräfte ist wohl schon in einem mehr als ge-
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nügenden Maße vorhanden,  was aus der nachfolgenden Tabel le deutlich 
hervorgeht. Wenn man noch die latent Unterbeschäftigten (die in unbefri­
steten und unbezahlten Urlaub geschickten Mitarbeiter krisenhafter Be­
triebe, Tei lzeitbeschäftigte u. a. m . )  in Betracht zieht, so dürfte die Ar­
beitslosenquote ca. 1 3% erreicht haben . 

Tabelle 2: Arbeitslosigkeit in der RF (erfaßt nach ILO-Kriterien) 

1 992 1 993 1 994 1 995 1 996 

Arbeitslose (in Mio.) 3,6 4,2 5,5 6,0 6,6 
Zunahme der Zahl der Arbeitslosen (Vorjahr = 1 00) 1 1 6  1 32 1 1 0  1 1 2  
Arbeitslose in % der Erwerbstätigen 4,7 5,5 7,4 8,3 9,2 
Von Arbeitsämtern erfaßte Arbeitslose ( in M io.) 0,6 0,8 1 ,6 2,3 2,6 
Zunahme (Vorjahr = 1 00) 1 45 1 96 1 42 1 32 
l n % der Erwerbstätigen 0,8 1 , 1  2,2 3,2 3,6 

Quelle: Ekonomika i shisn 2 ( 1 997) 1 1 .  

Die oben genannte zweite Voraussetzung ist al lerd ings nach wie vor 
nur unvollständig erfü l lt. So wurde die Einzugsgenehmigung zwar vom 
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt bzw. pro forma 
abgeschafft und durch eine Meldepflicht ersetzt, doch wird die letztere, 
aus welchen Gründen auch immer, von Gebietsverwaltungen, so ganz 
besonders in Moskau und St. Petersburg ,  sehr restriktiv gehandhabt. 

Für die freie Fluktuation der Arbeitskräfte ist auch ein gut entwickelter 
Wohnungsmarkt in den Städten notwendig, was am Beginn des Über­
gangs nicht der Fall war (96 bis 97% des städtischen Wohnraumes be­
fanden s ich i m  Staatseigentu m ,  der  Rest i n  dem der Woh nbau­
genossenschaften). Durch eine weit fortgeschrittene Privatisierung Ueder 
Bürger hat das Recht, seine ehemals staatl iche Wohnung gegen eine 
geringe Bearbeitungsgebühr - sonst unentgeltlich - zu privatisieren; so 
ein Vorgang ist nur einmal im Leben möglich) sowie ein Vorauseilen des 
privaten Wohnbaus gegenüber dem staatlich finanzierten Neubau ist der 
Anteil des privaten Wohnraums in den Städten von 36% Ende 1 995 auf 
52% im Herbst 1 996 gestiegen (26). Ein Wohnungsmarkt ist bereits vor­
handen . Allerdings sind die anzubietenden Wohnungen bzw. Häuser für 
einen auch überdurchschnittl ich verdienenden Arbeitnehmer in der Re­
gel unerschwingl ich , was ihren Zuzug zu evtl . anderswo l iegenden Ar­
beitsplätzen häufig blockiert. 

4. Der soziale Wandel 

Im  "Realsozialismus" existierte ein breit gefächertes und dichtes Netz 
von Sozialleistungen , das von der herrschenden Nomenklatura nicht zu 
Unrecht als ein effizientes Beschwichtigunsmittel für breite Schichten der 
Bevölkerung betrachtet wurde. Es bewirkte in Verbindung mit einer abso-
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luten Beschäftigungsgarantie eine quasi totale soziale Sicherheit für die 
Bürger, wenn auch in vieler H insicht auf einem dürftigen qualitativen Ni­
veau , und war damit eine der wichtigsten Stützen des Systems (27). 

Seit dem Beginn der marktwirtschaftl iehen Reformen fand eine gewal­
tige "soziale Demontage" statt, was die Normalbürger sehr bemängeln .  
Das ist einer der  wichtigsten Gründe für eine in der  Öffentlichkeit weit 
verbreitete negative Haltung zu bisherigen Reformen bzw. für eine "Re­
naissance" der KPRF. Der Abbau im sozialen Bereich ist einerseits auf 
objektive, mit der seit 1 992 andauernden Struktur- und Transformations­
krise zusammenhängende Faktoren zurückzuführen. So war der Rück­
gang der realen Pro-Kopf-Einkommen als Folge e iner d rastischen 
Schrumpfung des BIP und einer Hyperinflation (sie hat auch die früheren 
privaten Ersparnisse quasi total entwertet) unvermeidl ich. Bis Ende 1 996 
stiegen die Verbraucherpreise gegenüber 1 99 1  auf das 6.038fache, die 
Durchschnittslöhne dagegen nur auf 2 .037fache; Anfang 1 991  lebte etwa 
ein Viertel der russischen Bürger unter einer Armutsgrenze von max. 
320.000 RR pro Famil ienmitglied monatl ich, 1 1 %  der Bevölkerung konn­
ten n icht e inmal  das m in imal  notwendige Nahrungsmitte lpaket von 
21 9.000 RR pro Monat bezahlen (28). 

Der drastische Rückgang des Lebensstandards (al lerd ings ist zu er­
wähnen, daß 1 996 gegenüber 1 995 in etwa konstant geblieben ist) äu­
ßert sich n icht zuletzt in einer qualitativen Verschlechterung der Ernäh­
rung durch den Rückgang des Konsums von hochwertigen Produkten, 
was aus der nachfolgenden Tabelle deutlich hervorgeht. 

Tabelle 3: Konsum pro Kopf der Bevölkerung in der RF (kg) 

Nahrungsmittel 1 990 1 991 1 992 1 993 1 994 1 995 

Brotprodukte 1 1 9  1 20 1 25 1 24 1 24 1 35 
Kartoffeln 1 06 1 1 2  1 1 8  1 27 1 22 1 1 7  
Zucker 47 38 30 31 31 30 
Gemüse 89 86 77 71 65 70 
Fleisch und -produkte 69 63 55 54 53 49 
Mich und -produkte 386 347 281 294 278 240 
Eier (Stück) 297 288 263 250 234 2 1 5  

Quelle: Ekonomika i shisn 52 ( 1 996) 1 .  

Der Rückgang des Lebensstandards hat i n  Verbindung mit der in der 
Folge zu analysierenden "sozialen Demontage" recht negative demogra­
phische Trends hervorgerufen. Seit 1 992 übertrifft die Zahl der Verstor­
benen die der Neugeborenen , die durchschnittliche Lebenserwartung fiel 
von knapp 69 Jahren ( 1 992) auf 64,6 Jahre ( 1 995) und stagnierte 1 996 
etwa auf diesem dürftigen N iveau (29). ln dieser Zeit vollzog sich eine 
relativ starke Emigration aus der RF, die von 1 04.000 1 992 auf ca. 1 1 0 .000 
Menschen 1 995 und 1 996 gestiegen ist. Da diese vor allem hochqualifi-
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zierte Fachkräfte bzw. Wissenschaftler sowie Kunst- und Kulturschaffen­
de betrifft, erleidet das Land Verluste von schätzungsweise 45 Mrd .  $ jähr­
lich . Nach Schätzungen der Kommission für Bi ldung des Europarals kann 
diese Marke demnächst 60 Mrd .  $ erreichen (30). 

Andererseits ist das soziale Debakel in der RF auf gravierende Mängel 
in  der Sozialpolitik der Regierungen, vor allem der von J. Gaidar 1 992, 
zurückzuführen. Dieser und seine Mannschaft gingen von der Vision ei­
nes sozial abgewerteten Modells des amerikanischen Kapitalismus aus 
und haben vor dem überhasteten Beginn der Reformen kaum an eine 
soziale Abfederung gedacht. Folglich verschärften sich seit Anfang 1 992 
d ie sozialen Spannungen , die im Oktober 1 993 bürgerkriegsähnl iche 
Zustände mitverursacht haben. Das hat W. Tschernomyrdin und seine 
Teams dazu bewogen,  seit 1 994 ihre sozialen Aktivitäten zu vergrößern , 
vor allem in bezug auf die sozial schwächsten Schichten. Denn der Rück­
gang des Lebensstandards wurde auch von einer starken Einkommens­
differenzierung begleitet (die Relation zwischen den Realeinkommen der 
5% ärmsten und der 5% reichsten Bürger beträgt derzeit 1 : 1 6  ! ) ,  was 
ebenfalls soziale Konflikte drastisch verschärfte. Der ganze soziale Be­
reich wird wegen der oben geschi lderten Budgetkrise nach wie vor unter­
finanziert (so betrugen die Ausgaben aus dem Bundeshaushalt für Ge­
sundheitswesen, B i ldung und Kultur im 1 .  Hj . 1 996 nur 0,85% des BIP), 
doch bemüht sich der Staat, wenigstens die Lage der ärmsten Schichten 
zu entschärfen. ln dieser H insicht trägt sein Kurs einige Züge in sich , die 
der traditionellen sozialdemokratischen Politik ähnl ich sind. 

Vor dem Hintergrund der historischen Gegebenheiten Rußlands von 
1 91 7  bis 1 99 1 , d ie durch eine deutlich ausgeprägte gesel lschaftl iche 
Solidarität gekennzeichnet waren,  bräuchte das Land wenigstens für die 
ganze Übergangszeit eine gesellschaftliche Einrichtung ähnl ich der Öster­
reichischen Sozialpartnerschaft. Es sind auch dahingehende Trends fest­
zustellen. So existieren drittelparitätische Kommissionen auf den Ebenen 
des Bundes, der Tei lrepubliken und Regionen sowie Branchen, beste­
hend aus Vertretern des Staates, der Arbeitgeberverbände und der Ge­
werkschaften. Allerdings beschränken sich diese Gremien in ihrer Tätig­
keit weitgehend auf die Lohn- Uährlich werden das Generalabkommen 
auf der Bundesebene sowie mehr als 60 sektorale und intersektorale 
Tarifabkommen geschlossen,  d ie 1 995 noch von 98.5 1 3 betriebl ichen 
Kollektivverträgen ergänzt wurden) und benachbarte Sozialfragen, be­
handeln jedoch andere wichtige Bereiche - etwa den der Preisbi ldung -
kaum oder gar nicht. Aber auch die vertragliche Lohnregulierung ist al les 
andere als effizient. So erstreckt sie sich so gut wie gar nicht auf Betriebe 
mit weniger als 1 00 Beschäftigten.  Hier herrscht der Unternehmer wie ein 
Monarch . ln budgetfinanzierten Einrichtungen werden entgegen den Tarif­
abkommen Löhne und Gehälter monatelang nicht ausbezahlt. Das hat u .  
a .  dazu geführt, daß 95% aller Streiks 1 995 auf den Bildungssektor ent­
fallen sind (insgesamt waren 1 995 495.400 Personen an Streiks beteil igt 
gegenüber 1 55.500 1 994 ). 
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Die politische Führung ist sich darüber im klaren,  daß die Entwicklung 
in Richtung Sozialpartnerschaft weitergehen muß. Dazu hat das Min iste­
rium für Arbeit und soziale Entwicklung 1 996 eine Konzeption und ein 
mittelfristiges Aktionsprogramm ausgearbeitet, die al lerdings noch nicht 
d ie Form einer Regierungsverordnung angenommen haben . Das wäre 
jedoch in vieler Hinsicht dringend notwendig. 

Mit gravierenden sozialen Problemen sind die Arbeitslosen konfrontiert. 
Nur die beim Föderalen Beschäftigungsdienst (FBD) offiziel l  registrierten 
Arbeitslosen haben das Recht auf ein Arbeitslosengeld , und das nur für 
sechs Monate. Folgl ich hat eine 1 996 vom FBD in Auftrag gegebene re­
präsentative Befragung von Arbeitslosen gezeigt, daß das Arbeitslosen­
geld zu den Einkommen der betreffenden Fami l ien nur 22,5%, andere 
staatl iche H i lfe lediglich 6,3%, gelegentliche Verdienste, nicht zuletzt in 
der Schattenwirtschaft, dagegen 69,8% beiträgt bzw. beitragen. (3 1 )  Groß­
tei ls wegen der Budgetkrise werden das Bundesbeschäftigungsgesetz 
vom 2 0 .  Apr i l  1 996 sowie z a h l re i che  föd e ra l e  u n d  reg iona le  
Beschäftigungsprogramme kaum erfü llt. 

ln den Bereichen Pensions- und Gesundheitswesen ist der Staat seit 
1 992 bemüht, das budgetfinanzierte System in diesen Bereichen aufzu­
lösen und es durch ein sich auf Pfl ichtbeiträge von Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern stützendes Modell zu ersetzen .  So eine Pfl ichtversicherung 
soll durch Fonds einer freiwill igen zusätzl ichen Versicherung ergänzt wer­
den . 

Die Arbeitnehmer haben derzeit für die gesamte pfl ichtmäßige Sozial­
versicherung nur 1 %  ihrer Löhne und Gehälter abzuführen. Angesichts 
der Höhe des Durchschnittslohns (ca. 1 80 $ pro Monat) sind höhere Bei­
träge der Masse der Arbeitnehmer wohl  auch unzumutbar. Der Haupt­
träger solcher Beiträge sind bisher die Arbeitgeber. Da jedoch budget­
finanzierte staatl iche Einrichtungen wie in den Bereichen Medizin ,  Bil­
dung, Wissenschaft und Kultur von der Finanzkrise zutiefst betroffen sind 
und zahlreiche privatisierte Betriebe in  roten Zahlen stecken,  bleiben die 
geplanten Zuführungen zu föderalen und regionalen Fonds für Sozialver­
sicherung, Pensionsversicherung und medizinische Pfl ichtversicherung 
häufig aus. Das System des in der Sowjetzeit unentgeltlichen Gesund­
heitswesens wird schrittweise ausgehöhlt, ohne gleichzeitig durch ein 
wirksames und al lumfassendes Versicherungssystem ersetzt zu werden. 
Die durchschnittlichen Pensionen bewegten sich seit 1 992 nur zwischen 
1 00 und 1 50% des miserablen offiziellen Existenzminimums, was ange­
sichts der objektiven Zustände noch als "Erfolg" bewertet werden kann.  
Allerdings werden die fäll igen Pensionen wegen der Budgetkrise häufig 
monatelang n icht ausbezahlt. So häuften sich die Zahlungsrückstände 
des Budgets 1 996 an Pension isten bis Anfang Dezember 1 996, so 
Tschernomyrdin,  auf mehr als 1 7  Bio. RR, die erst im 1 .  Hj . 1 997 nachbe­
zahlt werden sol len, was jedoch keineswegs garantiert ist. 
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5. Kurzes Fazit und Ausblick 

Aus der vorhergehenden Analyse geht deutlich hervor, daß von der 
ehemaligen Zentralverwaltungswirtschaft in der RF "höchstens" nicht zu­
sammenhängende Scherben geblieben sind. Rußland von heute hat eine 
fortgeschrittene Übergangsökonomie marktwirtschaftliehen Zuschnitts. Die 
gesellschaftlich relevanten politischen Auseinandersetzungen können nur 
um die Frage nach Formen, Tempo und sozialer Abfederung der weiteren 
marktwirtschaftliehen Transformation,  und nicht danach , ob eine Markt­
wirtschaft oder etwas anderes kommen sol l ,  ausgetragen werden. Doch 
viele Ökonomen, Pol itologen und Pol itiker im Ausland wollen oder kön­
nen das, aus welchen Gründen auch immer (so wegen überl ieferter Denk­
weisen aus der Zeit des "kalten Krieges"), n icht wahrhaben . Sie überse­
hen den Tatbestand, daß Rußland von heute mit der UdSSR von gestern 
alles andere als identisch ist. Folg l ich werden für die Gegenwart und Zu­
kunft der RF makabre und betont pessimistische Szenarios gezeichnet. 
Sehr bemüht darum sind häufig Autoren aus den mit der RF um günstige­
re Wi rtschaftsbeziehungen mit dem Westen konkurrierenden Reform­
ländern, und das, wie an einem merkwürdigen Beispiel nachzuweisen ist, 
durchaus aus eigennützigen Gründen. 

So behauptet ein poln ischer Ökonom,  J .  Win iecki (derzeit Professor an 
der Europäischen Universität Viadrina in Frankfurt/Oder), daß "der An­
näherungsprozeß an eine normale Marktwirtschaft in Rußland viel länger 
als in Ostmitteleuropa oder im Baltikum dauern" werde (32). Zur Begrün­
dung dieser These bzw. Vision hält Winiecki es nicht für nötig, auf tat­
sächl ich damit zusammenhängende Probleme einzugehen, etwa auf die 
enorme Größe Rußlands, die eine landesweit konzertierte, homogene 
Reformpol itik erschwert und den Übergang verlangsamt. ln seiner Be­
gründung stützt er sich auf recht zweifelhafte "Argumente" . 

So sollen in Rußland das (marktwirtschaftliche) Wertesystem und da­
mit die Arbeitsmoral weitaus mehr zerfallen sein als in Mitteleuropa und 
im Baltikum, wei l  der russische "Realsozial ismus" viel länger gedauert 
habe als in den genannten Ländern . Um diese These zu "erhärten", wil l 
er der KPdSU in die Schuhe schieben, das Prinzip "gleicher Lohn für al le" 
praktiziert zu haben, was nie der Fall war. Nur sind die heute Erwerbstä­
tigen in Mitteleuropa und im Baltikum im prinzipiell g leichen stalinistischen 
bzw. neostal in istischen Milieu aufgewachsen wie ihre russischen Kolle­
gen, die - wie ganz besonders die Erfahrungen von Betrieben mit auslän­
discher Betei l igung zeigen - den ersteren in Sachen Fertigkeiten, Motiva­
tion und Arbeitsmoral keineswegs unterlegen sind. Die Vorfahren der Mit­
teleuropäer und Balten konnten diesen schon deshalb kein  Wertesystem 
des entwickelten Industriekapital ismus vermitteln, wei l  ihre Länder (wohl 
bis auf Tschechien) vor dem Zweiten Weltkrieg wirtschaftl ich zu den 
Schlußlichtern Europas gehörten und industriell bzw. bezüglich der Ar­
beitswelt der UdSSR alles andere als überlegen waren. 

1 1 3 



Wirtschaft und Gesellschaft 2 3 .  Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 

Bei objektiver Betrachtung befindet sich die RF im Vergleich zu den 
anderen fortgeschrittenen Reformländern qual itativ auf derselben Stu­
fenleiter, mit graduellen Rückständen oder Vorsprüngen in den einzelnen 
Richtungen des Übergangs. Da Rußland in bezug auf die Ausstattung 
mit natürl ichen Ressourcen, Humankapita l ,  den Entwicklungsstand der 
Wirtschaftswissenschaft, die wissenschaftl ich-technologischen Standards 
(übrigens ist die RF das einzige Reformland , das sich eine weitgehend 
selbsttragende wissenschaftl ich-technologische Entwicklung leisten könn­
te) mehr oder weniger deutliche Vorteile gegenüber den anderen Reform­
ländern aufweist, kann wissenschaftl ich kein überzeugender Nachweis 
für die "Prognose" erbracht werden, warum es - vorausgesetzt, daß es 
mit keiner internationalen Diskrimin ierung oder gar Ausgrenzung konfron­
tiert sein sollte - hinter den CEFTA-Ländern oder dem Baltikum zurück­
bleiben sollte. 

Im  Jahre 1 997 ist Rußland bestrebt, der Wirtschaftskrise ein Ende zu 
setzen .  Eigentlich waren dafür bereits 1 996 viele objektive Vorausset­
zungen vorhanden , was d ie OECD dazu bewogen hatte, für das vorige 
Jahr ein BIP-Wachstum von 2% (33) zu prognostizieren. Doch die Kon­
junktur ist, so sehr treffend der ehemalige Wirtschaftsminister der BRD, 
Prof. Karl Schi l ler, in der Tat zu 50% Psychologie. Der auf alle Fäl le bis 
Mai 1 996 als durchaus möglich erscheinende Sieg G. Sjuganows bei der 
Präsidentschaftswahl hat aber viele potentielle Investoren zurückhaltend 
gestimmt. Folglich kam es im 1 .  Hj . zu einem Einschnitt bei I nvestitionen 
und B IP, der auch nach dem Wah lsieg B. Jelzins am 3. Jul i  nicht mehr 
ausgebügelt werden konnte. Auch die ab September öffentlich bekann­
ten gesundheitlichen Probleme des russischen Präsidenten wirkten in 
d ieselbe Richtung.  

Für 1 997 wird in allen glaubwürdigen Prognosen ein leichtes BIP-Wachs­
tum von 1 bis 3% vorausgesagt (das Budget 1 997 geht zum erstenmal 
seit Beginn der Reformen auch von d ieser Prämisse aus). Bei einer effizi­
enteren Wirtschaftspolitik dürfte auch mehr mögl ich sein .  Die Erfahrun­
gen von Schwellenländern und einigen reformfreudigen Entwicklungs­
ländern zeigen, daß eine Zunahme der I nvestitionen und damit des B IP 
erst dann mögl ich sind, wenn d ie  jährliche Inflationsrate unter 40% fällt. 
Mit der Reduzierung dieses Wertes auf 21 ,8% ( 1 996), das Budget 1 997 
geht von 1 1  ,8% für das laufende Jahr aus, ist diese Vorallssetzung gege­
ben. 

ln d iversen Prognosen und Programmen geht die Regierung der RF 
von einem jahresdurchschnittliehen B IP-Wachstum von 5 bis 6% bis 2000 
aus. Bis 2005 sollte der Anteil der unter dem Existenzminimum lebenden 
Bevölkerung auf 2% zurückgehen und sich die Relation zwischen dem 
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen und dem Existenzminimum von 
2,02 1 995 auf 4,67 verändern. Diese Visionen sind nicht unreal istisch , 
doch allein durch das ab 1 997 zu erwartende Wirtschaftswachstum nicht 
realisierbar. Dafür muß vor allem die ökonomische und soziale Rolle des 
Staates viel effizienter gestaltet werden. 
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Der Autor dieses Artikels hat in seinen früheren Publikationen (so auch 
in mehreren Artikeln in "Wirtschaft und Gesellschaft" seit 1 993) den Über­
gang bzw. die ökonomische, soziale und politische Situation Rußlands 
alles andere als ungenügend kritisch oder zu optimistisch beurteilt. Aber 
heute ist diese Situation zwar nach wie vor nicht rosig, doch nicht mehr 
tragisch oder katastrophal , und schon gar nicht hoffnungslos. Zahlreiche 
nicht sehr fundierte Berichte in Fach- und insbesondere massenwirksamen 
Publikumszeitschriften ,  so auch österreich ischen, über einen steilen Ab­
stieg und d iverse Horrorszenarios können nur ein Ergebnis erzielen : die 
Öffentlichkeit der Westländer über die Situation in  der riesigen Atommacht 
Rußland über Gebühr verunsichern . Nur: daß alles maßvoll gemacht 
werden sollte , ist wohl doch eine Binsenweisheit . . . .  

Anmerkungen 

(1 ) Wenn die konservative US-Denkfabrik Heritage Foundation die RF nach dem Grad 
der ökonomischen Freiheit weltweit an die 1 1 5. Stelle setzt, so ist das als ein nicht 
überaus scharfsinniger Witz zu werten. Vgl .  Die Presse ( 1 7. Dezember 1 996). 

(2) Vgl .  Pankov, V. , Die Transformation der russischen Außenwirtschaft, in: Osteuropa­
Wirtschaft 4 ( 1 996); Pankov, V. , Ökonomisch-politische Beziehungen zwischen Ruß­
land und der Ukraine, in: Österreichische Mil itärische Zeitschrift 5 ( 1 996); Pankov, 
V. ,  Die GUS als internationales Gebilde: Auf dem Wege der Neuintegration?, in :  
West-Ost-Journal 5-6 ( 1 996). 

(3) Von der Transformation der Eigentumsverhältnisse im agrarischen Sektor wird hier 
abgesehen, weil eine frühere Publikation dem aktuellen Stand auf diesem Gebiet 
entspricht. Vgl .  Pankov, V., Die Transformation der russischen Landwirtschaft, in :  
Wirtschaftspolitische Blätter 3-4 ( 1 996). 

(4) Als privatisiert bzw. privat gelten in der RF im allgemeinen Betriebe, an deren Grund­
kapital der Staat gar nicht oder unterhalb der Sperrminorität beteiligt ist. 

(5) Nach russischer Rechtsprechung gelten jene Betriebe als Kleinbetriebe, die je nach 
Branche 30 bis 1 00 Mitarbeiter zählen. Dafür, ob es sich um kleine oder große Priva­
tisierung handelt, muß jedoch m. E. ein qualitatives Kriterium ausschlaggebend sein .  
Bei  der ersteren bilden sich individuelle Privatfirmen, bei  der zweiten Kapitalgesell­
schaften heraus. 

(6) Soweit nicht eigens vermerkt, stammen alle Fakten und Daten in diesem Artikel aus 
amtlichen Quellen der RF. 

(7) Vgl .  Rossijskaja gazeta (russ.) (20. Juni 1 995). 
(8) Vgl .  ebenda ( 14. Jänner 1 997). 
(9) Vgl .  Pankov, V. , Die Privatisierung in Rußland: Das Kernproblem des Übergangs zur 

Marktwirtschaft, in: Österreichische Osthefte 1 ( 1 993) 9f. 
(1 0) Unter Mafia verstehe ich die organisierte Kriminal ität, die vorwiegend zur Befriedi­

gung besonderer ökonomischer Interessen der betreffenden Personen dient. Sie funk­
tioniert sowohl in der Schattenwirtschaft als auch in der legalen Ökonomie sowie im 
Grenzgebiet der beiden. Sie setzt sich aus folgenden Schichten zusammen: a) die 
Mafia-Clan-Chefs (Drahtzieher); b) führende Mafia-Manager; c) korrupte Beamte; d )  
Mafia-Fußvolk (Leibwächter, Eintreiber von Schutzgeldern, professionelle Killer u .  
a . ) ;  siehe ausführlicher: Pankov, V., Ostkriminal ität - der  Einfluß der russischen Ma­
fia auf das organisierte Verbrechen in Österreich, in: Innere und äußere Sicherheit in 
Europa, 22. bis 24 .9.1 995, Techendorf/Weißensee, Kärnten, Freiheitliche Akademie 
(Wien 1 996) 52f. 

( 1 1 )  Ekonomika i shisn 40 ( 1 996) 42. 
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(12) Kommersant (russ. )  28 (1994) 54ff. 
( 13) Rossijskaja gazeta (6. Dezember 1995). 
( 14) Ebenda (30. Juli 1996). 
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(15) Die kumulierte Staatsverschuldung Rußlands hält sich, entgegen gängigen Vorstel­
lungen, - selbst nach Maastricht-Kriterien - noch in Grenzen. Sie ( Innen- und Außen­
verschuldung) betrug nach drei Quartalen 1996 42% des B IP, dürfte jedoch Ende 
1996 50% erreicht haben, vgl .  Argumenty i fakty (russ.) 47 (1996) 16. 

( 16) Finanssowije iswestija (russ.) (22. Feber 1996). 
(17) Rossijskaja gazeta (15. Oktober 1996). 
( 18) Ekonomika i shisn 50 (1996) 1 .  
( 19) Dieses System wird auch als dreischichtig bezeichnet, wobei die Investitionsbanken 

als dritte Schicht gelten. 
(20) Siehe auch: Pankov, V., Die marktwirtschaftliche Transformation Rußlands im mo-

netären Bereich, in: Wirtschaftspolitische Blätter 1 (1995) 72ff. 
(21) Rossijskaja gazeta (17. Jänner 1997). 
(22) Vgl .  Ekonomika i shisn 52 (1996) 5; 2 (1997) 1 .  
(23) Vgl .  auch Fußnote (20). 
(24) Vgl .  Finanssowije iswestija (16.  Jul i  1996). 
(25) Vgl .  Fußnote (20) 74. 
(26) Vgl .  Ekonomika i shisn 18 (1996) 23; 36 (1996) 1. 
(27) Vgl .  Pankov, V., Ökonomie der Reformländer (Wien 1994) 33ff, 
(28) Vgl .  Ekonomika i shisn 46 (1996) 11 ;  Rossijskaja gazeta (21 .  Jänner 1997). Aller­

dings wird der Einbruch im Lebensstandard, der sich aus dem o. g. Gefälle der Dyna­
mik von Inflation und Durchschnittslöhnen ergibt, teilweise durch soziale Transfers 
und insbesondere durch statistisch nicht erfaßte Verdienste in der Schattenwirtschaft 
abgefedert. Diese erreichten 1996, laut Schätzungen des Staatskommitees für Stati­
stik der RF, 23% der offiziellen Lohnsumme, vgl .  Ekonomika i shisn 2 (1997) 2 .  

(29) Ekonomika i shisn 1 (1997) 36. 
(30) Ebenda 48 (1996) 11. 
(31) Ebenda 37 (1996) 39. 
(32) Neu Zürcher Zeitung, Fernausgabe (3. Dezember 1996). Worauf Herr Winiecki hin­

aus will, ist fadenscheinig: Es "dürften mit der westlichen Politk des Entgegenkom­
mens gegenüber Rußland unnötige Opfer verbunden sein". Sollten diese "Opfer" an­
derswohin umgeleitet werden? 

(33) OECD Economic Surveys. The Russian Federation (Paris 1995) 23. 

1 1 6 



2 3 .  Jahrgang ( 1 997 ) ,  Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

BÜCHER 

Reformbereitschaft wider 

Willen? 

Rezension von: Anton Pelinka, 
Christian Smekal (Hrsg.), 

Kammern auf dem Prüfstand. 
Vergleichende Analysen 

institutioneller 
Funktionsbedingungen. 

Schriftenreihe des Zentrums für 
augewandte Politikforschung, Band 10, 
Signum Verlag, Wien 1996, 193 Seiten, 

öS 248,-. 

Das spezifisch Österreichische Sy­
stem der gesetzl ichen Interessenvertre­
tungen und die darauf aufbauende So­
zialpartnerschaft waren seit jeher ein 
bevorzugtes politikwissenschaftlich es 
Forschungsfeld . Zu erinnern ist ins­
besonders an die zahlreichen (und in 
bestimmten zeitlichen Abständen im­
mer wieder modifizierten) Studien von 
Anton Pelinka, Emmerich Talos und 
Bernd Marin. Der sich im letzten Jahr­
zehnt beschleunigende ökonomische, 
gesellschaftl iche und politische "Wan­
del", beschrieben durch "Schlagwörter" 
wie Liberal isierung,  Deregu l ierung ,  
Individualisierung, Wertewandel, Euro­
päisierung und Globalisierung, hat zu­
sammen mit den gegen die gesetzl i­
chen Interessenvertretungen gerichte­
ten politischen Kampagnen das Inter­
esse universitärer Forschung an den 
Kammern sowie am Modell der Sozial­
partnerschaft neu belebt. 

Darüber hinaus haben in den letzten 

Jahren die Arbeiterkammern die univer­
sitäre Forschung und Meinungsfor­
schungsinstitute eingeladen, sich unbe­
einflußt, kritisch und mit wissenschaft­
licher Gründlichkeit mit dem Stellenwert 
der gesetzl ichen Interessenvertretun­
gen in der Gesellschaft, mit der soge­
nannten "Pfl ichtm itg l iedschaft" a ls 
Grundlage des Kammersystems und 
mit dem System der Sozialpartner­
schaft zu befassen und Anregungen für 
deren Weiterentwicklung zu geben. 

1 994 führte die im Gefolge der AK­
Wahl geführte heftige öffentliche Dis­
kussion um den (Weiter-)Bestand der 
gesetzl ichen Interessenvertretungen 
zur Vereinbarung der Koalitionspartei­
en, den Kammern Befragungen ihrer 
Mitglieder zur Stärkung ihrer Akzeptanz 
nahezulegen .  Nachdem in  e in igen 
Kammern in den vorangegangenen 
Jahren den geänderten wirtschaftl ichen 
und gesellschaftl ichen Rahmenbedin­
gungen Rechnung getragen worden war 
und sie zum Teil einschneidende Re­
formen vorgenommen hatten, war es 
zumindest für die großen gesetzlichen 
Interessenvertretungen eine Selbstver­
ständlichkeit, dem Wunsch der Regie­
rungsparteien zu entsprechen und 
Mitgliederbefragungen durchzuführen. 

Kurz vor dem Ende der Mitglieder­
befragung der Arbeiterkammern im 
Frühjahr 1 996 wurde - offenbar auf das 
zu diesem Zeitpunkt gesteigerte media­
le Interesse zielend - der hier zu be­
sprechende Sammelband unter dem 
Titel "Kammern auf dem Prüfstand" 
vorgestellt: Anton Pelinka beschäftigt 
sich in seiner Einleitung allgemein mit 
den Kammern und der Sozialpartner­
schaft unter den geänderten wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Rahmen­
bedingungen. Christian Smekal und 
Christof Fink fragen nach der Effizienz 
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der Pflichtmitgliedschaft und nach den 
Alternativen bei einer Aufhebung der­
selben, Fritz Plasser und Peter A. Ulram 
präsentieren Ergebnisse aus der Mei­
nungsforschung. Vergleichende For­
schungen zwischen dem Interessen­
system unseres Landes und jenem der 
USA bzw. jenem der Schweiz stehen 
im Mittelpunkt der Beiträge von Peter 
Gerl ich, Werner Teufelsbauer und 
Clarisse Pasztory, wobei sich d ie Letzt­
genannten vor allem auf d ie Arbeitge­
berverbände in Österreich und der 
Schweiz konzentrieren. Von Pelinka 
und Smekal erstellte "Thesen und Sze­
narien" schließen einen Band ab, der 
im wesentlichen wenig Neues bringt und 
in dem einige Autoren ihre im Rahmen 
ihrer gutachterl iehen Tätigkeit erarbei­
teten Forschungsergebnisse modifiziert 
präsentieren . 

Nachdem das Ergebnis der Mitglie­
derbefragung der Arbeiterkammern alle 
Voraussagen, sowohl was die gesamt­
österreichisch über 60% liegende Be­
teil igung als auch die über neunzig­
prozentige Zust immung anbelangt, 
übertraf, somit alle gesetzlichen lnter­
essenvertretungen gestärkt aus ihren 
Umfragen hervorgingen, schien das 
Buch wenige Wochen nach seinem Er­
scheinen bereits nicht mehr der Tages­
aktualität zu entsprechen. 

Dennoch lohnt sich eine genauere 
Betrachtung. Dies nicht nur, weil die 
Diskussion um das politische System 
unseres Landes und dabei besonders 
die Frage nach der Akzeptanz, Legiti­
mität und Zweckmäßigkeit der mit ge­
setzlicher Pflichtmitgliedschaft ausge­
statteten Kammern und der darauf auf­
bauenden Sozialpartnerschaft in einem 
nicht geringem Maße strukturell von der 
Entwicklung der gesamtgesellschaft­
lichen Rahmenbedingungen bedingt 
sind. Vielmehr positionieren die Heraus­
geber den Band, der parallel zu den lau­
fenden Befragungen in den Kammer­
organisationen geschrieben wurde, als 
politikwissenschaftl iche Evaluierung 
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eines gesellschaftlichen Vorganges. 
Wenn aber die Untersuchungen den 
"Charakter einer Beobachtung" anneh­
men sollen, darf eine intime Kenntnis 
des Forschungsgegenstandes voraus­
gesetzt werden. Genau diese scheintje­
doch bei Christian Smekal und Christof 
Fink - zumindest was die Arbeiter­
kammern betrifft - nicht der Fall zu sein. 
Doch darüber weiter unten. 

Während alle Autoren die Beweglich­
keit und Unberechenbarkeit des "politi­
schen Marktes" betonen und dadurch 
langfristig Probleme für den Weiterbe­
stand der gesetzlichen Interessenver­
tretungen sowie der Sozialpartnerschaft 
in seiner derzeitigen Form sehen, ge­
hen sie in ihrer Einschätzung des Sy­
stems der Österreichischen Interessen­
vertretungen nicht ganz konform: Wäh­
rend etwa Pelinka der Meinung ist, daß 
den Verbänden im Unterschied zu den 
politischen Parteien der "Zwang zur 
Anpassung, zum Lernen" - wie er meint 
- "grundsätzlich fremd" ist und dadurch 
der Verbandstypus "Kammer'' zuneh­
mend in Schwierigkeiten gerät (S.22), 
S mekal und  F ink  d ie "zentra len 
lneffizienzen der Pflichtmitgliedschaft" 
(�.65) orten ,  warnt Gerlieh vor einer 
Uberbetonung des Wettbewerbs und 
der Auseinandersetzung, denn diese 
führt "zur Instabil ität und Blockierung 
von Politik" (S.143). Auch im Vergleich 
zur Schweiz erscheint das Österreichi­
sche System der gesetzlichen Interes­
senvertretungen effizienter, wie 
Teufelsbacher und Pasztory nachwei­
sen. 

Problematisch erscheint mir vor al­
lem die zu wenig hinterfragte Einfüh­
rung des "Marktparad igmas" in die 
politikwissenschaftl iche Diskussion. 
"Politischer Markt", so lautet nun offen­
bar auch das Credo einiger Wissen­
schaftler, bringe mehr Demokratie und 
mehr Effizienz. Wenn etwa Pelinka im 
Rückgriff auf frühere Studien die Funk­
tionsweise der Österreichischen Sozial­
partnerschaft erneut als "Antithese zum 
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Parlamentarismus" sieht (S. 14  ), so muß 
man sich schon fragen, ob damit nicht 
völ l ig u ntersch ied l iche Systeme 
unzulässigerweise verglichen werden. 

Zum einen: Die Sozialpartnerschaft, 
die sich als permanenter, explizit auf 
das Gemeinwohl gerichteter Verhand­
lungszustand und als Wille zur Koope­
ration großer I nteressenverbände ver­
steht, hat bekanntlich keine legislative, 
sondern e ine beratende Funktion . 
Wenn Pel inka in der Sozia lpartner­
schaft im Vergleich zum Parlamenta­
rismus das Fehlen einer "externen 
durch den Wettbewerb um Wäh ler­
stimmen erreichbaren Legitimität" kon­
statiert, muß er sich die Frage gefallen 
lassen, wie er sich diese bei Verbän­
den mit unterschiedlicher Aufgabenstel­
lung vorstellt. Darin ,  im Konkordanz­
prinzip sowie in der "grundsätzlichen 
Immunität der Sozialpartnerschaft ge­
genüber dem politischen Markt" eine 
"Verspätung von Anpassungszwängen, 
d ie von Veränderungen der gesell­
schaftlichen Rahmenbedingungen aus­
gehen", zu sehen, übergeht, daß es 
gerade eine der Aufgaben der Sozial­
partnerschaft ist ,  d ie  jewe i l igen 
Modernisierungskosten für das Ge­
meinwohl auf ein erträgliches Maß zu 
reduzieren. Gegenüber den politischen 
Parteien , die in der Mediengesellschaft 
gleichsam gezwungen sind, "zeitgeistig" 
zu agieren, haben die Sozialpartner die 
Aufgabe, die gesamtgesellschaftlichen 
"Kosten von" Veränderungen sowie die 
Benachteiligung bestimmter Gruppen 
zu minimieren. 

Es trifft denn auch nicht zu, daß den 
mit gesetzl ich definierter umfassender 
Mitgl iedschaft ausgestatteten Verbän­
den "Lernen" bzw. der "Zwang zur An­
passung" - wie Pelinka meint - "grund­
sätzlich fremd" ist. Im Gegenteil : Stär­
ker und intensiver als die gezwungener­
maßen im medialen Umfeld agierenden 
politischen Parteien sind die Interessen­
vertretungen durch ihre Funktionäre, 
d ie zum überwiegenden Tei l  ke ine 
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hauptberuflichen Politiker sind, sondern 
als Betriebsräte, Innungsmitg l ieder 
oder Landwirte im Beruf stehen, mit den 
laufenden wirtschaftl ichen und gesell­
schaftlichen Entwicklungen konfrontiert. 

Die Ausführu ngen von Christian 
Smekal und Christof Fink zur "Effizienz 
der Pflichtmitgliedschaft" zeichnen sich 
- was die Arbeiterkammern betrifft - lei­
der durch eine eklatante empirische 
Unkenntnis der kammerinternen Ent­
scheidungstindung aus. So behaupten 
s ie etwa , daß s ich "d ie  Kam mer­
führungen ("Expertokraten" und Büro­
kraten) . . .  gegenüber den einfachen 
Funktionären und den Mitgl iedern in 
vielen Bereichen verselbständigt" hät­
ten (S.63). ln Anlehnung an eine frühe­
re Arbeit von Weissei meinen die Au­
toren, daß den Funktionären und/oder 
den beschlußfassenden Gremien ferti­
ge "Entscheidungspakete" vorgelegt 
werden, "an denen die Funktionäre 
nichts mehr verändern können" (S.47). 
Das ist einfach falsch. Eine Betrachtung 
des Entsche idungsablaufs i n  den 
Arbeiterkammern zeigt, daß d ie "Erst­
und Letztentscheidungen "etwa über 
Begutachtungen und Stud ien immer 
von den gewählten Mandataren (meist 
vorab in den entsprechenden,  von 
Funktionären - und nicht von Kammer­
mitarbeitern - besetzten Ausschüssen) 
und oft nicht nach der Meinung der die 
Materie bearbeitenden Kam mer­
m itarbeitern getroffen werden .  Die 
grundsätzliche Positionierung der Kam­
mern wird prinzipiell von der Selbstver­
waltung, also den Funktionären, be­
stimmt, wobei es Aufgabe des Büros ist, 
die Politik mit Fachverstand und Exper­
tise zu unterstützen. Entscheidend ist 
immer die von den Organen der Selbst­
verwaltung formulierte "politische Linie". 
Dementsprechend werden von den 
Funktionären auch regelmäßig Ände­
rungen an den Expertenvorlagen vor­
genommen. Es mag sein, daß Weissels 
Urteil für die sechziger oder siebziger 
Jahre Gültigkeit hatte, der aktuellen 
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Pol i t i kgesta l tung i n  den Arbeiter­
kammern entspricht es schon lange 
nicht mehr. 

Die Verbände agierten bis vor weni­
gen Jahren in einem gänzlich anderen 
medialen Umfeld. Daher mag der Ein­
druck entstanden sein, daß die Kam­
mern, und insbesondere die Arbeiter­
kam mern,  zu wen ig Anpassungs­
bereitschaft an die gesellschaftl iche 
Entwicklung gezeigt haben. Allein eine 
kritische Betrachtung der Geschichte 
der Arbeiterkammern zeigt, daß sie 
immer, und nicht erst seit dem AKG 
1 992, auf wirtschaftliche, gesellschaft­
liche und politische Veränderungen rea­
gierten. 

Die in den letzten Jahren durchge­
führten inneren Reformen und der auch 
von den Autoren gewürdigte gegenwär­
tige Anpassungsprozeß wurden und 
werden nicht nur - wie Smekal und Fink 
fälschlich behaupten - aus Angst der 
Kammerführungen vor einem Verlust 
der Pfl ichtmitgl iedschaft, sondern im 
Rahmen der für "Non-profit-Organisa­
tionen" notwendigen strategischen Neu­
positionierungen durchgeführt. 

Smekal und Fink geht es um die "zen­
tralen lneffizienzen", die sie besonders 
in einem "übergroßen Leistungsange­
bot" der Kammern sehen. Davon aus­
gehend präsentieren sie Reforman­
sätze, d ie zwar prinzipiel l  an einer 
Pfl ichtmitgliedschaft festhalten, aber 
marktkonforme Mechanismen und da­
mit mehr Effizienz bewirken sollen. Die 
von ihnen vorgestellten drei Reforman­
sätze ("Regelmäßige Urabstimmun­
gen" ,  "Zweckbindung von Steuergel­
dern" und "Gespaltene Mitgliedschaft") 
erscheinen jedoch bei näherer Betrach­
tungsweise kau m  geeignet das 
Kammersystem beizubehalten, sondern 
sind als Weg zu einer etappenweise 
Beseitigung der gesetzl ichen Interes­
senvertretungen zu sehen. 

Es ist Aufgabe der Kammern, einen 
Ausgleich zwischen verschiedenen In­
teressen so zu finden, daß einfluß-

1 20 

23 .  Jahrgang ( 1 997),  Heft I 

schwache Minderheiten nicht benach­
teiligt werden. Abstimmungen können 
dieses zentrale Problem nicht beseiti­
gen. Die freiwillige Zweckbindung be­
stimmter Umlagen öffnet kurzfristigen 
Profilierungsvorhaben und einem Aktio­
nismus die Tür, im Rahmen dessen 
gesamtwirtschaftliche Aufgaben in den 
Hintergrund treten würden . 

Auch die sogenannte "gespaltene 
Mitgliedschaft", unter der sich die Au­
toren einen Grundbetrag als Abgeltung 
für Gemeinwohlaufgaben und einen 
erhöhten Mitgliedsbeitrag für spezifi­
sche I nd ividual leistungen (mit dem 
dann die Kammern mit freien Verbän­
den im Wettbewerb stehen) vorstellen, 
bedeutet die Ausschaltung der Kam­
mern auf Raten. Jene finanzstärkeren 
Gruppen, die dadurch entlastet werden 
(da sie d ie spezifischen I ndividual­
leistungen nicht benötigen oder sich 
diese anderweitig besorgen), würden 
dann bald auch die Abschaffung des 
"Grundbetrages" fordern. Den Entsoli­
darisierungstandenzen würde man da­
durch auf Kosten der Schwächeren nur 
Vorschub leisten. 

Die Meinungsforscher Fritz Plasser 
und Peter A. U lram stellen fest, daß der 
Begriff "Sozialpartnerschaft" nach wie 
vor (wenn auch mit einer leicht abneh­
menden Tendenz) sehr positiv besetzt 
ist. Interessant - und durchaus im Trend 
liegend - erscheint die Feststellung, daß 
Kritik an der Sozialpartnerschaft 1 984 
vor allem von Unternehmern und An­
gestellten, elf Jahre später abervorwie­
gend von unqualifizierten Arbeitern und 
Landwirten formuliert wurde. Die im 
Beitrag präsentierten älteren Umfrage­
daten zeigen eine hohe Akzeptanz der 
Arbeiterkammern bei ihren Mitgliedern. 
Gleichzeitig untermauern die Daten 
eine (bedenkliche) Übernahme von in 
der medialen Diskussion oft verwende­
ten Stereotypen wie Bürokratie, Mitglie­
derferne, Innovationsfeindl ichkeit und 
Funktionärsanstalten durch die Mitglie­
der. Umfrageergebnisse aus dem Jahr 
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1 993 wiesen eine Zustimmung zur Bei­
behaltung der Pflichtmitgliedschaft im 
Verhä l tn is  40% zu 34% aus .  D ie 
Mitgliederbefragung 1 996 konnte die­
se Ergebnisse bei weitem übertreffen. 

Peter Gerlieh fragt in seinem Ver­
g le ich zwischen den I nteressen­
systemen der USA und Österreichs 
nach ihrer Effizienz, Effektivität und 
Funktionalität für die Mitglieder und das 
politische Gesamtsystem. Er kommt zu 
dem Schluß, daß die Legitimität des 
amerikanischen Systems als sehr nied­
rig, während jene des Österreichischen 
als hoch einzuschätzen ist. Ist die Effi­
zienz des amerikanischen Systems für 
die Mitglieder im Bereich der Unterneh­
men und der Arbeitnehmer als gering 
einzuschätzen, sieht Gerlieh jene des 
Österreichischen Systems im internatio­
nalem Verg leich "noch in optimaler 
Form gegeben". Der Beitrag der Sozi­
alpartnerschaft zur Funktionalität ist 
gegen ü ber dem amer ikan ischen 
Interessensystem als sehr hoch zu be­
werten. Demgegenüber ist der Beitrag 
des amerikan ischen Systems zur 
Demokratiequalität als positiv zu bewer­
ten. 

ln ihrem Schlußbeitrag konstatieren 
Pelinka und Smekal die nicht neue Tat­
sache, daß eine Aufhebung der Pflicht­
mitgliedschaft eine Ende der Kammern 
bedeuten würde. Es ist, wie die Auto­
ren feststellen, fragl ich , ob in einem 
Land von der Dimension Österreichs 
langfristig zwei bundesweit agierende, 
umfassend operierende, auf freiwilliger 
Mitgl iedschaft beruhende Arbeitneh­
mer- oder auch Arbeitgeberverbände 
nebeneinander bestehen könnten; ob 
nicht eine Umwandlung der Kammern 
in freie Verbände entweder deren bal­
diges Ende oder aber das Ende der 
existierenden freien Verbände bedeu­
ten würde. Die Pfl ichtmitgliedschaft 
wird denn auch als Dominostein gese­
hen, dessen Fall eine Entwicklung in 
Richtung des skandinavischen Modells 
(konku rrierende Arbeitgeber- und 
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Arbeitnehmerverbände mit abnehmen­
dem Einfluß der Sozialpartnerschaft) in 
Gang setzen würde. Zur Absicherung 
der Pflichtmitgliedschaft und damit der 
Kammern sollten - nach Auffassung der 
beiden Autoren - ihre "innere Demokra­
tiequalität", etwa durch d ie Verankerung 
regelmäßiger "Urabstimmungen", ver­
bessert werden. Durch eine "relative 
Distanz zu den Parteien" könnten sich 
die Kammern von der Erosion des poli­
tischen Systems abkoppeln, was sie 
"stärker in einen Gleichklang mit den 
langfristigen Entwicklungsl in ien der 
Österreichischen Gesellschaft bringen" 
würde. Pelinka und Smekai/Fink beur­
teilen jedoch die Reformbereitschaft der 
Kammern aus strukturellen Gründen 
skeptisch. 

Im Verg leich zu den von Manfred 
Prisehing im vorigen Jahr formulierten 
"Acht Thesen" (1 ) zur "Erneuerung des 
Selbstverständn isses" der Träger­
organisationenm der Sozialpartner­
schaft bleiben die im vorliegenden Buch 
gemachten Vorschläge weitgehend ne­
bulos. Dennoch sollte nicht über sie hin­
weggegangen werden. Es bleibt einge­
henden Diskussionen inner- und außer­
halb der Kammern vorbehalten, die in 
den Aufsätzen artikulierten Positionen, 
Anregungen und Perspektiven auf die 
aktuelle Relevanz hin zu prüfen. 

Wenn auch - wie dargelegt - einige 
grundlegende Ansichten dieses Buches 
nicht geteilt werden können, wenn der 
Sammelband auch wohl in erster Linie 
auf das durch die Mitgl iederbefragung 
in den Arbeiterkammern verstärkte 
mediale Interesse gezielt hat, so kön­
nen ein ige der in den besprochenen 
Aufsätzen gemachten Einschätzungen 
zu einer zu erarbeitenden politischen 
(Neu-) Positionierung der Kammern und 
der Sozialpartnerschaft beitragen. Auch 
wenn das Buch für eine Erstinformation 
über das Österreichische System der 
gesetzlichen I nteressenvertretungen 
nicht zu Rate gezogen werden sollte 
(zumal es über die aktuellen Entwick-
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Iungen innerhalb der Kammern nur  
mangelhaft Auskunft gibt), so kann es -
positiv gewendet - als kleiner Beitra9, 
zu einem "permanten Reformprozeß 
gewertet werden. 

Klaus-Dieter Mulley 
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Anmerkung 

( 1 )  Pr isc h i n g ,  M anfre d ,  D ie  Sozia l­
partnerschaft. Modell der Vergang�n­
heit oder Modell für Europa? E1ne 
kritische Analyse mit  Vorschlägen für 
zukunftsgerechte Reformen (Wien 
1996) 185ft. 
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Sozialpolitik aktuell 

Rezension von: 
Hans Reithofer, Sozialpolitik in 

Österreich. Probleme, Lösungen, 
Argumente. 

Eine praxisorientierte Darstellung, Verlag 
des ÖGB, Wien 1 995, 

267 Seiten. 

I nhalt und Aufbau dieses Buches 
könnten nicht hinreichend gewürdigt 
werden, wüßte man nicht, wer der Au­
tor ist. Hans Reithafer repräsentiert 
nämlich den Sozialpartner schlechthin. 
Jahrzehntelang in der Wiener Kammer 
für Arbeiter und Angestellte als Refe­
rent und Abteilungsleiter für Sozialpoli­
tik tätig, war er dem Beirat für Wirt­
schafts- und Sozialfragen nicht nur in­
haltlich eng verbunden, sondern viele 
Jahre auch einer seiner Geschäftsfüh­
rer. ln diesem Rahmen beeinflußte er 
in hohem Maße die Entwicklung der 
Österreichischen Sozialpolitik. 

Seine spätere Laufbahn führte ihn in 
das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, wo er die Grundsatzabteilung 
leitete. Auch dort erwies er sich als äu­
ßerst kreativ. Sehr früh verwies er auf 
jene Probleme in der sozialen Sicher­
heit, d ie heute manifest und notorisch 
sind. Die Reaktionen des Ministeriums 
auf die Resultate seiner Studien hiel­
ten sich allerdings in sehr engen Gren­
zen. 

Wenn er also heute ein Kompendi­
um der Österreichischen Sozialpolitik 
vorlegt, dann tut er das als jemand, der 
diese seit Jahrzehnten nicht nur analy­
siert, sondern aktiv mitgestaltet hat. Der 
Autor schreibt aber nicht nur aus der 
intimen Kenntnis der Materie, sondern 
auch praxisbezogen. Er schildert die 
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Entwicklung jedes Sachgebietes, ge­
stützt auf umfangreiches statistisches 
Material ,  referiert die Probleme und 
zeigt die Lösungsmöglichkeiten auf. 
Sein sozialpartnerschaftlicher Stil wird 
dadurch erkenntlich, daß er zwar den 
Arbeitnehmerstandpunkt vertritt, jedoch 
stets auch die Position der Arbeitgeber 
referiert, so daß sich der Leser ein ei­
genes Bild von der Situation machen 
kann. 

Das Buch gliedert sich in zwei Teile: 
nach einer Einleitung über "Allgemeine 
Ziele und Entwicklungstendenzen in der 
Sozialpolitik" folgt ein Abschnitt über 
"Allgemeine Arbeitsweltpolitik", also Be­
schäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik, 
Arbeitszeitpolitik und Lohnpolitik, wäh­
rend sich der zweite mit Famil ienpolitik, 
Frauenfragen, Seniorenpolitik und Pen­
sionen, Behindertenpolitik, Pflegevor­
sorge, sozialen Diensten und Sozialhil­
fepolitik befaßt. Abgeschlossen wird die 
Arbeit mit Kapiteln über die Träger der 
Sozialpolitik in Österreich sowie über 
internationale Sozialpolitik. 

Es ist nach dem Gesagten evident, 
daß Reithafer zu allen aktuellen Fra­
gen der Sozialpolitik Stellung nimmt. 
Hiebei registriert er selbstverständlich 
alle Veränderungen der ökonomischen 
und sozialen Umwelt, unterwirft sich 
jedoch nicht den zeitgenössischen Mo­
deströmungen. So sieht er durchaus 
das Erfordernis einer gewissen Flexibi­
lisierung der Arbeitsverhältnisse, fügt 
aber auch den Arbeitnehmerstandpunkt 
im S inne einer größeren zeitl ichen 
Wah lfre i heit  h i nzu und verwe ist 
schließlich darauf, daß eine Flexibilisie­
rung direkt zu keiner zusätzlichen Be­
schäftigung führt, wie das zuweilen be­
hauptet wird . 

"Es muß also ein Ausgleich getrof­
fen werden zwischen der in realisti­
schem Rahmen zu sehenden Wahlfrei­
heit des einzelnen, den wirtschaftlichen 
und organisatorischen Interessen des 
Unternehmens und den Erfordernissen 
hinsichtlich Sicherheit, Gesundheit und 
Chancengleichheit, die vor allem von 
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den Arbeitnehmervertretungen wahrzu­
nehmen sind." (S. 59). Dieser Satz kann 
als charakteristisch für die Position 
Reithafers betrachtet werden. 

Ähnl ich beurteilt er eine Verkürzung 
der Normalarbeitszeit Er kann sich 
dabei auf zahlreiche Studien berufen, 
die ergaben, daß eine solche durchaus 
Wirkungen für die Beschäftigung zei­
tigt. Er schließt einen - zumindest teil­
weisen - Lohnausgleich, offenbar sei­
ner psychologischen Wirkung wegen, 
nicht aus, meint aber: "Die Kosten der 
Arbeitszeitverkürzung und der Lohner­
höhungen zusammen dürfen innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes jenen 
Umfang nicht überschreiten, der durch 
das Wachstum der Produktivität . . .  vor­
gegeben ist" (S. 121  ) . 

ln  dieser Erörterung scheint ihm al­
lerd ings ein kleines Mißverständnis 
unterlaufen zu sein, wenn er sagt: "Die 
Arbeitnehmerseite tritt nicht nur aus 
sozialen Gründen für einen Lohnaus­
gleich bei der Arbeitszeitverkürzung ein, 
sondern auch deshalb, weil ohne einen 
solchen Lohnausgleich die Kaufkraft in 
der Wirtschaft infolge niedrigerer Löh­
ne geringer würde und es auf diese 
Weise ebenfalls zu einer Gefährdung 
von Arbeitsplätzen kommen würde" (S. 
121  ). Denn die Überlegung geht ja da­
hin, daß ceteris paribus die Arbeitszeit­
d ifferenz auf Arbeitslose übertragen 
w i rd , das Vol umen des Loh ne in­
kommens also konstant bliebe - redu­
ziert allenfalls um fortfallende Arbeits­
losenunterstützung. 

Einen Schwerpunkt seiner Untersu­
chung bildet das Kapitel über die Pen­
sionsversicherung, ein Bereich , mit 
dem sich Reithafer schon seit Jahren 
intensiv beschäftigt hat. Aus seiner 
Sachkenntnis heraus sieht er die unab­
dingbare Notwendigkeit einer Pensions­
form, um die drohende Finanzierungs­
krise zu Beginn des nächsten Jahrtau­
sends abzuwenden. Als wichtigstes In­
strument einer solchen Reform betrach­
tet er die Erhöhung des Pensionsan­
fallsalters. Zwar sieht er als Ansatz dazu 
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finanzielle Anreize, schließt aber die 
Möglichkeit gesetzlicher Maßnahmen 
nicht aus. Ihm ist klar, daß solche Maß­
nahmen unter Bedingungen der gegen­
wärtigen Arbeitsmarktlage nur  eine 
Kostenverschiebung von der Pensions­
zur Arbeitslosenversicherung mit sich 
brächten, aber ab Beginn des nächsten 
Jahrzehnts sollte der Arbeitsmarkt aus 
demographischen Gründen entlastet 
sein, so daß derartige Maßnahmen zu 
verantworten wären. 

Allerdings stimmt er auch hier nicht 
in den allgemeinen Chor der Reforma­
toren e in .  So sieht er in der Volks­
pension keine sinnvolle Alternative zum 
gegenwärtigen Pensionssystem auf 
Basis des Lebensstandardprinzips -
wenngleich eine Tendenz zur Leistungs­
reduktion ja schon spürbar ist. Denn die 
Volkspension würde, wenn sie nicht an 
die ganze Bevölkerung gezahlt wird, die 
Pensionsversicherung entlasten, kei­
neswegs jedoch d ie Versicherten. Die­
se wären dann verhalten, sich privat 
zusätzlich - und wahrscheinlich teurer ­
zu versichern. Ähnliches gilt - abgemil­
dert - für die Pensionskassen. 

Eine Reform hätte sich daher prinzi­
piell in Richtung der Erhaltung der ge­
genwärtigen Sozialversicherung zu be­
wegen. Ein wichtiger Schritt auf diesem 
Wege scheint ihm auch durch die Har­
mon is ierung der  verschiedenen 
Pensionssysteme gesetzt werden zu 
können. 

Damit sind nur d ie wichtigsten Über­
legungen des Buches hervorgehoben, 
um dessen Qualität zu exemplifizieren, 
doch findet sich darin eine Fülle anre­
gender Gedanken in jedem der ange­
führten Sachgebiete. Die Arbeit zielt 
offensichtlich auf den Gebrauch durch 
Betriebsräte, empfiehlt sich in seiner 
Qualität jedoch einem viel breiteren 
Kreis, auch Studenten kann sie nur 
wärmstens angeraten werden. Sie wird 
längere Zeit ein Standardwerk der Öster­
reichischen Sozialpolitik bleiben. 

Felix Butschek 
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Beschäftigung und 

Arbeitslosigkeit in der BRD 

Rezension von: Arne Heise. Arbeit 
für alle - Vision oder Illusion ? Zu 

den Bestimmungsgründen der 
Beschäftigungsentwicklung in der 

Bundesrepublik Deutschland 
während der letzten beiden 

Dekaden, Metropolis-Verlag, 
Marburg 1996, 344 Seiten, öS 29 1 ,- .  

Die Entwicklung der (Unter-)Beschäf­
tigung in der Bundesrepublik während 
der letzten beiden Dekaden verl ief 
ambivalent: Stellt man auf die Beschäf­
tigtenzahlen ab, so muß die Entwick­
lung insgesamt als positiv eingeschätzt 
werden. Stellt man hingegen auf die 
Arbeitslosenzahlen ab, so kann die 
Entwicklung nur als äußerst unbefrie­
d igend bezeichnet werden: Die Arbeits­
losigkeit stieg treppenförmig an und 
erreichte Anfang der neunziger Jahre 
Ausmaße, die an Weimarer Zeiten er­
innern. Dies hat immerhin eines bewirkt: 
Die Frage nach der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit hat nun endlich jenen 
Stellenwert auf der wissenschaftl ichen 
und politischen Agenda erhalten, der ihr 
in der monetaristischen Epoche der 
achtziger Jahre versagt geblieben war, 
als das Hauptaugenmerk der Inflations­
bekämpfung galt. 

ln der vorliegenden Arbeit wird der 
Versuch unternommen, die herrschen­
den mikro- und makroökonomischen 
Theorien einem Prognose- und Er­
klärungstest zu unterziehen und mit ei­
nem alternativen Ansatz zu kontrastie­
ren. Dieser Ansatz, der auf einer mo­
netären Produktionstheorie basiert, ver­
steht Arbeitslosigkeit freilich nicht als 
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ein Allokationsproblem überregulierter 
oder vermachteter Märkte, sondern als 
Systemmerkmal eines "reifen" Kapita­
lismus. Deshalb kann die Wirtschafts­
politik, so Heise, zur Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit auch nicht auf 
d ie Entfesselung der Marktkräfte set­
zen , sondern es bedarf einer Koopera­
tion der sozio-ökonomischen Akteure, 
wenn Vollbeschäftigung nicht zur I l lusi­
on verkommen soll .  

Bei  genauer Betrachtung der Ent­
wicklung der Arbeitslosigkeit zeigt sich 
eine erstaunliche Ambivalenz, die die 
E inschätzung der  Arbeitsmarkt­
entwicklung erschwert und für grundle­
gende Perzeptionsdifferenzen sorgt: 
Die Beschäftigungsentwicklung ist 
durch die konjunkturellen Einbrüche 
Mitte der siebziger und Anfang der 
achtziger (und natürl ich Anfang der 
neunziger Jahre) und nachfolgende 
Beschäftigungsgewinne in den Jahren 
der konjunkturellen Erholung gekenn­
zeichnet, die 1 992 ihren historischen 
Höchststand erreichte. Im Gegensatz 
dazu zeichnet sich die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit durch ein stufenförmi­
ges Ansteigen während der Rezessions­
perioden und einem nur  zaghaften 
Rückgang während der konjunkturellen 
Erholung aus. Dieser Entwicklung, die 
Züge der Hysteresis trägt, wurde erst 
im Zuge des Einigungsbooms - kurz­
zeitig - deutlich revidiert. 

Die ambivalente (Unter-)Beschäf­
tigungsentwicklung läßt sich nach Heise 
auf d ie markanten Differenzen in der 
Entwicklung der Beschäftigungs- und 
Arbeitslosigkeitsschwellen zurückfüh­
ren : Während d ie Beschäftigungs­
schwelle - jene BIP-Wachstumsrate, die 
erzielt werden muß, um zumindest die 
Konstanz der Erwerbstätigenzahl zu si­
chern - von jahresdurchschnittlich 3,0 
vH in den Siebziger Jahren auf 1 ,3 vH 
in den achtziger Jahren zurückging, 
sank die Arbeitslosigkeitsschwelle - jene 
BIP-Wachstumsrate, die erzielt werden 
muß, um die Konstanz einer existieren-
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den Arbeitslosigkeit zu sichern - ledig­
lich von 3,4 vH in den siebziger Jahren 
auf 2,2 vH in den achtziger Jahren. Die­
se Entwicklungsunterschiede lassen 
sich auf den Anstieg des Erwerbs­
personenpotentials - also das Wachs­
tum des Arbeitsangebotes - aufgrund 
demographischer und wanderungs­
bedingter Faktoren zurückführen. 

Die insgesamt positive Beschäfti­
gungsentwicklung profitiert vom Rück­
gang der Beschäftigungsschwelle, d .h .  
der Arbeitsproduktivitätszuwachsrate. 
Es gelang somit der Angebotspolitik der 
konservativ-liberalen Bundesregierung 
nicht, wie intendiert, die Wachstums­
kräfte der (west)deutschen Wirtschaft 
zu entfalten . Erst gegen Ende der 
achtziger Jahre, so Heise, konnte eine 
Belebung der Antriebskräfte festgestellt 
werden, allerdings nicht als Folge der 
Angebotspolitik, sondern aufgrund sich 
verbessernder internationaler Rahmen­
bedingungen (Entspannung der Auf­
wertungssituation der DM gegenüber 
dem US-Dollar), einer extrem expansi­
ven Geldpolitik der Bundesbank nach 
dem Börsencrash 1 987, der Vorberei­
tung auf den gemeinsamen Binnen­
markt in der damaligen EG und letzt­
lich aufgrund der Sonderkonjunktur der 
deutschen Einigung. 

Die bedrückende Entwicklung der 
bundesdeutschen Arbeits losigkeit  
scheint, prima facie, dem Wachstum 
des Arbeitskräfteangebotes anzulasten 
zu sein, das nicht ohne Friktionen in den 
Arbeitsmarkt integriert werden konnte. 
Diese einfache Erklärung wird jedoch 
vom Autor aus mehreren Gründen ver­
worfen: 

a) Das Arbeitsangebot hat sich bis 
Ende der achtziger Jahre mit einiger 
Kontinuität entwickelt, traf deshalb den 
deutschen Arbeitsmarkt keineswegs 
"schockartig". 

b) Die Vorstellung einer "Kapitalman­
gei-Arbeitslosigkeit", worauf die These 
von der Verursachung der Arbeitslosig­
keit durch das Wachstum des Arbeits-
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angebotes hinausläuft, müßte einen 
Investitionsboom begründen, der - in 
der langen Frist - dieses Erscheinungs­
bild beseitigen würde. Tatsache ist je­
doch, daß es eine Belebung der Investi­
tionskonjunktur erst Ende der achtziger 
Jahre gegeben hat. 

c) Wäre d ie Arbeitslosigkeit tatsäch­
l ich ein Phänomen angebotsseitigen 
Ursprungs, gibt es keine Erklärung für 
den - unter diesen Vorzeichen wirklich 
sonderbar anmutenden - spiegelbildli­
chen Verlauf von Arbeitslosigkeits- und 
lnvestitionsentwicklung. 

d) Schließlich können Arbeitsangebot 
und -nachfrage nicht als voneinander 
unabhängig betrachtet werden. Von ei­
ner Reduktion des Arbeitsangebotes -
Stichwort: Zuwanderungsbeschrän­
kungen - wären aber nur dann positive 
Effekte für d ie  Arbeits los igke its­
entwicklung zu erwarten gewesen, 
wenn die Arbeitskräftenachfrage davon 
unberührt geblieben wäre. Tatsächlich 
aber zeigt sich eine deutliche Bezie­
hung von Angebotswachstum und 
Beschäftigungswachstum. Vielfach wird 
das Arbeitsangebot zu einer bedeuten­
den Determinante des Beschäftigungs­
wachstums erhoben, zumindest aber 
kann  kein sign ifikanter Zusammen­
hang, so der Autor weiter, zwischen 
Arbe itsangebotsentwicklung  und  
Arbeitslosigkeitsentwicklung i n  der Bun­
desrepublik Deutschland festgestel lt 
werden. 

Die tradierte Ökonomie prognostiziert 
sowohl in ihren statischen als auch in 
i h ren dynamischen Varianten e ine 
Vollbeschäftigungssituation im Selbst­
lauf. Dies bedeutet nun keineswegs die 
ständige Sicherung der Vollbeschäfti­
gung zu jedem Zeitpunkt, oder auch nur 
die kurzfristige Erreichung dieses Zie­
les, wohl aber den beständigen Drang 
in Richtung des allokativen Optimums. 
Wenn die Realität dann so eklatant von 
der Prognose des theoretischen Modells 
abweicht, müssen Friktionen im Al­
lokationsprozeß generiert werden. Die 
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Konzentration auf lnflexibil itäten und 
mögl iche Friktionen im Allokations­
prozeß ist deshalb, so Heise, keines­
wegs elegantes Ergebnis einer Analy­
se, sondern Begleiterscheinung der 
Methodik der tradierten Ökonomie und 
- gleichzeitig - ihre notwendige Be­
schränkung. ln der wirtschaftspoliti­
schen Diskussion wird dieser Punkt 
deutlicher akzeptiert als in der wissen­
schaftlichen Auseinandersetzung. 

Mit dem Allokationsprozeß steht dann 
dessen zentrale Größe - der Preis (hier: 
der Reallohn) - im Zentrum der meisten 
Traktate zur Problematik der Arbeitslo­
sigkeit. Die Höhe eines gesamtwirt­
schaftl ichen (Real-)Lohnniveaus oder ­
in der jüngeren Diskussion von größe­
rer Bedeutung - die Höhe der Entloh­
nung einzelner Tätigkeiten und deren 
Beziehungen zueinander (kurz: die 
Lohnstruktur) stimmen nicht, wenn Ar­
beitslosigkeit existiert. 

Es ist die Signalfunktion des Realloh­
nes im Allokationsprozeß, die nach her­
kömml icher Auffassung gestört sein 
muß, wenn der Anpassungsprozeß in 
einer sich ständig wandelnden, von 
exogenen Schocks und endogenen 
Konjunkturen getroffenen Wirtschaft 
suboptimal verläuft. Es ist dem Autor 
beizupflichten, wenn er hierzu weiter 
ausführt, daß bis heute keine überzeu-
9.ende, dem Rahmen der tradierten 
Ökonomie gerecht werdende (d .h .  aus 
den Rationalkalkülen der Wirtschafts­
subjekte abgeleitete) Erklärung für die 
mangelnde Anpassungsfähigkeit der 
Reallöhne geliefert wurden: Ob Insider­
Outsider- oder Effizienzlohntheorien, 
Kontrakt- oder Monopoltheorien ,  alle 
Ansätze kranken an der Unfähigkeit, 
mehr als temporäre lnflexibi l itäten -
selbst bei realitätsfernen Annahmen -
nicht erklären zu können und die Frage 
der Möglichkeit der Determination des 
Reallohnes (im Gegensatz zum Nomi­
nallohn) durch die Tarifparteien erst gar 
nicht zu stellen. 

Mögen auch die Gründe für eine ra-
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tionale Verweigerung der ökonomi­
schen Akteure zur Anpassung an ver­
änderte ökonomische Daten noch un­
erfindl ich sein ,  der Transmissionsrie­
men, so Heise, über den diese fehlen­
de Bereitschaft in l nflexibil itäten des 
Lohnsystems übersetzt wird, ist in der 
Regel jedoch schnell gefunden: Über­
regulierte Märkte und fossile Institutio­
nen führen zu Ridigitäten und lnflexi­
bil itäten. Der Ruf nach Flexibilisierung 
und,  als deren Grundlage, Deregu­
lierung muß also mit der Verbesserung 
der Anpassungs- und Schockabsorp­
tionsfähigkeit des Systems und, mithin, 
positiven Effekten für Beschäftigung 
und wirtschaftlichen Wohlstand begrün­
det werden. 

Dazu bedarf es freil ich zunächst des 
Nachweises, daß angeblich übermäßi­
ge Regu l ierungen ( i nsbesondere 
Kündigungsschutzvorschriften, Sozial­
planverpfl ichtungen und Lohnersatz­
leistungen) und unzeitgemäßen Institu­
tionen (vor allem zentrale Kollektiv­
vertragssysteme und Flächentarif­
verträge) tatsächlich zu Ridigitäten -
insbesondere des Lohnsystems - und 
einer dauerhaften Störung des Al­
lokationsprozesses führen. Obwohl nie­
mand bezweifeln wird , daß sich das 
bundesdeutsche Beschäft igungs­
system durch geringere "externe Flexi­
b i l i tät" ,  a lso höhere kurzfr ist ige 
Beschäftigungsstabilität -, dafür aber 
höhere "interne Flexibilität" - also stär­
kere betriebliche Umstrukturierungs­
maßnahmen - auszeichnet als z.B. das 
angloamerikanische Beschäftigungs­
system, ist auch der positive, weil be­
triebliches Humankapital sichernde Ef­
fekt dieser "Rigiditäten", die durchaus 
auf Arbeitsmarktregulierungen zurück­
geführt werden können, kaum zu be­
streiten. 

Umstrittener hingegen sind d ie Ein­
schätzungen der Angemessenheil von 
Lohnhöhe, -struktur und -flexibi l ität. 
Zahlreiche empirische Untersuchun­
gen, so Heise, befassen sich mit dem 
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Nachweis und Gegenbeweis deren Un­
angemessenheit, eindeutige Befunde 
jedoch können nicht geliefert werden: 

1 .) Das "Konzept der Reallohnlücke" 
versucht sich an einem Nachweis der 
Abweichung des herrschenden Real­
lohnniveaus von seinem Vollbeschäf­
tigungsniveau. Da letzteres empirisch 
aber nicht meßbar ist, muß es synthe­
tisch konstruiert werden. Je nach Kon­
struktionsplan ergeben sich dann durch­
aus widersprüchliche Ergebnisse. 

2.) Auch der Versuch, die positiven 
Beschäftigungswirkungen der "Lohn­
zurückhaltung" - definiert als das Zu­
rückb le iben des Nomina l lohnzu­
wachses hinter der Entwicklung des 
Volkseinkommens - empirisch zu bele­
gen, scheitert an der mangelnden Dif­
ferenzierung zwischen "ex post-" und 
"ex ante-Größen". 

3.) ln der jüngeren Vergangenheit hat 
sich die Diskussion um die "Lohnfrage" 
immer mehr von der Lohnhöhe ab und 
der Lohnstruktur zugewandt. Obwohl es 
theoretisch noch längst nicht geklärt ist, 
ob eine egalitäre Lohnstruktur positive 
- den strukturellen Wandel und die Be­
schäftigung fördernde - oder negative ­
den Strukturwandel in Richtung "gering­
produktiver" Dienstleistung behindern­
de - Effekte zeigt, und empirische Un­
tersuchungen einer höheren Lohn­
differenzierung eher negative Effekte 
beimessen, wird die - vorgeblich - man­
ge lnde Diffe renzierung  der  Lohn­
strukturen in Westdeutschland immer 
häufiger zum Kardinalproblem stilisiert. 

Heise führt weiter aus, daß auch ein 
geeignetes Referenzkriterium für d ie 
"Angemessenheit" der Lohndifferen­
zierung fehlt. Somit kann allenfalls auf 
die Entwicklung der Differenzierung ein­
gegangen werden: Bei zunehmender 
reg iona ler, inter- i ndustr ie l ler  und  
qualifikatorischer Differenziertheit der 
Arbeitsmarktqualitäten wäre, wenn kei­
ne Beeinträchtigung der Signalfunktion 
des Lohnes vorläge, eine im Zeitverlauf 
zunehmende Lohndiffe-renzierung 
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nach diesen Kriterien zu erwarten. Tat­
sächlich, so Heise, zeigen zahlreiche 
Untersuchungen einmütig , daß sich 
zumindest die inter-industrielle Lohn­
differenzierung in die erwartete Rich­
tung entwickelt hat. Wenn  d ies in  
qualifikatorischer und regionaler Hin­
sicht häufig bestritten wird, so liegt es 
zumeist an der mangelnden Berück­
sichtigung weiterer Faktoren wie des 
strukturellen Wandels und des techni­
schen Fortschritts, der regionalen Ver­
tei lung des strukturellen Wandels oder 
der Verringerung geschlechtsspezifi­
scher Lohndifferentiale. 

Schließlich spricht auch die Entwick­
lungder Lohndrift, die die mangelnde 
Differenziertheit tarifl icher Vereinbarun­
gen ausgleichen könnte, nicht für zu­
nehmende Unangemessenheit der be­
stehenden Lohnstrukturen. Die Tatsa­
che, daß 85 vH aller Unternehmen in 
der BRD die Tarifentwicklung durch­
schnittlich um 14 vH überschreiten, of­
fenbart die Möglichkeiten und Spiel räu­
me, über positive oder negative Lohn­
drift marktkonforme Differenzierungen 
zu schaffen, wenn dies die Tariflohn­
strukturen vermissen lassen sollten . 
Der trendmäßige Rückgang der Lohn­
drift, so Heise, während der achtziger 
Jahre läßt diesen Schluß jedoch nicht 
naheliegend erscheinen. 

Maßnahmen zur Deregulierung des 
Arbeitsmarktes mit dem Ziel der Flexi­
bilisierung des Lohn- und Beschäfti­
gungssystems und der Entfesselung der 
Marktkräfte stehen und fallen mit ihren 
positiven Beschäftigungswirkungen. 
Wenn aber mangelnde Flexibilität, so 
Heise weiter, nicht als entscheidende 
Ursache der prekären Arbeitsmarktla­
ge in der BRD dienen kann, wird auch 
die Forderung nach Deregulierung -
zumindest auf dem Arbeitsmarkt - zwei­
felhaft. Die Forderung nach Arbeits­
marktderegulierung ist also an die Al­
lokationslogik der tradierten Theorie 
gebunden, läßt sich aber empirisch bis­
lang nicht belegen (zumal die bisheri-
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gen Erfahrungen mit Deregulierungs­
maßnahmen eher als negativ gewertet 
werden können). 

Folgt man aber der tradierten Theo­
rie nicht, dann mögen Deregulierungs­
maßnahmen nicht nur unwirksam, son­
dern gar schädlich sein :  Die Zerstörung 
bestehender Regulierungen und Insti­
tutionen kann dann die Transaktions­
kosten (z.B .  des schnelleren Stellen­
wechsels) erhöhen. Es ist Heise zuzu­
stimmen, wenn er ausführt, daß es d ie 
zentrale Aufgabe des Kollektiwertrags­
systems ist, eine systemgefährdende 
Volatil ität der Nominallöhne - und mit­
hin des Preis- und Kostengefüges -
durch eine relative Nominallohnridigität 
zu verhindern. Bereits für Keynes war 
d ie abwärtsgerichtete Nominal lohn­
r id ig ität weder Systemfeh ler  noch 
schl ichtes, gewerkschaftlichem Fehl­
verhalten zuzuordnendes System­
merkma l ,  sondern Systemnotwen­
digkeit 

Heise fordert auch statt einer mikro­
ökonomischen ,  al lokationstheoreti­
schen Betrachtungsweise eine makro­
ökonomische, akkumulationstheoreti­
sche Position , die die Erklärung der 
(Unter-)Beschäftigungsentwicklung 
ohne Beschränkung auf die "Lohnfrage" 
ermöglicht. Die Investitionstätigkeit ist 
der Motor der wirtschaftlichen Entwick­
l ung .  S ie le itet den E inkommens­
entstehungsprozeß ebenso an, wie sie 
die Entwicklung des Arbeitsvolumens 
und der Beschäftigung determiniert. Der 
weitgehend spiegelbildliche Verlaufvon 
I nvestitions- und Arbeitslosenquote 
macht deutl ich, daß die (Unter-)Be­
schäftigungsentwicklung nicht - in er­
ster Linie - auf das Wachstum des Ar­
beitskräfteangebotes zurückgeführt 
werden kann, sondern auf eine Schwä­
che der Realinvestition .  

Es läßt sich nun d ie These vertreten, 
daß die Investitionsschwäche derwest­
deutschen Wirtschaft, deren augen­
scheinliche und sozial unverträglichste 
Auswirkung d ie mange lhhafte 
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Arbeitsmarktentwicklung ist, auf einen 
systemischen Defekt und einen institu­
tionellen Defekt zurückgeht. Der syste­
mische Defekt beschreibt die Unfähig­
keit des Zinses, die Allokationsfunktion 
tradierter Theoriebildung erfüllen zu 
können. Der institutionelle Defekt hin­
gegen basiert auf einer fehlenden Ko­
operation der sozio-ökonomischen Ak­
teure, die ihren Autonomiestatus im 
Sinne von Nicht-Kooperation mißdeu­
ten. 

ln einem eigenen Kapitel beschäftigt 
sich Heise mit den beschäftigungs­
politischen I rrwegen in der Bundesre­
publik Deutschland. Trotz aller Diskus­
sionen um d ie Ausgestaltung und das 
Ausmaß der Arbeitszeitverkürzungen -
insbesondere ihre Generalität und Pas­
sivität wird kritisiert - bleibt doch d ie 
beschäftigungspolitische Stoßrichtung 
weitgehend unbestritten. Insofern liegen 
die Vorschläge zur allgemeinen Verlän­
gerung der Arbeitszeit, so Heise, dia­
metral zur bisher geführten Diskussion . 
Die generelle Verlängerung der Arbeits­
zeit - begründet mit der im internatio­
nalen Vergleich herausragend niedrigen 
Arbeitszeit in der BRD - ohne Lohnaus­
gleich bewirkt eine Senkung der Stun­
denlöhne und mithin der nominellen 
Lohnkosten pro Outputeinheit Soll der 
gesteigerte Output ohne Beschäfti­
gungsabbau abgesetzt werden, muß die 
Kostenreduktion in einer Preisreduktion 
weite rgegeben werden und d ie  
Konsumquote muß konstant verblei­
ben. Da eine Preissenkung - bei unver­
ändertem Nominallohn - eine reale Ein­
kommenserhöhung impliziert, ist die 
Annahme einer konstanten Konsum­
quote, so Heise, wenig plausibel. An­
dererseits mag eine Preissenkung hei­
mischer Produkte die Exportchancen 
erhöhen und eine Substitution von Im­
porten (wo möglich) begünstien, wenn 
die Preissenkung nicht durch eine An­
passung des Wechselkurses der heimi­
schen Währung (Aufwertung) aufgefan­
gen wird , wie es die herrschende Wech-
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sel-kurstheorrie aber nahelegt Gene­
relle Arbeitszeitverlängerungen ver­
schärfen deshalb aller Wahrscheinlich­
keit nach das Beschäftigungsproblem 
zusätzlich - d ie ohnehin geringe Arbeit 
wird auf noch weniger Köpfe verteilt -
und erhöht damit die Lohnnebenkosten. 

Ob die Diskussion um die Arbeitszeit­
verlängerung tatsächlich Chancen birgt, 
weil sie auch eine mögliche Richtungs­
änderung in der Entwicklung der Ar-
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beitszeit anzeigt, scheint angesichts der 
mittelfristigen Perspektiven des Arbeits­
marktes mehr als fraglich . Vielmehr ist 
es wohl eine Phantomdiskussion, so 
Heise, die die Betrachtung der Arbeits­
zeitentwicklung zunehmend ideologi­
siert. Dies aber ist angesichts der 
verherrenden Arbeitslosigkeit allemal 
unprod u ktiv. Dem kann s ich der  
Rezenten nur  vollinhaltich anschließen. 

Josef Schmee 
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Kommunale Finanzwirtschaft 

im Überblick 

Rezension von: Dietmar Pilz, Reinhard 
Platzer, Wilfried Stadler (Hrsg.), 

Handbuch der 
kommunalen Finanzwirtschaft. 

Kommunaler Haushalt -
Kooperationsmodelle -

Finanzierungslösungen, Manz 
Verlag, Wien 1996, 276 Seiten, 

öS 540,-. 

Das vorl iegende Handbuch der kom­
munalen Finanzwirtschaft gibt vor dem 
Hintergrund einer aktuellen Darstellung 
der Finanzsituation österreichischer 
Städte und Gemeinden einen Überblick 
über aktuelle Aufgabenstellungen der 
kommunalen Finanzwirtschaft, wobei 
i n novative Formen komm una l ­
wirtschaftl icher Aufgabenerfü l l ung 
ebenso wie Instrumente der Projekt­
finanzierung und Methoden kommuna­
len Finanzmanagements behandelt 
werden. Besondere Berücksichtigung 
finden jedoch Neuerungen , die sich 
für d ie Gemeindefinanzierung aus 
der EU-Mitgliedschaft Österreichs erge­
ben. 

Die kommunalen Aufgabenstellun­
gen haben sich in den letzten Jahren 
stark gewandelt. Traditionelle Schwer­
punkte in den Bereichen Wohnbau, Bil­
dung, Freizeit, Ver- und Entsorgung, 
Energie und Verkehr erfahren durch 
geänderte Bedürfnisse der Bürger eine 
zweifache Akzentverschiebung und Er­
gänzung. So hat sich in qualitativer Hin­
sicht der Akzent von der sozialen Ver­
sorgung zur sozialen Vernetzung ver­
lagert; inhaltlich stellt die Umweltver-
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träglichkeit in allen Bereichen eine neue 
Querschnittsmaterie dar. 

U nter wachsendem pol i t ischem 
Innovationsdruck ist mittlerweile auch 
im kommunalen Sektor der Übergang 
vom reinen Angebotsmarkt zum 
Käufermarkt vollzogen worden. ln vie­
len Infrastrukturbereichen stehen des­
halb über die ambitionierten Stadt- und 
Dorferneuerungsprojekte hinaus Inno­
vationen an, bei denen zur Erfüllung der 
gewandelten Anforderungen heutige 
planerische und technische Möglichkei­
ten umzusetzen sind. Die zunehmen­
de Komplexität der Aufgabenstellung 
wird ergänzt durch die Einbindung in 
neue regionale Zielsetzungen. Aufgrund 
der EU-Mitgliedschaft Österreichs ge­
winnen hierbei Fragen der Regional­
struktur ebenso an Bedeutung wie die 
bewußte Neupositionierung von Stand­
orten . 

Die neuen Aufgaben sind mit Inve­
stitionsprojekten verbunden, die viel­
fach nicht mehr mit den traditionellen 
institutionellen und organisatorischen 
Voraussetzungen erfüllbar sind. Die 
Vielfalt organisatorischer Auffächerun­
gen zwischen öffentlichen und privaten 
Formen kommunaler Aufgabener­
füllung zeigt, daß die Tendenz zur Pri­
vatisierung in Form öffentlich-privatwirt­
schaftlicher Partnerschaften stark zu­
n im mt.  D ie komm unale Projekt­
finanzierung kann s ich dabei a l ler 
Finanzierungstechniken bedienen, die 
auch der Privatwirtschaft zur Verfügung 
stehen, vielfach sogar in einer Kombi­
nation spezifischer Vorteile öffentlich­
rechtl icher und privater Finanzierungs­
voraussetzungen. Hinsichtlich der An­
wend ung  zeitgemäßer F inanz­
managementmethoden sind jedoch erst 
die rechtlichen, organisatorischen und 
personellen Voraussetzungen zu schaf­
fen .  Das Handbuch informiert über die 
aktuelle Finanzsituation österreichi­
scher Städte und Gemeinden, wobei 
speziell auf Aspekte im Zusammen­
hang mit dem EU-Beitritt und der Erfül-
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lung der Maastricht-Kriterien eingegan­
gen wird. 

Einer von insgesamt zehn Beiträge 
befaßt sich mit Fragen der kommuna­
len Standortpolitik vor dem Hintergrund 
der EU-Förderpolitik. Die beiden Auto­
ren Dietmar Pilz und Gerlinde Januska 
weisen darauf hin, daß eine der wich­
tigsten Aufgaben der EU darin besteht, 
den Wettbewerb innerhalb der Mitglied­
staaten vor Verzerrungen zu schützen. 
Grundlage des EG-Beihilfenrechts ist 
deshalb das allgemeine Förderungs­
verbot. I nnerha l b  der e i nze lnen  
Beihilfenregelungen widmen sich die 
Autoren im besonderen der Kleinunter­
nehmensförderung, was aufgrund der 
Betriebsgrößenstruktur der Österreichi­
schen Wirtschaft von besonderer Be­
deutung ist. Gefördert können demnach 
jene Österreichischen Unternehmen 
werden, die nicht mehr als 50 Arbeits­
kräfte beschäftigen, einen Jahresum­
satz von nicht mehr als rund 68 Mio. 
Schilling erzielen und die sich zu höch­
stens 25% im Besitz eines Großunter­
nehmens befinden. 

Die kommunale Wirtschaftsförderung 
konzentriert sich auf drei Instrumente, 
und zwar auf a) die europäische Regio­
nalpolitik (Strukturfonds); b} die staatli­
chen Beihilfen (Beihilfenkontrolle) und 
c) das öffentliche Auftragswesen. 

Für die Österreichischen Gemeinden 
werden d ie Beihi lfenregelungen und 
deren Notifizierungsverpflichtung bei 
Beachtung vor allem der KMU - Beihil­
fenregelungen keine wesentl ichen Ver­
änderungen des bisherigen Beihi l ­
fensystems (vor a l lem fü r E inzel­
förderungen) ergeben. Voraussetzung 
ist aber, so die beiden Autoren, daß mit 
Ausnahme der "de minimis"-Beihilfen 
alle Beihi lfen zu notifizieren sind. Bei­
hilfen in größerem Umfang erfolgen in 
der Regel in Österreich kumuliert, des­
halb sind die Autoren der Ansicht, daß 
die Notifizierungsverpflichtung jener 
Fördersteile auferlegt werden soll , d ie 
den größten Beihilfenwert leistet. 
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I m  Bereich der EU-Regional ­
förderung besteht der Vorteil aus den 
Strukturfondsförderungen für österrei­
chisch Gemeinden in den Zielgebieten 
generell aus dem Umstand, daß die 
Förderungen, die einzelne Förderungs­
nehmer erhalten , sich indirekt positiv 
auf die kommunale Struktur und wirt­
schaftliche Situation auswirken können. 
Voraus- setzung ist allerdings, daß die 
Gemeinden im Rahmen ihrer Kompe­
tenzen (z.B .  Flächenwidmung, Orts­
entwicklungsplanung) zukunftsorientiert 
und verantwort- ungsbewußt tätig wa­
ren und sind, und dadurch selbst in 
durch Förderungen ausgelöste Entwick­
lungsprozesse steuernd eingreifen kön­
nen. Der Beitrag wird noch durch um­
fangreiche Tabelle und graphische Dar­
stellungen der Österreichischen Förder­
Iandschaft ergänzt, was der "Brauchbar­
keit'' sehr förderlich ist. 

Ein weiterer Schwerpunkt befaßt sich 
m it der Finanzierungssituation der 
Österreichischen Städte und Gemein­
den. Ein leitend wird in d iesem Ab­
schnitt, der von Bertram Hüttner und 
Dietmar Pilz verfaßt worden ist, auf die 
Gemeinden als Selbstverwaltungs­
körper, auf Grundsätze für ihre Finanz­
ausstattung und auf die Stellung der 
Gemeinden in der Finanzverfassung 
kurz eingegangen. Der Hauptteil befaßt 
sich mit der Struktur der Gemeindeein­
nahmen allgemein und im einzelnen. 
ln einem eigenen Kapitel werden die 
Auswirkungen der Maastricht-Kriterien 
auf die Gemeindehaushalte diskutiert. 
Die Einhaltung der Haushaltsdisziplin 
wird insbesondere anhand von zwei 
Kriterien überprüft, näml ich a) dem 
Verhältnis des öffentlichen Defizits zum 
BIP, wobei als Referenzwert 3% vorge­
sehen sind, und b} dem Ver�ältnis des 
öffentlichen Schuldenstandes zum BIP 
mit einem Referenzwert von 60%. Die 
Autoren weisen jedoch darauf hin, daß 
derzeit keiner der beiden Konvergenz­
werte in Österreich erreicht wird . Im 
Konsolidierungsprogramm des Bundes 
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für die Jahre 1 996 bis 1 999 sind die ein­
schneidenden Maßnahmen umrissen, 
d ie schon für das Jahr 1 997 die Errei­
chung des 3%-Limits gewährleisten 
sol len, wobei der Bund von d iesem 
Rahmen - rund 75 Mrd. Schilling - 90% 
für sich in Anspruch nimmt, während für 
die Länder und Gemeinden nur 0,3% 
des BIP, also 7,5 Mrd. Schilling verblei­
ben. 

Aus den Maastricht-Kriterien läßt sich 
eine bedeutsame Konsequenz ableiten. 
Der öffentliche Schuldenstand darf, 
wenn er bei der "magischen" Grenze 
von 60% des BIP liegt und weiterhin lie­
gen soll, jährlich im selben Ausmaß 
wachsen wie das nominelle BIP. Das 
bedeutet aber mit anderen Worten ,  daß 
bei E inhaltung des 60%-Kriteriums 
beim Schuldenstand beim Defizit die 
3%-Begrenzung gar n icht in vollem 
Ausmaß in Anspruch genommen wer­
den darf. Erst ab einem BIP-Wachstum, 
so die beiden Autoren, von 5,26% kann 
die 3%-Grenze für das Defizit voll aus­
geschöpft werden ,  ohne mit  dem 
Schuldenstand-Kriterium in Konflikt zu 
geraten. 

Was sich daraus für die Gemeinden 
als Konsequenz ergibt, kann nicht so 
ohne weiteres quantifiziert werden, da 
den einzelnen Ländern und Gemeinden 
nicht von vornherein ein bestimmter 
Anteil an den für sie reservierten 0,3% 
zugewiesen ist. Jedoch verstärkt sich 
der äußere Druck auf die Gemeindefi­
nanzen auf allen Seiten, ohne daß von 
der Einnahmenseite her eine taugliche 
Antwort auf die neuen Herausforderun­
gen gegeben werden kann. Legitim ist 
vielmehr, so die beiden Autoren, d ie 
Forderung, daß den Gemeindefinanzen 
nicht von außen her Schaden zugefügt 
werde, wie es Diskussionen um die 
Abschaffung von Gemeindesteuern -
Stichwort: Getränkesteuer - anklingen 
lassen. 

Ein Beitrag befaßt sich mit der den 
Möglichkeiten von Zusammenarbeits­
formen zwischen dem öffentlich-recht-
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Iichen und dem privaten Bereich, die 
von Public-Private-Partnerships (ppPs) 
über Leasingfinanzierungen bis zu Aus­
gliederungen reichen können. Einlei­
tend weist Wolfgang Habermayer dar­
auf hin, daß die Deregulierung und Li­
beralisierung von Märkten öffentlicher 
Lei-stungserstellung gemeinsam mit 
der zunehmenden Akzeptanz der Prin­
zipien der freien Marktwirtschaft in den 
achtziger Jahren d ie ersten großen Pri­
vatisierungen öffentlicher Leistungs­
erstellung, insbesondere in Großbritan­
nien, ausgelöst haben. Beschleunigt 
wurde der Gedanke der privatwirtschaft­
l iehen Einbindung in die Leistungs­
erstellung öffentlicher Aufgaben, d .h .  
insbesondere privatwirtschaftlich finan­
zierter lnfrastrukturprojekte, durch die 
wachsende strukturellen Probleme vie­
ler öffentlicher Haushalte. 

Vor diesem Hintergrund steigt bei vie­
len Kommunen das Interesse, alterna­
tive Lösungsmöglichkeiten für die Or­
ganisation und die damit verbundene 
Finanzierung zu prüfen. ln jedem Ein­
zelfall muß daher die Gebietskörper­
schaft die jeweils kostengünstigste Or­
ganisationsform und Finanzierungsform 
finden, ohne jedoch sich der hoheitli­
chen Pfl ichtaufgaben entled igen zu 
können. Die organisatorische Entla­
stung, nach Habermayer ein wesentli­
cher Vorteil von PPPs, bringt erfah­
rungsgemäß eine Minimierung der Ge­
samtkosten .  Beispiele zeigen, daß 
durch PPPs Kosteneinsparungen von 
bis zu 30% erzielt wurden. Die prakti­
sche Erfahrung hatjedoch auch demon­
striert, daß es keine Patentrezepte für 
die Minimierung von Kosten gibt. Zur 
Zeit bestehen bei vielen kommunalen 
Aufsichtsbehörden Unsicherheiten, ob 
und inwieweit Organisationsformen ei­
ner gesetzlichen Genehmigungspflicht 
unterliegen, ob Fördermittel eingesetzt 
werden können u.ä.m. ,  von einer ech­
ten Standardisierung der unterschiedli­
chen Organisationsformen ist man je­
doch noch weit entfernt. 
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Mit den kommunalen Aufgaben im 
Wandel befaßt sich He lmut Mödl­
hammer. Der "Knackpunkt" bei der An­
passung der Aufgabenstellungen und 
der I nstrumente der Gemeinden im 
Wandel wirtschaftl icher, sozialer und 
ökologischer Rahmenbedingungen ist, 
daß neue Aufgabenstellungen ohne 
adäquaten finanziel len Ausgleich mit 
den bisherigen klassischen Aufgaben 
der Gemeinden kumulieren. Die von 
Bundes- und Landesgesetzgebung über 
Jahrzehnte geübte Politik, die Aufga­
ben der Gebietskörperschaften, insbe­
sondere der Gemeinden nach dem "all­
gemein (politisch) erwarteten Sol l" ,  
n icht aber nach der eigentlichen Lei­
stungskraft der Kommunen zu bestim­
men, hat den überwiegenden Teil der 
Gemeindehaushalte d urch Pfl icht­
auf(bzw. aus )gaben vereinnahmt. 

Im Hinblick auf die schwindende fi­
nanzielle Leistungskraft der Kommunen 
einerseits und den sachlichen Zwang 
der Annahme neuer Herausforderungen 
andererseits gewinnt der optimale Ein­
satz, so Mödlhammer, verbliebener 
Steuerungsinstrumente ebenso größte 
Bedeutung wie die Suche nach Partnern 
über Gemeindegrenzen hinweg. Ein 
weiterer kommunalpolitischer Schwer­
punkt wird in dem Versuch liegen, Pro­
bleme - vor allem im regionalen Bereich 
- dort zu lösen, wo sie entstehen, und 
nicht (erst) dort, wo sie sich auswirken. 
Ebenso wichtig wie im örtlichen Bereich 
wird auch hier das Suchen nach ver­
netzten Lösungen und im konsequen­
ten Verfolgen der einzelnen Planungs­
ziele liegen. 

Das I nvestitionsverhalten der Ge­
meinden wird sich aber auch in Zukunft 
nicht nur an geänderten Aufgabenstel­
lungen, sondern aufgrund sinkender 
Eigenmittel auch weiterhin an den zur 
Verfügung stehenden Fremdmitteln 
(Kred itbed ingungen) ,  insbesondere 
aber an Bedarfszuweisungen, Zweck­
zuschüssen und sonstigen Beiträgen 
des Bundes und der Länder orientieren. 
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Der härtere Wettbewerb der Stand­
orte wird bei aller regionaler und über­
regionaler Kooperation und Partner­
schaft innerhalb der Gemeinden, so 
Mödlhammer n icht ausbleiben. Stadt­
und Ortsmarketing sind hier nur ein 
Bestandteil , aber kein alleiniger Aus­
weg. Entscheidend wird die Qualität, 
n icht d ie Quantität der öffentlichen 
Dienstleistungen vor al lem im Pla­
nungsbereich sein. Die Last öffentlicher 
Abgaben z.B.  für Wasser-, Energie­
oder Abfallversorgung erfordert hohe 
Transparenz und Kostenwahrheit Der 
Autor führt weiters aus, daß Bildungs-, 
Sozial- und Kultureinrichtungen fortlau­
fend auf ihren Bedarf und ihre Ange­
messenheil h in beobachtet werden 
müssen. Mit anderen Worten: ln finan­
ziell angespannten Zeiten werden Ein­
sparungen in Zukunft primär von die­
sen drei Sektoren getragen werden 
müssen. Diesem Ansinnen ist gerade 
aus Arbeitnehmersicht entschieden 
entgegenzutreten. 

Neben diesen kurz skizzierten Bei­
trägen werden noch Reformansätze im 
kommunalen Rechnungswesen (Aifred 
Ried I) diskutiert; die Ausgliederung und 
Vergesellschaftung kommunaler Wirf­
schaftsbetriebe am Beispiel der Stadt­
werke Ried im lnnkreis/OÖ (Walter Lu­
kas) vorgestellt; auf die Möglichkeit 
der  Gemeindefinanzierung durch 
Darlehensaufnahme bei Banken (Hans 
Mitterhuber) eingegangen; das kommu­
nale Immobilienleasing mit besonderer 
Berücksichtigung des Umsatzsteuer­
gesetzes 1 994 (Robert Kührer) vorge­
stellt sowie in zwei Beiträgen auf die 
Finanzierung von Projekten im Rahmen 
der Siedlungswasserwirtschaft (Ger­
hard Gang!) sowie auf die Förderung 
von Projekten i n  de r  Sied l ungs­
wasserwirtschaft (Danilo Fras) einge­
gangen. 

Insgesamt liegt ein Handbuch vor, 
das den Anforderungen hinsichtlich ei­
nes schnellen und profunden Überblicks 
über diese schwierige Materie genügt. 
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Anzumerken bleibt u. a . ,  daß in eini­
gen Beiträgen zusätzl iche Informatio­
nen von Vorteil gewesen wären. So 
hätte sich der Rezensent etwa von Bert­
ram Hüttner, einem der profundesten 
Kenner der Finanzsituation der Gebiets-
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körperschaft, erwartet, daß er die Da­
tenbasis, d ie seinem Beitrag zugrunde 
liegt, um das Bundesland Wien erwei­
tert hätte. 

Josef Woldrich 
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Übernahmen, Konzernrecht und 

Konzernierungsprozesse 

Rezension von: Klaus 
E. Herkenroth, Konzemierungsprozesse 

im Schnittfeld von Konzernrecht und 
Übernahmerecht 

Rechtsvergleichende 
Untersuchungen der Allokationseffizienz 

unterschiedlicher Spielregeln von 
Unternehmensübernahmen, 

Duncker & Humblot, Berlin 1 994, 4 1 6  
Seiten, ö S  999,-. 

ln der Schriftenreihe zur wirtschafts­
wissenschaftlichen Analyse des Rechts, 
welche der Verlag "Duncker & Humblot" 
herausgibt, ist mit Band 1 8  eine rechts­
vergleichende Untersuchung von Klaus 
E. Herkenroth erschienen, d ie nach ih­
rem Untertitel "AIIokationseffizienz un­
terschiedlicher Spielregeln von Unter­
nehmensübernahmen" die Frage erör­
tern wil l ,  "welche Anreize von der 
Rechtsordnung auf Unternehmensüber­
nahmen ausgehen". Ausgangspunkte 
der Untersuchung sind formal zwei un­
terschiedliche Ansätze samt einer Infra­
gestellung des gesellschaftsrechtlichen 
Merhheitsprinzips. 

Erster Ansatz ist die grundsätzliche 
Krit ik an  den konzern recht l ichen 
Minderheitsschutznormen des deut­
schen Aktiengesetzes. Dieses erfülle, 
so auch das Geleitwort der Untersu­
chung, n icht jene Erwartungen, von 
denen man bei der Reform des Aktien­
gesetzes im Jahre 1 965 ausgegangen 
sei, nämlich den effektiven Schutz der 
verschiedenen, von einem Konzer-
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nierungsvorgang betroffenen Gruppen. 
Begründet wird die Kritik im Geleitwort 
Kirchners ganz allgemein damit, daß 
"der alte Ansatz .. . sicher untauglich" 
sei. Womit das Konzept der geltenden 
deutschen aktiengesetz-lichen Rege­
lung gemeint ist, nach welchem Min­
derheitsaktionäre im Falle einer erfolg­
ter Konzern ierung d u rch U nter­
nehmensverträge m itte ls akt ien­
gesetzlichen Ausgleichs- und Abfin­
dungsrechten geschützt werden sollen 
und dessen Probleme auch die Bewer­
tung der genannten Rechte lägen. 

Mit dem zweiten Ansatz wird u .a .  
schon in der Einleitung der ggstl. Un­
tersuchung die Forderung nach gesell­
schaftsrechtlichen Take-Ovar-Regelun­
gen erhoben. Solche Regelungen könn­
ten grundsätzlich entweder nur dem Mo­
dell des deutschen Konzernrechts oder 
jenem des britischen "City Code on 
Take-overs and Mergers" folgen .  
Weiters wird argumentiert, daß es in der 
Zwischenzeit, also seit 1 965, auch in 
Deutschland zu einer stärkeren Verbrei­
tung von Übernahmeangeboten gekom­
men sei und deshalb "die grenzüber­
schreitende Verallgemeinerung dieser 
Transaktionsform" auch in der Rechts­
wissenschaft zu einem vieldiskutierten 
Thema geworden wäre. 

Eigentlicher Kern der vorliegenden 
rechtsvergleichenden Untersuchung ist 
jedoch eine radikale Kritik an einer we­
sentlichen Institution des geltenden 
Gesellschaftsrechts, nämlich des Mehr­
heitsst immrechts , das d ie Beherr­
schung von Gesellschaften über die 
einfache Kapitalmehrheit ermöglicht 
und  daher, so Herke n roth ,  "d ie  
Minderheitstimmrechte leerlaufen läßt". 
Die I nstitution des Mehrheitsstimm­
rechts wird ausschließlich unter den Be­
dingungen der Konzernherrschaft kriti­
siert; genauer, unter den Bedingungen 
verbundener Unternehmen, weil sie als 
Möglichkeit der Eigenkapitalbeschaf­
fung unter dem Marktpreis im Verhält­
nis zum Einheitsunternehmen identifi-
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ziert wird. Daher fordert der Autor d ie 
Beteiligung von Minderheitsaktionären 
u.a. an d iesem "Konzerneffekt", da an­
sonsten eine Enteignung von Minder­
heitsaktionären vorläge. 

Konzernierung als billigste Form 

der Eigenkapitalbeschaffung 

Mittelpunkt des I. Teils der Untersu­
chung ist die Frage nach dem Stellan­
wert des Gesellschaftsrechts für die 
Eigenkapitalbeschaffung im Konzern . 
Vorerst werden Strukturmerkmale des 
Konzerns untersucht. ln diesem Zusam­
menhang wird festgestel lt, daß der 
Konzernorganisation bei Ausübung ih­
rer Leitungsmacht Markt oder Hierar­
chie als substituierbare Allokations­
mechanismen zur Verfügung stehen. Je 
nach den zu erwartenden Vortei len 
könnten daher Markt oder Unternehmen 
zur Ressourcenallokation eingesetzt 
werden.  Wird eine Unternehmens­
betei l igung erworben , so reiche zur 
Beherrschung d ieses Unternehmens 
aufgrund des gesellschaftsrechtlichen 
Mehrheitsprinzips grundsätzlich die ein­
fache Mehrheitsbeteiligung aus, was zur 
Folge habe, daß der erforderliche Ka­
pitaleinsatz für d iese Investition auf 
rund die Hälfte des Wertes des zu inte­
grierenden Unternehmens reduziert 
wird. "Externes Wachstum ist unterdie­
sen Prämissen die bill igere Variante des 
Unternehmenswachstums". Durch die­
se wird die Wirtschaftskonzentration in 
Form des externen Unternehmens­
wachstums gefördert, könnten doch die­
se verbill igten Investitionen bei inter­
nem Wachstum nur über den vollen 
(Markt-) Preis durchgeführt werden. 

Unter Zitierung Immengas (1 ) wird 
zur Therapie d ieser konzentrations­
fördernden Wirkung des Konzernrechts 
eine angemessene Leistung an die Ak­
tionäre gefordert. Diese Leistung wäre 
nur dann angemessen, wenn ihrer Be-
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messung der volle Wert der gasei l­
schaftsrechtlichen Beteiligung unter Be­
rücksichtigung der wirklichen Vermö­
genslage und des Ertragswertes zu­
grundeläge. Dieser "richtige Preis wäre 
im Interesse der Aktionäre und der 
Wirtschaftsver -fassung" . 

Auf die Frage, wie denn dieser "rich­
tige Preis" zu ermitte ln wäre,  geht 
Herkenroth im Zusammenhang n icht 
weiter ein. Ginge man jedoch nach der 
Kapitalmarkttheorie davon aus, daß der 
Börsekurs den Marktwert eines notier­
ten Unternehmens ausdrückt, und  
weiters von der von Herkenroth zu­
grundegelegten These eines Konzern­
effekts aus, daß ein Unternehmen über 
die einfache Mehrheitsbeherrschung 
mit z.B. 50, 1 %  faktisch zur Hälfte sei­
nes Wertes erworben wird und logisch 
weitergeführt im Falle einer Publikums­
Aktiengesellschaft, welche al lenfalls 
schon mit 33,33% beherrscht werden 
könnte und daher schon um ein Drittel 
seines Wertes erworben werden kann, 
so müßte danach der geforderte "rich­
tige Preis im I nteresse der Aktionäre 
und der Wirtschaftsverfassung" beim 
doppelten bzw. dreifachen Kurswert 
oder beim doppelten oder dreifachen 
etc. Verschmelzungswert liegen. 

Der "Konzerneffekt" eine 

Enteignung? 

Unter Hinweis auf die "Ambivalenz 
von Konzernierungsprozessen" relati­
viert Herkenroth scheinbar seine bis 
dahin mit lmmenga wie oben argumen­
tierende Position, da er einräumt, daß 
mög l iche Verbesserungen der  
Eigenkapitalbeschaffungsmög l ich­
keiten nur einen Teil der Überlegungen 
einer Konzernmuttergesellschaft an läß­
lich der Übernahme eines anderen Un­
ternehmens bilden, und argumentiert 
sodann, die These lmmengas' von der 
"Zurechnung unternahmarischer Res-
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sourcen unter ihrem Wert" ließe außer 
acht, daß aus der Zusammenfassung 
von Unternehmen auch synergetische 
Effekte resultieren könnten. 

Diese Relativierung seiner Position 
ändert aber keineswegs Herkenroths 
grundsätzliche Konzeption einer not­
wendigen Beteiligung von Aktionären 
an dem wie vorhin definierten "Konzern­
effekt", sondern dient offenbar der Er­
öffnung einer weiteren Argumentations­
linie, da er sichtlich eine weitere Vari­
ante , den sogenannten "positiven 
Konzerneffekt" annimmt, und auch in 
diesem Zusammenhang eine Beteili­
gung außenstehendar Aktionäre, dies­
mal an den Synergieeffekten verbun­
dener Unternehmen, fordert. Diese For­
derung leitet Herkenroth einerseits aus 
der Überlegung ab, eine Aktie sichere 
ihrem Eigentümer einen Anteil an den 
aggre-gierten Ressourcen einer Aktien­
gesellschaft, und zweitens daraus, daß 
am Prozeß der Wertschöpfung durch 
Unternehmenszusammenschlüsse bei­
de verbundenen Unternehmen beteiligt 
sind. 

Für die weitere Analyse ist nunmehr 
festzuhalten, daß Herkenroth aus der 
konzentrationspol itisch begründeten 
Forderung Immengas nach einem "rich­
tigen Preis" (!) , der für Unternehmens­
übernahmen anstelle des Marktpreises 
als Instrument herangezogen werden 
soll ,  um konzentrationspolitisch uner­
wünschte Effekte auszugleichen ,  die 
Tatsache des Vorl iegans der Enteig­
nung von Minderheitsaktionären ablei­
tet. Unklar bleibt in diesem Zusammen­
hang seine Forderung nach einer Be­
teil igung an den "positiven Konzern­
effekten". 

Seine These von den Eigentumsrech­
ten an den Unternehmensressourcen 
le itet Herken roth aus dem weiten 
eigentumstheoretischen Begriff der 
Property-Rights-Theorie und deren Ver­
ständnis des Unternehmens, welches 
selbst einen Markt darstellt und daher 
ohne das Konzept eines Eigentümers 
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von Unternehmen (im Sinne der "orga­
n isierten Erwerbsgelegenheit") aus­
kommt. 

Nach dem traditionellen juristischen 
Eigentumsbegriff ist Eigentümer der 
Ressourcen einer Aktiengesellschaft 
jedenfalls die juristische Person Aktien­
gesellschaft und der Aktionär auch kein 
M iteigentümer. Auch im Österreichi­
schen Aktienrecht findet d iese zitierte 
Konzeption keine Grundlage, da die 
Aktie als Wertpapier gilt, die einen An­
teil am Grundkapital und M itg l ied­
schaftsrechte sowie Vermögensrechte 
verkörpert (Gewinnanspruch, Anspruch 
auf Liquidationserlös), aber keinesfalls 
einen direkten Anteil an irgendeiner der 
Ressourcen des Unternehmens einer 
AG vermittelt. 

Nach dieser Grundlegung wäre nach 
Ansicht Herkenroths nur mehr die Prü­
fung der Frage entscheidend, "wem der 
Konzerneffekt zuzurechnen sei", da es 
unter dem Gesichtspunkt einer effekti­
ven Allokation von Ressourcen nicht 
nur darum ginge, wie Minderheitsaktio­
näre vor Expropriationen geschützt 
werden können {hier beruft er sich for­
mal auf Kirchner und zitiert dessen 
Ausführungen) (2), sondern auch dar­
um, wie die verschiedenen Aktionärs­
gruppen an den Konzerneffekten eines 
Unternehmenszusammenschlusses 
partizipieren sollten. 

Konzernverbund als 

vorherrschende Unternehmensform 

in Deutschland 

Zu Beginn seiner Darstellung der 
"Konzernierungsprozesse als Rege­
lungsgagenstand des Gesellschafts­
rechts" (Überschrift zum I .Teil) , stellt 
Herkenroth unter Zitierung des "AG 
Raports 1 991 " fest, daß "heute . . .  mehr 
als zwei Drittel der deutschen Aktien­
gesellschaften in i rgendeiner Weise 
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konzernverbunden . . .  sind", und zitiert 
weiters eine Studie Ordelheides auf 
Basis einer Zufallsstichprobe deutscher 
Aktiengesellschaften aus dem Jahre 
1 986, nach welcher der Antei l der 
Mehrheitsgesellschaften bei rund 76% 
lag und dessen Schlußfolgerung, daß 
die Aktiengesellschaft als autonomes 
Unternehmen der Vergangenheit ange­
hört. Nach einem in der "FAZ" vom 
24.2.1 997 veröffentlichten Hinweis auf 
eine empirische Stud ie über börse­
notierten Aktiengesellschaften lag üb­
rigens der Anteil konzernverbundener 
deutscher Aktiengesellschaften im Jah­
re 1 993 bei nahezu 97%, bezogen auf 
das Grundkapital waren es sogar 
98,8%. 

Geht man von dieser Organisations­
struktur aus (und n immt man,  auf­
grund der zunehmenden Wirtschafts­
konzentration, eine tendenziell mög­
l i che  a n a loge E n tw ick l u n g  d e r  
Mehrheitsbeherrschung an) ,  so stellt 
sich d ie grundlegende Frage nach der 
Zweckmäßigkeit  des Herken roth­
schen Vorschlages, d ie deutschen 
Minderheitsaktionäre in der Phase un­
m ittelbar vor der Konzernierung zu 
schützen .  Wäre doch der Schutz au­
ßenstehender Aktionäre in der Phase 
vor einer Konzernierung prinzipiell nur 
dann sinnvol l ! ,  wenn die Aktiengesell­
schaften  noch  n i cht  konzern­
verbunden wären. Wenn  näml ich d ie 
Minderheitsaktionäre, was Herkenroth 
vertritt, grundsätzlich nur in der Pha­
se vor der Kontro l lübernahme,  zu 
Beginn des Konzernierungsprozesses 
geschützt werden könnten ,  die Kon­
zernierung deutscher Aktiengesell­
schaften ,  wie obige Daten zeigen ,  fak­
tisch jedoch bereits vollendet ist, so 
stellt sich die Frage, was in d iesem 
Fall der Schutz vor Beginn der Kon­
zern ierung überhaupt soll? Alternativ 
stellt sich dazu die Frage, wieweit d ie­
se Herken-rothsche Argumentation 
n icht ein Vehikel für völlig andere In­
teressen ist? 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Die Regelungen in Deutschland, 

England, den USA und der EU 

Der I I .Teil der Untersuchung hat, so 
Herkenroth ,  d ie untersch ied l ichen 
Regelungskonzeptionen in den ange­
führten Staaten und der " 1 3. EU-Richt­
l in ie auf dem Gebiete des Gaseil­
schaftsrechts über Übernahme" zum 
Gegenstand. Eine generelle Darstellung 
von Übernahmeregelungen als gaseil­
schaftsrechtl iche Regelu ngskon­
zeptionen ist allerdings insofern mißver­
ständ l ich , a ls d ie  beschr iebenen 
Übernahmeregelungen nur zum gerin­
geren Teil Normen des Gesellschafts­
rechtes sind. Sie gehören fast aus­
schließlich zum Kapitalmarktrecht Au­
ßerdem beruhen manche Übernahme­
regelungen auffreiwilligen Vereinbarun­
gen beteil igter Interessengruppen ohne 
gesetzliche Grundlage oder auf Emp­
feh l ungen von Sachverständ igen .  
Herkenroth scheint im Zusammenhang 
zwar auch das Konzernrecht zu meinen, 
zieht aber keine scharfe Grenze zum 
Übernahmerecht, möglicherweise des­
halb, weil er für eine gesellschaftsrecht­
liche Regelung plädiert. 

Beispielsweise ist die britischen Re­
gelung des "City Code on Take-avers 
and Mergers" eine freiwillige Vereinba­
rung der "Institutionen des Wertpapier­
handels" der Londoner City und enthält 
der britische Company Act vergleichs­
weise wenige Normen, die im Falle von 
Übernahmen anzuwenden sind. 

Auch die US-amerikanischen Vor­
schriften des SEA (Security Exchange 
Act 1 934) samt seiner Ergänzung durch 
den "Williams Act" in der Fassung aus 
1 968, wodurch Vorschriften betreffend 
Übernahmeangebote in Form von "Ten­
der Offers" erlassen wurden, beruhen 
nicht auf US-Gesellschaftsrecht, son­
dern auf Kapitalmarktrecht, was sich 
schon daraus ergibt, daß der US-Bund 
keine Kompetenz zur Erlassung gaseil­
schaftsrechtlicher Regelungen hat. 

Ähnliches gi lt für d ie Leitsätze der 
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Börsensachverständigenkommission 
beim deutschen Bundesfinanzministe­
rium. Sie sind reine Empfehlungen ohne 
Rechtscharakter, wie Herkenroth be­
dauernd meint. Wenn er aber ausführt, 
daß d ie von der Börsensachverstän­
digenkommission aufgestellten Verhal­
tensregeln kaum Anwendung finden, so 
stellt sich d ie Frage, inwieweit diese 
Leitsätze den Interessen der "Institutio­
nen des deutschen Wertpapierhandels" 
Rechnung tragen und wieweit sie auf 
Grund der Strukturen und Bedingungen 
der deutschen "Märkte fü r Unter­
nehmenskontrolle" überhaupt anwend­
bar sind. 

Grundsätzlich stellt sich das Problem, 
warum es zweckmäßig sein soll, Ka­
pitalmarktnormen und Fusionskontroll­
recht als Gesellschaftsrecht zu veran­
kern. Herkenroth geht nicht auf die H in­
tergründe der genannten Kapitalmarkt­
regelungen ein. Das ist bedauerlich, 
weil damit die realen Interessenlagen 
verschleiert werden.  I m  übrigen ist 
wohl nicht anzunehmen, daß Kapital­
marktregelungen der "Allokations­
effizienz" oder "Gerechtigkeitsvor­
stellungen" dienen, wie Herkenroth im 
Zusammenhang mit dem Pakethandel 
( S. 38 ) meint. 

Konzernierungsprozesse und 

Gesellschaftsrecht 

Als Konzernierungsprozesse sieht 
Herkenroth grundsätzlich den Vorgang 
der Entstehung von Unternehmens­
verbindungen unter der Bedingung der 
Mehrheitsbeherrschung . Konzernie­
rungsprozesse laufen - nach deut­
schem Konzernrecht - idealtypisch in 
mehreren Phasen ab: 

1 .  Phase: Mehrheitserwerb; 
2. Phase: Ausübung der Mehrheits­

herrschaft durch gelegentliche Einfluß­
nahme oder in gesteigerter Form durch 
faktische Konzernierung; 

3. Phase: Vertragliche Absicherung 
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der Herrschaft (Vertragskonzern); 
4. Phase: Fusion, übertragende Um­

wandlung oder Eingliederung. 
Entscheidend ist aber die Phase des 

Mehrheitserwerbs,der durch sukzessi­
ve Aktienkäufe, Paketkäufe oder Über­
nahmeangebote gekennzeichnet ist. 
Die Schwächen der deutschen Rege­
lung beschreibt Herkenroth damit, daß 
gemäß § 20 dAktG lediglich Mitteilungs­
pflichten bei Überschreiten der 25%­
bzw. 50%-Beteiligungen normiert sind, 
aber keine Informationspflicht der Ak­
tionäre einer "Zielgesellschaft" hinsicht­
lich der Absichten eines Erwerbars be­
steht und damit andere potentieller Bie­
ter n icht auf den beginnenden Konzer­
nierungsvorgang aufmerksam gemacht 
werden. Daher könnten Aktionäre nicht 
am Konzerneffekt partizipieren, den 
Herkenroth in d iesem Zusammenhang 
offenbar als "Kurssteigerungseffekt" 
sieht. 

Deutsches Konzernrecht und 

Minderheitsaktionäre 

Anders als die Konzernregelung des 
Österreichischen Aktiengesetzes (und 
anders als das RLG 1 996) geht das 
deutsche Aktiengesetz vom Tatbestand 
der "verbundenen Unternehmen" aus. 
Dieser umschreibt "verbundene Unter­
nehmen" entweder als in Mehrheitsbe­
sitz stehende oder mit Mehrheit betei­
l igte Unternehmen, als abhängige und 
herrschende Unternehmen, sowie als 
Konzernunternehmen wie wechselsei­
tig betei l igte Unternehmen oder als 
Vertragstei le eines Unternehmens­
vertrages. 

Angelpunkt des deutschen Konzern­
rechts sind die Unternehmensverträge 
nach den Bestimmungen des § 291 
dAktG. Diese können entweder als Be­
herrschungsverträge (die Unterstellung 
einer Aktiengesellschaft unter einheit­
liche Leitung eines anderen Unterneh­
mens), als Gewinnabführungsverträge 
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oder als Unternehmensführungsverträ­
ge konzipiert sein. Erst durch den Ab­
schluß solcher Unternehmensverträge 
entsteht e in Vertragskonzern . Erst 
Unternehmensverträge haben zur Fol­
ge, daß Minderheitenschutzbestim­
mungen greifen sowie allfällige Verlu­
ste bei abhängigen Unternehmen aus­
zugleichen sind und außenstehende 
Aktionäre im Falle von Gewinnabfüh­
rungsverträgen wiederkehrende ange­
messene Geldleistungen erhalten müs­
sen. Überdies müssen Beherr-schungs­
wie Gewinnabführungsverträge gemäß 
§ 305 dAktG vertragliche Verpflichtun­
gen zur angemessenen Abfindung von 
Minderheitsaktionäre enthalten, soferne 
diese eine Abfindung verlangen. 

Diese Schutzbestimmungen gelten 
aber n icht für sogenannte faktische 
Konzerne. Das sind Konzerne, die zum 
Beispiel auf Kapitalbeteiligungen ohne 
Unternehmensvertrag beruhen, selbst 
wenn der Fall der Abhängigkeit vorliegt. 
Diese Form des Konzerns stellt den 
weitaus größten Anteil an verbundenen 
Unternehmen in Deutschland. Im Fall 
des Nichtbestehens eines Unterneh­
mensvertrages normiert § 3 1 1  dAktG 
einen nur eingeschränkten Schutz von 
Minderheitsaktionären und darf ein herr­
schendes Unternehmen seinen Einfluß 
n icht zum Nachteil des abhängigen 
Unternehmens benutzen, es sei denn,  
dieser Nachteil wird ausgeglichen. 

Herkenroth argumentiert nun zu die­
ser Regelung, daß der Schutz der au­
ßenstehenden Aktionäre durch § 3 1 1  
dAktG "nach überwiegender Meinung" 
nicht gewährleistet sei und begründet 
das mit dem kaum operablen Nach­
tei lausgleichsmechanismus und den 
Schwierigkeiten der Nachteilsermitt­
lung. Im Falle konzerninterner Rechts­
geschäfte seien Preisvergleiche selbst 
bei Existenz von Marktpreisen nu r  
schwer durchführbar und "werden . . .  
richtige Preise konzerninterner Leistun­
gen .. kaum zuverlässig zu ermitteln 
sein". Der Abhängigkeitsbericht, wel-
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eher der Sicherung des Ausgleichsver­
fahrens dienen soll, leide unter den glei­
chen Problemen wie die Nachteilsaus­
gleichsermittlung. Diese Defizite seien 
objektiver Natur, die selbst bei Kennt­
nis aller Sachverhaltselement bei be­
stem Wil len n icht bewältigt werden 
könnten. 

Zum Ausgleichs- und Abfindungs­
instrumentarium im Falle des Vorlie­
gens von Unternehmensverträgen 
meint Herkenroth, im allgemeinen wür­
de als Grund lage für Ausgleich und 
Abfindungen der volle Wert der Beteili­
gungen herangezogen. Die Schwierig­
keit liege aber in der Ermittlung eben 
des vollen Wertes. ln diesem Zusam­
menhang wird an d ie Argumentation 
Herkenroths zugunsten eines Aus­
gleichs zum vollen Wert einer Beteili­
gung außenstehender Aktionäre im 
Fal le des "Konzerneffekts u nter 
Mehrheitsbedingungen" erinnert. Wäh­
rend er im Falle seiner "Konzerneffekte" 
offenbar keine Probleme bei der Ermitt­
lung des vol len Wertes der Unter­
nehmensbeteiligungen sieht, argumen­
tiert er gegen das Konzept der im deut­
schen Aktiengesetz vorgesehenen 
Abfindungs- und Ausgleichsregelungen 
bei Unternehmensverträgen mit eben 
diesen Schwierigkeiten der Ermittlung 
des vollen Wertes. 

Zur weiteren Kritik am "unzureichen­
den Minderheitschutz" der Konzern­
rechtsbestimmungen des deutschen 
AktG zieht Herkenroth die Audi/NSU­
Entscheidung des BGH heran. Im Ge­
genstand ging es darum, ob im Falle 
eines Übernahmeangebots einem be­
reits abgefundenen Aktionär aufgrund 
der aktienrechtl ichen Treuepflicht ein 
Schadenersatzanspruch zustehe, wenn 
später ein anderer Aktionär vom Erwer­
ber aufgrund von Verhandlungen eine 
höhere Abfindung erhält, was der BGH 
im Zusammenhang verneint hat. Wie 
immer man auch die Entscheidung und 
die Auslegung des Grundsatzes von 
Treu und Glauben durch den BGH be-
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urteilt, so ist das vorerst kein Argument 
dafür, daß eine gesellschaftsrechtliche 
Regelung eines Übernahmerechtes 
notwendig wäre. 

US-amerikanisches Konzernrecht 

und Take-over-Regelungen 

Nach der einleitenden Feststellung, 
das US-Gesellschaftsrecht kenne kei­
ne zusammenhängende und umfassen­
de Regelung des Konzernphänomens, 
und der Erkenntnis, es gäbe keine ko­
d ifizierten Regeln zur Beurteilung des 
Spielraums von Mehrheitsaktionären 
gegenüber den Minderheitsaktionären 
- was allerdings Konsequenz der zen­
tralen Rolle der Rechtsprechung im 
US-amerikanischen Rechtssystem und 
der gesellschaftsrechtl ichen Treue­
pfl icht (Fiduciary Duties) ist -, zieht 
Herkenroth zusammenfassend den 
Schluß, das Fallrecht - das von ihm 
anhand konkreter Beispiele eingehend 
dargestellt wird - sei in bezug auf den 
Schutz der Minderheit gegen Enteig­
nungen durch die Mehrheit oder durch 
das Management ( ! )  außerordentlich 
leistungsfähig, und zwar wegen der 
durch konkrete Fallgruppen entwickel­
ten Schadenersatz-, Abfindungs- und 
Untertassungsansprüche. Auch wird, so 
Herkenroth weiter, "Konzentrations­
impulsen, die aus der unzureichenden 
Sicherung der E igentumsrechte der 
Minderheitsaktionäre resultieren kön­
nen, damit wirksamer entgegengewirkt, 
als dies im deutschen Konzernrecht der 
Fall ist." 

Bei seiner Analyse des "Wi l l iams 
Act", der im wesentlichen Regelungen 
über den Aktienerwerb und Sonderbe­
stimmungen im Fal le von "Tender 
Offers" (3) enthält, zieht Herkenroth den 
Sch luß,  daß d ieser zweifel los dem 
Sch utz der Aktionäre von Zie l ­
gesellschaften gegen feindl iche Über­
nahmen dient und durch umfangreiche 
Informations- und Publizitätspfl ichten 

142 

23. Jahrgang ( 1 997),  Heft 1 

verhindern soll ,  daß Aktionäre ihre Ent­
scheidungen unter Zeitdruck oder ohne 
ausreichende Informationen treffen. 

Die Nachteile der Regelungen des 
Williams Act sieht Herkenroth vor al­
lem darin,  daß "Tender Offers" nicht 
definiert werden und so die Ausle.�ung 
den Gerichten überlassen wird. Uber­
haupt meint er, wäre die Einschaltung 
der Rechtsprechung im Falle von Take­
avers unter dem Gesichtspunkt der 
Transaktionskosten eine zu aufwendi­
ge Lösung. Er spricht sich deshalb 
grundsätzlich gegen die US-amerikani­
sche Konzeption aus, die Höhe des An­
teilserwerbs der freien Entscheidung 
eines Erwerbars zu überlassen, und 
s ieht in der  Zu läss igke i t  von 
Verteidigungsmaßnahmen des Mana­
gements, selbst im besten Interesse des 
Unternehmens bzw. seiner Aktionäre, 
ein zentrales Problem. Nach Meinung 
Herkenroths bleibe nämlich offen, wie­
weit hier Eigeninteressen des Manage­
ments eine Rolle spielen und fehlge­
schlagene Übernahmeangebote d ie 
Aktionäre um d ie Möglichkeit bringen, 
ihre Anteile zu Preisen zu veräußern, 
die regelmäßig über ihrem aktuel len 
Marktwert l iegen .  Der " richt ige" 
Herkenrothsche Preis zum Ausgleich 
der Konzerneffekte wäre nunmehr de­
finiert. 

Britischer "Companies Act" und 

"City Code on Take-overs and 

Mergers" 

Herkenroth charakterisiert die "Ver­
h i nderung der  Entstehung  von 
Minderheitspositionen" als Wesens­
merkmal des britischen Gesellschafts­
rechts, welches ebenso wie das US­
amerikanische keine zusammenhän­
gende Konzernrechtsregelung kenne. 
Der Grundsatz der Mehrheitsherrschaft 
werde nur durch gesellschaftsrechtliche 
Treuepflichten beschränkt. Minderheits­
aktionäre könnten im  Fa l le e iner  
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Mehrheitsübernahme ausgeschlossen 
werden oder d ie Übernahme ihrer An­
teile verlangen. Dazu führt er die Be­
stimmungen von Section 428 und 430B 
Companies Act an, welche allerdings 
nur dann wirksam werden, wenn im 
Falle einer Übernahme bereits 90% der 
Anteile der Zielgesellschaft erworben 
wurden. Überdies könnten Aktionäre mit 
einem 1 5% Aktienanteil Rechtsschutz 
gegen Beschlüsse in Anspruch nehmen 
und ebenso Minderheitsgesellschafter, 
wenn die Gesellschaft so geleitet wird, 
daß ihre Interessen unangemessen 
benachteiligt werden. Daher entstehen 
schwierige Bewertungsfragen, habe 
doch das Gericht zu prüfen, in welcher 
Lage die Gesellschaft ohne Beherr­
schung durch eine Muttergesellschaft 
wäre. Nach d ieser Darstel lung bleibt 
vorerst unschlüssig, warum das briti­
sche Gesellschaftsrecht die Entstehung 
von Mehrheitspositionen verh indern 
soll .  

"Companies Act" und "Rules Gover­
ning Substantial Acquisitions of Shares" 
(SARL-Bestim mungen ,  d ie gegen 
"dawn raids" erlassen wurden, welche 
unter 30% blieben) statuieren zwar be­
stimmte Veröffentlichungspflichten und 
auch l nformationsrechte , wie z .B .  
Section 212 Companies Act, jedoch ste­
he der "City Code on Take-overs and 
Mergers", das freiwillige Übereinkom­
men der den Wertpapierhandel betrei­
benden Institutionen der Londoner City, 
im Mittelpunkt. Dieser "City Code" fin­
det grundsätzlich auf alle Übernahme­
angebote Anwendung, deren Ziele bri­
tische "Public Companies" sind, unab­
hängig davon, ob ihre Anteile börsen­
notiert sind oder nicht. Die Einhaltung 
seiner Vorschriften wird durch ein "Pa­
nel" überwacht, dem Vertreter der In­
stitutionen des Wertpapierhandels der 
C i ty angehören .  Als Sankt ions­
mechanismus steht diesem formal zwar 
nur ein öffentlicher Tadel zur Verfügung 
oder der Vorschlag an die Londoner 
Börse bzw. das Department of Trade, 
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dem Übertreter die Berechtigung zur 
Teilnahme am Börsehandel zu entzie­
hen, dennoch steht seine faktische 
Wirksamkeit außer Diskussion. 

Nun geht Herkenroth grundsätzlich 
(vgl. S. 38) davon aus, daß der Zweck 
von Übernahmeregelungen die Verhin­
derung unerwünschter wirtschaftlicher 
Konzentrationseffekte, Gerechtigkeits­
(Gieichbehandlung der Aktionäre) oder 
Allokationsgesichtspunkte sind. Eine 
Lösung nach dem Muster des britischen 
"City Codes" wäre für ihn daher die be­
ste Lösung auch für das deutsche Ge­
sellschaftsrecht. Daher erscheint es 
zweckmäßig, vorerst Ursachen und Be­
dingungen der Entstehung des Londo­
ner "City Codes on Takeovars and 
Mergers" näher zu betrachten. 

Der "City Code" und der 

Londoner "Aluminiumkrieg" 

Der "City Code on Take-overs and 
Mergers" geht auf die "Notes on Amal­
gamation of British Business" zurück 
und erhielt erst nach mehreren Refor­
men seine heutige Ausprägung. Die 
Grundlagen wurden von einer Arbeits­
gruppe geschaffen, die im Jahre 1 959 
vom Governeur der Bank von England 
aufgrund erbitterter Auseinandersetzun­
gen innerhalb der Institutionen der Lon­
doner City eingesetzt wurde. 

1 959 war das Jahr  des "Aium i ­
niumkriegs" in der Londoner City. Aus­
löser dieses Aluminiumkriegs war die 
erste feindliche Übernahme in Großbri­
tannien, und zwar des Unternehmens 
"British Aluminium", dessen Top-Mana­
gement von zwei typischen Vertretern 
des britischen Establishments gestellt 
wurde. Eine Fehl investition bei einer 
ausländischen Tochtergesellschaft hat­
te innerhalb relativ kurzer Zeit zu einem 
Kursrückgang von 80 auf 37 Shill ing je 
Aktie gefüh rt .  E in  "City-Merchant-
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banker" , der vom Establishment als 
Newcomer angesehen wurde, sah auf­
grund dieser Sachlage in "British Alu­
minium" einen potentiellen Übemahrne­
kandidaten und zwar nach erfolgreicher 
Identifizierung geeigneter Bieter, wel­
che der Merchant - Banker im US-Aiu­
miniumproduzenten Reynolds fand, der 
gemeinsam mit dem britischen Stahl­
hersteller "Tube I nvestments" an der 
Unternehmensübernahme interessiert 
war. Mit Unterstützung durch die Chase­
Manhattan-Bank wurde dem Manage­
ment von "Brit ish Alu m in i um" e in  
freundschaftlicher Deal vorgeschlagen. 
Für 78 Shilling je Aktie sollte jenes Ak­
tienpaket, das im Besitz der "manage­
mentnahen Aktionärsgruppe" war, an 
die "Newcomer-Gruppe" abgetreten 
werden. Das Management von "British 
Aluminium" lehnte ab. Es suchte die 
Unterstützung befreundeter City-Ban­
ker, nachdem ihm laufende Börsenauf­
käufe von Aktien seines Unternehmens 
bekanntgeworden waren. Zur Finanzie­
rung eines Gegenangriffs und Entmuti­
gung der Angreifer wurde ein Teil des 
"managementnahen Aktienpakets" an 
einen Reynolds-Konkurrenten, den US­
Aiumin iummulti Alcoa, verkauft, um 
den Preis von nur 60 Schilling je Aktie, 
und damit wesentlich unter dem Preis 
des Angebots der freundlichen Über­
nahme. Die umgehende Gegenreaktion 
der "Newcomer-Gruppe" erfolgte in der 
damals in England neuen Form eines 
öffentlichen Übernahmeangebots über 
Anzeigen in den englischen Tageszei­
tungen. Für jede Aktie von "British Alu­
minium" wurde der Preis von 78 Shil­
ling geboten. 

ln der Folge überboten Angreifer und 
Verteidiger gegenseitig ihre Aufkaufs­
preise, so daß die Notierung weit über 
den alten, vor der Fehlinvestition be­
stehenden Börsekurs von 80 Schilling 
je Aktie stieg. Nun stießen auch die in­
stitutionellen Anleger ihre Aktienpake­
te ab. Trotz Unterstützung des "British­
Aiuminium -Establishments" durch die 
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City-Akzeptbanken erlangte die "New­
comer-Gruppe" schließlich die Kontroll­
mehrheit und ging als Sieger aus die­
ser mit Erbitterung geführten Ausein­
andersetzung hervor; allerdings um den 
Preis tiefer Gräben in der City und ei­
ner noch tieferen Verunsicherung nicht 
nur des britischen Managements, son­
dern vor allem des "Establishments", 
dessen Angehörige bis dahin die Kon­
trolle britischer Unternehmen konkur­
renzlos ausüben konnten. 

Eine Initiative der Bank von England 
löste schließlich den Konflikt. Eine Ar­
beitsgruppe der maßgeblichen Vertre­
ter von führenden Institutionen "der 
City" wurde eingesetzt, die Wohlver­
haltensregeln fü r "Take-overs and 
Mergers" festlegten: den "City Code". 

Berücksichtigt man die damaligen 
Vorgänge, die Entwicklung der Über­
nahmen in England, die von der Domi­
nanz institutioneller Anleger geprägten 
britischen Kapitalgesellschaften und die 
Interessen der " Institutionen der Londo­
ner City" am Geschäftsfeld "Übernah­
men", so wird die Funktion des briti­
schen "City Code on Take-overs and 
Mergers" deutlich sichtbar: einerseits 
I n format ionsfun kt ion für B ieter, 
"Financial Advisers", Aktionäre und Ma­
nagement, andererseits Mindestpreis­
regelung mit Pfl ichtübemahmen, und 
damit I nteressenausg leichsmecha­
nismus der Institutionen der Londoner 
City. Damit kommt man zum Ergebnis, 
daß der "City Code on Take-overs and 
Mergers" sicherlich als Instrument zur 
Wahrnehmung der Interessen der Insti­
tutionen des Wertpapierhandels der 
Londoner City anzusehen ist. Der 
Zweck: Vermeidung unkentreli ierter 
Übernahmekämpfe durch rechtzeitige 
Information und Publizität zur Kontrol­
le des lukrativen Marktes für Unter­
nehmensübemahmen, die 1 982 durch 
d ie  "Ru les Govern ing  Substant ia l  
Acquisitions of Shares" (SARs) als In­
strument gegen "dawn raids" ergänzt 
wurde. 
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Die Regelungen des "City Code on 

Take-overs and Mergers" 

Bieter wie Zielgesellschaften verein­
baren u mfangreiche gegenseit ige 
Informationspflichten (Absichten des 
Bieters betreffend die Zielgesellschaft 
und ihre Beschäftigten, Finanzlage des 
Bieters, Verfügbarkeil von Bargeld , Art 
der Finanzierung der Übernahme, Be­
teiligungen des Bieters und Personen 
"acting in concert", allfällige Vereinba­
rungen mit den Direktoren der Ziel­
gesellschaft etc. )  sowie eine strikte 
Geheimhaltungsverpflichtun� vor öf­
fentlicher Ankündigung eines Ubernah­
meangebots. Überdies sind Zeitvor­
gaber,J einzuhalten (Veröffentl ichung 
des Ubernahmeangebots binnen 28 
Tage nach seiner Ankündigung, Antwort 
der Zielgesellschaft binnen 14  Tagen, 
Widerrufsmögl ichkeit verkaufender 
Aktionäre binnen 21 Tagen, Bezahlung 
nach bindender Wirkung des Übernah­
meangebots binnen 21 Tagen). Weiters 
sind (Principle 1 des City Code) alle 
Aktionäre gleich zu behandeln, was 
konkret bedeutet, daß ein gleicher Preis 
für alle Aktien zu entrichten ist, der nicht 
geringer sein darf als der höchste in­
nerhalb der letzten 1 2  Monate gezahl­
te Preis. Erwirbt ein Bieter eine Beteili­
gung von mehr als 30%, so ist er zu 
einem Anbot zum Erwerb aller weite­
ren Aktien verpfl ichtet. Kurz zusam­
mengefaßt, scheint mit dem "City Code" 
e ine Art Marktord nung samt 
Mindestpreisregelung für Aktien vorzu­
liegen. 

EU-Gesellschaftsrecht und 
Übernahmeangebote 

Grundlage des " 1 3. EG-Richtlinien­
vorsch lags auf dem Gebiete des 
Gesellschaftsrechts betreffend Über­
nahmeangebote" war ein Bericht "Take­
avers and Other Bids" aus dem Jahre 
1 97 4 des britischen Special Advisor of 
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the EEC, Robert R. Pennington. Die­
ser ging bei seinem Vorschlag, wie des­
sen Strukturmerkmalen zu entnehmen 
ist, vom Konzept des britischen "City 
gode of Take-avers and Mergers" aus. 
Uber verpflichtende EU-Richtlinien soll­
ten diese Vorstellungen in nationales 
Gesellschaftsrecht umgegossen wer­
den, trafen aber auf massiven Wider­
stand der kontinentaleuropäischer EU­
Mitgliedstaaten. Nach dem letzten Ent­
wurf aus 1 996 soll diese 1 3. Richtlinie 
nicht mehr als zwingendes Recht, wie 
bisherige Richtlinien, sondern als "soft 
law" in Geltung gesetzt werden. Weiters 
soll ihre Geltung lediglich jene Wertpa­
piere erfassen, welche ganz oder teil­
weise zum Handel auf Wertpapierbör­
sen der Gemeinschaft zugelassen sind 
und sollen nur jene Handlungen verbo­
ten sein, die nachweislich ein Hemm­
nis für den Erfolg von Übernahmen 
sind . 

Die City-Interessen konnten aller­
dings auch auf EU-Ebene durchgesetzt 
werden, denn nicht zufällig legt unter 
anderem sowohl der alte Artikel 6 wie 
der nun vorliegende überarbeitete Ent­
wurf zum 1 3 . Richtl inienvorschlag in 
Art. 4 Abs 1 ausdrücklich fest, daß auch 
"Vereinigungen oder privaten Stellen" 
d ie Funktion eines staatlichen Aufsicht­
<?.rgans zur Kontrolle der Einhaltung von 
Ubernahmenregelungen übertragen 
werden können. 

Die ökonomischen Grundlagen 

eines Übernahmerechts 

Die Theorien zur Rechtfertigung 
feindl icher Übernahmen (Pro-Take­
ovar-Standpunkte) ,  auf welche sich 
Herkenroth stützt, gehen von der Tren­
nung von Eigentum und Kontrolle im 
modernen Großunternehmen aus. Die­
se bewirke grundsätzlich - dazu wird 
Adam Smith zitiert - daß management­
kontrollierte Unternehmen nicht im In­
teresse ihrer Eigentümer, der Aktionä-
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re, geführt werden und daher das Ma­
nagement solcher Unternehmen grund­
sätzlich ineffizient wäre. Manager ha­
ben, so etwa die "Managerial School", 
e in  stärkeres I nteresse am Unter­
nehmenswachsturn als an der Maximie­
rung der Aktionärsrendite und überdies 
eine Präferenz für d ie Gewinnthe­
saurierung. Maßstab für die Qualität 
eines Managements wäre der Aktien­
kurs einer Gesellschaft, der sinkt, wenn 
die Qualität eines Managements nach­
lasse. 

Feindliche Unternehmensübernah­
men wären daher zur Disziplinierung 
eines ineffizienten Managements not­
wendig. Dazu diene der Markt für Unter­
nehmenskontrolle. Mittels feind licher 
Übernahmen kann das leistungsschwa­
che Management einer Zielgesellschaft 
durch ein neues, effizienteres Manage­
ment ersetzt werden. Das Aktionärs­
stimmrecht wäre der Mechanismus des 
Marktes für Unternehmenskontrolle und 
würde damit die Aktionäre in ihre Rech­
te als E igentümer wiedereinsetzen. 
Verteidigungsmaßnahmen des Mana­
gements werden abgelehnt, weil da­
durch das Stimmrecht der Aktionäre 
verwässert wird, auch wenn solche im 
Interesse (z.B .  im Falle eines "sharks") 
des bestehenden Unternehmens wären. 
Herken roth , der  von e inem uner­
wünschten konzentrationspolitischen 
Effekt und der Vermeidung einer Ent­
eignung von Minderheitsaktionären im 
Falle der Konzernierung ausgeht und 
daher eine richtige Aufte i l ung von 
Konzerneffekten an alle Aktionäre for­
dert, stellt vorerst die Vor- und Nach­
tei le der Aufte i l ung von Konzern­
effekten einander gegenüber: "Werden 
die außenstehenden Aktionäre übermä­
ßig an den Synergie-Gewinnen betei­
ligt, sinkt der Anreiz zur Realisierung 
dieser Verbundvorteile, und es kann zu 
Effizienzverlusten kommen. Ist ihr An­
teil hingegen zu gering, dann wird zu­
nehmend zweifelhaft, ob der Konzen­
trationseffekt d u rch h i n re ichende 
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Effizienzvortei le aufgewogen wird" . 
Herkenroth erkennt, wohl zu Recht, daß 
die "eigentliche Schwierigkeit in der Ent­
wicklung eines Verteilungsmaßstabes 
. . .  liegt". Zum Problem seines Vertei­
lungsmaßstabes meint Herkenroth vor­
erst grundsätzl ich, und zwar unter Zi­
tierung von Nonnemacher, Kirchner, 
Dirrigl und Carney (vgl .  dazu Anm. 6, 
S. 298): "Eine Regel zur Aufteilung des 
Verbundnutzens läßt sich logisch nicht 
begründen, da der Verbundnutzen nur 
durch das Zusammenwirken der beiden 
Parteien zustandekommt und eine Zu­
rech nung nach dem Verur­
sacherprinzip nicht möglich ist." 

Trotz dieser Feststellung übernimmt 
er nun Versuche, dennoch "Kriterien zur 
Auftei lung von Konzerneffekten" zu 
entwickeln und überdies Erkenntnisse 
zu gewinnen, wie die richtige Aufteilung 
von Konzerneffekten praktisch umge­
setzt werden könnte. Zu diesem Zweck 
macht er "sich die in der US-amerika­
nischen Literatur entwickelten Ansätze 
zunutze, in denen, "nach seiner Auffas­
sung," die wesentlichen Fragestellun­
gen der Problematik bereits formuliert 
und d iskutiert worden sind." Dazu zieht 
er die theoretischen Grundelemente 
und Argumentationen der Manne -
Schule (u.a. Easterbrook, Fischel) her­
an, die er im wesentl ichen anhand der 
Property-Rights-Theorie (z.B. R.Coase: 
sind Eigentumsrechte an vorhandenen 
Ressourcen eindeutig festgelegt und 
frei übertragbar, werden Ressourcen 
automatisch ihrer effizientesten Nut­
zung zugeführt, wenn  keine Trans­
aktionskasten bestehen) prüft und kriti­
siert. 

Herkenroth stützt sich damit jeden­
falls einseitig auf jene Thesen, welche 
einen "Pro-Take-over Standpunkt" ver­
treten und von der generellen Behaup­
tung wirtschaftlicher Effizienzgewinnen 
durch Übernahmen ausgehen. Diesen 
Standpunkt nehmen vor allem Anhän­
ger der neoklassischen Wirtschafts­
theorie ein. Obgleich alle Vertreter des 
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"Pro-Take-ovar-Standpunkts" für die 
Zweckmäßigkeit feindl icher Übernah­
men plädieren, artikulieren sie in bezug 
auf d ie "Ane ignung von Verbund­
effekten" durchaus gegensätzliche In­
teressen .  Die Manne-Schule geht 
grundsätzlich von der notwendigen An­
eignung der Verbundeffekte durch den 
Kontrollübernehmer aus und meint, die 
Aneignung der Verbundeffekte durch 
den Erwerber wäre als Anreiz zu Unter­
nehmensübernahmen und damit zu ei­
ner effizienten Kontrolle des Manage­
ments nötig. Außenstehende Aktionä­
re wären lediglich Trittbrettfahrer. 

Dagegen treten u.a. die Vertreter der 
Property-Rights-Theorie,  wie z .B .  
Ronald Coase, aufgrund der Auffas­
sung, daß gesellschaftsrechtliche Mehr­
heitsprinzip führe zu einer Verdünnung 
der Eigentumsrechte von Minderheits­
aktionären und d ie Aneignung der 
Verbundeffekte durch den Mehrheitsak­
tionär wäre daher eine Enteignung, 
wenn auch die Rechte von Minderheits­
aktionären formal unangetastet bleiben, 
für die "Aneignung der Verbundeffekte" 
durch alle Aktionäre ein. Unter Zitierung 
Bebchuks argumentiert Herkenroth 
u.a. ,  die konsequente Fortentwicklung 
des Auschlusses der Aktionäre der Ziel­
gesellschaft von Verbundeffekten wäre 
ein faktische Enteignung, und meint 
zum Argument von F ischei!Easter­
brook, wonach die Beteiligung außen­
stehendar Aktionäre an Verbund­
effekten zur  Verteuerung des Gutes 
Unternehmenskontrolle führe, daß die­
ses zwar zutreffend wäre, aber nur dann 
wirksam sei, wenn dadurch eine ge­
samtwirtschaftlich effiziente Ressour­
cenallokation verhindert werden würde. 
Im übrigen könne diese Frage nur em­
pirisch beantwortet werden. Außerdem 
würden Unternehmensübernahmen 
nicht ausschließlich aus Gründen der 
effizienten Ressourcenallokation vorge­
nommen werden. 

Die Argumente der "Anti-Take-ovar­
Standpunkte" zieht Herkenroth bei sei-
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ner Untersuchung nicht heran, obgleich 
er Ergebnisse einzelner empirischer Un­
tersuchungen (z.B. Herman/Lowenstein 
oder Scherer/Ravenscraft) zitiert. Die 
"Anti-Take-over-Vertreter" verweisen, 
nämlich im Gegensatz zu Manne-Schu­
le und Property-Rights-Theorie nämlich 
entweder überhaupt auf die negativen 
Auswirkungen feindl icher Übernahmen 
auf Unternehmensstrukturen (kurzfristi­
ge Gewinnpolitik mit negativen Auswir­
kungen auf langfristige Investitionen, 
Versch lechterung der Gewinn rate, 
Rekordverschu l dung bei US­
Publikumsgesellschaften etc.) oder stel­
len nahezu einhellig fest, daß Zusam­
menschlüsse bestenfalls neutrale, sonst 
aber negative Auswirkungen auf Unter­
nehmen haben . Scherer/Ravaseraft 
kommen sogar zum Ergebnis, daß die 
Zusammenschlüsse der achtziger Jah­
re wesentlich zur sinkenden Produkti­
vität der amerikanischen Wirtschaft 
geführt haben (4). Manche stehen in 
fe ind l ichen Übernahmen e in N u l l ­
summenspiel , wo der Gewinn einer 
Seite ein Verlust für die andere ist. Über­
nahmen vergrößern den wirtschaftli­
chen Kuchen n icht, der vorhandene 
Kuchen wird nur neu verteilt. 

Zusammenfassung 

Sowohl der "City Code on Take-overs 
and Mergers" wie der 

"
Williams Act" 

sind Kapitalmarktregelungen. Herken­
roth begründet nicht näher, warum die 
Regelungen des Markts fü r Unter­
nehmenskontrolle gerade in deutsches 
bzw. europäisches Gesellschaftsrecht 
umgegossen werden sollten, zumal er 
die britische freiwillige Lösung des "City 
Code" als beispielhaft ansieht. (6) 

Auch ist nicht schlüssig abzuleiten, 
warum das britische System des frei­
willigen "City Code" im deutschen bzw. 
über die 1 3. gesellschaftsrechtliche EU­
Richtlinie im EU bzw. kontinentaleuro-
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päischen Gesellschaftsrecht verankert 
werden soll, wenn man die unterschied­
lichen gesellschaftsrechtlichen und fak­
tischen Beherrschungsstrukturen kon­
tinentaleuropäischer AG· s mit US-ame­
rikanische und britische Strukturen ver­
gleicht. 

Gesellschaftsrecht, Kapitalmarkt­
recht und Zusammenschlußrecht haben 
unterschiedliche Funktionen, obgleich 
sie sich in ihren Auswirkungen über­
schneiden können. Erschwernisse von 
Übernahmen durch gesellschaftsrecht­
l iche Regelungen erscheinen grund­
sätzl ich als wenig sinnvoll, da Übernah­
men sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf Volkswirtschaft und 
Wettbewerb haben können. Wie sie tat­
sächlich wirken, ist im Einzelfall zu be­
urteilen. Welchen Interessenstandpunkt 
man auch immer in der Frage einer 
notwendigen Beteiligung außenstehen­
der Aktionäre an "Konzerneffekten" ein­
nimmt, d ie Begründung Herkenroths 
scheint jedenfalls unschlüssig . Über­
nahmen in Form von Konzernierungen 
haben zwar grundsätzlich einen wirt­
schaftlichen Konzentrationseffekt, doch 
setzen im Gefolge von Übernahmen er­
fahrungsgemäß "Restrukturierungs­
maßnahmen" ein, welche ihrerseits so­
wohl Konzentrations- wie Dekonzen­
trationseffekte haben können. 

Grundsätzliches Anliegen der "Schrif­
tenreihe zur wirtschaftswissenschaftli­
chen Analyse des Rechts" ist, so der 
Kommentar zur Reihe, die Tradition, 
wirtschaftl iche, gesellschaftliche und 
rechtliche Fragen im Zusammenhang 
zu betrachten. Dieses Anliegen erfüllt 
die vorl iegende Untersuchung nicht, 
was allein daraus zu schließen ist, daß 
zwar mit wettbewerbspolitischen Fra­
gen a rgument iert w i rd (z . B .  
konzentrationsfördernde Wirkung des 
"Konzernrechts"), auf die dadurch ent­
stehenden wettbewerbspolitischen Fra-
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gen aber nicht eingegangen wird. 
Dennoch muß abschließend festge­

stellt werden, daß die vorliegende Un­
tersuchung Herkenroths, selbst wenn 
man manche ihrer Wertungen, Prämis­
sen oder Schlußfolgerungen nicht tei­
len kann, eine ungemein interessante 
und wertvolle Arbeit ist, welche auch 
durch die Fülle des aufgearbeiteten 
Materials und der Literaturhinweise be­
sticht. 

Anmerkung 

( 1 )  l m menga ,  U . ,  Der  Preis der  
Konzernierung ,  i n :  Sauermann ,  H . ;  
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schaftsordnung und Staatsverfassung 
(Tübingen 1975) 255. 

(2) Kirchner, C h . ,  Ökonomische Über­
legungen zum Konzernrecht, in: ZGR 
( 1985) 214. 
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Marktwert der Anteile zu erwerben und 
das Kaufangebot nur eine begrenzte 
Zeit wirksam ist. "Privately Negotiated 
P u rchases" u nd "Ope n  Market 
Purchases" werden von seinen Regeln 
nicht erfaßt. 

(4 )  Ravenscraft, D . J . ;  Scherer, F. M . ,  
M erges ,  Se i l -offs and Economic 
Efficiency (Washington D . C .  1987);  
d ieselben , Mergers and Managerial 
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(Hrsg.), Knights, Raiders, and Targets 
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(6 )  § 20 Abs . 1  dAkt verpfl ichtet e ine 
Gesellschaft, welche mehr als 25 % der 
Aktien eines U nternehmens erwirbt, 
d iesen E rwerb u nverz ü g l ich dem 
U nternehmen mitzuteilen , u nd ist die 
e inz ige gesel lschafts rechtl iche 
Vorschrift für Übernahmen. 
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Wirtschaft und Politik in 

Osteuropa seit 1918 

Rezension von: 
Derek H. Aldcroft, Steven 

Morewood, Economic Change in Eastem 
Europe since 1 9 1 8 ,  Edward Elgar, 
Aldershot 1 995, 277 Seiten, f 45,-. 

Schon einige Zeit vor der Wende rich­
tete sich d ie Aufmerksamkeit der an­
gelsächsischen wirtschaftsgeschicht­
lichen Forschung auf die Probleme des 
Donauraumes, insbesondere der öster­
reichisch-ungarischen Monarchie. Nach 
den Ereignissen von 1 989 intensivierte 
sich dieses Interesse, weil sich nunmehr 
die Frage stellte, ob die deplorable wirt­
schaftliche Lage der ostmittel-europäi­
schen Staaten lediglich auf das kom­
munistische Wirtschaftssystem zurück­
zuführen sei, oder ob nicht auch ande­
re - historische - Ursachen die relative 
Rückständigkeit dieser Staaten erklär­
ten .  Die Arbeit Aiderafts und Morewoods 
stellt einen wichtigen und umfassenden 
Beitrag zu dieser Problematik der ost­
mitteleuropäischen Staaten (Tschecho­
slowakei, Ungarn, Polen, Jugoslawien, 
Rumänien und Bulgarien) dar. 

Da die Autoren die Bedeutung der 
politischen und sozialen Faktoren für 
die wirtschaftliche Entwicklung dieser 
Region betonen, wenden sie sich aus­
führlich der politischen Entwicklung zu. 
H iebei tritt auch ein charakteristischer 
Zug der gegenwärtigen angelsächsi­
schen Forschung hervor. Wenn Aideraft 
und Morewood die katastrophale Aus­
gangssituation d ieser Länder 1 9 1 8  
schildern, welche durch Kriegszerstö­
rungen, politisches und administratives 
Chaos gekennzeichnet waren , dann 
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unterstreichen sie die unersetzlich sta­
bilisierende Funktion derösterreichisch­
ungarischen Monarchie in dieser Regi­
on und werfen den Siegermächten die 
Auflösung d ieses Staatengebildes vor. 

Während in der Zwischenkriegszeit 
eine sehr kritische Beurtei lung des 
habsburgischen Staates überwog - ein 
Völkerkerker, der seine Angehörigen 
ökonomisch ausbeutete -, hat nach den 
späteren Erfahrungen diese Einschät­
zung umgeschlagen. 

Freilich gewinnt man den Eindruck, 
daß nunmehr die positive Betrachtung 
bisweilen überschießt Letztlich waren 
es nicht die Alliierten , welche das Ende 
der Monarchie herbeiführten, sondern 
diese löste sich in der Endphase des 
Krieges einfach auf. Da war nichts und 
niemand, der sich für ihre Erhaltung 
einsetzte. ln den Nachfolgestaaten voll­
zog sich jener Prozeß der nationalen 
Selbstbestimmung - mit allen seinen 
Problemen und Schwächen -, der in 
West- und Nordeuropa schon längst 
stattgefunden hatte. 

Die deplorable Ausgangssituation für 
die Nachfolgestaaten nach dem Krieg 
fand keine Erleichterung durch materi­
elle Unterstützung der Siegermächte. 
Auch hier wäre freilich zu bedenken, 
daß die Erkenntnis der ökonomischen 
Hilfestellung für andere Staaten auch 
im eigenen Interesse erst allmählich um 
sich griff. Schließl ich stellte damals 
Keynes erstmalig makroökonomische 
Überlegungen im Zusammenhang mit 
den Friedensverträgen an (The 
Economic Conse-quences of the 
Peace, London 1 920). 

Die Notwendigkeit solcher Aktivitäten 
fand erst in den Völkerbundprojekten 
zur Währungsstabil isierung in vielen 
Nachfolgestaaten - und unter sehr re­
stri ktiven Aspekten - ih ren N ieder­
schlag. 

ln diesem Zusammenhang verdient 
der H inweis der Autoren auf die positi­
ve politische wie ökonomische Bedeu­
tung der Inflation, zumindest bis zu ih-

149 



Wirtschaft und Gesellschaft 

ren Sch lu ßphasen ,  fü r d ie  N ach­
folgestaalen besondere Bedeutung. 
Dieser Gedanke wurde in bezug auf 
Deutschland von Borchardt entwickelt 
(D ie  E rfahrung mi t  I nflat ionen i n  
Deutschland, in: Schlemma, J .  (Hrsg.) , 
Enteignung durch Inflation?, München 
1 972). 

Restriktive Effekte traten in den ost­
mitteleuropäischen Staaten erst im 
Gefolge der Stabilisierungspolitik ein -
und wurden offenbar stärker fühlbar als 
in Österreich. Natürlich war dem Wie­
deraufbau dieser Länder auch der Um­
stand nicht günstig, daß der internatio­
nale Handel eher stagnierte. Darüber 
hinaus verfolgten sie eine nationalisti­
sche Wirtschaftspo l it ik ,  m it Hoch­
schutzzöllen und n ichttarifarischen 
Handelshemmnissen, welche ihr Ziel 
zwar kaum erreichte, aber d ie Wirt­
schaftsentwicklung behinderte. 

Eine Verbesserung der Lage ergab 
sich erst in der zweiten Hälfte der 
zwanziger Jahre mit dem Aufschwung 
der gesamten Weltwirtschaft. Freilich 
blieb auch diese Entwicklung labil, da 
die vorwiegend agrarischen Exporte 
dieser Länder - mit Ausnahme der CSR 
- auf Märkte flossen, die immer härter 
umkämpft waren und sich schon teil­
weise zum Schutz der heimischen Pro­
duktion abschlossen .  Das gravierendste 
Problem dieser Zeit bestand jedoch in 
der Überschuldung, welche in der Welt­
wirtschaftskrise auch zur Zahlungsun­
fähigkeit führte und entsprechende 
Moratorien sowie Stabilisierungsmaß­
nahmen erforderte . D ie späteren 
dreißiger Jahre brachten eine gewisse 
Erholung,  die sich aber wegen des 
Bevölkerungswachstums kaum in einer 
Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens 
niederschlagen konnte. 

Die Autoren kommen mit sich dar­
über nicht ins reine, ob die Einbezie­
hung der ostmitteleuropäischen Staa­
ten i n  d ie  deutsche "G roßraum­
wirtschaft" , d .  h .  in  reg lementierten 
Handel auf Clearingbasis, vorteilhaft 
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war oder nicht. Da sich deren Marktan­
teil am europäischen Handel dieser Zeit 
erhöhte, scheint das - zumindest vor 
dem Krieg - doch eher der Fall gewe­
sen zu sein. 

Der Zweite Weltkrieg brachte aber­
mals katastrophale Zerstörungen, de­
ren Überwindung, zumindest in der 
CSR und Polen, mit massiver UNRRA­
H i lfe in Angriff genommen werden 
konnte. Der Marshallplan kam aber die­
sen Ländern nicht mehr zugute, da sie 
i ndessen in den kommun istischen 
Machtbereich hineingezwungen worden 
waren und damit auch dessen Wirt­
schaftssystem übernehmen mußten. 

ln diesem Rahmen konnte während 
der fünfziger Jahre tatsächl ich eine 
massive Industrialisierung in Gang ge­
bracht werden. Sie erstreckte sich vor 
allem auf die Schwerindustrie und be­
ruhte auf dem erhöhten Einsatz der 
Produktionsfaktoren. Prod uktivitätsstei­
gerungen, technischen Fortschritt oder 
I nnovation ermöglichte das System 
praktisch nicht. Die Vernachlässigung 
der Konsumgüterindustrie und die da­
mit gegebene schlechte Versorgung der 
Bevölkerung führte schließlich zu Auf­
ständen in mehreren Oststaaten.  

Die nach Stalins Tod einsetzenden 
Reformversuche werden von den Au­
toren ebenso ausführlich behandelt wie 
d ie polit ische Entwicklung ,  welche 
durch immer wieder aufbrechende Ver­
suche gekennzeichnet ist, das kommu­
nistische System zu beseitigen oder zu­
mindest fundamental zu verändern. 

Rückblickend gesehen wurde sein 
Ende mit dem Bestreben eingeleitet, die 
technische Rückständigkeit durch mas­
sive Importe von westl ichen Investiti­
onsgütern zu überwinden. Dieser Ver­
such schlug deshalb fehl ,  weil das Sy­
stem nicht in der Lage war, diese Güter 
zweckmäßig einzusetzen.  Nur verur­
sachte diese Politik eine zunehmende 
Verschuldung der RGW-Länder. 

Der Ölpreisschock erwies sich zu­
nächst deshalb als vorteilhaft, weil die 
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Sowjetunion vorerst ihr Öl zu konstan­
ten Preisen weiterl ieferte. Als sie jedoch 
diese dem Weltmarkt anpaßte, trafen 
Inflation und Zahlungsbilanzschwie­
rigkeiten die Länder vol l .  

Der letzte Teil des Buches ragt in die 
gegenwärtigen Debatten hinein. Die 
Autoren beschreiben den Zusammen­
hang zwischen den immer stärker zu­
tage tretenden lnsuffizienzen des Wirt­
schaftssystems mit dem schließlich ein­
tretenden Zusammenbrechen der politi­
schen Struktur, den notorischen Proble­
men der Transformation, ihre regional 
sehr unterschiedliche Bewältigung so­
wie die gleichfalls recht unterschiedli­
che politische Entwicklung dieser Staa­
ten. 

Im Ausblick bleiben die Autoren recht 
skeptisch , wobei sich ihre vorsichtige 
Beurteilung der künftigen Entwicklung 
nicht so sehr auf die Visegrad-Staaten 
bezieht, sondern vor allem auf den Bal­
kan im engeren Sinne. Zwar konnte die 
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Studie die jüngste Entwicklung in Bos­
nien nicht mehr berücksichtigen, den­
noch bleiben viele der Argumente zu 
dieser Problematik gültig . 

Einige Fehler lassen sich natürlich in 
der Arbeit finden. Milos Jakes war nicht 
Nachfolger Janos Kadars (S. 1 80 ). Aus 
der Tabelle 1 0.2, welche das GDP pro 
Kopf vergleicht, geht nicht hervor, ob 
zu Kaufkraftparitäten oder Wechselkur­
sen gerechnet wird; in jedem Fall sind 
die Werte für 1 987 total falsch. Danach 
hätte die CSSR fast drei Viertel des 
Österreich ischen Pro-Kopf-Volksein­
kommens erreicht, welches wieder 
deutlich unter dem englischen gelegen 
wäre. 

Kleine Irrtümer vermögen nichts dar­
an zu ändern, daß hier ein Buch vor­
liegt, das umfassend über die wirtschaft­
liche und politische Entwicklung und 
Problematik der Oststaaten in ange­
nehm lesbarer Weise informiert. 

Felix Butschek 

1 5 1  
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Beschäftigungspolitik im 

Zeichen der Aufrüstung 

Rezension von: Ludolf Herbst, Das 
nationalsozialistische Deutschland 1933-

1 945, Suhrkamp Verlag, edition 
suhrkamp 1 285, Frankfurt am Main 

1996, 495 Seiten, öS 22 1 ,- .  

Der vorl iegende, von Ludolf Herbst, 
Professor für Zeitgeschichte an der 
Humboldt-Universität in Berl in , verfaß­
te Band, der im Rahmen der Reihe 
' Neue H istorische B ib l iothek' des 
Suhrkamp-Verlags erschien, bietet auf 
fast 500 Seiten eine knappe, präzise 
Einführung in die deutsche Geschichte 
zwischen 1 933 und 1 945. 

Trotz der umfangmäßigen Beschrän­
kungen, die sich aus dem Taschenbuch­
Format ergeben, wird ein breites Spek­
trum von Sachbereichen behandelt. 
Fragen der Wirtschaftsordnung, der 
Beschäftigungspolitik, der Sozialpolitik, 
der Rüstungswirtschaft, der Außenwirt­
schaftspol it ik usw. kommt e in ver­
gleichsweise hoher Stellenwert zu. 

Bereits in der Einführung weist Herbst 
mit aller gebotenen Deutlichkeit darauf 
hin, daß die Wirtschaftspolitik der Na­
tionalsozialisten von Anfang an in er­
ster Linie dazu diente, Deutschland im 
umfassenden Sinn auf die Kriegsfüh­
rung vorzubereiten, denn der Krieg soll­
te die Ziel- und Selbstverwirklichung 
des Regimes ermöglichen. 'Der Krieg 
füllte n icht nur die Hälfte der national­
sozialistischen Herrschaftsperiode aus, 
sondern der Nationalsozialismus kam 
aus dem Krieg, fand im Krieg seine ei­
gentliche Bestimmung und ging im 
Krieg schließlich unter.' (S.9) 
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Die vorrangige Aufgabe der Wirt­
schaftspolitik bestand somit vor Kriegs­
beginn in der Ausrüstung einer kriegs­
fähigen Wehrmacht sowie in der Bereit­
stel lung der volkswirtschaftlichen Res­
sourcen für den KriegsfalL Daneben 
waren aber auch die Konsum- und 
Lebensansprüche der Bevölkerung so­
weit zu befriedigen, daß die System­
stabil ität nicht in Gefahr geriet. Das 
hohe Tempo der Aufrüstung war aus­
schlaggebend dafür, daß diese beiden 
Ziele ab 1 936 in einem latenten Kon­
flikt miteinander standen. Die resultie­
renden Friktionen zwangen die Regie­
rung einerseits zum Ausbau des staat­
lichen Lenkungs- und Zwangssystems, 
andererseits zu sozialpolitischen Kom­
promissen. 

Der Senkung der Arbeitslosigkeit kam 
für die Sicherung der nationalsozial isti­
schen Herrschaft große Bedeutung zu. 
Im Jänner 1 933 waren mehr als 7,5 Mio. 
Personen arbeitslos. Rechnet man zu 
den Erwerbslosen die Familienangehö­
rigen hinzu, waren mehr als 20 Mio. 
Menschen betroffen. Im genannten 
Monat blieben bereits rund 20% der 
Arbeitslosen ohne jede öffentliche Un­
terstützung. 

Die in der Folge von der Regierung 
H it ler getroffenen beschäft igungs­
politischen Maßnahmen wurden in ho­
hem Maße im Sinne der Wiederaufrü­
stung fun ktional is iert. Bereits am 
8.2.1 933 setzte Hitler d ie Prioritäten: 
'Jede öffentl iche geförderte Arbeits­
beschaffungsmaßnahme müsse unter 
dem Gesichtspunkt beurteilt werden, ob 
sie notwendig sei vom Gesichtspunkt 
der Wiederwehrhaftmachung des deut­
schen Volkes. '  (S.96) 

Mit einem Ausgabenvolumen fü r 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen von 
3,5 Mrd. RM zwischen Frühjahr 1 933 
und Anfang 1 936 ließ d ie Regierung 
Hitler alles, was die Vorgänger geplant 
hatten, weit hinter sich . Mit dem stei­
genden Tempo der Aufrüstung verän­
derte sich der Charakter der Arbeits-
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beschaffungspolitik graduell. Der Anteil 
der Rüstungsausgaben an den Gesamt­
ausgaben der öffentlichen Hand stieg 
von 4% im Jahre 1 933 auf 1 8% 1 934, 
39% 1 936 und schließlich 50% 1 938. 
Im Durchschnitt der Jahre 1 935 bis 
1 938 wurden 1 6% des Sozialprodukts 
für die Rüstung ausgegeben. 

Innerhalb von vier Jahren gelang es, 
die Arbeitslosigkeit fast vollständig zu 
beseitigen. 1 936 sank die Arbeitslosen­
zahl auf 1 ,6 Mio. ,  im folgenden Jahr fiel 
sie unter die Millionmarke, die Vollbe­
schäftigung war nahezu erreicht. Was 
den Erfolg der nationalsozialistischen 
Arbeitsbeschaffungspolitik ausmachte, 
war - wie die obigen Zahlen deutlich vor 
Augen führen - die konsequente Ver­
bindung von Arbeitsbeschaffung und 
Aufrüstung. 

Die staatliche Lohnpolitik zielte in die­
sem Zeitraum darauf ab, die Reduzie­
rung der Produktionskosten, die wäh­
rend der Weltwirtschaftskrise eingetre­
ten war, möglichst beizubehalten. Die 
Abschaffung der Tarifautonomie und die 
Auflösung der unabhängigen Gewerk­
schaften erleichterten die Kontrolle der 
mit der Annäherung an die Vollbeschäf­
tigung einsetzenden Lohnauftriebs­
tedenzen. 

Der durchschnittliche reale Wochen­
lohn (Effektivlohn) der Arbeiter erreichte 
erst 1 937 wieder das Niveau von 1 928 
und lag 1938 fünf Prozent über letzte­
rem. Dabei kam es stark darauf an, wo 
man arbeitete: Wer in der Rüstungs­
wirtschaft tätig war, verdiente mehr als 
derjenige, der in den Verbrauchsgüter­
industrien arbeitete. 

Wichtig im Zusammenhang mit der 
Beurteilung der Entwicklung des Le­
bensstandards der Arbeitnehmer ist fer­
ner, daß sich die Zusammensetzung 
des Warenkorbes und die Qualität der 
Konsumgüter nach 1 933 kontinuierlich 
verschlechterten. 

Es ist somit unklar, ob der Lebens­
standard der Arbeiter bis 1 938 jenen des 
Jahres 1928 nennenswert überschritt. 
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Allerd ings schn itten die Arbeiter als 
Gruppe immer noch relativ besser ab 
als Angestellte und Beamte. Charakte­
ristisch für die Verteilungssituation zwi­
schen 1 933 und 1 939 ist eine extreme 
Ungleichheit der Chancen und ein 
Differenzierungsprozeß, der quer zu 
allen sozialen Schichten und Klassen 
verlief. Staat und Partei griffen regle­
mentierend und Zwang ausübend in die­
se Prozesse ein. 

Die vor 1 933 bestehenden Instrumen­
te sozialer Selbstverwaltung und Selbst­
steuerung auf dem Arbeitsmarkt wur­
den im NS-Staat durch staatliche Or­
gane ersetzt. Die Aufgabe der Festle­
gung von Mindestarbeitsbedingungen 
einschließlich Mindestlöhnen, welche 
bis dahin den autonomen Tarifpartnern 
zugefallen war, sowie die Aufgabe der 
'Aufrechterhaltung des Arbeitsfriedens' 
oblag ab Mai 1 933 laut Gesetz den sog. 
Treuhändern der Arbeit'. Diese waren 
Reichsbeamte und demzufolge an 
Weisungen des Reichsarbeitsministers 
gebunden. An die Stelle der Tarifver­
handlungen trat somit die staatl iche 
Lohnfestsetzung. 

Die Kontroll- und Mitspracherechte 
der Arbeitnehmer auf der Betriebs­
ebene wurden stark eingeschränkt, die 
Gestaltungsbefugnisse der Arbeitgeber 
erheblich verstärkt. Die Betriebsräte 
wurden durch sog. 'Vertrauensräte' er­
setzt. Die 'Wahl' der letztgenannten er­
folgte aufgrund einer Liste, die der Be­
triebsführer gemeinsam mit dem jewei­
ligen Obmann der 'Deutschen Arbeits­
front' (DAF) aufstellte; entsprechend 
gering war das Interesse an diesen 
Scheinwahlen. Tatsächlich waren die 
Vertrauensräte weitgehend funktions­
los. 

De facto galten die Tarifverträge aus 
der Zeit vor 1 933 vielfach unverändert 
weiter, da die von den Treuhändern der 
Arbeit vorzunehmende Umstellung auf 
sog. Tarifordnungen' nur langsam vor­
ankam und in den neu erlassenen Tarif­
ordnungen häufig die bisherigen Lohn-
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bestimmungen einfach übernommen 
wurden. 

Völ l ig zum I nstrument staatlicher 
Lohnkontrolle wurden die Treuhänder 
der Arbeit mit der im Jahre 1 938 erlas­
senen Verordnung über die Lohn­
gestaltung, die den Reichstreuhändern 
der Arbeit die Befugnis gab, Höchstlöh­
ne und Höchstarbeitsbedingungen fest­
zulegen. Damit wurde der Lohnstopp für 
die Tariflöhne, der die meisten Wirt­
schaftsbereiche nach 1933 erfaßte, fort­
gesetzt (1  ). 

Die Entscheidung, ohne Rücksicht 
auf das volkswirtschaftlich Verantwort­
bare aufzurüsten, hatte weitreichende 
Konsequenzen. Es entwickelte sich ein 
System der Mangelwirtschaft, das 
Ressourcenverschwendung in einer 
Situation der Ressourcenknappheit be­
trieb, daher extreme Ungleichgewichte 
schuf und zu ständiger Umverteilung 
gezwungen war. Staatliche Ad-hoc-ln­
terventionen, denen kein umfassender 
Ordnungsentwurf zugrunde lag, erfor­
derten weitere Interventionen in vielen 
anderen Bereichen usf. , so daß der 
Planungsaufwand lawinenartig anstieg . 

Die Störungen, die von der forcier­
ten Aufrüstung ausgingen ,  pflanzten 
sich in immer weitere Bereiche von 
Wirtschaft und Gesellschaft fort. Der 

1 54 

23 . Jahrgang ( 1 997) ,  Heft 1 

sog. Zweite Vierjahresplan verringerte 
die Auslandsabhängigkeit, aber er be­
seitigte sie nicht. Da die Begrenzung 
der Rüstungsziele für Hitler nicht in Fra­
ge kam, blieb nur ein Ausweg: die Ex­
pansion nach außen. Dieser Kurs trug 
eine Selbstverstärkungstendenz in sich, 
denn mit Fortdauer der Aufrüstung ver­
ringerte sich das mil itärische Risiko ei­
ner Expansion. Diese Entwicklungen 
prägten die deutsche Außenpolitik in 
steigendem Maße. 

Dem Autor ist auf knapp bemesse­
nem Raum eine ausgezeichnete Ein­
führung in die Geschichte der NS-Zeit 
gelungen. Der Anmerkungsteil ist in 
Verbindung mit der Literaturliste, wel­
che vor allem deutschsprachige Artikel 
und Bücher umfaßt, in erster Linie dar­
auf ausgerichtet, weiterführende Studi­
en einzelner Sachgebiete zu erleich­
tern. 

Martin Mailberg 

Anmerkung 

( 1 )  Zur Arbeitsmarktordnung im ' Dritten 
Re ich '  s iehe  d e n  Ü berb l ick  i n :  
Englberger, Josef, Tarifautonomie i m  
Deutschen Reich . E ntwicklung des 
Tarifvertragswesens von 1870/71 bis 
1 945 (Berlin 1 995) 271ff. 
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